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Der Inflationsaufwertungsvergleich. 


Von Rechtsanwalt Dr. 


decke nes der meiſt ungeklärten Probleme des Aufwertungs⸗ 
ſenen N der Einfluß eines in der Inflationszeit geſchloſ⸗ 
967 Kiergleichs auf den Aufwertungsanſpruch. Zwar ſieht 
ausdrückt G hierüber Beſtimmungen vor. Sie gelten jedoch 

lich nur für Vermögensanlagen; inwiefern ihre ent⸗ 
ende Anwendbarkeit für die Aufwertung außerhalb 


a grundſätzliche Geſichtspunkte gewinnen. 

Linie em ſollen die nachſtehenden Ausführungen in erſter 
zuer nen. Ich verſuche hierbei, ohne ihre Richtigkeit an⸗ 
ertu nen, möglichſt im Rahmen der reichsgerichtlichen Auf⸗ 
ier lehre zu bleiben. Inwiefern gerade die Prüfung des 

der rei erörternden Gegenſtandes Zweifel an der Richtigkeit 
andere Dosen Aufwertungslehre rechtfertigt, iſt eine 

0 

anſpru Der Einfluß des Vergleichs auf den Aufwertungs⸗ 

agli ist für das Gebiet der freien Aufwertung, alſo grund⸗ 

Juflat; noch wenig unterſucht. Der Hinweis, daß während der 
worden seit geſchloſſene Vergleiche meiſt unwirkſam ge⸗ 

unterstelle zen; weil die von den Vergleichsparteien als richtig 
Ma Er Vorausſetzung der Geltung des Satzes Mark gleich 
wie mals unrichtig ſich herausgeſtellt habe (8 779 BGB.), iſt, 

tung ei zeigen ich mich bemühen werde, bei kritiſcher Betrach- 

7 Beesweiſer nach falſcher Richtung ). 

au 

Gl ur ſubjektive Ungewißheit durch gegenſeitiges Nachgeben 
zelden 

S 


bas AufwGh.) kann dem Streit oder der Ungewißheit über 


Hirn > 

Many, Für Anwendbarkeit des 8 779 BGB. treten ein: Leh⸗ 
u §67 sweſebeck, Anm. 2 zu 867 und Michaelis, Anm. 1 
9 . 2 Aufdügel, der auch eine entſprechende Anwendung des 8 67 
uf Grund . ablehnt, ſteht der Möglichkeit, Aufwertungsvergleiche 

Benin. des § 779 BB. als unwirkſam zu betrachten, jkeptiich 
% die 8 rieſeche (Bremer Nachrichten v. 2. Mai 1926) tritt 
hun ern, ſprechende Anwendung des 867 Abſ. 2 AufwG. für die 
aten si > Auherhalb des Aırfm. ein. Das RG. und das Nc ver- 
fing; > gegenüber der entſprechenden Anwendung des 8 67 Abſ. 2d 
uf Auſwertungsvergleiche außerhalb des Aufiwd. ablehnend. 


. Alfons Roth, Berlin. 


Fälle wird vor allem die Aufwertungspflicht ſtreitig oder un⸗ 
gewiß geweſen ſein, wenigſtens in der Zeit vor der Preis⸗ 
gabe des Satzes Mark gleich Mark durch die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts (gegen Ende 1923) bzw. vor der Verkün⸗ 
dung der 3. Steuer NotBO. Es beſteht theoretiſch noch die 
Möglichkeit, daß die Parteien ſich zwar über das Nichtbeſtehen 
einer Aufwertungspflicht auf Grund der Annahme Mark ſei 
gleich Mark nach dem damaligen Stand der Rechtſprechung einig 
waren, aber in Streit oder Ungewißheit darüber ſich befanden, 
ob die unterſtellte Geltung des Satzes Mark ſei gleich Mark 
eine Anderung erfahren werde. Es wäre jedoch praktiſch nie 
auseinanderzuhalten, ob diesfalls der Streit oder die Un⸗ 
gewißheit über die Aufwertung ſich darauf bezog, daß die Ge⸗ 
ſetzgebung eingreifen oder die Rechtſprechung ihre bisherige 
Auffaſſung revidieren werde; ob Streit oder Ungewißheit be⸗ 
ſtand über eine mögliche Anderung des Rechts zuſtandes 
oder der Rechts anſchauung. Soweit ſich die Parteien an 
die Geltung des Satzes Mark gleich Mark gehalten und wegen 
der Ungewißheit einer Anderung dieſes Rechtszuſtandes oder 
dieſer Rechtsanſchauung ſich verglichen hätten, wäre die ge⸗ 
meinſame Vorausſetzung ihrer Vergleichsabrede lediglich die 
praktiſche Tatſache dieſer Geltung. Die Tatſache, daß zur 
Zeit eines Vergleichsſchluſſes bis gegen Ende 1923 der Satz 
Mark gleich Mark praktiſch in Geltung war, iſt durch die ſpä⸗ 
tere Rechtſprechung und Geſetzgebung keineswegs als unrichtig 
erwieſen, fo daß inſoweit der Tatbeſtand des 8 779 BGB. 
nicht vorliegen kann. 

Zur richtigen Einſtellung führt ausſchließlich die Er⸗ 
wägung, daß bei Aufwertungsvergleichen die Parteien ganz 
einfach nur von der Ungewißheit ſich leiten ließen, was Rech⸗ 
tens ſei. Die Deutung, daß die Parteien nicht nur die Tat⸗ 
ſache, ſondern auch die Richtigkeit des Satzes Mark gleich 
Mark übereinſtimmend in der Weiſe als feſtſtehenden Sach⸗ 
verhalt zugrunde gelegt hätten, daß der Streit oder die Un⸗ 
gewißheit bei Kenntnis der wirklichen Sachlage (d. h. der an⸗ 
geblichen Unrichtigkeit dieſer rechtlichen Beurteilung) nicht ent⸗ 
ſtanden wäre, iſt unmöglich. Daß der Streit oder die Un⸗ 
gewißheit entſtand, iſt gerade der unwiderlegliche Beweis da⸗ 
für, daß die Parteien auf die Richtigkeit dieſes Satzes ſich 
nicht verlaſſen haben. Das einzige, was die Vergleichs⸗ 
parteien als feſtſtehenden Sachverhalt annahmen, iſt ihre 
Ungewißheit darüber geweſen, was Rechtens ſei, oder, wenn 
fie ſich ſchon wirklich übereinſtimmend der Tatſache bewußt 
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waren, daß die Rechtſprechung damals den Satz Mark gleich 
Mark (noch) nicht preisgegeben hatte, inwiefern an dieſer 
Tatſache durch einen Wandel der Rechtſprechung oder durch 
die Geſetzgebung etwas ſich ändern würde. Dieſe Ungewißheit 
beſtand aber wirklich, an ihrem Vorhandenſein kann ſich 
dadurch nichts ändern, daß die Rechtſprechung ihre damalige 
Auffaſſung aufgegeben hat. 

Schwerlich wird ſich ein Tatbeſtand finden 
laſſen, bei welchem ein Aufwertungs vergleich, 
aus dem Grunde nach 8 779 BGB. unwirkſam ge- 
worden iſt, weil die Rechtſprechung von Auf⸗ 
wertungsgegnerſchaft zu Aufwertungsenthu⸗ 
ſias mus ſich bekehrt hat. 

2. Glaubt man die Aufwertung überhaupt aus allgemeinen 
Vorſchriften herleiten zu können, ſo liegt es nahe, zu 
unterſuchen, ob nicht die Vorſchrift des 867 Abſ. 2 
Aufw G. ein Niederſchlag der „allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften“ iſt, aus denen die Aufwertung erfolgt. 


Sichtlich iſt der 8 67 Abſ. 2 AufwG. — das lehrt ſchon 


der Vergleich mit dem § 13 der 3. Steuer NotVO. — eine 
Parallelvorſchrift zum § 15 Aufw®. Soweit nach dem 815 
AufwG. auch die Annahme der Zahlung als Erfüllung den 
Aufwertungsanſpruch nicht ausſchließt, wäre es nicht folge⸗ 
richtig geweſen, die Parteien an den Vergleich zu binden. Ver⸗ 
ſteht man den § 15 AufwG. richtig als Fiktion eines vom 
Gläubiger angebrachten Vorbehalts auf eine Nachforderung 
für den Fall, daß der Aufwertungsanſpruch gegeben ſei oder 
nachträglich gewährt werde, ſo mußte man dem Schuldner 
auch gegenüber der durch den Vergleich bewirkten Beendigung 
des Schuldverhältniſſes einen Nachforderungsanſpruch geben, 
genau ſo, wie wenn er ſich dieſen vorbehalten hätte. Aus 
dieſem Zuſammenhang muß man folgern, daß der in der Zeit, 
als die Wirtſchaft ſchon begonnen hatte, in Gold zu rechnen, 
abgeſchloſſene Aufwertungsvergleich unter dem ſtillſchweigen⸗ 
den Vorbehalt ſtehe, daß er nur gelten ſolle, falls dieſer 
wirtſchaftlichen Abkehr von der Markwährung die entſprechende 
rechtliche Abkehr nicht nachfolge. Dieſe vom Aufwertungsgeſetz 
angewandte Konſtruktion ſcheint mir indeſſen eine allzu äußer⸗ 
liche Betrachtung zu ſein, die für das Gebiet der freien Auf⸗ 
wertung nur dann und nur inſoweit übernommen werden 
kann, als es möglich iſt, aus den leitenden Geſichtspunkten der 
Aufwertung eine tiefere Begründung für ſie zu finden. 

Der Billigkeitsgedanke, welcher im 8 67 Abſ. 2 zum Aus⸗ 
druck kommt, läßt ſich auf die gemeinverſtändliche Formel 
bringen, daß der Gläubiger den Vergleich entweder über⸗ 
haupt nicht abgeſchloſſen oder ſeine Anſprüche höher geſchraubt 
hätte, wenn im Zeitpunkt des Vergleichsſchluſſes 
der Aufwertungsgedanke ſtärker entwickelt ge⸗ 
weſen wäre. Wenn es auch richtig iſt, daß gerade die Un⸗ 
entwickeltheit des Aufwertungsgedankens die Unſicherheit ge⸗ 
ſchaffen hat, die zum Aufwertungsvergleich geführt hat, ſo 
kann man doch nicht, ſo nahe dieſes nach den Ausführungen 
unter 1 zu liegen ſcheint, den Schluß ziehen, daß die Unan⸗ 
greifbarkeit des Aufwertungsvergleichs eben in dieſer auf der 
Unentwickeltheit des Aufwertungsgedankens beruhenden Un⸗ 
ſicherheit der Rechtslage ihre feſteſte Stütze findet. 

Die „allgemeinen Vorſchriften“, nach welchen ſich die 
Aufwertung innerhalb des Aufwertungsgeſetzes (angeblich) zu 
vollziehen hat, ſchließen die Möglichkeit der Anpaſſung jeder 
geſetzlichen oder vertraglichen Bindung an die Veränderung 
der Verhältniſſe, welche der Wirtſchaftsumſturz der Inflation 
während der Epoche der Geldentwertung und nach deren Über⸗ 
windung im Gefolge gehabt hat, in ſich. Dieſe überaus große 
Tragweite, welche die Aufwertungslehre dem § 242 BGB. 
gibt, wird beſonders deutlich dadurch, daß die reichsgerichtliche 
Rechtſprechung, worauf Abraham (Dig. 1926, 1065) hin⸗ 
weiſt, ſich die Befugnis zumißt, auch geſetzliche Sonderregeln 
nach Billigkeitsermeſſen zum Zwecke der Aufwertung abzu⸗ 
ändern. Hinzugefügt werden kann der Hinweis auf die Außer⸗ 
kraftſetzung des Riſikos, welches der laſtenfrei veräußernde 
Verkäufer eines Grundſtückes dem Erwerber gegenüber ver⸗ 
traglich oder nach geſetzlicher Vorſchrift übernommen hat, durch 
die Rechtſprechung des Reichsgerichts ). Auch hier kann von 
der Anwendung des § 242 BGB. als von einer Auslegungs⸗ 


2) Vgl. WarngRſpr. 1926 Nr. 74 und 75. 


Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche ungen | 


. . 
regel im Sinne früherer Anſchauung nicht mehr bie Rei. 


Mit der Erkenntnis, daß ſolche Anwendung des 8 mri 
auf die mit der Geldentwertung und dem Wirtſchafts ruhte 
der Inflationszeit zuſammenhängenden Fragen in Wirk eo 
iſt eine aus beſonderem Anlaß, nämlich der Störung die 
„normalen“ Verlaufes der Wirtſchaftsentwicklung durch gen 
Inflation und die damit zuſammenhängenden Erſcheinunn 
hervorgegangene Reaktion der Billigkeit, iſt es leider u 
nicht gut beſtellt. Der (m. E. untaugliche) Verſuch, das "ur 
wertungsrecht aus dem § 242 BGB. abzuleiten, iſt gott, 
zuführen auf das Bedürfnis, die unrichtige, aber una und 
bare Vorſtellung aufrechtzuerhalten, daß das Recht zeitlos 
unabhängig vom Milieu gelte. par 
Wenn man wirklich dem § 242 die weittragende 4 
tung beimeſſen darf, die ihm auf dem Gebiete des fi) 
wertungsrechtes die Rechtſprechung zumißt, fo handelt gage 
um die Verkörperung der Gerechtigkeitsidee und der Bi der 
in dieſer zivilrechtlichen Vorſchrift. Wie man ſich auch 8° al 
Frage ſtellt, ob der 8 242 BGB. die Verkörperung der all 
gemeinen Billigkeitsidee im Rechte iſt, auf jeden An⸗ 
leidet die Billigkeitsidee keine begrenzte m 
wendung. Entweder ſetzt ſie ſich gegen die irgendwie euch 
dem allgemeinen Zeit⸗ und Wirtſchaftsmilieu in Wider mein 
geratene?) geſetzliche oder vertragliche Bindung al Gen 
durch, oder ſie hat überhaupt keinen Platz im Rechtsſe ger, 
Der gegenwärtige Zuſtand des auf die allgemeinen un 
ſchriften zurückgreifenden Aufwertungsrechtes iſt ein hö af? 
befriedigender. Während, wie erwähnt, die reichsger ea 
Rechtſprechung mit der Anwendung des $ 242 BGB. bol 


vor ſpezialrechtlichen geſetzlichen Beſtimmungen nich; Jolle 


macht, kommt ſie über andere Unbilligkeiten, die ſich a in den 
von Vorſchriften des gemeinen bürgerlichen Rechtes Jul. 


Anwendung auf Rechtsverhältniſſe, welche durch die offer 
tionszeit hindurch gegangen find oder ihr entſtammen end 
bar ergeben, wie z. B. hinſichtlich der Haftung des "gm 
übernehmers oder des Bürgen aus aufzuwertenden abel 
ſprüchen, nicht hinweg. Ganz beſonders draſtiſch tritt Bil 
dieſes innerlich zuſammenhangloſe Ineinandergreifen ett 
ligkeitsanwendung und Kleben an der logiſch⸗ dial rel 
Folgerichtigkeit von Geſetzes⸗ oder Vertragsvorſchriſte em 
Tragweite auf die Beſonderheiten des Aufwertungs pre age 
nicht zugeſchnitten iſt, beim Aufwertungsvergleich digehe 
Wenn die ausdrücklich auf Mark lautende Geldſchuld Gaube 
der Anwendung des 8 242 BGB. nach Treu und 0 
aufgewertet wird, wenn das vom Veräußerer übernom nach 
Risiko der Garantie der Laſtenfreiheit eines Grundſküae a 
8 242 BGB. reguliert wird, jo kann man es unmöglie der 
zutreffend anſehen, daß für die Frage, welche Tragwen einen 
in der Inflationszeit abgeſchloſſene Vergleich über „(ei 
Papiermarkanſpruch hat (haben darf) nach Rechtsnormen 
8 779 BGB.) entſchieden werden ſoll, deren Anwend und 
unter der ſelbſtverſtändlichen Voraus ene 


1% be’ 
der Tatbeſtand, auf welchen ſich der Bergleilln 
zog, zwar nicht ſubjektiv, aber doch objeft! ag 
ſtanden. Vom Standpunkt der herrſchenden Auf Fa 


end 


neint hat. Ein Recht aber, deſſen fich kein Gericht bel 6⁰ 


kann man als geltendes und feſtſtehendes nicht anſe 7 un 
ſehr kann man das Recht und ſeine praktiſche Anwend 
möglich trennen. ar 


4 5 3 t es 9 
Bei unvoreingenommener Betrachtung unterliegt ug 


keinem Zweifel, daß der Inflationsaufwer! . U 
vergleich die Beſonderheit hat, der allgemeine un 
ſicherheit darüber, was Rechtens ſei, entſprungen zu Je 0 
ſich von allen anderen Vergleichen be 4 
unterſcheidet, daß die Unſicherheit, aus ger 
hervorgegangen iſt, nicht auf individuelle 


U 
bell 
2 Vgl. hierzu meine Ausführungen in „Die Auf 
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Dältniffe des einzelnen Falles, fondern ent⸗ Berückſichtigung dieſer unleugbaren Tatſache 


2 5 auf eine Lücke des Rechts überhaupt oder 
Erk einen allgemeinen Mangel ſeiner richtigen 
tenntnis zurückzuführen iſt. Der Inflations⸗ 
heit ertungs vergleich zeigt alſo eine Beſonder⸗ 
halb Ki wenn der Billigkeit überhaupt eine Funktion inner⸗ 
mit Hua Rechtes zukommt, und wenn man dieſe Billigkeit 
9 242 © teichögerichtlichen Rechtſprechung als Anwendung des 
a BGB. anſieht, nicht minder als andere, ſchon geläufige 
In latidungsfalle von Treu und Glauben innerhalb der durch 
2 ation und Geldentwertung geſchafſenen Probleme die 
kanziehung dieſes Geſichtspunktes erforderlich macht. 
Neokesorechtigkeit und Billigkeit und Treu und Glauben ſind 
in onen gegen die Rechtsregel, ob dieſe nun im Geſetz oder 
Jertrag wurzeln, inſofern, als ſie Abhilfe ſchaffen ſollen 
Fi en, daß die daraus abzuleitenden Rechtsfolgen auto⸗ 
iſch ſich auswirken ohne jede Berückſichtigung der Ver⸗ 
bnd des Geſamtmilieus, aus welchem eine vertragliche 
as ang oder eine Rechtsvorſchrift herausgewachſen iſt. Daß 
einen et zeitlos bindet, daß das, was vor 200 Jahren in 
5 Vertrag vereinbart oder durch den Geſetzgeber beſtimmt 
Gelt en iſt, auch heute nach ſeinem damaligen Ideeninhalt 
Gheſtang hat, iſt zweifellos nicht richtig. Auch das Recht im 
liche e und Vertragswerk iſt Geſchöpf des allgemeinen zeit⸗ 
kein Milieus, in welchem es geſchaffen worden iſt. Es iſt 
recht fal, daß ſich das elementare Billigkeits⸗ und Ge⸗ 
beſtinateitsgefühl ſtets gegen die Anwendung überlebter Rechts⸗ 
mungen gewehrt hat. In vielen Fällen wird das als 
merk einer beſtimmten Zeitperiode entſtandene Recht un⸗ 
feine ich mit dem Wandel der Zeiten auch inhaltlich im Geiſte 
um r Auslegung den Wandel mitmachen und der Verände⸗ 
Hp der Zeitläufte ſich anpaſſen. In anderen Fällen liegt 
er en undeutbaren, innerlich nicht wandlungsfähigen Sinn 
Ent; techtsvorſchrift, daß fie die notwendige Anpaſſung an die 
wie d lung nicht mitmachen kann. Wenn eine Kataſtrophe, 
rührt te der Inflation, an die Grundlagen der Wirtſchaft 
weſer und in der Zertrümmerung der Währung eine der 
und lichten Vorausſetzungen des wirtſchaftlichen Denkens 
schaft andelns ausſchaltet, und wenn ſodann auch der wirt⸗ 
des iche Wiederaufbau nicht einfach eine Wiederherſtellung 
Milter der Kataſtrophe liegenden geſamten wirtſchaftlichen 
wel 18 5 it), fo müſſen alle die rechtlichen Beſtimmungen, 
2 aus der Vorinflationszeit in die Inflationszeit und 
tion zinflationszeit oder aus der Inflation in die Nachinfla⸗ 
froh hinübergreifen, jofern fie irgendwie von den Aus⸗ 
len ungen der Geldentwertung und der ſich daran knüpfen⸗ 
0 olgen berührt werden, ebenfalls ein „überlebtes“ 6) 
durch darſtellen, welches im ſtärkſten Maße der Anpaſſung 
die Billigkeit bedarf. 
bers liegt auf der Hand, daß der im Inflationsvergleich 
den zommene Verzicht auf den Verſuch der Durchſetzung eines 
ſpru apiermarknennbetrag der Forderung überſteigenden An⸗ 
Garni es, im Milieu dieſer Zeit betrachtet, einen Sinn und ein 
ar hatte, die fih im Stadium des Wiederaufbaues der 
ſchaft und der Überwindung der Juflationserſcheinungen 
vi, ders darſtellen müſſen als vorher. Es hat ſich in- 
chaten im Übergang in das von dem allgemeinen Wirt⸗ 
aal enilieu der Inflatiouszeit grundverſchiedene Milieu der 
gegen lationszeit ſelbſt das Ziel des Auſwertungsgedankens 
nicht über ſeinen erſten Regungen in der Juflationszeit 
Pr. unerheblich verſchoben, worauf auch Locher (Archgiv⸗ 
Stad, F. 5. Bd. 3. H. S. 317) zutreffend verweiſt. In dem 
der um der Unentwickeltheit des Aufwertungsgedankens wird 
Papi erzicht auf den Verſuch der Durchſetzung eines den 
deres marknennbetrag überſteigenden Anſpruches als ein an⸗ 
jetzige ſicherlich geringeres Opfer ſich darſtellen als in der 
gen Entwickeltheit des Auſwertungsgedankens. Aus der 


funken gl. hierzu die Unterſuchungen des „Inſtituts für Kon⸗ 
inflatf Aorſchung“, in welchen darauf hingewieſen wird, daß die Nach⸗ 
liche Duswirtſchaft gegenüber der Vorkriegswirtſchaft eine weſent⸗ 
Strukturveränderung zeigt (Heft 2 Einleitung). 
vorgeg Überlebt in dem Sinne der von mir — vgl. Anm. 3 — her⸗ 
ent Inkompatibilität des auf „normale“ und gleichnräßige 
ſchaffl; nung der Wirtſchaft zugeſchnittenen Rechts gegenüber wirt⸗ 
deründchen Verhältniſſen, welche durch eine tiefgreifende Struktur⸗ 
berung beeinflußt ſind. 


ergibt ſich aber bei richtiger Betrachtung eine 
Beſchränkung der Tragweite des Inflations⸗ 
aufwertungsvergleichs in ähnlicher Weiſe wie 
die reichsgerichtliche Rechtſprechung die Trag⸗ 
weite der vom Grundſtücksveräußerer übernom⸗ 
menen Laſtenfreiheitsgarantie beſchränkt hat. 
Um dies klarzuſtellen, iſt ein Abſchweifen auf dieſes beſondere 
Gebiet geboten. 

RG. 112, 329 ff. IW. 1926, 787 begrenzt die ber» 
tragliche oder geſetzliche (vgl. 8 439 Abſ. 2 BGB.) Garantie 
des Grundſtücksveräußerers für die Laſtenfreiheit des ver⸗ 
kauften Grundſtücks aus Billigkeitserwägungen heraus (die 
es als Anwendung des § 242 BGB. betrachten zu können 
meint), falls die daran ſich knüpfenden Folgen im Miß⸗ 
verhältnis zu dem Preiſe ſtehen, der dem Veräußerer für 
das Grundſtück zugefloſſen iſt. Die innere Berechtigung zu 
dieſer Beſchränkung iſt nicht ohne weiteres klar. Die Ab⸗ 
ſchwächung der an ſich vollen Garantie der Laſtenfreiheit kann 
offenſichtlich nicht aus dem Mißverhältnis der Tragweite die⸗ 
ſer Garantie zur Gegenleiſtung des Käufers allein abgeleitet 
werden. Es gibt an und für ſich keine Rechtsvorſchrift, nach 
welcher Leiſtung und Gegenleiſtung in dem Verhältnis der 
Angemeſſenheit zueinander ſtehen müſſen. Möglich iſt viel⸗ 
mehr dieſe Begrenzung der Garantiefolgen nur, wenn man 
davon ausgeht, daß im Milieu des Vertragsſchluſſes die Frei⸗ 
ſtellungsgarantie irgendwie anders, beſchränkter, übernommen 
war, als ſie ſich nunmehr auswirkt. Das Maß dieſer Be⸗ 
ſchränkung aus der Vorſtellung der Parteien über die Höhe 
der Hypothekenlaſt abzuleiten, iſt weder eine theoretiſch be⸗ 
friedigende Löſung noch praktiſch ein gangbarer Weg. Dar⸗ 
auf, wie eine Vorkriegshypothek von 100 000 % in den Jah⸗ 
ren 1922 und 1923 bewertet worden iſt oder zu bewerten war, 
gibt es keine ausreichende Antwort; am allerwenigſten läßt 
ſich im Einzelfall feſtſtellen, in welcher Wertvorſtellung über 
dieſe Vorkriegshypothek die vertragſchließenden Parteien ſich 
zuſammengefunden haben. Zu vermuten iſt, daß der Grund⸗ 
ſtückserwerber, der die Übernahme der Hypothekenlaſt ab⸗ 
lehnte bzw. gegen die Übung nicht übernehmen wollte, dies 
gerade getan hat, weil er über ihre Aufwertbarkeit 
im unſicheren war. Die reichsgerichtliche Rechtſprechung 
zu der hier als Parallele zu dem eigentlichen Thema an⸗ 
geſchnittenen Frage kann nur in folgender, oben wiederholt 
hervorgehobenen Erwägung ihre Stütze finden: Jede Ver⸗ 
pflichtung wird von der Geſamtheit der Verhältniſſe, dem 
wirtſchaftlichen Milieu, in welches ſie ihrer Entſtehung nach 
eingegliedert erſcheint, in weſentlicher Weiſe beſtimmt. So 
beſtimmt, daß insbeſondere die der übernommenen Ver⸗ 
pflichtung gegenüberſtehende Gegenleiſtung eine andere als 
die urſprünglich vereinbarte iſt, wenn Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung nicht in demſelben Milieu zum Vollzug und zur 
Auswirkung kommen. Die viel beredete Proportionalität von 
Leiſtung und Gegenleiſtung folgt allerdings nicht aus der 
rechtlichen Verknüpfung von Leiſtung und Gegenleiſtung (dem 
Synallagma) in dem Sinne, daß das Wertverhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung im Vertragsſchluß die unverrück⸗ 
bare Vertragsgrundlage bildet e). Wohl aber werden Leiſtung 
und Gegenleiſtung durch die Geſamtheit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Umſtände der Zeit, der ſie ihre Entſtehung 
verdanken, zu einer Einheit verbunden. Es hat dies ſeine 
Urſache darin, daß das rechtliche Band keineswegs zeitlos und 
(objektiv) vorausſetzungslos die Kontrahenten feſſelt. Recht 
und Rechtsfolgen ſind vielmehr an ſich nur als Begleit⸗ 
erſcheinung und Ausflüſſe eines beſtimmten Geſamtmilieus 
zu betrachten. Der Begriff „Geſamtmilieu“ iſt hier ſelbſt⸗ 
verſtändlich zu verſtehen als Ablauf einer in ihren wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſonſtigen Grundlagen gleichmäßigen Ent⸗ 
wicklung, deren Gleichmäßigkeit nicht ſchon dadurch auf⸗ 
gehoben erſcheint, daß ſich erfahrungsgemäß wechſelnde Kon⸗ 
junkturen zeigen und darin manchmal recht erhebliche Wert⸗ 
veränderungen. Die Gleichmäßigkeit eines Milieus erſcheint 
nur dann unterbrochen, wenn die weſentlichen Grund⸗ 
lagen des Ablaufs der wirtſchaftlichen Entwicklung eine tief⸗ 
greifende Veränderung erfahren, wie ſie gewöhnlich nur lange 
Zeitperioden im Vergleich zueinander zeigen, ausnahmsweiſe 


) Vgl. hierzu Roth, „Die Aufwertung“ S. 30. 
294 * 


2344 


aber auch durch einen plötzlichen Umſturz einander nahelie⸗ 
gende Zeiträume aufweiſen können. Eine ſolche völlige Ver⸗ 
änderung des wirtſchaftlichen Milieus zeigt die Inflationszeit 
ſowohl gegenüber der’ unmittelbar vor wie der unmittelbar 
nach ihr liegenden Entwicklung. Wie ſich eine etwa im Jahre 
1650 begründete Verpflichtung im Jahre 1900 ganz anders 
darſtellt, ebenſo ſtellt ſich eine 1910 begründete Forderung 
von 10000 % im Zeichen der Inflationswirtſchaft und dann 
wieder im Rahmen der Nachkriegswirtſchaft jeweils ganz 
anders dar, als ſie im Rahmen der Inflationswirtſchaft ſich 
geſtaltete, und kann in der Rechnungseinheit der alten Papier⸗ 
markwährung ohne Zweifel weder im wirtſchaftlichen Milieu 
der Inflationszeit noch in dem der Nachinflationszeit richtig 
wiedergegeben ſein, wenn man ſich überlegt, daß ſowohl die 
Güterwerte wie die Einkommen in der Inflationszeit in 
einem ganz anderen gegenſeitigen Verhältnis ſtehen als vor⸗ 
her. Der in der Rechnungseinheit der Mark feſtgeſetzte Nenn⸗ 
betrag der Forderung ſpiegelt ein vollſtändig anderes wirt⸗ 
ſchaftliches Milieu wieder als das der Inflationszeit. In⸗ 
folge der Grundverſchiedenheit dieſer beiden Milieus, die 
innerlich unvergleichbar ſind, iſt eine, Vorkriegsforderung, die 
in der Inflationszeit zahlbar wird, im Nennbetrag der Vor⸗ 
kriegsmark nicht richtig dargeſtellt. Ebenſo iſt es unmöglich, 
eine Vorkriegsforderung von 10000 % im gleichen Nenn⸗ 
betrage der neuen Reichsmark wiederzugeben. Trotz der 
Gleichheit der Währungs grundlagen?) der Vorkriegsmark 
und der neuen Reichsmark hat die in der Nachkriegszeit zu er⸗ 
füllende Geldforderung von 10000 % einen weſentzich ande⸗ 
ren wirtſchaftlichen Gehalt als 10000 Reichsmark weil die 
wirtſchaftlichen Rahmen der Vorkriegszeit und der Nach⸗ 
inflationszeit außerordentlich voneinander verſchieden ſind. 
Die letztere hat unter veränderten Bedingungen des geſamten 
wirtſchaftlichen Lebens einen viel engeren Rahmen, in welchem 
trotz erhöhter Lebenshaltungskoſten 10000 Reichsmark mehr 
bedeuten als 10000 % der Vorkriegszeit. Die in der In⸗ 
flationszeit eingegangenen Geldſchulden ſind ebenfalls erſt in 
ſolche der Nachinflationswirtſchaft umzurechnen, eine Um⸗ 
rechnung, die ſich, wie die Rechtſprechung zutreffend erkannt 
hat, weder nach dem Dollarkurs noch nach dem Lebens⸗ 
haltungsindex ohne weiteres bewerkſtelligen läßt. Eine in der 
Inflationszeit eingegangene Regreßverpflichtung hat ihr be⸗ 
ſonderes Gepräge im Milieu der Inflationswirtſchaft. Ihre 
rein auf den Wortſinn abgeſtellte (automatiſche) Aus⸗ 
wirkung iſt in dem völlig veränderten Milieu der Nach⸗ 
inflationswirtſchaft eine ganz andere, als ſie im fortbeſtehen⸗ 
den Milieu der Inflationswirtſchaft geweſen wäre. Es it 
derſelbe Gedanke der billigen Angleichung (Angleichung 
nach Treu und Glauben) an das veränderte wirtſchaftliche 
Milieu, welches die „Aufwertung“ der Markforderungen trägt 
und der die reichsgerichtliche Rechtſprechung dazu geführt hat, 
Regreßverpflichtungen des Grundſtücksveräußerers nach 8242 
BGB. „auszulegen“. Bei einiger Vertiefung in die Materie 
iſt ein Zweifel daran kaum möglich, daß die Aufwertung über 
ihren geläufigen Inhalt, daß die in Mark ausgedrückte For⸗ 
derung „nach Treu und Glauben“ auf einen Goldmarkbetrag 
umzurechnen iſt, hinausgreift und auch nach anderer Richtung 
als nach der der bloßen Umwandlung der in Mark ausge⸗ 
drückten Geldſchuld vor die Notwendigkeit ſtellt, rechtliche 
Bindungen umzudeuten. 

Nur unter dieſem Geſichtspunkt iſt die im 8 67 Abſ. 2 
AufwG. vorgeſehene Regelung in ihrem innerſten Weſen 
begreiflich. Unter dieſem Geſichtspunkte begriffen muß ſie 
aber auch gleichzeitig als Niederſchlag der nach allgemeinen 
Grundſätzen ſich vollziehenden Aufwertung angeſehen wer⸗ 
den. Die durch nichts als die Eingeſchworenheit auf eine 
theoretiſch nicht haltbare Aufwertungslehre zurückführende 
Betrachtung der geſetzlichen Regelung der Aufwertung als 
eine Summe von Ausnahmebeſtimmungen ſteht dieſer Er⸗ 
kenntnis allerdings hemmend entgegen. Daß es eine völlige 
Unmöglichkeit ift, die Beſtimmungen der Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung als eng auszulegende Ausnahmebeſtimmungen zu 
werten, ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß die ſogenann⸗ 
ten allgemeinen Grundſäze in der Aufwertung keineswegs 
auf einer unzweideutigen Vorſchrift des gemeinen bürger⸗ 


7) Die Währungsgrundlagen ſind die gleichen, nicht aber auch 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſelbſt. 
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ve Guriſtiſche Wochenschrift 
lichen Rechts fußen, ſondern ſelbſt nur der Niederſchlag 0 
bisher nicht geübten, überaus weitherzigen Anwendung 
Tragweite des § 242 BG B. find. In Wirklichkeit diskreditic 
die herrſchende Auffaſſung der Rechtſprechung das geſezlie, 
Aufwertungsrecht aus keinem anderen Grunde, als weil 1 

teilweiſe die Forderungen der von ihr als Anwendung. ont 
8 242 BGB. betrachteten Billigkeitsanwendung in -— 
anderen Lichte betrachtet. als der Geſetzgeber. Mit demfeld 

Rechte könnte die Rechtſprechung die geſezliche Regeln 
irgendeiner ſpeziellen Materie, z. B. Beſtimmungen ſiten 
den Schutz des geiſtigen Eigentums, als Ausnahmevorſchri 0 
gegenüber angeblich aus dem gemeinen bürgerlichen Re — 
§ 242 BGB. abzuleitenden Forderungen betrachten, mung 
haupt kodifiziertes Recht gegenüber dem vor der Kodiftzienn 
durch die Rechtsübung aufgebauten Recht unter die Ausnahn 

vorſchriften einreihen. Völlig widerlegt wird die Anſicht, da 
die geſetzlichen Vorſchriften der Aufwertung Ausnahme 

ſchriſten ſeien dadurch, daß auch die bisher feſtgehalten 
allgemeinen Aufwertungsgrundſätze bedenkliche Lücken deig g 
deren Ausfüllung immer wieder dem vielberufenen 9 ©. , 
BGB. zugemutet werden muß, um offenſichtliche Unbilug 
keiten zu vermeiden, ſo wie dies die reichsgerichtliche 2 
ſprechung hinſichtlich der Regreßforderungen des hypothelen 


frei erworben habenden Käufers getan hat. Eine ſolch am 


ſich noch gar nicht abgeſchloſſene Aufwertung nach alig ne 


Grundſätzen kann bei vorurteilsfreier Betrachtung ſiche 
nicht den Anſpruch erheben, als die Regelung der Auf uf 
tung zu gelten, mit welcher die geſetzliche Regelung der u 
wertung in Widerſpruch treten kann. Vielmehr ift es ſo, o. 
die wirtſchaftlichen und wirtſchaftspolitiſchen Gebantenzeihin, 
welche bei der gefeglichen Regelung der Aufwertung Be ch 
ſichtigung gefunden haben, als Ausdruck des Ausgleichs en 
Treu und Glauben nicht minder betrachtet werden min 
als die Erwägungen, welche hierüber irgendein Gericht anz . 
ſtellen in der Lage iſt. Der Richter hat zwar bei freier alles 
wertung die Möglichkeit, die Verhältniſſe des einzelnen Fa — 
eingehend zu berückſichtigen. Aber die Verhältniſſe des 
zelnen Falles fußen in den Zuſammenhängen der Gef rten 
wirtſchaft, welche der Geſetzgeber, welcher alle intereſſtt 
Kreiſe ausreichend zu hören Veranlaſſung genommen Hane 
würdigen zweifellos beſſer in der Lage geweſen iſt als ez. 
tüchtigſte Richter in dem beengten Rahmen eines Zivilproze uf. 
Es iſt deswegen falſch, wenn die Rechtſprechung die im Auf⸗ 
wertungsgeſetz niedergelegten Regelungen, ob ſie nun die ber 
wertung hemmen oder fördern, als Ausnahmevorſchriften At 
trachtet. Vielmehr iſt es unbedingt notwendig, daß die Rene 
ſprechung bei der, wie erwähnt, noch gar nicht abgeſchloſſe an 
Formung der Aufwertung nach allgemeinen Grundſätzen, 
den Gedankengängen und Regelungen des Aufwertungsg! I 
ſelbſt nicht vorübergeht, ohne genaueſtens zu prüfen, in ic, 
weit in ihnen der Niederſchlag der Billigkeit zu finden en 
welche den Aufwertungsgedanken trägt. So kann man bei 
Beſtreben, das Aufwertungsproblem möglichſt allſeitig im 
Billigkeit zu löſen, keinesfalls daran vorübergehen, daß One 
8 67 Abſ. 2 AufwG. getroffenen Beſtimmungen über die viel 
flationsvergleiche dem Billigkeitsempfinden unendlich tet 
näher iſt, als auch die Löſungen ſein könnten, die man 5 ſſt. 
Heranziehung der 88 779, 113 BGB. zu finden verſuch 


3. Dieſelben Gedankengänge, welche nach obigen "vor 
führungen die Rechtſprechung des Reichsgerichts zum REN 43 
anſpruch des hypothekenfrei gekauft habenden Grundil 
verkäufers bei näherer Betrachtung allein tragen können nor 
fen auf den Inflationsvergleich zu. Ex trägt nicht m In⸗ 
das beſondere Gepräge der eigenartigen Umſtände der irt 
flationswirtſchaft an ſich. Im Rahmen der Inflation, 
ſchaft gliedern ſich notwendig der Gegenſtand des Vergle⸗ in 
die zu vergleichende Markforderung, und die Gegenleistung in 
einen weſentlich anderen wirtſchaftlichen Rahmen ein au, 
der Inflationswirtſchaft. Es braucht kaum geſagt zu wer et 
daß in der Inflationswirtſchaft, vor der ſtärkeren, ſelbſt 5 2 
noch nicht ganz abgeſchloſſenen Ausreifung des Aufwerkn 
gedankens, der vergleichsweiſe Verzicht auf einen 15 000 
anſpruch ein weſentlich beſchränkteres Riſiko einſchloß, I un 
ſich jetzt in der Nachinflationswirtſchaft dem worte 
nach auswirkt. Die Tragweite des vom Markglau ine 
übernommenen Vergleichsriſikos iſt eben naturgemäß 


* 
Jahrg. 1923 Heft 20 
arg. 1923 Heft 20 


an . 
chere in einer Zeit, in welcher der Aufwertungsgedanke ſich 


127 Er zu regen begann und die aufzuwertende Forderung 
ande ie die Gegenleiſtung aus dem Vergleiche in dem ganz 
(fett d. Rahmen der Inflationswirtſchaft vorſtellbar war 
ert die „Aufwertung“ konnte nur in einer nicht mehr als 
ſch melfer tauglichen Währung ausgedrückt werden), als es 
inflatibt in den völlig veränderten Verhältniſſen der Nach⸗ 
auch nswirtſchaft tatſächlich auswirkt. Infolgedeſſen mußte 
ungs ve einem in der Inflationszeit geſchloſſenen Aufwer⸗ 
geſpr ergleich die Gegenleiſtung für den im Vergleich aus⸗ 
an Beten Verzicht auf die Verfolgung des Aufwertungs⸗ 
tracht ches, nicht nur im Lichte der Nachinflationszeit be⸗ 
wenn 5 geringer ausfallen, als ſie ausgefallen ſein würde, 
ee ee Aufwertungsgedanke entwickelter geweſen und Lei⸗ 
ſchaft und Gegenleiſtung nicht im Rahmen der Inflationswirt⸗ 
E w bendern außerhalb desſelben gelegen wären. Dieſe 
ren ag ung muß aber unmittelbar dazu füh- 
gega aß man das in der Inflationszeit ein- 
Bern gene Vergleichsriſiko nur in weſentlicher 
liche ränkung unter den veränderten wirtſchaft⸗ 
laff n Umſtänden der Nachinflationszeit gelten 
ben en kann. Nach Billigkeitsgrundſätzen (Treu und Glau⸗ 
Grin! hier ebenſowenig wie bei dem Regreßanſpruch des 
d. fubſtückserwerbers das übernommene Riſiko automatiſch, 
diefe Wir Wortlaut nach, zur Wirkſamkeit kommen; denn 
ander irkung iſt in dem Milieu der Nachinflationszeit eine 
glei u weſentlich ſtärkere als in dem, in welchem der Ver⸗ 
ben) wurzelt. Billigerweiſe (nach Treu und Glau- 
“ 2a daher der vergleichsweiſe Verzicht auf 
Maß ddemeſſenes Maß zu beſchränken. Für dieſes 
gleich fun Beſchränkung wird das Mißverhältnis der Ver⸗ 
darſtellt ame zum Aufwertungsanſpruch, wie er ſich heute 
Nik t, ‚einen wichtigen Anhaltspunkt bilden müſſen. Dieſes 
einzeln ältnis unterliegt der Korrektur. Soweit nicht im 
vorliegen Falle beſondere Gründe für eine andere Annahme 
im Mil. muß unterſtellt werden, daß die Vergleichsſumme 
lien des Vergleichsabſchluſſes eine angemeſſene ge⸗ 


iv h 
eſen iſt. Wenn ſie auch jetzt noch angemeſſen ſein ſoll, ſo 
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kann ſie ſich nur auf den Umfang des Aufwertungsanſpruches 
beziehen, der bei der heutigen Entwicklung des Aufwertungs⸗ 
rechtes für die gleiche Vergleichsſumme billigerweiſe als Ab⸗ 
findung betrachtet werden kann. Gewiß kommt man hierbei 
zu rohen Schätzungen, aber nicht mehr als die Bemeſſung der 
Aufwertung ſonſt auch rohe Schätzung iſt. Als der im Zwei⸗ 
fel angemeſſene Vergleich wird bei gleicher Ungewißheit der 
Erfolgchancen der Kontrahenten die Halbierung des möglicher⸗ 
weiſe erfolgreichen Aufwertungsanſpruchs zu betrachten ſein. 
Gerade der Fall wird aber für den Aufwertungsanſpruch in 
der Inflationszeit in der Regel als gegeben anzuſehen ſein. 
Auf das Doppelte der in Geld umzurechnenden Vergleichs⸗ 
ſumme darf man daher im Zweifel den Aufwertungsanſpruch 
als abgefunden betrachten. Der Mehrbetrag der heute als 
angemeſſen anzuſehenden Aufwertung liegt dann außerhalb 
des billigerweiſe noch wirkſamen Vergleichsriſikos und darf 
als durch den Vergleich abgefunden nicht angeſehen werden. 
Je nach den Geſamtumſtänden des Einzelfalles wird man den 
vergleichsweiſe abgefundenen Aufwertungsbetrag größer oder 
kleiner anzuſehen haben, ſtets aber wird man billiger⸗ 
weiſe durch den Inflationsvergleich nur einen 
Teil des Aufwertungsanſpruchs als abgefunden 
betrachten können. Wenn beiſpielsweiſe die Vergleichs⸗ 
ſumme auf 1000 Goldmark umzurechnen, nach den heute 
geltenden Grundſätzen der verglichene Anſpruch aber auf 
10000 Goldmark anzuſetzen wäre, jo wird man im Zweifel 
keinesfalls mehr als 2000 Goldmark des Aufwertungs⸗ 
anſpruches als durch den Vergleich abgefunden anſehen können. 
Ich glaube mit Sicherheit ſagen zu können, daß die recht⸗ 
liche Beurteilung des Inflationsaufwertungsvergleiches, wie 
ſie hier dargelegt iſt, dem billigen Empfinden durchaus ent⸗ 
ſpricht. Die hier verſuchte rechtliche Betrachtung des In⸗ 
flationsaufwertungsvergleichs hat den großen Vorzug, daß der 
§ 67 Abſ. 2 AufwG. nicht weiterhin eine unverſtandene und 
unbegreifliche Sondervorſchrift bleibt. Ich wiederhole, daß der 
Gedanke der Billigkeit und der Anwendung von Treu und 
Glauben überhaupt dann Sinn und Zweck hat, wenn er all⸗ 
umfaſſend iſt, wenn er nicht als Sondervorſchrift wirkt. 


Internationales Privatrecht oder Währungsrecht bei der Aufwertung von 
Markforderungen? 


Von Dr. George Melchior, Haag. 


8 u bbaum, „Das Geld in Theorie und Praxis des 
ſicht 1 780 und ausländiſchen Rechtes“ (S. 143 f.), hat die An⸗ 
wegen zgeſprochen, daß die deutſchen Aufwertungsvorſchriften 
order ihres währungsrechtlichen Inhaltes auf alle Mark⸗ 
ich emen anzuwenden ſind, auch wenn die Forderung an 
(T emdem Recht unterliegt. Dieſer Ansicht hat ſich Mügel 
geſamte Aufwertungsrecht § 21) angeſchloſſen. 
einer l.: ZW. 1926, 1323 wirft die Frage auf, ob — bei 
wegen deutschem Recht unterliegenden Frankenforderung — 
digung es Sturzes des franzöſiſchen Franken Verzugsentſchä⸗ 
foren nach franzöſiſchem Recht als dem Währungsrecht ge- 
hält ſi werden könne. Das RG. entſcheidet dieſe Frage nicht, 
wer de aber, wie die Gründe ergeben, für ſehr erwägens⸗ 
welche J; Angeſichts der großen Autorität der Schriftſteller, 
Grunſſich für die Entſcheidung nach währungsrechtlichen 
Aufi dſätzen ausgeſprochen haben, und angeſichts der dieſe 
beſteht ung keineswegs ablehnenden Stellungnahme des RG., 
der, die Möglichkeit — von meinem Standpunkt aus die 
echt , daß alle Markſchulden, die dem ausländiſchen 
Grundſaanterliegen, von deutſchen Gerichten nach deutſchen 
Jlätzen aufgewertet werden. 
folgen folgendem ſoll der Nachweis verſucht werden, daß 
würde Aufwertung den Grundſätzen des Rechtes widerſprechen 
ſehrlic we in den praktiſchen Folgen in hohem Grade ge⸗ 
ire. 


\ i 
begriff Was Währung bedeutet, mag in ſeinen feinſten Grenz⸗ 
en zweifelhaft ſein. Nußbaum S. 44 bezeichnet als 


den modernen Begriff der Währung das Geldſyſtem. Er zi⸗ 
tiert andere Schriftſteller, die das Geld, die Banknoten uſw. 
oder den Inhalt der Rechtsnorm, nach welcher ſich ent⸗ 
ſcheidet, welches Geld unbegrenzt aufdrängbar ſei, als Wäh⸗ 
rung bezeichnen. 

Für die hier zu behandelnde Frage iſt es gleichgültig, 
welcher dieſer Anſichten man ſich anſchließt. Denn nach jeder 
Anſicht gehört zur rechtlichen Regelung der Währung die 
Regelung der Zahlungseinheit. 

So beſtimmt der $1 des dtſch. MünzG. v. 1. Juni 1909 
(RG Bl. 507): „Im Deutſchen Reich gilt die Goldwährung. 
Ihre Rechnungseinheit bildet die Mark, welche in 100 Pfen⸗ 
nige eingeteilt wird.“ Der 81 Münz. v. 30. Aug. 1924 
(RG Bl. II, 254 ff.) beſtimmt wörtlich dasſelbe mit dem Unter⸗ 
ſchied, daß ſtatt „Mark“ „Reichsmark“ und ſtatt „Pfennige“ 
„Reichspfennige“ geſagt iſt. 

Aus dieſen Beſtimmungen und aus den weiteren Be⸗ 
ſtimmungen der deutſchen Geſetze über das Goldgewicht der 
Mark bzw. der Reichsmark, über die Eigenſchaft der Reichs⸗ 
banknoten als Zahlungsmittel, über Scheidemünzen und aus 
anderen auf demſelben Gebiet liegenden Beſtimmungen er⸗ 
gibt ſich der Inhalt der jeweiligen deutſchen Währung. 

Beide Münzgeſetze enthalten Beſtimmungen über die Art, 
wie früheres Währungsgeld in die neue Währung umzu⸗ 
rechnen iſt. 

§ 5 Abſ. 2 WährG. v. 30. Aug. 1924 beſtimmt: „Sofern 
eine Schuld in Mark bisheriger Währung gezahlt werden 
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kann, iſt der Schuldner berechtigt, die Zahlung in geſetzlichen 
Zahlungsmitteln in der Weiſe zu leiſten, daß eine Billion 
Mark einer Reichsmark gleichgeſetzt werden.“ 

Das deutſche Aufwertungsrecht hat die Währungsein⸗ 
heit in keiner Weiſe berührt. Die Aufwertungsbeſtimmungen 
ergeben nur, daß unter gewiſſen Umſtänden mehr Mart oder 
Reichsmark gezahlt werden müſſen als dies bei Geltung des 
Satzes „Mark gleich Mark“ erforderlich wäre. 

Das RG. hat in der für das Aufwertungsrecht grund⸗ 
legenden Entſch. RG. 107, 881), die Aufwertung nicht etwa 
mit Währungsvorſchriften begründet, ſondern damit, daß die 
Währungsvorſchriften hinter den $ 242 BGB. zurücktreten 
müßten. Alſo hat ſich nach der Auffaſſung des RG. die Auf⸗ 
wertung nicht auf Grund des Währungsrechtes, ſondern 
gegen das Währungsrecht durchgeſetzt. Die weitere Entwick⸗ 
lung hat erſt recht gezeigt, daß die Aufwertung nicht dem 
Währungsrecht entſpringt. Alle Rechtsverhältniſſe, die die 
engſte Beziehung zur Währung haben, ſind nicht aufgewertet. 
Reichsbanknoten werden nicht aufgewertet (RG. v. 30. Mai 
1926; JW. 1926, 2069), ebenſowenig Notgeld (RG. vom 
29. März 1926; ZW. 1926, 1552 f.), ebenſowenig Wechſel 
(RG. v. 17. März 1925; RG. 110, 40 ff.) 2). 

Die Aufwertung dieſer Forderungen iſt wegen ihrer 
abitraften Natur abgelehnt. Die Aufwertung beruhe auf 
Billigkeitserforderniſſen, die beim Fehlen eines konkreten 
Rechtsverhältniſſes nicht angenommen werden dürften (RG. 
110, 40 ff.) . 

Die Aufwertung von Reichskaſſenſcheinen iſt — ſoweit ich 
ſehe — nicht einmal verſucht worden. Die Aufwertung von 
Bankguthaben iſt geſetzlich ausdrücklich ausgeſchloſſen ($ 66 
AufwG.). 

Die Aufwertung findet alſo bei der eigentlichen Grund⸗ 
lage der Währung, dem Geld, bei den ihm gleichſtehenden 
Reichsbanknoten und beim Gelderſatz, nämlich den Wechſeln 
und den Bankguthaben nicht ſtatt. 

Unter dieſen Umſtänden kann von einer Veränderung der 
Währung durch die Auſwertungsgrundſätze nicht die Rede 
ſein, ſondern nur von einem Sieg allgemeiner bürgerlicher 
Rechtsgrundſätze über die Währungsvorſchriften, wie das RG. 
in der Entf. v. 28. Nov. 1923 ausdrücklich jagt. 

Wenn man ſich auf einen gegenteiligen Standpunkt ſtellt, 
ſo muß man zu dem Ergebnis kommen, daß in Deutſchland 
lange Zeit eine Währung beſtanden hat, von deren Vor⸗ 
handenſein niemand etwas gewußt hat. i 

Bis zum Beginn der zweiten Hälfte des Jahres 1923 
galt in Deutſchland grundſätzlich, wenn auch durch zahlreiche 
Ausnahmen gemildert, der Satz „Mark gleich Mark“. 

Erſt RG. 106, 422 f.) hat dieſe ſpäter völlig aufgegebene 
Auffaſſung erſchüttert. Nach der jetzt herrſchenden Praxis 
ſteht es feſt, daß die Rechtſprechung ſich in einem Irrtum 
befunden hat, und daß ſchon lange Zeit vor dem Auguſt 1923 
in Wirklichkeit der Saz „Mark gleich Mark“ nicht gegolten 
hat. Dementſprechend werden Papiermarkforderungen, die ſeit 
dem 15. Aug. 1922 mit dem Papiermarknennbetrage bezahlt 
ſind — ſogar wenn die Zahlung vorbehaltlos entgegen⸗ 
genommen iſt — als nur teilweiſe getilgt betrachtet (2. Sen. 
des RG. v. 30. April 1926, RG. 113, 136 ff., abweichend vom 
1. Sen., welcher frühere Zeitpunkte zugrunde legt (vgl. die 
Zuſammenſtellung auf S. 140 des angef. Urt.). 

Das Aufwertungsrecht war alſo mindeſtens zirka 1 Jahr 
lang im geheimen vorhanden, ohne daß jemand von ihm 
etwas wiſſen konnte. 

Meiner feſten Überzeugung nach verbietet ſchon die Kom⸗ 
pliziertheit des Aufwertungsrechtes, es als Beſtandteil der 
Währung zu betrachten, da dieſe Einfachheit und überſicht⸗ 
lichkeit erfordert. 

Aber der Gedanke an ein im verborgenen ſein Weſen 
treibendes Währungsrecht, das des Entdeckers harrt, iſt — 
glaube ich — auch für den kühnſten Former juriſtiſcher Ge⸗ 
bilde ſchwer erträglich. 

2. Selbſt wenn es ſich um währungsrechtliche Vor⸗ 
ſchriften handeln würde, würde auf Grund der bisherigen 
Praxis der höchſten deutſchen Gerichte keineswegs anzu⸗ 


) JW. 1924, 38. — ) ZW. 1925, 1380. — 9) JW. 1925, 
1380. — 9 JW. 1923, 803. 


nehmen ſein, daß ſolche Vorſchriften — abgeſehen von kon 
nahmefällen — fremdrechtliche Markverpflichtungen berühr 
würden. (dr 
Nachdem Deuktſchland in den 70er Jahren zur * 
währung übergegangen war, mußten das ROHG. und 5 
RG. in einer Reihe von Entſcheidungen zur der Frage Stellu 5 
nehmen, ob die — zweifellos währungsrechtlichen — deutſch 
Geſetzesvorſchriften über die Umrechnung der alten Gill 95 
währungen in die neue Goldwährung für Ausländer verbig. 
lich ſeien. Die Frage ift insbeſondere in den öſterreichiſche h 
ſogenannten Kuponprozeſſen zur Entſcheidung gelangt. bt 
In allen dieſen Entſcheidungen (ROH. v. 19. um, 
1878, 23, 205 ff.) ROH G. v. 28. Juni 1879, 24, 188 0% 
Roch v. 8. April 1879, 25, 47f.; RG. v. 12. Dez 180. 
1, 23 ff.; RE. v. 1. März 1882, 6, 125ff. insbeſondg 
S. 130,31) mit Ausnahme von einer (NG. v. 9. Febr. 10 
19, 47ff.) iſt die Frage, wie weit dieſe unzweifelhaſte 
Währungsvorſchriften für ausländiſche Geſellſchaften verbi t 
lich ſeien, darauf abgeſtellt, ob ein deutſcher Erfüllungse 
vorhanden war. ines 
Nur in RG. 19, 47ff. iſt trotz Vorhandenſeins 8 
ausländiſchen (ungariſchen) Erfüllungsortes die Maße 1 
lichkeit der deutſchen Umrechnungsvorſchriften auf Grund he 
bejonderen Umſtandes angenommen, daß es ſich um Schulden 
aus internationalen Wertpapieren handelte, die auch! 
Deutſchland emittiert waren. 1 
Die neueſte Rechtſprechung des RG. hat in den bekanunen 
Prozeſſen über Forderungen, die auf oſtafrikauiſche Ruble 
lauteten, ſogar den Grundfaß. eingeſchränkt, daß Währung” 
änderungen eines Landes die Schuldner binden, die dort & 
erfüllen haben (vgl. RG. 107, 121%); RG. v. 8. April 192% 
23. 1924 Sp. 587 ff. und RG. 108, 298 ff.) e). . 
Es würde daher ein Bruch mit unſerer geſamten höchf 
richterlichen Rechtſprechung eintreten, wenn auf diejeni 
Markforderungen, die fremdem Recht unterliegen, die deu 
Aufwertungsvorſchriften angewendet würden, außer natür lk!“ 
ſoweit das fremde Recht ſie ſelbſt anerkennt. 5 
3. Die Behandlung der Aufwertung nach der Ruß, 
baum⸗Mügelſchen Währungstheorie (in folgendem - 
als „Währungstheorie bezeichnet“) würde zur Folge bee 
daß — unabhängig davon, ob bei einer Markfordernng 
deutſche Intereſſen irgendwie beteiligt ſind — die Aufwertu 
ſtattzufinden hätte. nd 
Nach Beendigung des Krieges war die Mark jahrela 1 
ein beſonders beliebtes Objekt der ausländiſchen Spekulallo 
Als die deutſche Währung in ſchnellem Fall begriffen 7 
ließ ſich der ausländiſche Ausleiher von Markbeträgen | 
Riſiko durch ungeheure Zinſen bezahlen. Mn 
Soll der deutſche Richter — wenn folde Spelulail 
fehlgeſchlagen iſt — einer Theorie zuliebe, die mit ber ht 
famten früheren deutſchen Rechtſprechung und mit der Ane 
des Auslandes im Widerſpruch ſteht ), den international 


5) JW. 1924, 1357. 6) JW. 1926, 161. 3 

7) Von auswärtigen Gerichten hat — ſoweit mir bekannt Mr 
allein der engliſche Court ok appeal eine ausdrücklich ablehnende echt 
lung zu der Frage eingenomnien, ob das deutſche Aufwertung ab⸗ 
Währungsrecht iſt, und zwar in der bek. Entſch. v. 12. Febr. 1 Dieses 
gedruckt in „The Times Law Reports“ Bd. 42 S. 302 ff. Leier 
Urteil iſt in JW. 1926, 1374 f. auszugsweiſe wiedergegeben — 1 r- 
mit einem überſetzungsfehler in dem entſcheidenden Punkt. dern 
rency“ heißt nämlich nicht „Kurs“, wie es dort überſetzt iſt, ſo 
„Währung“. 19 f. 

Der tſchechoſlowakiſche oberſte Gerichtshof, JW. 1925, ai 
hat ausgeſprochen, daß die deutſchen Aufwertungsvorſchriften enn 
Papiermarkforderungen nur zur Anwendung zu kommen haben, * 
die Forderung ſelbſt deutſchem Recht unterliegt. 

Die franzöſiſche Rechtſprechung hat in den vielen Proz 
die in Frankreich über Markvaloriſation geführt find — fob! 


zeſſen, 
14 10 
Auſ⸗ 
wertungsvorſchriften für die franzöſiſchen Gerichte maßgebend bean 
Jede Valoriſation, die nicht durch die für Elſaß⸗Lothringen erlaſſ 
Spezialbeſtimmungen (Arrétés mon6taires v. 26. Nov. 1918 U ichten 
4. April 1919) erforderlich wurde, iſt von den franzöſiſchen Ger ob, 
abgelehnt. Noch im Urteil des Kaſſationshofes v. 11. Jan. der 
Clunet, Journal du droit international 1926 S. 441, exklät en 
Kaſſationshof in einem anſcheinend Schweizer Recht unterliegen ahl 
Fall, daß der Schuldner ſich wegen Unklarheit der Goldklauſel ( 
4 
fi 


* 


55 
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r 

ji nvorherſehbarkeit der deutſchen Rechtſprechung bedenklich 
W die 
ur, 


chtsſtand. 
lagen ſeinen 


lber das deutſche Recht beſchränkt ich nicht auf die Auf⸗ 
Ki unbezahlter Markbeträge. Markforderungen, die die 
N durch Zahlung als erledigt betrachtet haben, werden 
* Rechtſprechung des RG. als offen und nur teilweiſe 
erde ehen, wenn zur Zeit der Zahlung die Mark⸗ 
usfü ng eine gewiſſe Grenze überſchritten hatte (vgl. die 
hrungen unter 1. a. E). 
mit nn dieſe Rechtſprechung auch auf Markforderungen 
fo er ausländiſchen Beziehungen angewendet werden ſollte, 
Yigg natürlich die Bedenken erheblich, die gegen die 
rtung rein ausländiſcher Markforderungen ſprechen. 
orkom un können freilich im Leben eines Volkes Lagen 
tungen dor bei welchen rechtliche Folgewidrigkeiten und Stö⸗ 
er che er Auslandsbeziehungen durch wichtigere Rückſichten 
muß vi tigkeit oder der Wirtſchaft erforderlich werden. Man 
Mark m Frage aufwerfen, ob es erträglich iſt, daß der deutſche 
berund äubiger eines Ausländers alles verliert (weil die For⸗ 
Mai eolngeſichts der von der deutſchen Praxis angenommenen 
er 
un 
a 


lichkeit des Erfüllungsortes für das örtliche Recht und 
tert 9, 270 BGB. normalerweiſe ausländiſchem Recht 
eu 80» während der ausländiſche Markgläubiger eines 
en aufwertungsberechtigt iſt (RG. 113, 42 ff.). 
Apr. er einer Entſch. des RG. v. 25. Juni 1926, Auſw⸗ 
dernen 7 = I. 1926, 2367 ergibt ſich, daß diefe Frage 
u end zu beantworten iſt. 
gen handelte ſich hier um die Klage eines däniſchen Grund⸗ 
ſtreckungers und Hypothekenſchuldners auf Erlaß eines Voll⸗ 
bor be urteils für ein däniſches Urteil, das Löſchung einer 
Papierm Kriege beſtellten Markhypothek gegen Zahlung des 
zmarknennbetrages anordnete. 
e, Alagte war, wie ich aus der Urteilsabſchrift eſtgeſtellt 
ER in Deutſchland — Husby in Angeln — wohnhafte 
Dekenglaubigerin. 
des 259 Rö. hat die Klage abgewieſen, weil die Anerkennung 
deutſ ils gegen die guten Sitten und gegen den Zweck eines 
erlangt Geſetzes verſtoßen würde (8 328 Nr. 4 ZPO.); das 
rung hen der Löſchung einer unbezahlten Hypothekenforde⸗ 
ohne Gegenleiſtung laufe den guten Sitten zuwider und 
bar I 
Rande bonnes espèces ayant cours de monnaie imperiale alle- 
konne durch Zurückzahlung des Papiermarknennbetrages befreien 
Un 
IW. — Urteil des Schveizer Bundesgerichts v. 3. Juni 1925, 
derungen 1818 f., ſpricht zwar davon, daß das deutſche Auf» 
ufwertu echt in das Währungsrecht eingreift, aber lehnt es ab, das 
urenden Brecht als objektives Recht auf eine Markforderung au⸗ 
lichtsyn vielmehr läßt es deſſen Heranziehung nur unter dem Ge⸗ 
Dult der lex contractus zu. 
4. 55 Agyptiſche Gemiſchte Berufungsgericht hat in einer Entſch. 
Ad. rz 1925, Bulletin de P'institut intermödiaire international 
dur 274, verneint, daß die Zahlung des Marknominalbetrages 
einer gung der Forderung aus einem Scheck genüge, welcher zu 
deutſch a. ausgeſtellt war, als niemand den Zuſammenbruch der 
belangt ährung vorausſehen konnte. Zu dieſer Stellungnahme 
willens as Gericht lediglich auf Grund der Auslegung des Partei⸗ 
bar Wehen deutſche Aufwertungsrecht als ſolches iſt hierbei offen⸗ 
Die aupt nicht in Betracht gezogen. 35 
ob arg. M3ländijche Rechtſprechung iſt alſo bezüglich der Frage, 
ſtimm ſorderungen aufzuwerten find, keineswegs einheitlich, aber 
lie die — ſoweit ich feſtſtellen kann — darin völlig überein, daß 
fie melden Aufwertungsvorſchriften als ſolche nicht auf fremd⸗ 
Markforderungen für anwendbar erachtet. 
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ſtelle ſich mit Rückſicht auf die deutſchen Verkehrsſitten als 
ein Verſtoß gegen Treu und Glauben dar (8 242 BGB.); die 
Aufwertbarkeit der durch die Geldentwertung vernichteten For⸗ 
derungen diene der Aufrechterhaltung der Grundlagen des 
deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Lebens. 

Nach Art. 30 EGBGB. iſt die Anwendung eines aus⸗ 
ländiſchen Geſetzes ausgeſchloſſen, wenn die Anwendung gegen 
die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes 
verſtoßen würde. 

Die Vorausſetzungen des 8328 Nr. 4 3PO. und des 
Art. 30 EGBGB. find identiſch, ſoweit ſich der Wirkungs⸗ 
bereich dieſer Beſtimmungen erſtreckt. Aber der Wirkungs⸗ 
umfang des Art. 30 EGBGB. iſt beſchränkt. 

Es herrſcht in der deutſchen Wiſſenſchaft kein Zweifel dar⸗ 
über, daß vor Anwendung des Art. 30 geprüft werden muß, 
ob die Anknüpfungspunkte zu Deutſchland genügen, um die 
durch dieſen Artikel ermöglichte Abweichung von den all⸗ 
gemeinen Regeln des internationalen Privatrechtes zu recht⸗ 
fertigen (vgl. Zitelmann, Internationales Privatrecht 

d. 1 S. 356 ff.; Kahn: Iherings Jahrb. Bd. 39 S. 1 ff.; 
Walker, Internationales Privatrecht 4. Aufl. S. 274 ff.; 
Frankenſtein, Internationales Privatrecht Bd. J S. 200 f.). 

Von dieſem Geſichtspunkt aus liegt die Sache anders bei 
einem Rechtsverhältnis, an dem ein Inländer beteiligt iſt 
(wie es dem Urteil des RG. v. 25. Juni 1926 zugrunde lag), 
als bei einem Geſchäft zwiſchen zwei Ausländern. 

Su Verſagung der Aufwertung einer Forderung mit 
rein ausfändifchen Beziehungen werden weder Treu und Glau⸗ 
ben verletzt, noch die Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen oder 
wirtſchaftlichen Lebens gefährdet. 

Treu und Glauben ſind mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
kehrsſitte zu beachten, wie ſich aus dem klaren Wortlaut 
des 8 242 BGB. ergibt. Aber in dem hier entſcheidenden 
Punkte beſteht eine grundlegende Verſchiedenheit zwiſchen der 
Verkehrsſitte in Deutſchland und im Ausland. 

Es iſt ein Unterſchied zwiſchen dem Geld des eigenen 
Landes, auch wenn es im Werte ſtark ſchwankt, und 
irgendwelchen Spekulationsobjekten, wie Waren, Wert⸗ 
papieren oder fremden Währungen. Wer Geſchäfte in 
derartigen Objekten macht, iſt ſich bewußt, daß er kauf⸗ 
männiſche Riſiken übernimmt, und daß er dieſe nach Treu und 
Glauben zu tragen hat. Anders iſt es mit Geſchaäften in der 
eigenen Währung, jedenfalls in einem Lande, bei dem die 
Vollwertigkeit der Währung lange Jahrzehnte feſtſtand und 
in das geſchäftliche Empfinden des Volkes übergegangen war. 

Wer hier das Geld ſeines Landes auslieh oder in dieſem 
Gelde Beteiligungen nahm, der ſpekulierte nicht in deutſcher 
Valuta, ſondern verwaltete ſein Vermögen oder ſchloß Ge⸗ 
ſchäfte, die — wenn ſie auch mit Gefahren anderer Art ver⸗ 
bunden geweſen ſein mögen — bezüglich des Währungsriſikos 
nicht als Spekulation angeſehen werden konnten. 

Das Vertrauen in die Währung des eigenen Landes ver⸗ 
dient in höherem Maße Schutz als das Vertrauen in die 
Wertbeſtändigkeit oder gar die Wertſteigerung anderer Objekte. 

Unter Berückſichtigung der deutſchen Verkehrsſitte muß — 
nach Treu und Glauben — eine Markforderung aufgewertet 
werden, wenn genügend deutſche Anknüpfungspunkte vor⸗ 
liegen, insbeſondere, wenn der Gläubiger ein Juländer iſt. 
Selbſtverſtändlich ſteht ein in Deutſchland anſäſſiger Aus⸗ 
länder in dieſer Beziehung einem Deutſchen völlig gleich. 

Aber nach der ausländiſchen Verkehrsſitte muß — eben⸗ 
falls unter Berückſichtigung von Treu und Glauben — die 
Aufwertung verſagt werden, wenn eine deutſche Anknüpfung 
nicht vorliegt, und die ausländiſchen Anſchauungen die Auf⸗ 
wertung ablehnen. 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man, wenn man prüft, 
ob durch die Ablehnung der Aufwertung die Grundlagen des 
deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaftlichen Lebens erjchüttert 
werden. Dieſe Frage kann vernünftigerweiſe nur bejahend be⸗ 
antwortet werden, wenn die deutſche Wirtſchaft durch die Auf⸗ 
wertung überhaupt berührt wird. Ob eine Forderung auf⸗ 


gewertet wird, bei der lediglich Ausländer beteiligt ſind, iſt 


aber für Deutſchland ganz gleichgültig. K. 

Auch für das deutſche Recht gelten die Grundſätze, die in 
der von Walker a. a. O. auf S. 280 zit. Entſch. des öſter⸗ 
reichiſchen oberſten Gerichtshofs v. 18. Juni 1907 ausgeſprochen 
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ſind. In dieſer Entſcheidung erklärt das höchſte öſterreichiſche 
Gericht, daß die Gültigkeit von Ehen, die von Ausländern im 
Ausland in Gemäßheit der ausländiſchen Geſetze geſchloſſen 
ſind, von den öſterreichiſchen Gerichten nicht unter Anwendung 
der öſterreichiſchen öffentlich-rechtlichen Rückſichten oder ethiſchen 
Erwägungen geprüft werden dürfen, weil ſich hieraus eine mit 
allen Grundſätzen des internationalen Rechtes in Widerſpruch 
55 Weltjudikatur der öſterreichiſchen Gerichte ergeben 
würde. 

Wenn derartiges — mit Recht — über die wichtigſte, das 
öffentliche Wohl und die Sittlichkeit am meiſten berührende 
Rechtseinrichtung — die Ehe — geſagt iſt, ſo treffen dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte natürlich in erhöhtem Maße auf bloße ſchuldrecht⸗ 
liche Verhältniſſe zu, die mit der öffentlichen Moral und den 
Grundlagen des Staates in einer weit loſeren Beziehung ſtehen. 


5. Wir haben im Ausland Geldentwertungen erlebt, die 
praktiſch der Wertvernichtung gleichkommen. Ich erinnere an 
die frühere öſterreichiſche, an die frühere polniſche, an die 
ungariſche und die rumäniſche Währung. Wir wiſſen nicht, 
welches Schickſal die Verſuche Frankreichs, Belgiens und Ita⸗ 
liens zur Rettung ihrer Währung haben werden. Wenn der 
Verſuch mißlingt oder die Stabiliſierung auf ganz niedriger 
Grundlage eintritt, ſo können durch Rechtſprechung und Geſetz 
Aufwertungsvorſchriften eingeführt werden, die mehr oder 
weniger den deutſchen entſprechen. 


Wenn inzwiſchen unſere Gerichte anerkannt haben ſollten, 
daß das Aufwertungsrecht Währungsrecht iſt, ſo wird es 
kein Mittel geben, den Deutſchen oder den Angehörigen 
eines dritten Landes — wenn er in Deutſchland Vermögen 
hat — vor fremden Aufwertungsanſprüchen zu ſchützen. Das 
kann zu ſehr bedenklichen Reſultaten führen. Eine Währungs⸗ 
änderung in dem bisher üblichen Sinne, d. h. eine einheitliche 
Einführung einer neuen Währung unter gleichmäßiger Feſt⸗ 
ſtellung des Umrechnungsverhältniſſes der alten in die neue 
Währung, ſchließt kaum eine Gefahr in ſich. Denn in jedem 
Lande, das ſolche Währungsänderung einführt, gibt es Gläu⸗ 
biger⸗ und Schuldnerintereſſen von großer Bedeutung Keine 
dieſer Intereſſentengruppen wird ſich gefallen laſſen, daß ſie 
durch einen willkürlichen — dem wirklichen Wertverhältnis 
nicht entſprechenden — Umwertungsmaßſtab benachteiligt wird. 
Aber wenn ein Staat mit oder ohne Währungsänderung i. S. 
des vorangehenden Abſatzes in einer ſtark differenzierenden 
Weiſe eine Aufwertung vornimmt — etwa dem deutſchen Vor⸗ 
bild folgend — liegt die Sache anders: 

Hier kann der aufwertende Staat die Schuldner ſchonen, 
denen er die Aufwertungsnachteile aus volkswirtſchaftlichen 
Gründen nicht zumuten will, und andere Schultern um ſo 
ſtärker belaſten, wie denn auch in Deutſchland die Banken 
beſonders bevorzugt ſind. 


S 


Bei einer ungleichmäßigen Aufwertung fehlt das Mone 
lativ, das ſich aus dem Gleichgewicht der Intereſſen be cg 
gleichmäßigen Währungsänderung ergibt. Der ungleich pie 
aufwertende Staat kann, ohne irgendeinen Unterſchied zu 
ſchen Inländern und Ausländern zu machen — was zu heit 
ſionen Veranlaſſung geben könnte —, durch die Verſchieden g, 
der Aufwertungsgrundſätze tatſächlich die Mehrheit der on 
ländiſchen Schuldner ſtärker treffen als ganze Kategorien 
Inlandſchuldnern, die er ſchonen will. ander 

Das wird beſonders bedenklich, weil andere Län, 
Deutſchland die Fiktion nachahmen könnten, daß ein 1 
wertungsanſpruch immer beſtanden habe und nur von 
Gerichten des Währungslandes nicht erkannt ſei, ſo daß 
nicht 100% ige Aufwertung ſich als Abwertung darſtelle. HE 

Derartigen Gefahren ſollten die deutſchen Gerichte wa 
den Deutſchen noch den Angehörigen dritter Staaten b 
ſetzen, der mit Deutſchland Geſchäfte macht und hierdurch 
wirtſchaftlichen Wiederaufbau Deutſchlands beiträgt. den 

Der deutſche Richter wird auf Grund der feſtſtehegg, 
Praxis des NG. annehmen müſſen, daß die deutſchen che 
wertungsgrundſätze, ſoweit fie nicht eine beſondere geld. 
Regelung gefunden haben, trotz entgegenſtehender Rechtiß 
chung, auch ſchon früher beſtanden haben. ger 

Gegenüber dem Auslandsrecht beſteht eine ſolche per 
pflichtung nicht. Hier hat meiner Überzeugung nach die 
deutſche Richter den Standpunkt einzunehmen, daß ur de 
Frage — welches Recht innerhalb einer gewiſſen Zeitpe g 
galt — die damaligen Geſetze und die damalige Rechtſprecn 
die Erkennungszeichen ſind, und daß die ſpätere An ice 
einer oder beider dieſer Erkenntnisgrundlagen eine wir 
Rechtsänderung darſtellt. den 

Aber wenn die deutſchen Gerichte die Anwendung ET 
Rechts auf die Aufwertung von Markforderungen inne gen 
des Geltungsbereichs des Art. 30 EGBGB., d. h. beim , 
handenſein genügender deutſcher Anknüpfungspunkte, ablehn er 
wird kein Präjudiz für die Anerkennung ausländiſcher Aufl 
tungen geſchaffen. Denn die öffentliche Ordnung, die ulſche 
dieſen Artikel geſchützt werden ſoll, iſt ausſchließlich die den 
öffentliche Ordnung. 15 

Selbſt wenn ausländiſche Staaten ihre Aufwertung 
vorſchriften unter ähnlichen Geſichtspunkten, wie die 1 es 
RchEntſch. v. 25. Juni 1926 ausgeſprochenen, als zwinge ng 
Recht behandeln ſollten, ſo würde eine derartige Auffaf. ter 
den deutſchen Richter nicht binden. Denn der deutſche Nennen 
kann nur von ſeinem eigenen Recht, niemals aber von e ſog 
fremden Recht dazu angewieſen werden, auf Grund der bn 
Vorbehaltsklauſel (Art. 30 EG BGB., order public) von ab⸗ 
allgemeinen Vorſchriften des internationalen Privatrechts 
zuweichen. 


15. 


Schrifttum zum Aufwertungsrecht. 
(Siebente Folge, Fortſetzung zu JW. 1925, 2560, 2738; 
JW. 1926, 122, 506, 768, 1524.) 

64. Dr. Otto Warneher, Reichsgerichtsrat, Leipzig: Die 
Aufwertung außerhalb der Aufwertungsgeſetze vom 
16. Juli 1925. An der Hand der neueſten Rechtſprechung 
des Reichsgerichts erörtert. Zweite ſtark vermehrte, auf 
den Stand vom 17. November 1925 gebrachte Auflage. 
Berlin und Wien 1926. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 
146 S. Preis 4,20 . 

65. Dr. jur. Ludwig Berliner, Regierungsrat, und Ernit 
Pfaffenberger, Oberregierungsrat, Ständige Mitglieder im 
Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung, Berlin: Die Vor⸗ 
ſchriften über Aufwertung von Verſicherungsanſprüchen. 
Eingehend erläutert. Teil II: Sach- und Transportver⸗ 
ſicherung; Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung. Berlin und 


che 
Leipzig 1926. Walter de Gruyter & Co. Guter 
Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. Nr. 164 a. 11 
Preis 3,50 . um 
Die Aufwertung außerhalb der Aufmwertungsgeſeh int 
faßt ein unabſehbares Rechtsgebiet, welches in dem au die 1 er 
Geſetzesregelung ſich anſchließenden Schrifttum vielfach zu Unre chile 
nachläſſigt wird. Um ſo dankenswerter iſt das dieſem Rechte ur 
ausſchließlich gewidmete Büchlein von Warneyer. Es ſetzt 1 Pi und 
Aufgabe, eine überſichtliche Zuſammenſtellung der Rechtſprechund Auf 
damit einen zuverläſſigen Führer durch „das Labyrinth nicht 
wertungsprobleme“ zu geben. Seine Eigenart beſteht darin, dachtsſahe 
bloß die einzelnen, aus den Entſcheidungen gewonnenen Re Mort⸗ 
geſammelt, ſondern die wichtigſten Teile der Erkenntniſſe im in et“ 
laut wiedergegeben werden. Ware die Bedeutung der Arbeit 15 6 
ſchöpft, ſo würde freilich die Gefahr ſchnellen Veraltens 0 
liegen, daß man an der Berechtigung des Werks zweifeln ehen 
Zerfällt doch das Buch ſelbſt in zwei loſe nebeneinander, ein 
Teile, die lediglich durch die übereinſtimmende Anordnung u einen 
gemeinſames Inhaltsverzeichnis zuſammengehalten werden,, ob. 
Hauptteil und einen Anhang, der die neueſten, bis zum *“ 


Ouriſtſche Wochenſchi. 
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23: 
Ka enden Entſcheidungen umfaßt. Der eigentliche und blei⸗ 
Be a der Warneyer ſchen Arbeit liegt aber in einem an⸗ 
dieſen dadurch, daß nur die weſentlichen Entſcheidungen und aus 
an wiederum nur die weſentlichen Sätze herausgehoben und in 
einen . Anordnung aneinandergereiht werden, gewinnt man 
geleitet erblick über das, was die Rechtſprechung auf dieſem Gebiete 
digkeit hat, und zwar einen Überblick von einer Klarheit, Vollſtän⸗ 
u und Anſchaulichkeit, wie er anderwärts kaum zu finden tft. 
macht eſchick, mit dem die Auswahl und die Zuſammenſtellung ge⸗ 
(Algemene iſt hervorragend. Neben zwei mehr allgemeinen Teilen 
unter 86 5 Grundſätze für die Aufwerkung und Prozeſſuales) werden 
f — Nummern die einzelnen Rechtsverhältniſſe behandelt. Man 
dem 80 für den praktiſchen Gebrauch alles beiſammen. Da mit 
Fr en dunkt des Abſchluſſes des Buches auch für die grundlegenden 
deutli der Aufwertung immerhin die entſcheidenden großen Linien 


rad hervorgetreten find, ift es nicht allzu ſchwierig, die hier ge- 


Rechts Nachweiſungen durch eine Vergleichung mit der neueſten 
brügen dung jeweilig auf den maßgebenden Stand des Tages zu 


199, Ihrer Erläuterung over Art. 95—116 DurchfVO. v. 29. Nov. 


Pfaf (ogl. JW. 1926, 768 zu Nr. 48) haben Berliner und 
Ver fenberger nunmehr als Teil II der Aufwertung von 


1926bicherungsanſprüch en die Erläuterung der VO. v. 22. Mai 
Rechts olgen laſſen und damit dieſes ſchwierige und umfängliche 
die denebiet abgeſchloſſen. Auch der zweite Teil zeigt die Vorzüge, 
hübf 125 erſten Teil nachzurühmen waren; es iſt eine ſaubere und 
gute Di Arbeit, die der mit Verſicherungsanſprüchen befaßten Praxis 
dame te leiſten wird. Auch hier finden wir die „leitenden Grund⸗ 
geſtellt en“ jeder Vorſchrift herausgehoben und anſchaulich an die Spitze 
er bis Zahlreiche zahlenmäßige Beiſpiele tragen zum Verſtändnis 
die 1 weilen verwickelten geſetzlichen Berechnung bei. Man darf auch 
Erlchnnöſätliche Bedeutung der neuen VO. und der dazu entſtehenden 
weni we keineswegs unterſchätzen. Die Verordnung bringt, 
Ye ſoweit bis jetzt abzuſehen iſt, den Abſchluß der ganzen 
bisher ungsgeſetzgebung; fie ſchließt den letzten Ring der Kette, der 
ſich 3 offen geblieben war. So überraſchend es klingt, ergeben 
Stelle a aber ganz neue Ausblicke und Probleme. So tritt hier an 
liche 75 Vorbehalts des Aufwertungsgeſetzes die ausdrück⸗ 
lun blehnung des Verſicherten, die Leiſtung als Erfül⸗ 
Vena n zunehmen. Die in der VO. ausdrücklich „Aufwertung“ 
man f e Behandlung der Haftpflichtverſicherungsanſprüche iſt, wenn 
bereits zrfer zuſieht, nichts anderes als eine ſcharfe Herabſetzung der 
ordern in der Hand des dritten Geſchädigten zu einer Goldmark⸗ 
ſichern ng gewordenen und lediglich in dieſer Geſtalt in das Ver⸗ 
Streit. gsverhältnis eintretenden Entſchädigungsſumme. Auch an 
und 5 und Zweifelfragen wird es trotz der ſcheinbar ganz ſcharfen 
er liabpen Ausdrucksweiſe des Geſetzes nicht fehlen. So meinen. 
wegen Ser und Pfaffenberger, daß weitergehende Anſprüche 
Geldent chuldnerverzuges, alſo, wenn ich es richtig verſtehe, auch die 
wertungsanſprüche durch die Vo. unberührt blieben — 
0. algeonis, welches mir ſowohl mit der ganzen Geſtaltung der 
Underein mit der unzweideutigen Vorſchrift des Art. 5 Abi. 2 durchaus 
R 5 erſcheint. Von bedeutſamſter Tragweite iſt, daß die 
jeder erſicherung durch ausdrückliche Vorſchrift, Art. 10, von 
ber geſetzlichen Regelung freigeſtellt iſt. Berliner und Pfaffen⸗ 
wertig ſprechen ſich mit ſehr beachtlichen Gründen gegen jede Auf⸗ 
ſchaulich der Rückverſicherungsauſprüche aus. Hier ergibt ſich an- 
% erz, wie ſehr es bei Anwendung des § 242 BGB. auch für die 
mente kung neben den meiſt allein hervorgehobenen objektiven Mo⸗ 
Kreiſe auch auf die ſubjektive Seite, die Auffaſſung der beteiligten 
Vena die Verkehrsſitte und die geſchäftsmäßige Abwickelung des in 
acht kommenden Rechtsverhältniſſes ankommen kann. 


Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berlin. 


1 
70 Aufwertungsfälle vom Reichsgericht. Bearbeitet und 
geordnet von Reichsgerichtsrat A. Zeiler. Leipzig 1926. 
erlag von C. L. Hirſchfeld. Preis 6.50 h. 


darin dei Würdigung dieſer Sammlung iſt natürlich nicht zu den 
nur veröffentlichten Entſch. des RG. Stellung zu nehmen, ſondern 
Sar zur Art ihrer Zuſammenſtellung und dem Wert einer ſolchen 


ammlung 


Daß bei Fadi ; e $ 
des B bei der ſtändig noch im Fluſſe begriffenen Rechtſprechun 
der — über das große Gebiet der Aufwertung eine RR 
für Se über zahlreiche Zeitſchriften verzettelten Veröffentlichungen 
Fedde, Praxis von großem Nutzen iſt, zumal wenn fie aus der 
Aufw eines unſerer verdienſtvollſten Schriftſteller auf dem Gebiete der 

ertung ſtammt, darüber braucht kein Wort verloren zu werden. 
Abdrunen aber bei dieſer Sammlung bedauern muß, iſt, daß ſie bei 

ck der 259 Entſch., von denen ein Teil doch ſchon anderweitig 


veröffentlicht iſt, nicht angibt, in welchen Zeitſchriften man die gleichen 
Entſch. findet bzw. ſchon geleſen hat. Weiter fehlt das gerade für ein 
ſolches Buch außerordentlich wichtige Stichwortverzeichnis, aus wel⸗ 
chem der Praktiker ſich ſofort orientieren ‚könnte, welche der Entſch. 
etwas für den einzelnen ihm vorliegenden Fall in Betracht Kom⸗ 
mendes enthält. Die der Arbeit vorausgeſchickte Inhaltsüberſicht iſt 
an ſich ſehr forgfältig gearbeitet, die Entſch. ſind auch in einzelne 
gut gewählte Kapitel gegliedert, aber bei einem Inhaltsverzeichnis 
iſt man immer genötigt, mindeſtens einen ganzen Abſchnitt mit 
ſeinen einigen Dutzend Entſch. zu überfliegen, um zu ſehen, ob man 
für feinen Einzelfall etwas Paſſendes findet. 

Die Auswahl der Entſch. iſt unter dem Geſichtspunkte der 
Bedürfniſſe der Praxis eine glückliche und ihre Kürzung durch Aus⸗ 
ſcheidung alles deſſen, was in den Urteilen nebenbei an anderen 
Fragen behandelt wird, und was die ſonſt üblichen Sammlungen 
mitzuſchleppen pflegen, wird den Gebrauch dieſer Sammlung nur er⸗ 
leichtern. Der Leſer hat es nicht nötig, ſich durch einen Wuſt von 
Einzelheiten hindurchzuarbeiten, der mit der Aufwertungsfrage nichts 
zu kun hat. Der Gefahr, daß die Kürzungen zu falſchen und ver⸗ 
allgemeinernden Schlüſſen aus den Ausſprüchen des RG. führen, 
ſucht Zeiler dadurch zu begegnen, daß er jedem Urteile den Sach⸗ 
verhalt des betreffenden Falles vorausſchickt. Er begnügt ſich auch 
nicht mit einer ſammelnden und komprimierenden Tätigkeit, ſondern 
nimmt in Fußnoten zu verſchiedenen der Entſch. kritiſch Stellung. 
So ſteht das Buch mit ſeiner ſyſtematiſchen Anordnung, ſeiner ge⸗ 
drängten Darſtellung und ſeiner Kritik in der Mitte zwiſchen einer 
Entſcheidungsſammlung und einem Lehrbuche und wird m. E. in dieſer 
neuartigen Miſchung Anerkennung und Verbreitung finden. 

KOR. Dr. Sontag, Berlin. 


Referendar Gerhard Haſe: Der Anſpruch auf Hypotheken⸗ 
aufwertung (Diſſertation). Altenburg in Thüringen 1926. 
Die im Frühjahr 1926 abgeſchloſſene Schrift gibt einen guten 
Überblick über den durch das AufwG. geſchaffenen Rechtszuſtand 
und berückſichtigt die bis dahin erſchienene Literatur. Das ungeheuere 
Anſchwellen des Rechtsſtoffes — am deutlichſten erkennbar an dem 
nunmehr in 4. Auflage erſchienenen Quaſſowskiſchen Standard⸗ 
Werk — Konnte daher nicht berückſichtigt werden, hätte auch den 
Rahmen einer Doktordiſſertation geſprengt. Die Arbeit zeichnet ſich 
durch eine klare, anſchauliche Sprache und eine gute Dispoſition aus. 
Die Ausführungen des Verf. über die Konflikte, die infolge nachträg⸗ 
lichen Auftretens von Aufwertungsanſprüchen im Verhältnis zwiſchen 
Grundſtücksveräußerer und Grundſtückserwerber entſtehen, ſind aller⸗ 
dings durch die nachträgliche Rechtſprechung des RG. widerlegt 

worden (vgl. RG. 112, 349 JW. 1926, 1164. 

RA. Dr. H. F. Abraham, Berlin. 


Das Danziger Aufwertungsgeſetz. Erläutert von Dr. Reiß, 
Obergerichtsrat in Danzig. Verlag Georg Stilke. Danzig 
und Berlin. 


In knapper und doch allen Anſprüchen genügender Darlegung 
ſind die einzelnen Paragraphen des Danziger Aufwertungsgeſetzes 


v. 7. April 1925 „in der Faſſung, die der dem Volkstag unter dem 


7. Juni 1926 vorgelegte Entwurf des zweiten Geſetzes über den Aus⸗ 
gleich der Geldentwertung in 3. Leſung erhalten“, erläutert. Hierbei 
ſind die zahlreichen Streitfragen der 3. SteuerNot BO. und des deut⸗ 
ſchen Aufwertungsgeſetzes nicht nur erwähnt, ſondern in wiſſenſchaft⸗ 
licher Art entſchieden und verwertet. 

Für den Gerichtsgebrauch, wie für den berufsmäßigen Berater 
wird die prägnante Darſtellungsart ein gutes Hilfsmittel ſein. 

Beſonders wertvoll nicht nur für das danziger, ſondern auch für 
das deutſche Reichsgebiet ſind die zu einzelnen Vorſchriften des Dan⸗ 
ziger Aufwertungsgeſetzes gegebenen Darlegungen über „das Fremden⸗ 
recht“; dem reichsdeutſchen Juriſten wird insbeſondere die Darſtellung 
der ſpröden polniſchen Aufwertungsvorſchriften willkommen ſein, 
denen jetzt Vermögensanſprüche unterliegen, die in früher preußiſchen 
Gebietsteilen entſtanden ſind. 

Das handliche Buch enthält außer dem Text des Aufwertungs⸗ 
geſetzes und dem Kommentar zu dieſem noch die Verordnung zur 
Ausführung des Geſetzes über den Ausgleich zur Geldentwertung 
v. 7. April 1925 und 5. Mai 1925, ferner das Geſetz betr. Er⸗ 
mäßigung von Koſten und Gebühren bei Prozeſſen v. 16. Febr. 1926, 
die Geſetze zum Schutze der Hypothekengläubiger v. 6. Juli 1923 und 
7. Sept. 1923, das Geſetz betr. die Rechtsverhältniſſe von Pfand⸗ 
briefen v. 3. Mai 1926 nebſt Begründung und eine Dollartabelle. 


Geh. IR. M. K. Samter, Berlin. 
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Kleinere Aufjäbe 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Kleinere Aufſätze. 


Casum sentit alter. 


Nicht der in unſerer Zeit wieder zu hohem Anſehen gelangte 
Prätor hat dieſen Satz zur Freude römiſcher Freirechtler aus 
dem nüchternen „casum sentit dominus“ entwickelt; er iſt nur eine 
lateiniſche Maske für einen durchaus neudeutſchen Rechtsſatz: Wo 
immer einem Mitmenſchen ein Schaden entſteht, muß die Verantwort⸗ 
lichkeit eines anderen Mitmenſchen feſtgeſtellt werden; dann iſt dem 
Rechtsempfinden Genüge getan mit dem nicht ganz zu Ende gedachten 
Gedanken, das durch den Schaden herbeigeführte Minus ſei durch den 
Erſatz ausgeglichen und nunmehr die Welt wieder im ſchönſten Gleich⸗ 
gewichte. Der Erſaßpflichtige ſpielt in der Vorſtellungswelt dieſelbe 
Rolle wie Nebenfiguren in Romanen, deren Tötung durch den Helden 
bei dem Leſer nur vollkommene Befriedigung auslöſt. 

In Zuſammenhang mit „Rentenhyſterie“ iſt ſchon manches über 
dieſe Frage geſchrieben worden. Heute ſoll ſie nur kurz unter dem 
Geſichtspunkt „Aufwertung“ beleuchtet werden. 

Mit Ausnahme derjenigen, die das Weſen der ſtaatlichen Wäh⸗ 
rung überhaupt leugnen, bezweifelt niemand, daß das Steigen oder 
Sinken einer ſolchen ſtaatlichen Währung zunächſt den angeht, der 
Geld oder Forderungen in dieſer Währung hat. Die bis zur völligen 
Unvernunft gehenden Verzerrungen, welche die Vernichtung der Wäh⸗ 
rung mit ſich brachte, führte zum Sturm gegen dieſe Ordnung der 
Dinge. Es waren ſo viele Schadensträger da und ſie konnten ſo grobe 
menſchliche Unbilligkeiten nachweiſen, daß etwas geſchehen mußte und 
tatſächlich ja auch ein neues Notrecht geboren wurde. Jetzt ſetzte unſer 
neudeutſcher Rechtsſatz „Casum sentit alter“ ein und führte zu der 
Verzerrung, daß nunmehr die volle Schärfe des Schwertes die un⸗ 
glücklichen Schuldner trifft und tatſächlich etwas wie ein befriedigtes 
Rechtsempfinden Platz greift, wo der primär geſchädigte Gläubiger 
allen Schaden auf den Schuldner abwälzen kann. Der Held tötet den 
Widerſacher (deſſen Frau und Kinder im Roman bekanntlich ungern 
erwähnt werden). Der Ausgleich ſcheint durchgeführt, Gerechtigkeit 
waltet. Mit dem objektiven Minus, das durch dieſe Umkehrung der 
Schadenstragung gar nicht berührt werden kann, beſchäftigen ſich nur 
noch wenige. Mit dem Minus, das dadurch entſtanden iſt, daß die 
ungeheuren ins Wirtſchafts⸗ und — wohlverſtanden — Rechts leben 
geſchleuderten Papiermaſſen wertlos geworden ſind, und dem noch emp⸗ 
findlicheren Minus durch Entwertung der alten Staatspapiere. 

Das Loch iſt nun einmal da und kann weder durch Zauberſprüche 
zugeworfen werden noch dadurch, daß die früher recht wirkſame „all⸗ 
gemeine Verarmung“ totgeſchwiegen wird. Die ſittliche Genugtuung 
über die einfache Umkehrung der Gefahrtragung beruht auf derſelben 
zen Sentimentalität wie unſer ganzer Satz „Casum sentit 
alter“. 

Falſche Fronten ſind entſtanden durch den Kampf um die Parole 
„Mark gleich Mark“. Man rennt gegenſeitig offene Türen ein. 
Wenn z. B. Zeiler in JW. 1926, 2051 darzulegen verſucht, daß 
ſchon i. J. 1919 die Währungsveränderung ganz gewaltige Verſchie⸗ 
bungen der wahren Wertverhältniſſe mit ſich brachte, ſo wird das weder 
der von ihm angegriffene 2. 3. des RG. noch ein grundſätzlicher 
Aufwertungsgegner beſtreiten. Ebenſowenig wird Zeiler vermutlich 
beſtreiten, daß, wer i. J. 1919 noch eine Hypothek auszahlte oder ſich 
ein Haus oder ſonſtigen Sachwert kaufte, dies in der Regel noch mit 
alten Geldbeſtänden tat. Und dieſer Beſitz an altem Geld und das 
Vertrauen auf den rechtlichen Beſtand der ſtaatlichen Währung fi 
Momente, die nicht mehr genügend gewürdigt werden; wenn aber das 
NG. fie wieder mehr in den Vordergrund ſchiebt, fo wird dagegen 
Front gemacht mit Gründen, die am Weſen der Frage vorbeigehen. 

In dieſe Fehde ſoll hier nicht weiter eingegriffen werden. Zweck 
dieſer Zeilen iſt nur der Hinweis, daß eine für unſere Zeit typiſche 
Verbiegung des Rechtsempfindens auch in der Behandlung des Auf⸗ 


wertungsrechts erkennbar iſt. 
RA. Dr. H. W. Hoeck, Hamburg. 


Rechtsfolgen des verſüumten Einſpruchs. 


Zu der Frage, welche Rechtsfolgen die Verſäumung der Ein⸗ 
ſpruchsfriſt hat, habe ich mich bereits JW. 1926, 945 geäußert. Vgl. 
auch Entſch. des OLG. Stuttgart JW. 1926, 18361). 

Es iſt notwendig, auf dieſe Rechtsfragen erneut in weiterem Zu⸗ 
ſammenhange zurückzukommen. Quaſſowski, 4. Aufl. S. 202, 
führt aus: 

„Eine Berufung darauf, daß er das Grundſtück gutgläubig er⸗ 
worben habe und deshalb die Aufwertung nicht gegen ſich gelten zu 
laſſen brauche, wird dem Eigentümer trotz Verſäumung der Einſpruchs⸗ 


1) Demnächſt wird eine Anm. zu d. Entſch. aus der Feder des 
RA. Dr. H. F. Abraham zum Abdruck gelangen. D. S. 


friſt nicht verwehrt werden können. Die Verſäumung der Einſpruchs, 
friſt ſchließt nur die Möglichkeit für den Eigentümer aus, das Fe 
len der im Aufw G. normierten beſonderen Voraus“ 
ſetzungen einer Aufwertung auf Grund Vorbehalts der Rechte uber 
kraft Rückwirkung (58 14, 15) geltend zu machen. Dies ergibt ſchon 
der unmittelbare äußere Zuſammenhang des 8 16 mit den 88 14, 15. 
Das Recht des Eigentümers, ſich auf gutgläubigen 
Rechtserwerb zu berufen, iſt nach allgemeinen Vor 
ſchriften begründet und ihm durch die Sonder reg 
lung des § 16 nicht genommen (RG. v. 1. Juli 1926, A WI 
326/26; Menzel, DSB. 1925, 1728; Nadler S. 53 Raape/ 
Gruch. 5, 214; a. M. Abraham, ZW. 1926, 945).“ 
Darauf iſt folgendes zu erwidern: 70 
a) Es iſt nicht richtig, daß die Frage des Schutzes des gutgläu 
bigen Erwerbes gegenüber Aufwertungsanſprüchen auf dem allgemeinen 
bürgerlichen Recht beruht. Das allgemeine bürgerliche Recht hat in 
und für ſich mit der Frage des Schutzes gegenüber Aufwertung? 
anſprüchen nichts zu tun. Es iſt anerkannten Rechts, daß nach d 65 
gemeinem bürgerlichen Recht der Schutz des offentlichen Glaubens d 
Grundbuchs ſich nur auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Grund. 
buchs ſelbſt bezieht, und daß das Grundbuch nur hinſichtlich der Rechte 
Gewähr leiſter, die zu ihrer Wirkſamkeit der Eintragung bedürfen. 
Der Aufwertungsanſpruch der Hypothek iſt aber außerhalb de 
Grundbuchs entſtanden. Das Grundbuch ſelbſt läßt über den A 15 
wertungsanſpruch nichts erkennen, mag nun die Papiermarkhypoth 
eingetragen oder gelöſcht fein. Der den Vorſchriften des bürgerli u 
Rechts nachgebildete Schutz gegenüber den außerhalb des Grundbuchs 
entſtandenen Aufwertungsanſprüchen beruht erſt auf den beſonderen 
Vorſchriften des Aufw G. Er ſtellt ſich als eine im Auf w. De 
gründete Einrede gegenüber dem Aufwertung? 
anſpruch dar. g 
Es iſt alſo nicht richtig, daß der Eigentümer ſich 
auf den Schutz des guten Glaubens trotz Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt um deswillen berufen könnt 
weil es ſich um elne dem allgemeinen bürgerlichen 
Recht entſtammende Einrede handle. } 
Aber dieſe ganze Unterſcheidung iſt unzutreffend. Es gibt ein? 
ganze Reihe von Einwendungen, die im Auf w G. begründe 
ſind und die zweifellos dem Eigentümer verbleiben, obgleich die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt verſäumt iſt. Z. B. will der Schuldner geltend machen, daß 
eine Aufwertung nicht ſtattfinde, weil es ſich bei der geſicherten Fo 
derung um einen nichtaufwertbaren Anſpruch mit laufender Rechn 
handle. Ich habe keinen Zweifel, daß trotz Ablaufs der Einſpru 
friſt dieſer Einwand geltend gemacht werden kann, denn er hat mit 
Frage der Rückwirkung nicht das geringſte zu tun. 62 
Es ift ferner zu beachten, daß auch ſonſt wichtige, den Grund d 
Auſpruchs betreffende Einwendungen zweifellos verlorengehen, w 7 
die Einſpruchsfriſt verfäumt wird. Es tft bisher von keiner Seite be 
ſtritten, daß bei einer Aufwertung kraft Vorbehalts (8 14) der Schul 
ner, der die Einſpruchsfriſt verſäumt, nicht mehr die Tatſache 1 
Vorbehalts leugnen kann. Dieſer Rechtsverluſt tritt ein, obgleich — m 
Einwand des mangelnden Vorbehalts zweifellos den Grund des? w 
ſpruchs betrifft. Der Umſtand, daß die Berufung auf Den 
Schutz des öffentlichen Glaubens den Grund des . 
ſpruchs betrifft, kann alſo ebenfalls nicht ace 
reichen, um die Erhaltung des Einwandes nach verſäumter E 
ſpruchsfriſt zu rechtfertigen. 0 
Die einzige, ſachgemäße Unterfcheidung iſt daher m. E. die, * 
nach Verſäumung der Einſpruchsfriſt die Aufwe 
tung fo behandelt wird, als ob es ſich um einen neon 
malen Aufwertungsfall handelt, als ob niemals en 
Annahme der Leiſtung, niemals eine Löſchung 1 
Hypothek ftattgefunden hätte. Alle Einwendungen, 
die ſich gegen die Rückwirkung als ſolche richten, I! 
erledigt. Soweit es ſich um den dinglichen Rückwirkungsanſpru 
handelt, kann daher auch der Eigentümer nicht geltend machen ot? 
das dingliche Recht am Grundſtücke durch die zwiſchenzeitlichen ben 
gänge beeinträchtigt ſei. Die Berufung auf den öffentlichen Glau 950 
des Grundbuchs iſt lediglich eine Einrede gegenüber dem Rückwirkun x 
anſpruch, genau fo wie der Einwand, daß ein Vorbehalt nicht ind 
nicht ordnungsmäßig, nicht rechtzeitig erfolgt ſei. Dieſe Einreden 
daher mit der Verſäumung der Einſpruchsfriſt erledigt. . Al 
Unberührt bleibt das Prüfungsrecht des Richters inſoweit, 
es ſich um den Rang des aufgewerteten Rechts gegenüber anderen 
Grundſtück beſtehenden Rechten Dritter handelt. Im Verhältnis“ 
dieſen Dritten iſt das Prüfungsrecht des Grundbuchrichters berech 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 
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* 
ergleich, Vereinbarung 85 im Aufwertungs⸗ 
gefch, 


der Aue in Rechtſpr. und Praxis noch ungeklärte Frage iſt die 
Vegriff begung des 517 Auſwch insbeſ deshalb, weil über den 


T bes Vergleichs erhebliche Meinungsverſchiedenheiten herrſchen. 


muste OLG. Frankfurt (— Rechtſpr. in AufwS. S. 407) läßt im 
N Verträge fallen, durch die eine Ungewißheit über die 
über bi auslegung, als auch ſolche, durch die eine Ungewißheit 
beſeiti e Ausſichten auf einen Eingriff der Geſetzgebung 
igt werden ſoll. 
im . E, findet dieſe weitgehende Auslegung des Vergleichsbegriffs 
eſetz keine Stütze. 
der rg der Umſchreibung dieſes Begriffs ift davon auszugehen, daß 
in dem fe geber bei Faſſung des 867 den Begriff des „Vergleichs“ 
9779 eben Sinne in das Geſetz einfügen wollte, in dem ihn der 
8. umſchreibt. Der ſehr viel umfaſſendere, zugleich weniger 
cht Begriff „Vereinbarung“, den die 3. Steuer Not VO. ge⸗ 
ärun⸗ iſt bewußt fallen gelaſſen worden, wie die bekannte Er⸗ 
= des Staatsſekretärs Joel erkennen läßt. 
Ein 
6 


den der „Vergleich iſt alſo gemäß 8 779 BOB. ein Vertrag, durch 
Wegen r Streit oder die Ungewißheit über ein Rechtsverhälknis im 
begriff egenſeitigen Nachgebens beſeitigt wird. 8 779 BOB. kann aber 
wißheit ) nur ſolche Verträge umfaſſen, in denen es ſich um Unge⸗ 
des vu über tatſächliche Verhältniſſe oder die Frage der Auslegung 
ſchrift ſtehenden Rechts handelt. Vergleiche ſollen nach dieſer Vor⸗ 
gelegt. oickfam ſein, wenn der beiderſeitig als feſtſtehend zugrunde 
über i achverhalt den Tatſachen nicht entſpricht und der Streit 
0 ngewißheit bei Kenntnis der Sachlage nicht enkſtanden 
Veftepe as Geſetz ſetzt hier alſo für den Begriff des Vergleichs das 
N eines objektiven Sachverhalts voraus, den die Parteien, fei 
tſächlicher, ſei es in rechtlicher Beziehung, verſchieden bes 
oder PA auf deſſen an ſich mögliche endgültige Klärung in dem einen 
6; eren Sinne ſie aber verzichten. 
en Meinungsverſchiedenheit in dieſem Sinne wird aber in der 
uicht zonszeit zwiſchen Gläubigern und Schuldnern im allgemeinen 
at zu dereſcht haben. Die Gläubiger werden nur ſelten im Gegen⸗ 
der en Schuldner der Meinung geweſen fein, daß fie auf Grund 
höheren henden Geſetze und deren Auslegung in der Rechtſpr. einen 
0 als den Nennbetrag beanſpruchen könnten. Beide Parteien 
en elleicht den Sachverhalt im allgemeinen gleichmäßig dahin 
haben, daß die beſtehende Rechtslage die Verpflichtung be⸗ 
dub ige den Papiermarkbetrag als Erfüllung anzunehmen. Die 
Ges ger werden ſich gegen die Annahme in der Hoffnung auf eine 
einer ſolgderung geſträubt, die Schuldner entweder aus Furcht vor 
betrag ichen oder mit Rückſicht auf den Abſtand mehr als den Nenn⸗ 
in Papiermark geboten haben. 


minder Rechtsverhältnis“, ſondern über die mehr oder 
ſtehen „grobe Wahrſcheinlichkeit einer Umänderung der be⸗ 


igt. Mortleiche⸗ i. S. des Geſetzes ſind ſolche Vereinbarungen 
träge „Mer dieſen Begriff können, wie oben dargelegt, nur Ver⸗ 
über le len, in denen beide Parteien bewußtermaßen einen Strekt 
tens“ de Auslegung deſſen, was zur Zeit des Vertragsſchluſſes „rech⸗ 
ar, gütlich erledigen wollten. 

underändtach unſerem heutigen Rechtsempfinden ſchon der ſeit 1900 
wertigen ert beſtehende 8 242 BOB. die Begleichung einer hoch⸗ 
Enkschei Schuld in entwerteter Papiermark verbietet, iſt für die 
Jahr 7 — der ſtreitigen Frage ohne Belang. Bis weit in das 
tendes Mer herein wurde bei einfeitigen Rechtsgeſchäften als gel» 
war Recht der Satz „Mark- Marl“ angeſehen. Der § 242 BGB. 
der Bedeutung, die ihm die heutige Rechtſprechung ge⸗ 
0 Ah, noch unentdeckt. Die Frage, ob ein Streit über Rechts⸗ 
in Frag. g oder künftige Rechtsgeſtaltung durch den 
ugundel do mmenden Vertrag beſeitigt wurde, kann aber nur unter 
hingen werden Rechtsauffaſſung zur Zeit des Vertragsabſchluſſes 
ſockes erbliche i. S. des 867 Aufweß. konnten alfo nur Parteien 
Knkei bei denen fich zum mindeſten der Gläubiger der Unrich⸗ 
ußt 

dum A 


Preiſe baundſtücks das Recht vorbehalten worden, zu einem beſtimmten 
m s Grundſtück ſpäter käuflich zu erwerben, und machte er von 
Mecht etwa im Jahre 1922 Gebrauch, ſo iſt ein „Ver⸗ 
wei, S. 8779 BOB. oder 8 67 Aufwez ſelbſt dann nicht 
8 5 anzunehmen, wenn der Käufer die urſprünglich ver⸗ 
U gen s; Papiermarkſumme erhöht. Die Parteien werden vielmehr im 
einen auf Grund der herrſchenden Nechtſprehung von der An⸗ 


an Quaſſowski gleichmäßig unter den Begriff des 


ſicht ausgegangen ſein, daß die Überlaſſung des Grundſtücks zu dem 
urſprünglich vereinbarten Preiſe erfolgen müſſe, und der Käufer 
wird lediglich, um ein allzu ſchreiendes Mißverhältnis zwiſchen 
Leiſtung und Preis zu vermeiden, die Papiermarkſumme erhöht 
haben. Ein Vergleich würde im vorliegenden Falle nur dann in 
Frage kommen, wenn der Verkäufer auf Grund der Erkenntnis, daß 
das Geld keinen Wertmeſſer mehr darſtelle, Zahlung des urſprüng⸗ 
lich vereinbarten Wertes verlangt hätte und dann im Wege gegen⸗ 
ſeitigen Nachgebens eine Einigung erzielt worden wäre. Verträge 
dieſer Art werden nicht ſehr zahlreich, §S 67 AufwG. wird daher — 
man kann wohl ſagen, glücklicherweiſe — nur in ſeltenen Fällen an⸗ 
wendbar ſein. 


Verträge, die nicht unter den Begriff des Vergleichs fallen, wer⸗ 
den durch das AufwG. nicht berührt. Die gelegentlich vertretene An⸗ 
ſicht, daß „Vereinbarungen“ aus der Inflationszeit nur dann Gül⸗ 
tigkeit hätten, wenn ſie den Glaubigern Aufwertung über das Nor⸗ 
malmaß hinaus gewährten, muß aufs ſchärfſte bekämpft werden 
(ebenſo Lenz IW. 1926, 1784). Für eine ſolche Auslegung 
finden ſich im Geſetz keinerlei Anhaltspunkte. 


Vereinbarungen, die dem Gläubiger zwar mehr als der Nenn⸗ 
betrag der Forderung, aber weniger als den Aufwertungsbetrag zu⸗ 
billigen, ſind grundſätzlich nicht anders zu behandeln, als wenn der 
Schuldner nur den Nennbetrag gezahlt hätte. 

a) Fällt ein Anſpruch unter das AufwG. und iſt Zahlung in 
der Rückwirkungszeit erfolgt, jo iſt die Forderung auf das geſen iche 
Maß abzüglich des Goldwertes der geleiſteten Zahlungen aufzu⸗ 
werten. 

b) Käme Aufwertung nach den allgemeinen Vorſchriften in 
Frage, fo it, wie es die Rechtſprechung vorſchreibt, unter Berückh⸗ 
ſichtigung aller Umſtände zu prüfen, ob der Gläubiger die geleiſtete 
Zahlung als Erfüllung angeſehen oder ſich nur unter dem Druck der 
damals herrſchenden Rechtſprechung zur Annahme der Leiſtung an 
Erfüllungs Statt hat bereit finden laſſen. 

Hat ſich der Gläubiger aber, wie es öfter vorgekommen iſt, bei 
Abſchluß der Vereinbarung zu einem ausdrücklichen Verzicht auf 
etwaige durch Geſetzesänderung begründete AufwAnſprüche bereit 
finden laſſen, jo muß es auch bei dieſem Verzicht ſein Bewenden 
haben, gleichgültig, ob ein ſolcher Verzicht vom Schuldner durch 
Erhöhung der Papiermarkrückzahlung erkauft iſt oder nicht. 

Soweit es ſich um Forderungen handelt, deren Aufwertung 
außerhalb des AufwG. erfolgt, iſt dies ohne weiteres klar. In einem 
ſolchen Verzicht wird man ſtets ein Anerkenntnis der Tatſache ſehen 
müſſen, daß der Glaubiger durch die erhaltene Leiſtung befriedigt iſt. 


Es iſt nicht einzuſehen, warum ein ſolcher Verzicht nicht auch 
bezüglich der Anſprüche ſeine Gültigkeit behalten ſoll, die an ſich auf 
Grund des Aufv®. einer Aufwertung kraft Rückwirkung fähig ſind. 
Das Geſetz läßt dieſen Fall gänzlich unerwähnt, es hieße, ihm Ge⸗ 
walt antun, wollte man die Nichtigkeit eines vollkommen rechts⸗ 
gültigen Vertrages, wie ihn ein in der Rückwirkungszeit ausge⸗ 
ſprochener Verzicht darſtellt, hineininterpretieren. Im Einzelfall 
mag eine ſolche Löſung für den Gläubiger bedauerlich ſein, aber auch 
hier muß der alte Satz gelten „volenti non fit injuria“. Der Gläu⸗ 
biger iſt ſchließlich niemals in der Zwangslage geweſen, einen ſol⸗ 
chen Verzicht ausſprechen zu müſſen. Wenn er, um von den Schuld⸗ 
nern ein Entgegenkommen zu erlangen, ſich zu einem Verzicht auf zu⸗ 
künftige ungewiſſe Anſprüche bereit finden ließ, fo lag eine Speku- 
lation vor, die für ihn ungünſtig ausgegangen iſt. Es liegt aber 
keinerlei Anlaß vor, fie als ungeſchehen zu betrachten. Dem KG. = 
JW 1925, 2580 iſt deshalb beizupflichten. 

Ein Verzicht auf Geltendmachung künftiger Rechte kann auch 
im Rahmen eines echten AufwVergleichs ausgeſprochen werden. 
Ich trage aber keine Bedenken, ihn trotz des 8 67 AufwG. für ebenſo 
unbedingt wirkſam zu halten wie in jedem anderen Fall. Wie oben 
dargelegt, ſetzt ein „Vergleich“ voraus, daß beide Parteien von 
einer objektiv beſtimmten Rechtslage ausgehen, lediglich die Un⸗ 
gewißheit, ob die Rechtslage zugunſten der einen oder anderen Partei 
gewürdigt wird, wollen ſie durch Vertrag beſeitigen. 

Ein Verzicht auf Recht, die erſt durch eine künftige Anderung 
der Geſetzgebung zur Entſtehung gebracht werden könnten, geht über 
den Rahmen deſſen hinaus, was ein Vergleich i. S. des 8 67 
Aufiv®. regeln kann, deshald muß ein ſolcher ausgeſprochener Ver⸗ 
zicht feine Wirkſamkeit behalten, ſelbſt wenn der Vergleich im übrigen 
gemäß 867 Abf. II. AufwG. den Anſprüchen des Gläubigers nicht 
entgegenſtände. Es iſt zwar richtig, daß im Weſen eines jeden 
Vergleichs ein Nachgeben beider Parteien, alſo ein Verzicht auf 
einen Teil ihrer Anſprüche beziehen, die die Partei auf Grund der 
damals beſtehenden Rechtslage zu haben glaubte. Ein Verzicht auf 
Anſprüche, die erſt durch Geſetzesänderung zur Entſtehung gebracht 
werden können — als ſolche mußten bis 1923 Aufw Forderungen an⸗ 
geſehen werden —, fällt aus dem Rahmen des 8 67 Aufw®. heraus. 

Eine Anwendung des 867 Aufw®. auf Vergleiche über An⸗ 
ſprüche, deren Aufwertung nicht durch das AufwG. geregelt wird, 
halte ich für verfehlt. Der klare Wortlaut des Geſetzes, der die An⸗ 
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wendbarkeit des $ 67 auf die in den 88 A—61 AufwG. geregelten An⸗ 
ſprüche beſchränkt, ſteht dem entgegen. Die Ausführungen von Aſch 
= JW. 1926, 526 können demgegenüber nicht überzeugen. Eine 
unbedingte Notwendigkeit etwa für eine analoge Anwendung des 8 67 
auf andere Anſprüche als die genannten, vermag ich nicht ein⸗ 
zuſehen, um fo weniger, als „Vergleiche“ i. S. des Geſetzes nach den 
gemachten Ausführungen zu den Seltenheiten gehören werden. 8 67 
AufwG. bedeutet eine jo erhebliche Abweichung von dem Grundſatz der 
Gültigkeit geſchloſſener Vertrage, daß er als Ausnahmevorſchrift 
nur eng ausgelegt werden darf. 


RA. Dr. Freiherr v. Falken hauſen, Könisgsberg i. Pr 


Der Stempelanſatz zu Urkunden über vergleichsweiſe 
Aufwertung von Hypotheken. 


Durch den JMinErl. v. 27. Nov. 1925, La 839, der die Ver⸗ 
ſteuerung von Vereinbarungen über die Höhe des Aufwertungsſatzes 
betrifft, find die Streitfragen bei Anwendung des PrStG. auf Ur⸗ 
kunden über Aufwertungsbeträge nicht beſeitigt worden. 

Eine Urkunde zwiſchen Gläubiger und Schuldner einer durch 
Hypothek geſicherten Forderung über die Höhe der Aufwertung zur 
Beſeitigung eines Streites oder einer Ungewißheit erfordert als Ver⸗ 
gleich den Feſtſtempel von 3 46. In der Regel wird nur dieſer Stempel 
in Frage kommen. Die weitere Beſtimmung, daß die Schuldverſchrei⸗ 
bung über 25 v. H. hinaus als neue inſoweit nach T. 14 ſtempel⸗ 
pflichtig ſein ſoll, wird weſentlich dadurch eingeſchränkt, daß ein nach 
allgemeinen Vorſchriften begründetes Maß der Aufwertung und in 
den Fällen des 8 10 Abf. 3 AufwG. 75 und 100 v. H. für die 
Stempelfreiheit als Grenze gelten. Die Gegenanſicht, der 25 v. H. 
der dinglichen Forderung überſteigende Betrag unterliege dem Stempel 
T. 14 III 1, iſt unzutreffend. Denn ſie überjieht die Beſtimmung des 
Abf. 2 dieſer Ziff. III. Danach findet T. 1 Ziff. 6 ſinngemäß An⸗ 
wendung. An ſich wäre der Eintragungsantrag allein beſonders ſtempel⸗ 
pflichtig. Wird aber die zugrunde liegende Urkunde in ſtempelpflich⸗ 
nn Form vorgelegt, jo kommt der Eintragungsantragsſtempel in 

ortfall. 
Juſtizinſpektor Lienig, Goldberg i. Schl. 


Eutgegnungen. 
Verhältnis der Aufwertungsſtelle zum Grundbuchamte. 


Ich bin noch Rechenſchaft ſchuldig zu den Erörterungen Weiß⸗ 
lers in JW. 1926, 128 über das Thema der überſchrift und zu 
meiner Entgegnung in JW. 1926, 969, in der ich für die Vereinigung 
der Aufwerkungsſtelle mit dem Grundbuchamte wie beim AG. Berlin⸗ 
Tempelhof eintrat. Der Erfolg hat meiner Anſicht Recht gegeben! 
Heute, am 16. Sept. 1926, iſt im weſentlichen, abgeſehen von einzelnen 
Nachzüglerſachen und von denjenigen Sachen, in denen durch „Ein⸗ 
ſpruch“ i. S. des AufwG. das Prozeßgericht zuſtändig iſt, die Wieder⸗ 
eintragung gemäß 58 20 ff. Aufm®. erledigt. Seit Juli 1926 ſchon 
ließen die Wiedereintragungen hier weſentlich nach. Infolge der Mit⸗ 
teilungen an die Beteiligten bei Zuſtellung der Anmeldungen wegen 
gewiſſer Erforderniſſe zur Wiedereintragung waren bei einſpruchsloſem 
Friſtablaufe alle Hinderniſſe bereits beſeitigt, insbeſondere bereits feh⸗ 
lende Anträge auf Wiedereintragung und Aufwertung eingegangen, ſo 
daß der vereinigte und einige Grundbuch- und Aufwertungsrichter ohne 
Beſcheinigungen nach Art. 126 DO. v. 29. Nov. 1925 ſofort die 
Wiedereintragung verfügte oder den Verfügungsentwurf dazu unter⸗ 
ſchrieb. Verzögerungen traten nur deshalb ein, daß einzelne große 
Unternehmungen ſich nicht veranlaſſen ließen, ſchon vor Einſpruchsfriſt⸗ 
ablauf Eintragungsauträge zu ſtellen, von Beſcheinigungen nach 
Art. 126 DVD. abzuſehen und deshalb ganz unnötige erhebliche Mehr⸗ 
arbeit machten, aber dadurch ſicher mehrfach auch ihrem Aufwertungs⸗ 
ſtock ſchadeten. Ich erinnere mich nicht einer einzigen Beanſtandung 
aus 8 18 G30. bei Ablauf der Einſpruchsfriſt, wenn der Antrag 
vorlag. Bei mir ſind auch alle Wiedereintragungen in den Fällen des 
Einſpruchs aus § 15 13 Aufw cr. gemäß Dresden Ring, AufwMitt. 
1926, 75; KG. Dot. 1926, 441 abverfügt. Nicht erledigt find 
natürlich die zahlloſen Expeditionen in den Grundakten und die ſon⸗ 
ftige Tätigkeit nach 8 6 AufwG. bei höherer und niederer Aufwertung. 
Der Verzinſungsbeginn nach 8 28 II AufwG. und die Wiedereintra⸗ 
gung war die Hauptſache. Das übrige mußte zurücktreten! Eine furcht⸗ 
bare Zeit liegt hinter uns. Aber vermieden iſt, daß „zwei“ Richter die⸗ 
ſelbe Arbeit bewältigen mußten! 

Ich muß noch hervorheben: Die Maſſenexpeditionen verurſachen 
ungeahnte Arbeit, Schwierigkeiten und Zeitverluſte, wozu die Un⸗ 
zulänglichkeit der Durchführungsvorſchriften beitragen. 

AGR. Ricks, Berlin. 


Kleinere Aufſätze 


Guriſtiſche Wochenschrift. 3 


ufwöhef. 
A. 


Nochmals: Die a Kangſchwierigkeiten des 


926, 


Schwierigkeiten „nur auf falſchen Grundanſchauungen, Verwechſe 
von Begriffen und Verkennung der Geſetzesabſichten beruhen“, 
Weber behauptet. Daß Schwierigkeiten doch beſtehen müſſen, = 
gibt ſich ſchon daraus, daß einerſeits Kröger und Weber zu 8 
ſchiedenen Ergebniſſen gelangen, andererſeits beide die Löſung 
Quaſſowski und Weber auch einen Teil der Löſungen — 
Schlegelberger als unrichtig bezeichnen. Wo ſo viel abweicht 
Anſichten beſtehen, muß doch wohl die Schwierigkeit in der Sa 
ſelbſt liegen. 

Kröger meint, kurz zuſammengefaßt, daß der gutg it 
Erwerb ſtärker ſei als das Aufwertungsrecht. Dieſe Meinung er 
durchaus vertretbar. Aber einen Beweis für ſie bringt Krög 
nicht. Ein ſolcher Beweis iſt wohl auch kaum möglich. Denn u 
Kröger feinen Standpunkt daher ableitet, daß im AufwG. en 
Beſtimmung fehlt, wonach A. an die Stelle B.s treten könne, 1" 
B. dem C. vorgehe, fo iſt es zwar richtig, daß eine ſolche B. 
mung ausdrücklich nicht gegeben iſt. Aber nach Krögers 
tritt A. hinter B. und C, ftatt nur hinter E. und tritt andere 
ſeits B. an die erſte Stelle, ſtatt hinter A. zu bleiben. Dieſe Rach 
verſchiebungen ergeben ſich auch nicht aus dem AufwG. und 2 
weniger aus dem BGB. Auch Kröger legt alſo etwas in 
Geſetz hinein, was nicht ausdrücklich darin ſteht, und das kann ug. 
natürlich ebenſo gut in entgegengeſetztem Sinne tun. Gegen Kr w 
gers Standpunkt ſpricht übrigens noch, daß nach der bisher her. 
ſchenden Anſicht, die mir allerdings von jeher bedenklich erjcheint, ae 
Rangrücktritt des aufgewerteten Rechts infolge gutgläubigen Zwiſch 
erwerbs feinen Rang als erſtſtelliges Recht i. S. des 97 nücht 7, 
rührt (vgl. Schlegelberger-Harmening S. 128, Nad! 
2. Aufl.] S. 76). ich 

Webers erheblich längeren Ausführungen gegenüber kann er 
mich kurz faſſen. Denn die ſehr verwickelten Beiſpiele aus it: 
gelberger, die er bringt, fördern die Betrachtung gar nere 
Meinem Beiſpiel gegenüber hat Weber für ſeine Löſung keine an 
Begründung als die, daß A. „froh ſein Kann“, überhaupt noch ein 
zu erhalten und ſich deswegen über ſeinen Rangrücktritt hig eich, 
„nicht beklagen kann“. Das iſt alſo wieder die Kröger ſche Aua 
nur noch kraſſer ausgedrückt. Einen Beweis für fie bringt nat 
auch Weber nicht. Er ſetzt ſich aber mit ſeiner Formulierung 5 
in Widerſpruch mit der Rechtſprechung des KG., das die Vorſ if 
des Aufw®., die die Rechte der Gläubiger einſchränken, eng au 100 
weil ohne das AufwG. der Gläubiger mehr bekommen hätte 12 
jetzt (JW. 1926, 173). Gänzlich fehl geht natürlich auch Web 88. 
Polemik gegen meine angeblich irrigen Begriffe vom Rangverhält Fr 
Daß die Rangſtelle das Recht enthielte, eine beſtimmte Ordnungen 
nummer im Grundbuche zu erhalten, habe ich natürlich nie behaupe 


’ 


Meine Wendung, „C. habe ſein Recht als zweitſtelliges erworbe jet 


läubige 


einſehen, was es ſachlich für einen Unterſchied macht, ob mal 
„C. hat den dritten Rang, kommt aber bei der Hebung des orten 
zuerſt“ (ſo Weber S. 972 Sp. 2 oben) oder: „C. hat den © 
Rang“. Das iſt jedenfalls nur ein Streit um Worte. alle 
Die Ausführungen von Kröger und Weber ſind nach da⸗ 
dem keine Widerlegung, ſondern im Gegenteil ein neuer Bewe ſtehe 
für, wie groß die von mir erörterten Schwierigkeiten ſind. c el 
übrigens mit meiner Anſicht nicht allein, ſondern habe gute Ge mer 
ſchaft: SenPräſ. Reinhard, zur Zeit doch wohl der beſte Ken 
des Zwangsverſteigerungsrechts, weiſt in ſeinem Werk „Einfluß 49 
neueren Geſetzgebung auf die Zwangsverſteigerung“, 2. Aufl., mie 
an der Hand eines ganz einfachen Beiſpiels, das mit dem ve ing? 
gebildeten übereinſtimmt, mittels algebraiſcher Formeln die Unzu 50 
lichkeit der geſetzlichen Regeln über den Rang nach und kommt ande 
zu dem Ergebnis, daß „eine dem Rangverhältnis genau entſpre 
Löſung unmöglich iſt“. beit zu 
Zu Vorſchlägen an die Geſetzgebung, wie die Schwierigle en 
löſen, habe ich keinen Anlaß. Es ergibt ſich aber auch aus 1 
Ausführungen S. 136, daß man nur entweder § 880 Abſ. 5 cht, 
8 881 Abſ. 4 BGB. für entſprechend anwendbar zu erklären bra 
LR. Dr. Weißler, Halle a. d. 


B. 


dr 
Durch bie Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Gig. 
buchs in Verbindung mit den Vorſchriften des $6 Abſ. 2 Auß ez 
über den Rangrücktritt und des §7 über den Rangvorbehalk ee 
Eigentümers ergeben ſich große Schwierigkeiten, unlösbar ſind in 
Schwierigkeiten aber nicht. Wie die verſchiedenen Fragen, d 190 
dieſer Hinſicht beſtehen, zu löſen ſind, habe ich in meinen Nachte nd. 
zu den 88 6 und 7 AufwGG. in meinem Kommentar zur Dur 


55 


E abrg. 1926 Heft 20 


aus 4 
auh aich dargelegt. Meine Ausführungen waren zur Zeit des 
in den uſſatzes von Weißler noch nicht erſchienen, find aber auch 
hr lezigen Ausführungen von Weißler und in den Aus⸗ 
ir pden von Kröger und Weber nicht berückſichtigt. Ich darf 
ſammenpbehalten, den ganzen Fragenkomplex eingehend im Zu⸗ 
ewecküngen B behandeln und beſchränke mich heute auf folgende 
einer — weſentlicher Punkt iſt der, daß zwiſchen den Wirkungen 
des zfforrangseinräumung nach § 880 BGB. und den Wirkungen 
Falle Jentlichen Glaubens unterſchieden wird (a. a. O. S. 227). Im 
wird 2 öffentlichen Glaubens findet — was vielfach nicht beachtet 
Rechte ein Rangtauſch der verſchiedenen in Betracht kommenden 
ergeſeatatt, ſondern es entſteht nur eine Relativität des Ranges 
un alt, daß derjenige, der ſich auf den öffentlichen Glauben des 
s berufen kann, verlangen kann, im Falle der Zwangs⸗ 
SR fo befriedigt zu werden, als wenn das Recht, das er 
beſten anerkennen braucht, nicht beſtünde. Der Unterſchied wird am 
die dz aus folgendem Beiſpiele deutlich, bei dem ich zur Vereinfachung 
Wenn aſchriften des 9 6 Abſ. 2 und des 87 außer Betracht faſſe, 
eingetraaerſter Stelle für A. eine Papiermarkhypothek von 100 000.6 
un En war, die gegen Zahlung von 20 Goldmark gelöſcht war 
getragen einem Aufwertungsbetrag von 24980 Goldmark wieder ein⸗ 
beträgen wird, und wenn hinter A., B. und C. mit Aufwertungs⸗ 
denen c von 10000 und 25000 Goldmark eingetragen ſtehen, von 
Glauben“ nicht aber B. ſich dem A. gegenüber auf den öffentlichen 
d N des Grundbuchs berufen kann, jo würde — abgejehen von 
ngorn nungen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs — die 
9 nung folgende ſein: 
24 980 Goldmark, 
8 10 000 Goldmark, 
E. 25,000 Goldmark. 
beauty, bann aber infolge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
angeſehenben, daß ihm gegenüber das Recht des A. als nichtbeſtehend 
ſolgede en wird und ihm nur die 10000 % des B. vorgehen. In⸗ 
laſſen ſen iſt die Sachlage die, daß B. ſich 24 980 % vorgehen 
lat, muß, C. aber nur 10 000 %. Die Rechtsſtellung des A. iſt 
weichen er geht dem B. gegenüber vor, muß aber dem C. gegenüber 
die 250 Unzutreffend iſt es, wenn Weißler jagt, daß A. ſich nur 
öhe v 00 % des C. vorgehen laſſen müſſe. A. hat nicht C. in 
erteilun 25 000 % den Vorrang eingeräumt, ſondern er muß bei der 
C. wg des Erlöſes zurücktreten, joweit fein Recht mit dem des 
bei ein olliſion gerät. Das Zwiſchenrecht des B. wird ebenſo wie 
C. beſtehe Rangtauſch nach 8880 BGB. durch die zwiſchen A. und 
Kehenden Rechtsbeziehungen nicht berührt. 
59 900 trägt der Erlös, der zur Verteilung kommt, mindeſtens 
eiae, „ 10 werden A., B. und C. voll befriedigt; beträgt er 
(eier ſo hängt wegen der Relativität des Ranges des A. die Ent- 
von ders der Frage, welcher Gläubiger den Ausfall zu tragen hat, 
r Höhe des Erlöſes ab. 
da un Erlös 10000 %. B. hat keinen Anſpruch auf den Erlös, 
des P. W. mit 24 980 4% vorgeht, C. auch nicht, da ihm die 10000 % 
bi vorgehen. Die 10000 % erhält alſo A. 
ſpruch Erlös 24 980 . B. hat auch in dieſem Falle keinen An⸗ 
10000 auf den Erlös. C. kann den Erlös beanſpruchen, ſoweit er 
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Falle 10 D erhält alſo 14 980 /. A. erhält auch in dieſem 


80 % vorgehen. C. kann den Erlös beanſpruchen, ſoweit 
bei ei 0% überſteigt, erhält alſo 24 980 %. A. geht leer aus, da 
ſriedf En Streite zwiſchen A. und C. C. vorgeht. C. muß fo be 
gt werden, wie wenn A. nicht eingetragen wäre. 

hält reg Ergebnis, daß A. bei einem geringeren Erlös mehr er⸗ 
02 if bei einem höheren Erlös, mutet zunächſt eigentümlich an. 
mit g aber die Folge der Relativität ſeines Ranges. Im Kampfe 
1 — bleibt er Sieger, dagegen unterliegt er im Kampfe gegenüber 
befti beit dieſer bei Nichtbeſtehen des Rechtes des A. aus dem Erlöſe 

iedigt wird. 
eine a ch die Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
iſſens ere iſt als die einer Vorrangseinräumung, iſt bisher meines 
geſbrg nicht beachtet, jedenfalls nicht mit dieſer Deutlichkeit aus⸗ 
man FL worden. Macht man ſich diefen Unterſchied klar, fo hat 
Glauser Schlüſſel in der Hand, um alle aus dem öffentlichen 
Vorſchri des Grundbuchs ſich ergebenden Rangfragen zu löſen. Die 
handelt des 8 6 Abſ. 2 über den Rangrückkritt iſt ebenſo zu be⸗ 
(b n wie die Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuches 
S. 9 meine Ausführungen in meinem Kommentar zur DurchfVO. 
ſichtlic⸗ und 228). Die vorſtehenden Ausführungen ſind daher hin⸗ 
Reit > des 86 Abſ. 2 entſprechend anzuwenden. Große Schwierig- 
des 9 7 geben ſich aus dem Zuſammentreffen des Rangvorbehalts 
des bf mit dem Rangrücktritt des $6 Abſ. 2 und den Wirkungen 
ei! atlichen Glaubens. Wegen der Frage, in welcher Weiſe dieſe 
ſührnngegkeiten zu löſen find, nehme ich auf meine eingehenden Aus⸗ 
8 u a. a. O. S. 237 ff. und 249 ff. Bezug. 

Sehe. i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 


Kleinere Aufſätze 


Die Verpflichtung der Kommunen zur Aufwertung un⸗ 
geſicherter Reſtkaufgeldanſprüche. 


A. JW. 1926, 1141 glaubt Eis ner feſtſtellen zu können, daß 
eine Anzahl von Gemeinden ſich Aufwertungsverpflichtungen bei der 
Aufwertung ungeſicherter Reſtkaufgelder zu entziehen ſuchen. 


Nach der von ihm vertretenen Auffaſſung ſind ungeſicherte Reſt⸗ 
kaufgeldforderungen gegen Reich, Länder, Kommunen und Kommunal⸗ 
verbände ebenſo aufzuwerten, wie wenn es ſich um unge gegen 
Privatperſonen handelt. 

Für Anſprüche aus ſolchen Forderungen gegen das Reich trifft 
dies unbedingt zu, da der Kreis der abweichend vom AufwG. abzu⸗ 
löſenden Markanleihen des Reichs durch 8 2 des AnlAblG. eindeutig 
beſtimmt iſt. 

Für die Verpflichtungen der Länder und Gemeinden iſt dagegen 
durch § 30 Abſ. 3 in Verbindung mit 8 40 Abſ. 3 des AnlAblG. 
die Rechtslage dadurch verändert, daß als Anleihen im Sinne des 
Geſetzes auch Darlehen angeſehen werden, über die Schuldſcheine aus⸗ 
geſtellt ſind. 

Die Ungeklärtheit des Begriffes „Schuldſchein“ läßt nun in 
vielen Fällen zweifelhaft erſcheinen, ob ein Schuldſcheindarlehen im 
Sinne des Geſetzes tatſächlich vorliegt. Nach Lage der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung würde jedoch die höhere als 12½ boige Aufwertung folder 
gemeindlichen Schuldverpflichtungen, die nach Klärung durch die Recht⸗ 
ſprechung als Gemeindeanleihen gemäß § 30 Abſ. 3 und 8 40 Ab}. 3 
anzuſehen ſind, folgende Wirkungen haben: 

Nach § 55 Abſ. 2 des AufwG. ſoll nämlich die Aufwertung der 
Sparkaſſenguthaben mindeſtens 12½ % betragen und möglichſt dem 
Aufwertungsſatz entſprechen, der ſich für die Anleihen des Schuldners 
oder ſeines Garanten ergibt. 

Falls nur eine einzige Anleihe des Garantieverbandes den Auf⸗ 
wertungsſatz von 12¼ %% überſchreitet, würde gleichzeitig die Verpflich⸗ 
tung zu höherer Aufwertung der Sparguthaben eintreten. In Preußen 
iſt (wie in den meiſten übrigen deutſchen Ländern) die „Sollvor— 
ſchrift“ des Geſetzes in eine „Mußvorſchrift“ umgewandelt durch 82 
der erſten Verordnung zur Durchführung der Aufwertung der Spar⸗ 
guthaben v. 24. Okt. 1925. Zugleich wird durch § 3 der Verordnung 
eine Zuſchußleiſtung für einen Sparhaſſenausgleichsſtock vorgeſehen. 
Da ſchon die 12½ o ige Aufwertung rguthaben gewaltige Zu⸗ 
ſchußleiſtungen der Städte als der Garantieverbände der Sparkaſſen 
erfordert (ungefähr 750 Millionen Reichsmark), würde die höhere als 
12½ bige Aufwertung in den meiſten Fällen in Anbetracht des faſt 
gänzlichen Verſchwindens der ſtädtiſchen Stiftungsfonds durch die 
Inflation zu einer untragbaren Belaſtung der Gemeindefinanzen führen. 

Die Gemeinden haben daher alle Veranlaſſung, darauf zu achten, 
daß nicht einzelne ihrer Anleihen über 12½ % aufgewertet werden. 
Im Gegenſatz zu der Auffaſſung von Dr. Eisner wird nun in der 
Literatur zum Anleiheablöſungsgeſetz nahezu übereinſtimmend ange⸗ 
nommen, daß ungeſicherte (aber auch geſicherte) Reſtkaufgeldforde⸗ 
rungen tatſächlich zu Anleihen im Sinne des Ablöſungsgeſetzes werden 
können, wenn bei Begründung der Forderung oder ſpäter in einem 
Schuldſchein der Darlehenscharakter der ehemaligen Forderung aus 
dem Reſtkaufgeldvertrage ausgeſprochen wird (eine einſchränkende Be⸗ 
ſtimmung wie im 8 10 Ziff. 5 des AufwG., wonach höhere Aufwertung 
auch dann eintritt, wenn die Kaufgeldforderung bei ihrer Begründung 
in eine Darlehensforderung umgewandelt worden iſt, fehlt im Anl⸗ 
Abl.). Dieſe Auffaſſung wird nach den Motiven des Geſetzes zu 
vertreten fein, ſie wird auch von den Kommentatoren des AnlAblch. 
(Michaelis, Anm. 7 zu 8 30, Neufeld, Anm. 5 zu 8 30, 
Simon⸗Marquardt, S. 41 ff. — anderer Meinung ift nur 
Abraham⸗Loebinger, S. 339) — anerkannt. Bei der Beratung 
des Geſetzes wurde von Seiten der Reichsregierung (Ausſchußbericht 
S. 9) ausgeführt: 

„Habe die Ausſtellung des Schuldſcheins einen novierenden 
Charakter, hätte beiſpielsweiſe die Gemeinde geſagt, fie ſchulde die 
Summe nicht mehr als Reſtkaufgeld, ſondern als Darlehen, dann 
würde in einem ſolchen Falle der Reſtkaufgeldcharakter hinfällig ge⸗ 
worden ſein.“ Dieſen Ausführungen wurde, ſoweit bekannt, nicht 
widerſprochen. Nach dem Anl Abl G. genügt ſomit die Ver⸗ 
einbarung, daß eine beliebige Geldſchuld als Dar⸗ 
lehen geſchuldet werden ſoll, ſofern ein Schuldſchein 
vorliegt, um die Behandlung dieſer Schuld nach dem 
genannten Geſetz herbeizuführen. 

Wenn Eisner den Gemeinden weiterhin vorwirft, daß ſie ſich 
zu Unrecht darauf beriefen, daß Reſtkaufgeldforderungen aus der Vor⸗ 
kriegszeit u. U. zu Vermögensanlagen geworden ſein können, ſo ver⸗ 
langen die Gemeinden hier lediglich dieſelbe Behandlung wie Privat⸗ 
perſonen. Zur Sache ſelbſt führt Mügel in Anm. 1 zu 8 63 aus, 
daß auch Forderungen aus gegenſeitigen Verträgen durch Stundung, 
mag damit eine Umwandlung in eine Darlehensforderung (8 607 
Abs. 2 BGB.) verbunden fein oder nicht, die Eigenſchaft einer Ver⸗ 
mögensanlage erhalten. Dieſer Auffaſſung ſchließt ſich das LG. Elber⸗ 
feld am 12. Febr. 1926 Nr. 20 485/26 mit folgender Begrün⸗ 
dung an: 


2354 Kleinere Aufſätze Juriſtiſche ae 
x RL A —— ů uc e p EIER 


„Bei der Beurteilung der Frage, ob ein ſolcher Anſpruch zur 
Vermögensanlage geworden iſt, ſpielt die Dauer der Stundung eine 
entſcheidende Rolle und das Aufw®. ſelbſt hat in § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 
für hypothekariſch geſicherte Kaufgeldforderungen einen zeitlichen An⸗ 
haltspunkt in dieſer Hinſicht gegeben, indem es beſtimmt, daß eine 
Aufwertung der perſönlichen Forderungen nach allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften unter Abweichung vom normalen Höchſtſatz nur zuläſſig ift, 
wenn die Kaufgeldforderung nach dem 31. Dez. 1908 begründet worden 
iſt. Dieſe Beſtimmung iſt der Erwägung entſprungen, daß Kaufgeld⸗ 
forderungen, die Aus älterer Zeit ſtammen, den Charakter der Ver⸗ 
mögensanlage angenommen hätten. Wenn nun auch die erwähnte Vor⸗ 
ſchrift ausdrücklich nur für die hypothekariſch geſicherte Kaufgeld⸗ 
forderung getroffen iſt, ſo trifft doch die gleiche geſetzgeberiſche 
Erwägung, wonach das Hauptgewicht auf die Dauer des Beſtehens 
des Anspruchs gelegt wird, in derſelben Weiſe auf die nicht geſicherte 
Kaufgeldforderung für den Erwerb eines Grundſtücks zu. Die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung würde zu dem unbefriedigenden Ergebnis führen, 
daß der Gläubiger einer ungeſicherten Kaufpreisforderung eine höhere 
Aufwertung beauſpruchen kann, als der einer geſicherten. Ein der⸗ 
artiges Ergebnis kann aber dem Sinn und Zweck des AufwG. nicht 
entſprechen.“ \ 


Die bisher bekannte abweichende Rechtſprechung des RG., ſoweit 
ſie die Rechtsverhältniſſe der ungeſicherten Reſtkaufgeldforderungen 
nach Inkrafttreten des Aufm&. betrifft, bezieht ſich auf Fälle, in 
denen eine Stundung in der Weiſe erfolgte, daß die Kaufgeldbeträge 
entweder nur kurzfriſtig geſtundet waren und zwar auf Wunſch des 
Schuldners der Reſtkaufgeldforderung oder in denen eine ratenweiſe 
Abzahlung vorgeſehen war. Es würde in der Tat dem Sinne des 
Aufiv®. widerſprechen, wenn die ſtärkere Sicherung einer Forderung 
eine Rechtsminderung zur Folge haben ſollte. Soweit es ſich aber tat⸗ 
ſächlich um Vermögensanlagen handelt, dürfte die Berechtigung det 
Städte, die Behandlung ſolcher Vermögensanlagen nach dem Anl⸗ 
Abl. vorzunehmen, nicht zweifelhaft fein, vorausgeſetzt natürlich, daß 
ein Schuldſchein vorliegt. 

Es muß ſomit feſtgeſtellt werden, daß die Gemeinden, gegen die 


ſich Eisner wendet, nach Wortlaut und Sinn des Geſetzes wie auch 


nach Rechtſprechung und Kommentaren nicht grundſätzlich jedes Ver⸗ 
langen auf Aufwertung ungeſicherter Reſtkaufgeldanſprüche zu er⸗ 
füllen haben. Soweit es ſich um Reſtkaufgeldforderungen handelt, bei 
denen eine Umwandlung in Darlehen gegen Schuldſchein nicht ſtatt⸗ 
gefunden hat, wird eine Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften 
auch von den Gemeinden, ſoweit überſehen werden kann, anerkannt. 
Diplom⸗Volkswirt Karl Marder, Berlin. 


B. 1. Die Frage, nach welchen Vorſchriften Kommunen alte Reſt⸗ 
kaufgeldſchulden aufzuwerten haben, iſt nach zwei Richtungen ſtrittig. 
Einmal handelt es ſich darum, ob die 88 62ff. AufſwG oder die 88 40ff. 
AnlAblG. anzuwenden find oder praktiſch gefprochen, ob die Verkäufer 
von Grundſtücken an Kommunen ſich für ihre Reſtkaufgeldforderungen 
mit der Gewährung von Anleiheablöſungsſchuld und (bei Altbeſitz) Aus⸗ 
loſungsrechten zufrieden geben müſſen, alſo günſtigſtenfalls mit etwa 
12½ 9% des Goldwerts, oder ob ſie Aufwertung nach den allgemeinen 
Vorſchriften fordern können. Der zweite Streitpunkt, der übrigens 
nicht nur bei Verkäufen an Kommunen bedeutſam iſt, liegt darin, ob, 
ſoweit das Aufiv®. zur Anwendung kommt, das Reſtkaufgeld als Ver⸗ 
mögensanlage i. S. 863 Abf. 1 daſelbſt anzuſehen iſt mit der Wirkung, 
daß es höchſtens auf 25% aufgewertet werden Rann, oder ob nach 8 63 
Abſ. 3 daſelbſt eine der Höhe nach nicht befchränkte Aufwertung Platz 
greift. Beide Fragen ſind in dieſer Zeitſchrift bereits behandelt. 
Eis ner (JW. 1926, 1141, f. auch AufwArch. II 184) entſcheidet fie 
in einem dem Gläubiger günſtigen Sinne, während Marder (in dem 
oben abgedruckten Aufſatz) zu der entgegengeſetzten Löſung kommt. 
Nachſtehend ſoll der Verſuch einer weiteren Klärung gemacht werden, 
deſſen Ergebnis vorwegnehmend dahin zuſammengefaßt werden kann, 
daß eine auf alle Fälle zutreffende Antwort aus dem Geſetz nicht ge⸗ 
geben werden kann, vielmehr die Eutſcheidung in gewiſſem Umfange 
von den Beſonderheiten des einzelnen Falls abhangt. 


2. Die an erſter Stelle erwähnte Frage, ob Aufwiz. oder Aul⸗ 
AIG. anzuwenden iſt, wird praktiſch nur in den Fällen, wo die Reſt⸗ 
Raufgeldforderung, ſei es bei ihrer Entſtehung, ſei es ſpäter, in eine 
Darlehnsforderung umgewandelt worden, und ein Schuldſchein über ſie 
ausgeſtellt worden iſt. Das AnlAblcß. (8 40 Abf. 3 in Verbindung 
mit 830 Ab. 3) ſtellt bei Kommunalverbänden und Ländern „Dar⸗ 
lehn, über die Schuldſcheine ausgeſtellt ſind“, den Anleihen gleich und 
geht als Sondergeſetz i. S. des § 1 Abſ. 2 des Aufm®. inſoweit dieſem 
vor. Marder a. a. O. meint, „eine Vereinbarung genüge, daß eine 
beliebige Geldſchuld als Darlehn geſchuldet werden ſoll, ſofern ein 
Schuldſchein vorliege, um die Behandlung dieſer Schuld nach dem 
Anl AblG. herbeizuführen“, und beruft ſich dafür auf die Verhand⸗ 
lungen im Reichstagsausſchuß, wo von Regierungsſeite ohne Wider⸗ 
ſpruch ausgeführt ſei, „hat die Gemeinde geſagt, ſie ſchulde die Summe 
nicht mehr als Reſtkaufgeld, ſondern als Darlehn, dann würde in 
einem ſolchen Fall der Reſtkaufgeldcharakter hinfällig geworden ſein“. 


anz 2 
geſehen davon, daß Außerungen eines Regierungsvertreters in ei 
Stadium des Geſetzwerdens, insbeſondere bei wirtſchaſtlichen Ge 
auch wenn ſie unwiderſprochen geblieben find, nur mit großer dem 
ſicht zur rechtlichen Auslegung zu verwenden ſind, ergibt ſich a g- 
Zuſammenhang der Außcrung, daß ſie nicht mit der Beſtümmthe he. 
macht iſt, wie es nach dem einen mitgeteilten Satz den Anſchein e 
Unmittelbar vorher hat derſelbe Vertreter ausgeführt, daß, „wenn wie 
anderes Rechtsgeſchäft einem Schuldſcheindarlehn zugrunde liege, zu 
3. B. bei einem Reſtkaufgeld, die Frage, ob der $30 (bzw. 40) A und 
wenden ſei oder nicht, eindeutig nicht entſchieden werden könne“ 

unmittelbar an den von Marder zitierten Satz ſchließt id 115 
andere: „Die Entſcheidung über eine ſolche Streitfrage ſteht aber ſe 9. 
verſtändlich den ordentlichen Gerichten zu“ (Ausſchußbericht lassen 
10 und Heinrici, Textausgabe zu 830). Dieſe Ausführungen! ent⸗ 
erſehen, daß der Regierungsvertreter ſich, wie es der Sacha urn 
ſprach, ſehr vorſichtig ausgedrückt hat, und feine Worte nicht die ! ‚ehr 
von Marder beigemejiene Beweiskraft haben. Man muß viene 
auf die ratio legis zurückgehen. Man ging, wie in der Begt- as 
Geſetz und bei den Verhandlungen im Reichstag wiederholt zum cht 
druck gekommen iſt (Begr. S. 21, Ausſchußbericht S. 9, 10 abged g 
a. a. O.), davon aus, daß den Gemeinden und den kleineren leiſtun 
ſchwächeren Ländern für ihre „Anleihen“ der freie Anleihemarkt 90 
ſchloſſen war und ſie daher auf die Kreditreform des Darlehns can 
wieſen waren, um ihren Kreditbedarf zu decken. In der Auſwer eich 
dieſer „Anleihen“ wollte man ſie nicht ſchlechter ſtellen, als das 

und die großen Länder, die Anleihen im eigentlichen Sinne hatten ge 
nehmen können. Darum die Gleichſtellung, die durch die | Sie 
Finanzlage gerade dieſer Gemeinweſen dringend geboten wird 


dazu, als Schuldſcheindarlehn i. S. der 88 30, 40 Ank Abl. nur seg 
Schulden anzuerkennen, die aus einem Anleihebedürfnis der ihrer 
meinde, d. h. aus dem Bedürfnis, Geld für die Durchführung mur 
offentlichen Aufgaben aufzunehmen, entſtanden ſind. Damit wird 
auch den wirtſchaftlichen Geſichtspunkten gerecht, denen man bei gehe 
Auslegung dieſer auf wirtſchaftlichen Erwägungen beruhenden Gant 
Rechnung tragen muß: wirtſchaftlich geſehen beſteht vom Stand h 
des Gläubigers wie des Schuldners ein durchgreifender Unter] u 
zwiſchen der Reſtkaufgeldforderung und der Darlehnsforderung. ben, 
Darlehn hat der Gläubiger bei Begründung der Schuld Geld gege par 


ſchen 


wenn man beide Falle gleich behandelt. Die Aufwertungsgeſetzg = 
berückſichtigt dieſe Verſchiedenheit in einem andern Falle auch d die 


So einfach ſcheint mir die Sachlage indeſſen nicht zu ſein. G 


dann unter das AulAblcg. fällt, wenn der wirtſchaftliche und recht 
be⸗ 
U 


Raufgeldforderung in eine Darlehnsforderung zu. Welche Wirkung — 
all 


der Beurkundung des Grundſtücksverltaufs rein formularmäßig 5 
ſchah, ſo wollen die Parteien in aller Regel, durch Bezeichnung 
Schuld als Darlehnsſchuld nicht Untergang der alten und Begründe 
einer davon unabhängigen neuen Schuld, fie wollen vielmehr, gen, 
auch Eisner a. a. O. zutreffend bemerkt, zum Ausdruck bringer 
daß für Zinſen, Kündigung uſw. die Darlehnsbeſtimmungen anwen ſoll 
fein ſollen; der Zuſammenhang mit dem gegenſeitigen Vertrage . 
bewahrt bleiben (jo auch Mügel, Anm. 6 zu 863 Aufw Gh., tegen, 
Quaſſowski (3) Anm. B II 7 daſ.). Anders wird es vielfach Lich ch 
wenn die Umwandlung erſt ſpäter erfolgt. Hier wird die Abſicht ner 
ſelten die fein, daß die neue Forderung rechtlich unabhängig da 

alten beſtehe, ſo daß keine der Parteien auf das urſprüngliche le det 
verhältnis ſoll zurückgreifen dürfen. Dann tritt an die Stell® r 
Forderung aus dem gegenſeitigen Vertrag, die untergeht, ein chen 
ſelbſtändiger Anſpruch aus dem einſeitigen Darlehnsvertrag. In, m iſt, 
Fällen wird, falls bei der Umwandlung ein Schuldſchein ausdeſ eh ne 
ein Schuldſcheindarlehn auch im Sinne des Anl Able. anzune dee 
fein. Einen Hinweis auf die Abſicht der Beteiligten wird aM, gt 
Inhalt der über die Abmachungen ausgeſtellten Urkunde geben. ſrecht⸗ 
die Verbriefung im Kaufvertrag, jo deutet ſchon das auf die Aue 
erhaltung des rechtlichen Zuſammenhanges mit dieſem; man Kan con 
von einem „Schuldſchein“ nicht ohne weiteres ſprechen, jo va} 


ur, 
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Sindieſem Grunde das AnlAhlG. nicht anwendbar wäre (in dieſem 
besonder Neufeld zu 8 30 Abſ. 3 AnlAblch.). Iſt dagegen eine 
ſtellt de Schuldurkunde über die umgewandelte Forderung ausge⸗ 
aa wird es auf deren Inhalt im einzelnen ankommen. Sit der 
Verf hang mit dem Kaufgeſchäft ganz aufgelöft, fo kann eine 
3 ſtändigung des Darlehns vorliegen, doch müßte dies durch Klar⸗ 
lun 8 der Begleitumſtände noch erhärtet werden. Erfolgt die Umwand⸗ 
—.— bei Fälligkeit des Reſtkaufgeldes, unter Ausſtellung einer 
praßtiſchehnldurkunde, ſo ſpricht das für ein Schuldſcheindarlehn. Im 
Reſtz hen Ergebnis führen dieſe Darlegungen dahin, daß, wenn die 
gewa aufgeldſchuld bei ihrer Begründung in eine Darlehnsſchuld um⸗ 
arleh elt wurde, die Vermutung dafür ſpricht, daß kein Schuldſchein⸗ 
wühr n vorliegt, die Kommune alſo das Gegenteil beweiſen muß, 
Ara = bet ſpaterer Umwandlung eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit für 
ſchuldſcheindarlehn im Sinne des Anl Abl. beſteht. 
Gr Marder (oben S. 2353) weiſt darauf hin, daß die Gemeinde bei 
0 ei enkomment in der Aufwertung ſolcher Reſtkaufgeldforderungen 
24 85 laufe, nach 8 55 Abf. 2 Aufw®. und 8 2 preuß. VO. dazu v. 
aufwe t. 1025 (GS. 151) die Sparkaſſeneinlagen entſprechend höher 
I Near zu müſſen. Doch ſetzen dieſe Vorſchriften voraus, daß eine 
nicht he“ höher abgelöſt wird, während es ſich um ‚Anleihen‘ hier 
PR handelt. Außerdem wird man die nur mit der Finanznotlage zu 
icht vtihende Vorſchrift der preuß. VO. dahin auslegen dürfen, daß 
uf bereits die höhere Aufwertung eines einzelnen aus einem Reſt⸗ 
Ve geld hervorgegangenen Schuldſcheindarlehns, die dort angeführten 
rpflichtungen auslöſt. — 
Darl Außer Betracht iſt bisher geblieben, ob die Reſtkaufgeld⸗ bzw. 
noepnsforderung hypothekariſch ſichergeſtellt iſt oder nicht. Für die 
mit endbarkett des AnlAblG. iſt dies ohne Bedeutung (vgl. 8 41 1 V. 
ehr 31 Abſ. 1). Es wird wichtig erſt in Verbindung mit der nun⸗ 
Ku behandelnden Aufwertung ſolcher Forderungen nach dem 


Sonderfälle auf 25 des Goldmarkbetrages aufzuwerten. Die perſönliche 


Vorderung kann nach 8 10 Nr. 5 höher oder auch geringer aufgewertet 


105 
(on! 


11 Das gleiche gilt, unabhängig davon, wann die Kaufgeldforde⸗ 
eine ori ü 
ecſolgte Darlehnsforderung erſt nach der Begründung der Forderung 
Rau Im übrigen iſt zu unterſcheiden, ob die Forderung eine Reſt⸗ 
ſpi ſgeldforderung geblieben iſt, ober aber bei ihrer Begründung oder 
„ter in eine Darlehnsforderung umgewandelt wurde. In dem erſteren 
8 iſt fie immer nach 863 Abſ. 3 AufmG. anzuwerten (jo auch 
Das fw s ki [3] S. 425, 434 und Eis ner JW. 1926, 1141). 
keit Geſetz beſtimmt hier ausdrücklich, daß Forderungen aus gegen» 
ate Verträgen nicht als Vermögensanlagen i. S. des Abſ. 1 
Ba follen, ohne darauf Gewicht zu legen, ob die Forderung feit 
t En beſteht oder nicht. Man kann nicht wie es Marder a. a. O. 
— aus dem Umſtand, daß bei den hypothekariſch geſicherten Forde⸗ 
en zwiſchen Forderungen aus der Zeit vor und nach 1908 unter» 
Heben wird (ſ. 810 Abſ. 5 oben), hier folgern wollen, daß Forde⸗ 
0 aus der Zeit vorher als Vermögensanlage anzuſehen und 
805 Abſ. 1 des 8 63 zu behandeln ſind. Zutreffend hat das RG. v. 
da, Jan. 1926 (JW. 1926, 976) und v. 10. Febr. 1926 (Aufwälrch. 
zarte 6) dargetan, daß die Stundung einer Kaufgeldforderung den 
ou rakter der Forderung nicht ändere und daß, ganz unabhängig 
bie der Frage, ob etwa wirtſchaftlich eine Vermögensanlage vorliege, 
A ausdrückliche Vorſchrift des Abſ. 3 die Anwendung des Abſ. 1 
geſlahließe. Richtig iſt, daß, wie Marder hervorhebt, in den an⸗ 
eführten beiden Fällen die Hinausſchiebung des Zahlungstermins auf 
unſch des Käufers erfolgte, woraus das RG. nebenbei folgerte, daß 
e. hierdurch die Annahme einer „Vermögensanlage“ ausgeſchloſſen 
55 M arderüberfieht aber, daß die Entſcheidungen hierauf nicht beruhen; 
Elo die Argumentation des von ihm angeführten Urteils des LG. 
held; es ſei nicht anzunehmen, daß das Geſetz den durch eine 
er geſicherten Gläubiger habe ſchlechter ſtellen wollen, als den 
ni geſicherten, ſcheint mir gegenüber der klaren Regelung des Geſetzes 
58 durchſchlagend, da eben in § 63 Abſ. 3 eine Abgrenzung nach Art 
8 10 Nr. 5 fehlt. 
in Schwieriger iſt die Rechtslage, wenn die Reſtkaufgeldforderung 
98 0 Darlehnsforderung umgewandelt ift. Die Beſtimmung des $ 10 
5, wonach es für die Behandlung des Reſtkaufgeldes unerheblich 
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iſt, daß die Forderung bei ihrer Begründung in eine Darlehnsforde⸗ 
rung umgewandelt ſei, entſprechend heranzuziehen, wie es das RE. 
in der Entſch. v. 30. Jan. 1926 und Quaſſowski (3) S. 434 tun, 
ſcheint mir bedenklich, insbeſondere, wenn man die Begrenzung der 
Vorſchrift auf die nach dem Jahr 1908 begründeten Forderungen 
nicht gleichfalls übernehmen will, was wir vorſtehend abgelehnt 
haben. Auch als arg. a contr., wie es Marder tut, kann man 
ſie nach der Vorgeſchichte nicht verwenden. Man wird, wie unter 2., 
darauf abſtellen müſſen, ob durch die Umwandlung die Forderung 
ihren Charakter als eine Forderung aus dem gegenſeitigen Vertrag 
eingebüßt hat. Nicht darauf kommt es an, ob der wirtſchaftliche Be⸗ 
griff der Vermögensanlage gegeben iſt, ſondern auf die Ablöſung von dem 
gegenſeitigen Vertrag. Eine ſolche Ablöſung kann vorliegen ſowohl bei 
Umwandlung zur Zeit der Begründung, wie bei ſpäterer Umwandlung. 
Wie zu 2. näher ausgeführt, ſpricht im erſteren Fall eine tatsächliche 
Vermutung dagegen; im zweiten iſt die Wahrſcheinlichkeit größer, doch 
muß auch da vorſichtig im einzelnen unterſucht und der Wille der 
Parteien bei der Umwandlung ermittelt werden (ſo auch die allge⸗ 
meine Meinung, vgl. auch Mügel, oben S. 1321 Anm.). Die 
Frage, auf weſſen Wunſch der Kaufpreis geſtundet wurde, kann einen 
Anhaltspunkt nach der einen oder anderen Seite geben. 
Staatsſekr. z. D. Dr. Heinrici, Berlin. 


Zum Schwarzkauf. 
1. Neue Geſichtspunkte zur Schwarzkauffrage. 


In Niemeyers Ztſchr. 36, 74—90 behandelt Reupke die 
„Preuß. Bodenſperrgeſetze und ihre Auswirkungen auf die aus⸗ 
ländiſchen Grundeigentümer“. Er erörtert die Auswirkungen des Ge⸗ 
ſetzes in völkerrechtlicher Hinſicht. In erſter Linie prüft er die 
Frage, ob das Geſetz v. 10. Febr. 1923 gegen völkerrechtliche Grund⸗ 
ſätze oder gegen den VV. verſtößt. Er gelangt zur Verneinung beider 
Fragen, da das Geſetz die Ausländer keiner beſonderen Beſchränkung 
unterwirft, was auch die interalliierte Rheinlandkommiſſion aner⸗ 
kannt hat, indem ſie von dem ihr zuſtehenden Einſpruchsrecht keinen 
Gebrauch machte. Die rückwirkende Kraft, die dem Geſetz v. 10. Febr. 
1923 durch die Rechtſprechung und durch das Geſetz v. 20. Juli 1925 
beigelegt worden iſt, verſtößt nach Reupke gleichfalls nicht gegen 
völkerrechtliche Grundſätze. Der Spruch des NG. iſt in völkerrecht⸗ 
licher Beziehung jo gut wie unangreifbar. Dagegen könnten völker- 
rechtliche Schwierigkeiten entſtehen, ſoweit die nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung von Veräußerungsgeſchäften mit Ausländern in Frage 
kommt und dieſe Genehmigung verſagt werden ſollte. Hier wären 
unter Umſtänden diplomatiſche Schritte oder vielleicht ſogar inter⸗ 
nationale Schadenserſatzanſprüche zu gewärtigen. Reupke behandelt 
dann weiter die von Intereſſentenverbänden propagierten Geſetzes⸗ 
vorſchläge, wonach den Inflationsverkäufern entweder ein Auſ⸗ 
wertungsanſpruch in Geſtalt einer Grundſchuld oder ein Rückkaufs⸗ 
recht gegen Erſtattung des bezahlten Preiſes gewährt werden ſoll. 
Falls einer dieſer Vorſchläge Geſetz werden ſollte, müßte, wie 
Reupke nachweiſt, mit dem Einwand der Enteignung gerechnet wer⸗ 
den. Das Völkerrecht und auch einzelne Handelsverträge enthalten 
den Grundſatz der Eigentumswertsgarantie; eine, ſei es auch nur teil⸗ 
weiſe, Enteignung ohne Entſchädigung könnte demgemäß zu inter⸗ 
nationalen Schadenserſatzanſprüchen führen. Die Aufwertungs⸗ oder 
Rückkauſsforderung der Inflationsverkäufer hätte daher zur Folge, 
daß das Reich ſämtliche Inflationskäufer entſchädigen müßte, 
mindeſtens aber die ausländiſchen Inflationskäufer, ſo daß es den 
Ausländer beſſer ſtellen würde als den Inländer. Mit Recht lehnt 
daher Reupke derartige Vorſchläge ab. 

RA. Dr. Hagelberg, Berlin. 


2. Auseinanderſetzung zwiſchen Käufer und Verkänfer 
in Schwarzkaufprozeſſen. 


Die Zuſammenſtellung, welche Hoche in JW. 1926, 1787 be⸗ 
züglich der im Schwarzkaufprozeſſe neben dem Eigentums anſpruch in 
Frage kommenden Anſprüche des Verkäufers und der Gegenanſprüche 
des Käufers gibt, bedarf gewiſſer Ergänzungen und Berichtigungen. 

Zu 1. (Erſatz von Verwendungen) Rechtsgrundlage für derartige 
Anſprüche ſind allein die Vorſchriften der 89 987 ff. VG B., welche 
das Verhältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer regeln. Nicht bei⸗ 
getreten kann der Auffaſſung werden, daß der Käufer, ſoweit er 
einen Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen hat, gegenüber dem Be⸗ 
richtigungsanſpruch nicht ein Zurückbehaltungsrecht habe. Dieſe aller⸗ 
dings vom 16. Senat des KG. (JW. 1926, 1025) vertretene Auf⸗ 
fafjung wird von anderen Senaten des KG. (z. B. 2., 6., 14., 18. 
Senat) nicht geteilt, und ſcheint auch von dem RG., von dem zwar 
noch keine Entſcheidung ex officio vorliegt, durch die jetzt bekannt 
gewordene Bewilligung des Armenrechts dem Rediſionskläger nicht 
gebilligt zu werden. Es iſt nicht richtig, das Zurückbehaltungsrecht 
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wegen des Anſpruchs auf Erſatz der Verwendung zu verneinen, weil 
gemäß 8 1001 dieſer Anſpruch noch nicht fällig ſei. Im § 1001 BGB. 
iſt überhaupt nichts bezüglich der Fälligkeit beſtimmt. Die Be⸗ 
deutung des $ 1001 BOB. liegt nur darin, daß der Beſitzer wegen 
ſeines Anſpruchs auf Erſatz von Verwendungen erſt von dem Zeit⸗ 
punkt an, in welchem der Eigentümer die Sache wiedererlangt oder 
die Verwendungen genehmigt, einen ſelbſtändig klagbaren 
Anſpruch hat. Die Möglichkeit, ſelbſtändig Klage wegen 
des Anſpruchs zu erheben, iſt alſo durch $ 1001 eingeſchränkt, 
nicht etwa die Fälligkeit. Wenn $ 1001 BGB. eine Beſtimmung 
über die Fälligkeit enthielte, wäre die Stellung des 8 1000 vor 
§ 1001 nicht verſtändlich, vielmehr gehörte logiſch, wenn § 1000 eine 
Ausnahmevorſchrift bezüglich des Zurüchbehaltungsrechts inſofern dar⸗ 
ſtellte, als hier nicht Fälligkeit erforderlich wäre, hinter die Vor⸗ 
ſchrift des § 1001. 


Daß der $ 1000 nicht eine Aus nahmevorſchrift gegenüber dem 
§ 273 BGB. hinſichtlich der Fälligkeit des Gegenanſpruchs darſtellt, 
ergibt auch die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes (vgl. Prot. 2. Le⸗ 
fung III, 364 ff.; Mot. III, 416). Die Vorſchrift ſtellt lediglich einen 
Spezialfall des im 8 273 BGB. normierten Zurückbehaltungsrechts 
dar. So ſagen auch wörtlich die Mot. S. 416, daß an ſich das Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht des Beſitzers wegen der Verwendung gegenüber 
dem Herausgabeanſpruch des Eigentümers ſchon nach der allge⸗ 
meinen Vorſchrift des Obligationenrechts gegeben ſei, die Vorſchrift 
ſei nur geſchaffen, um jeden Zweifel auszuſchließen, da eine gewiſſe 
Schwierigkeit hinſichtlich des Anſpruchs des Beſitzers auf Erſatz von 
Verwendungen inſofern vorliege, als der Umfang dieſes Erſatzan⸗ 
ſpruches ſich nach dem Zeitpunkt der endgültigen Herausgabe des 
Grundſtücks beſtimme und ſomit in dem Zeitpunkt der Verurteilung 
zur Herausgabe noch nicht feſtſtehe. Die Vorſchrift iſt alſo aus dem 
Verhältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer, und zwar mit Rück⸗ 
ſicht auf die Schwierigkeit der Löſung bei en der Sache, be⸗ 
ſonders bei der verſchiedenartigen Stellung des gutgläubigen und bös⸗ 
gläubigen Beſitzers zu verſtehen. 


Mit den ſonſtigen Anſprüchen des Eigentümers hat ſie nichts zu 
tun. Aus § 1001 BGB. iſt, wie erwähnt, hinſichtlich der Fällig⸗ 
keit nichts zu folgern. Fällig wird der Anſpruch vielmehr in dem 
Augenblick, wo die Verwendungen, zu deren Erſatz nach materieller 
Vorſchrift der Eigentümer verpflichtet iſt, gemacht werden (er kann 
nur nicht ohne weiteres von ſich aus Klage erheben), und ſo iſt 
auch das Zurückbehaltungsrecht gemäß § 273 Abf. 1 BGB., da im 
übrigen die Vorausſetzungen des § 273, insbeſondere Konnexität, d. h. 
einheitliches Lebensverhältnis, vorliegen, gegenüber dem Berichtigungs⸗ 
anſpruche gegeben. Das wird auch z. B., wenn auch ohne Begruͤn⸗ 
dung, von Staudinger (9. Aufl. 1926 § 1000 Nr. 3) bejaht 
(ebenfo Dernburg III, 1 S. 383 Anm. 8: vgl. auch GruchBeitr. 51, 
299; RG. JW. 1896, 381; GruchBeitr. 57, 1000). 

Erwähnt ſei in dieſem Zuſammenhange auch der (von Hoche 
nicht berührte) Anſpruch des Eigentümers auf Rechnungslegung. Sehr 
häufig erheben im Schwarzkaufprozeſſe die Kl., ſoweit ſie Herausgabe 
von Nutzungen verlangen, gleichzeitig auch eine Klage auf Rechnungs⸗ 
legung hinſichtlich der von dem Käufer gezogenen Nutzung und der 
Verwaltung. Ein ſolcher nne iſt nicht begründet. Mag gemäß 
8987 BGB. die Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe der 
Nutzungen beſtehen, die er nach Eintritt der Rechtshängigkeit zieht, 
ſo iſt er nicht etwa zur Rechnungslegung, insbeſondere über die Ver⸗ 
waltung des Grundſtücks ſeit Rechtshängigkeit verpflichtet. Eine 
Pflicht zur Rechnungslegung ließe ſich nur aus § 687 Abf. 2 BGB. 
in Verbindung mit 88 681, 666 BGB. herleiten. Vorausſetzung iſt 
aber dann, daß der Käufer ſeine Nichtberechtigung kennt, d. h., daß 
er ſämtliche Vorausſetzungen kennt, die nach dem Geſetz bzw. der 
Auffaſſung der Rechtſprechung die Unrichtigkeit des Grundbuchs her⸗ 
beiführen. Das iſt wohl niemals der Fall, wie Hoche auch mit 
Recht erwähnt. Auch die bloße Bösgläubigkeit des Beſitzers inſoſern 
als er wiſſen müßte, daß er zum Beſitze nicht berechtigt iſt, reicht 
nicht aus. Zur Rechnungslegung iſt nur der unredliche Beſitzer ver⸗ 
pflichtet, der poſitive Kenntnis von der Nichtberechtigung hat (vgl. 
RNORKomm. 88 987, 990 Anm. 1). Der rechtshängige Beſitzer iſt 
keineswegs dem Beſitzer gleichzuſtellen, der die Nichtberechtigung 
Kennt; denn die Rechtshängigkeit involviert niemals die Kenntnis 
der Nichtberechtigung. 

Zu 2. (Zwiſchenbelaſtung.) Die Anſicht Hoches, daß der Ver⸗ 
käufer nicht den Anſpruch aus § 1004 auf Beſeitigung gegen den 
Käufer habe, wenn dieſer in der Zwiſchenzeit das Grundſtück belaſtet 
hat und der Erwerber auf Grund guten Glaubens gemäß 8 892 
BGB. das Recht erworben hat, iſt irrig. Die Faſſung, daß hier die 
Einwirkung nicht „widerrechtlich“ ſei, trifft auch nicht den Kernpunkt. 
Maßgebend iſt allein Abſ.? § 1004, nämlich ob der Eigentümer zur 
Duldung verpflichtet iſt. Das iſt allerdings im Verhältnis zu dem 
gutgläubigen Erwerber, dem unmittelbaren Störer, der Fall. Anders 
aber im Verhältnis zwiſchen Käufer und Eigentümer (Verkäufer). 
Und darauf kommt es allein an. Dem Käufer, dem unmittelbaren 
Störer gegenüber, iſt der Verkäufer nicht zur Duldung verpflichtet. 
Dieſer kann nicht die Einrede aus § 1004 Abſ. 2 erheben. Auch 


Kleinere Auf'ätze 
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aus 8 989, 990 BGB. kann, wie Hoche offenbar meint, dieſe Ein 
rede nicht hergeleitet werden. Denn mag ſelbſt die Belaſtung int 
einem Rechte eine Verſchlechterung der Sache i. S. des K 989 BOT 
darſtellen, jo beſtimmt 8 989 BGB. nur, daß eine Schaden?” 
erſatzpflicht nicht gegeben iſt. Die Verneinung einer Haftung f 
den durch die Belaſtung entſtehenden Schaden bedeutet aber noch nich 
daß damit der Käufer rechtmäßig gehandelt hat, und umgekehrt, 2 
der Verkäufer dem Käufer gegenüber zur Duldung verpflichtet iſt. f 
fehlt vielmehr jeder Rechtsgrund, der dem Käufer einen Anſpruch au 
Belaſtung gibt (wegen Nichtigkeit des Vertrages beſteht ja kein je 
tragsverhältnis), und der den Verkäufer verpflichtet, diejes Handeln 
des Käufers zu dulden. M. E. iſt deshalb der Anſpruch auf Beſellt⸗ 
gung der Belaſtung gemäß § 1004 Abſ. 1 BGB. gegeben, ohne daß 
dem Käufer die Einrede aus Abſ. 2 zuſteht. 

Zu 3. (Der 1. Juli 1926.) Hier iſt ergänzend zu bemerken, daß 
das KG. bereits in mehreren Entſch. (14. und 18. Sen.) die Auf 
faſſung Chones und Dannenbaums, als ob von diefem Zeil 
punkt an die Rechtswirkſamkeit der Eigentumsübertragung wegen 
fehlender Genehmigung nicht mehr in Frage geſtellt werden könn 
ablehnt. Das ſteht auch im Einklang mit den Grundſätzen einhei 
licher Rechtſprechung. Bei dem Grundſtücksverkehrsgeſetz handelt es 
ſich um ein ſogenanntes temporäres Geſetz, das zur Regelung! 
durch die Inflation entſtandenen außergewöhnlichen wirtſchaftliche 
Erſcheinungen dient und ſich demnach auch beſchränkte Gültigkeit ber 
legte. Bei Schaffung des Geſetzes wurde vorſorglich der Beitpunkl, 
in welchem normale Umſtände wieder eintreten und damit ſich de 
Maßnahme erübrigt, auf den 1. Juli 1926 verlegt (8 16 des Gehe, 
Nachdem es ſich aber herausgeſtellt hat, daß die nur wegen der In. 
flation der Mark durch das Grundſtücksſperrgeſetz geſchaffene Re, 
gelung wirtſchaftlich ſchan früher gegenſtandslos geworden war nn 
ſofern, als die Stabilisierung der Mark früher eingetreten iſt, iſt = 
Geſetz v. 20. Juli 1925 ergangen. Dieſes Gejeg vom 20. Juli 10m 
ſtellt weiter nichts dar, als eine Aufhebung des $ 16 GrSperr®., I 
wenn in dieſem Aufhebungsgeſetz auch bezüglich der zukünftige 
Rechtsgeſchäfte etwas geſagt iſt, ſo iſt damit keine neue Rechts nor. 
geſchaffen, ſondern lediglich der in ſtändiger Rechtſprechung anerkannt! 
Grundſatz nochmals für das Sperrgeſetz dahin betont, daß die Auf 
hebung des Grundſtücksſperrgeſetzes keine rückwirkende Kraft 155 
Lediglich in dieſer negativen Bedeutung ift der Art. 1 Aufheb G. vo 
20. Juli 1925 zu verſtehen. 

Zu 4. (Aufwertung des 0 
1926, 791, die die Frage der Aufwertung des Kaufpreiſes bei vll 
gängig gemachten Grundſtücksverkäufen zum Gegenſtande hat, 55 
wie auch Lemberg in der Anmerkung betont, nicht das nr 
Wort geſprochen. Hier ſpricht ſich das NG. gerade hinſichtlich d 
erörterten Problems außerordentlich vorſichtig aus, und die We, 
deutung der Entſch. liegt m. E. mehr auf der negativen Seite 1 
ſofern, als das RG. im Anſchluß an die kurz vorher ergangene Pi 
narentſcheidung auch bezüglich des Bereicherungsanſpruchs betont, daß 
die Kaufkraft der Mark im Inland zu berückſichtigen iſt und Mi 3 
ſchematiſch nach dem Dollarſtande aufgewertet werden darf. 205 
Problem ſelbſt ift m. E. von einer anderen Seite aus anzufaſſen. * 
Rommt nicht darauf an, was der Verkäufer mit dem Kaufgeld, das 3 
ohne rechtlichen Grund erlangt hat, angefangen hat, und welche! 
Schickſal der Kaufpreis in den Händen des Käufers erlitten hat. * 
handelt ſich nicht um einen Bereicherungsanſpruch des Käufers wegen 
Herausgabe des Kaufpreiſes auf der einen Seite und um iR 
zweiten Bereicherungsanſpruch des Verkäufers wegen des Grundftü 
auf der anderen Seite, den er ja implicite mit der Geltendmachung 
des Eigentumsanſpruchs auch aufrollt. Es liegt vielmehr ein einzig, 
Bereicherungsanſpruch vor inſofern, als der Käufer bereichert iſt 5 
das Grundſtück abzüglich desjenigen, was er im urſächlichen Zn 
ſammenhang mit dem Erwerb des Grundſtücks ausgegeben hat, d. 5 
alſo abzüglich — abgeſehen von den Unkoſten — des Kaufpreises 
(vgl. auch RGRKomm. § 818 Anm. 8 und die dort zitierten Gu, 
Und lediglich dieſe eine Bereicherung (nämlich des Käufers) iſt er nd 
gängig zu machen. Sie ift daher vom Standpunkt des Käufers per 
nach dem Zuſtand feines Vermögens zu betrachten. Soll daher d 
frühere Zuſtand wiederhergeſtellt werden, ſo iſt die Bereicherung d- 
der Weiſe rückgängig zu machen, daß, wenn der Käufer das Cl! ei 
ſtück herausgibt, fein Vermögen ſich wieder in dem Zuſtand befn 
muß, wie es zur Zeit des Stattfindens der Vermögensverſchiebun 
ſich befunden hat. Hat er daher die Bereicherung herauszugeben, icke 
das Mehr, das ſich in ſeinem Vermögen bei Hingabe des Grundſtune 
abzüglich des weggegebenen Kaufpreiſes befindet, ſo iſt der Wert 1 
Kaufpreiſes nach dem Zeitpunkt zu beſtimmen, zu welchem die We 
gabe erfolgte. Was fpäter in den Händen des Verkäufers damit 9 
ſchah, iſt unerheblich. Folgt man ſelbſt dieſer Betrachtungsweiſe ni 
ſo kann der Verkäufer, der das Geld in der darauffolgenden auf 
flation verloren hat, m. E. ſich auch gemäß § 820 BGB. nicht 
den „Fortfall ſeiner Bereicherung berufen“. 


Da es alſo nur auf den Wert des Kaufpreiſes zur Zeit 15 
en 
1 


Kaufpreises.) Mit der Entſch. JW. 


0 


Weggabe ankommt und das ſpätere Schickſal unerheblich iſt, ſo 
lediglich eben im Anſchluß an die von der Rechtſprechung aufgeſtel 
Grundſätze zu fragen, welche Kaufkraft dieſes Geld zu der damali 


55. 


deit 

ken Inlande Hatte, und da gerade das Geld auf dem Grund- 
erarti berwendet wurde und wirtſchaftlich zu dem Erwerbe eines 

der 1 Grundſtücks diente und dienen konnte, fo iſt ebenſo wie bei 

Eiern tung des Vertragspreiſes auch bei der Aufwertung des Be⸗ 

fear wegen des zurückzuzahlenden Kaufpreiſes bei 
{ 


3 ferträgen der Tageswert des in Streit ſtehenden Grund⸗ 
zum fi 5 2 
mindeſten vergleichsweiſe heranzuziehen. 
1 biefem rechtlich begründeten Wege ſind die wirtſchaftlichen 


i Rechtſprechung 


Rechtſprechung. 
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Folgen der durch die unerfreuliche Rechtſprechung heraufbeſchworenen 
Schwarzkaufprozeſſe auszugleichen, und da in Konſequenz des er⸗ 
örterten Gedankenganges man auch zu dem Reſultat kommen kann, 
daß der Verkäufer im Schwarzkaufprozeſſe, wenn er ſein Grund⸗ 
ſtück herausverlangt, Zug um Zug den heutigen Wert zahlen muß, 
ſo dürften praktiſch die Schwarzkaufprozeſſe in den meiſten Fällen 


erledigt ſein. N 
RA. Dr. Arthur Elſaß, Berlin. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Duelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 


Reichsgericht. 
Jivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Justizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Rurlbaum und 
g. Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 
Wird in der 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 
1 1. Aufwertungsgeſetz. 
zah lu 88 9ff., 62, 63, 14, 15 AufwG. Nach Rüd- 
et Aut der Forderung und Löſchung der Hypo⸗ 
Selteht kraft Rückwirkung oder Vorbehalt 
Höhe urch Hypothek geſicherte Forderung“ in 
des Aufwertungsbetrages fort. Ein vor 
orbelcahlung erfolgter Vorbehalt iſt auch als 
eben „bei“ der Annahme der Leiſtung an⸗ 
nicht en. In der Löſchungsbewilligung liegt 
thek In Verzicht auf die Aufwertung der Hypo⸗ 
Sum Begriff der Vermögensanlage. ]) 
ftüe Die vom Kl. im Jahre 1903 erworbene, auf dem Grund⸗ 
1929 er Bekl. ruhende Hypothek von 81000 % iſt im Mai 
lernachdem dem Kl. von den Bekl. der Betrag von 81 000 
hun ee gezahlt wurde, im Juni 1922 auf Grund Lö⸗ 
Kla a bewilligung vom Mai 1922 gelöſcht worden. Die 
Genies ul Zahlung von 2500 Reichsmark iſt vom ch. ab⸗ 
agten 7 vom BG. zugeſprochen. Auf die Reviſion der Be⸗ 
weſche wurde das BU. aufgehoben. Die Frage, ob und in 
den 9 Höhe der von dem Kl. geltend gemachte Anſpruch auf 
ſchriften italteil aufzuwerten iſt, iſt nunmehr nach den Vor⸗ 
n des Aufwertungsgeſetzes v. 16. Juli 1925 zu ent- 
auf en, das nach ftändiger Rechtſprechung des erk. Sen. auch 
auc hängige Rechtsſtreitigkeiten und in der Reviſionsinſtanz 
es hier ſolche Urteile des BU. anzuwenden find, die, wie 
15. Her der Fall iſt, vor dem Inkrafttreten des Geſetzes, dem 
liegen 1925, verkündet worden find. Ob es ſich im vor⸗ 
oder en Fall um eine „durch Hypothek geſicherte“ Forderung 
Odot M eine Forderung handelt, für die eine Sicherung durch 


bon d l nicht beſteht, iſt in erſter Linie zu prüfen, da hier⸗ 


69 Aue Höhe der Aufwertung abhängt (88 9 ff. — 88 62, 
ſehenz w.) Unſtreitig iſt die für die Forderung des Kl. be⸗ 
e Hypothek bereits am 20. Juni 1922, alſo ſchon lange 


Perrſfn 1. Das NG, erörtert in der obigen Entſch. einige wichtige 
nab des Aufw&. Zunächſt befaßt es ſich mit dem Vorbehalt bei 
Die zar der Leiſtung und dem Verzicht auf die dingliche Sicherung. 
din icehtswirkungen des Vorbehalts ſowie des Verzichts auf die 
hält hr ‚Sicherung find im 814 Aufw®. geregelt. $14 Aufwm®. ent⸗ 
Aufdertiſern eine Einſchränkung des allgemeinen Rechtes, als er die 
hängig ung von einem Vorbehalt bei Annahme der Leiſtung ab⸗ 
diger macht. Sowohl das RG. wie auch das KG. haben in ſtän⸗ 
heiten echtſprechung den Grundſatz aufgeſtellt, daß diejenigen Vor⸗ 
Meine, um&., welche die Aufwertung gegenüber dem all⸗ 
Reken, N Rechte beſchränken, eng auszulegen jeien. Im Zuge dieſer 
nahme de liegt es, wenn in obiger Entſch. ein vor der An⸗ 
big Auf Leiſtung ausgeſprochener Vorbehalt zur Aufrechterhaltung 
schalt h rtungsrecht3 für ausreichend erklärt wird, wenn der Vor⸗ 
bricht ei der Annahme der Leiſtung noch fortwirkt. Ebenſo ent⸗ 
lichſt ase der Tendenz der Rechtſprechung, die Aufwertung in mög⸗ 
auf die oßem Umfange zuzulaſſen, wenn die Annahme eines Verzichts 
dingliche Sicherung davon abhängig gemacht wird, daß dem 


amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 


vor dem Inkrafttreten der 3. Steuer NotVO. am 14. Febr. 


1924 gelöſcht worden. Gleichwohl würde die Forderung des 


Kl. als eine „durch Hypothek geſicherte“ Forderung anzu⸗ 
ſehen ſein, wenn eine Aufwertung der Hypothek kraft Rück⸗ 
wirkung oder kraft Vorbehalts gemäß 88 14, 15 AufwG. in 
Frage käme. In dieſen Fällen einer Aufwertung der Hypo⸗ 
thek beſteht die Hypothek trotz ihrer Löſchung in Höhe des 
Aufwertungsbetrages fort, und es iſt die Forderung als durch 
Hypothek geſicherte anzuſehen. Das Grundbuch iſt durch die 
erfolgte Löſchung unrichtig geworden, und dieſe Unrichtigkeit 
wird durch Wiedereintragung der gelöſchten Hypothek gemäß 
820 AufwG. beſeitigt (Nadler in ZW. 1925, 2574; Leh⸗ 
mann⸗Boeſebeck 4. Aufl. Komm. z. AufwGG. Anm. 1 zu 
8 9; Quaſſowski, Komm. z. AufwG. 2. Aufl. Anm. zu 8 9; 
Müge! S. 302 Anm. 2 zu § 20; Urt. d. BayObeG. Igdſch. 
1926 Nr. 178; Urt. d. KG. v. 15. Okt. 1925 bei Ring Rſpr. 
in Aufwertungsſachen 1925 Nr. 1 S. 11 (12)). Eine Auf⸗ 
wertung der Hypothek kraft Rückwirkung kommt hier nicht 
in Betracht. Denn wenn auch die Löſchung der Hypothek im 
Grundbuch erſt am 20. Juni 1922 erfolgt iſt, ſo hat doch der 
Kl. die Leiſtung des Papiermarkbetrages von 81000 % be⸗ 
reits am 23. Mai 1922, alſo nicht innerhalb der in 8 15 
Aufm®. beſtimmten Zeit v. 15. Juni 1922 bis 14. Febr. 1924 
angenommen. Für die Frage, ob eine Aufwertung der 
Hypothek kraft Vorbehalts gemäß § 14 Aufw®. ſtattfindet, 
iſt zunächſt entſcheidend, ob ſich der Kl. „bei“ der Annahme 
der Leiſtung ſeine Rechte vorbehalten hat. Das BG. hat 
dazu ausgeführt: Der Kl. habe durch das kurz vor der Zah⸗ 
lung in Erwartung des Geldes an den Bekl. gerichteten 
Schreiben v. 17. Mai 1922 einen hinreichenden Vorbehalt 
i. S. des $ 11 der 3. Steuer NotVO. hinſichtlich ſeiner per⸗ 
ſönlichen Forderung gemacht. In dieſem Briefe habe er, wie 
er bereits in einem früheren Schreiben auf die Geldentwer⸗ 
tung hingewieſen habe, nochmals betont, daß er die Summe, 
die ihm im Juni 1922 auf Wunſch des Bekl. ausgezahlt 
werden ſollte, nur als ein Vorläufiges betrachten werde 
und erwarte, daß ihm bis Juni 1923, dem urſprünglichen 
Fälligkeitstermin, ein den wirklichen Verhältniſſen Rech⸗ 
nung tragender Vorſchlag über endgültige Regelung ge⸗ 
macht werde. Ein ſtärkerer Vorbehalt ſeiner Rechte aus der 
Geldentwertung ſei nicht denkbar. Dieſe Ausführungen be⸗ 
ruhen auf einer Auslegung des Schreibens des Kl. v. 17. Mai 
1922, die einen Rechtsirrtum nicht erkennen laſſen. Sie tun 
auch einen Vorbehalt i. S. des § 14 Aufm®. dar; denn der 
Rechtsbegriff des „Vorbehalts“ i. S. des § 14 Aufm. iſt 


angeblich Verzichtenden in dem maßgebenden Zeitpunkt das Beſtehen 


eines Anſpruchs auf Aufwertung der Hypothek bekannt geweſen iſt, 


oder daß er wenigſtens mit dieſer Möglichkeit gerechnet hat. Für die 
Entſch. der Frage, ob dies der Fall iſt, wird nicht nur der Zeit⸗ 
punkt maßgebend ſein, in dem der Verzicht angeblich erklärt worden 
ſein ſoll, ſondern auch die Perſönlichkeit, welche die Erklärung ab⸗ 
gegeben hat. Die gen Erwägung trifft übrigens zu, wenn in Frage 
ſteht, ob in der ſogenannten Rückwirkungsperiode ein — nach 8 67 
AufwG. die Aufwertung ausſchließender — Vergleich über die Auf⸗ 
wertung abgeſchloſſen worden iſt. Ein ſolcher Vergleichsabſchluß wird 
immer nur dann angenommen werden können, wenn mit der Möglich⸗ 
keit einer Aufwertung gerechnet wurde. 

Ferner wird in der Entſch. unterſucht, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen eine früher durch Hypothek geſicherte Forderung trotz 
Nichtmehrbeſtehens der Forderung noch als hypothekariſch geſicherte 
Forderung i. S. des 89 Aufwch. anzuſehen iſt. Dieſe Frage hat 
bereits RG. 111, 320 = JW. 1926, 145 berührt, fie aber un⸗ 
entſchieden gelaſſen. In dem obigen Urteil iſt ſie auch nur zum Teil 
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kein anderer, als er in $11 der 3. SteuerNotBD. aufgeſtellt 
iſt. Es kann ſich daher nur fragen, ob dieſer bereits zeitlich 
vor Annahme der Leiſtung ausgeſprochene Vorbehalt des Kl. 
als ein „bei“ Annahme der Leiſtung erfolgter i. S. des 8 14 
AufwG. anzuſehen iſt. Das iſt jedoch zu bejahen. Denn die 
genannte Beſtimmung iſt nicht buchſtäblich und nicht dahin 
auszulegen, daß nur ein zeitlich unmittelbar mit der Annahme 
der Leiſtung zuſammenfallender Vorbehalt das Aufwertungs⸗ 
recht erhält. Vielmehr muß auch nach dem AufwG. ein vor 
der Annahme der Leiſtung ausgeſprochener Vorbehalt jeden⸗ 
falls dann als ein bei der Annahme gemachter Vorbehalt an⸗ 
geſehen werden, wenn das Verhalten des Gläubigers den 
Schluß rechtfertigt, daß der vorher erklärte Vorbehalt er⸗ 
kennbar bei der Annahme der Leiſtung aufrechterhalten wer⸗ 
den follte (Mügel Anm. 13 b S. 276; Michaelis 2. Aufl. 
Anm. 3 zu 814 S. 85; Lehmann⸗Boeſebeck Anm. 3 zu 
§ 14 S. 150). Das war aber hier der Fall; denn das BG. 
ſtellt feſt, daß nicht der geringſte Anhalt dafür vorliege, daß 
der Kl. bei Annahme des Geldes ſein Aufwertungsverlangen 
aufgegeben habe, was einem Verzicht auf viele Tauſende 
Goldmark gleich gekommen wäre und bei ſeiner dürftigen 
Vermögenslage nicht unterſtellt werden könne. Wenn das 
BG. auf Grund dieſer Erwägung zu dem Ergebnis gelangt, 
daß der Vorbehalt auch noch im Zeitpunkte der Empfang⸗ 
nahme des Geldes durch den Kl. fortgewirkt habe, ſo ſind 
hiergegen rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Den gleichen 
Grundſaͤtz hat übrigens das NG. bereits, worauf das BG. 
zutreffend hinweiſt, für die Vorſchriften der §8 464, 640 
BOB. ausgeſprochen (RG. 731), 146 ff. 58, 261 ff.). Die 
ſtrengere hiervon abweichende Auslegung des 8 341 Abſ. 3 
BGB. beruht im weſentlichen auf der Entſtehungsgeſchichte 
diefer Vorſchrift (RG. 57, 337) und kann daher zur Aus⸗ 
legung des $ 14 AufwG. nicht herangezogen werden. Hier⸗ 
nach hat ſich aber der Kl. „bei“ der Annahme der Leiſtung 
auf die perſönliche Forderung ſeine Rechte vorbehalten. Das 
hat aber nach § 14 Satz 2 AufwG. ohne weiteres die geſetz⸗ 
liche Folge, daß neben der perſönlichen Forderung auch die 
Hypothek aufgewertet wird. Nur dann tritt die Folge der 
Aufwertung der Hypothek nicht ein, wenn der Gläubiger ſich 
ſeiner Rechte auf Aufwertung der Hypothek aus⸗ 
drücklich begeben hat. Ob ein ausdrücklicher Verzicht i. S. 
dieſer Vorſchrift vorliegt, insbeſondere welche Bedeutung dem 
vom BG. feſtgeſtellten Verzicht des Kl. auf die dingliche 
Sicherung gegenüber dieſer Beſtimmung beizumeſſen iſt, wird 
das BG. noch zu prüfen haben. Bei der Prüfung kommt 
möglicherweiſe in Betracht, daß die Aufwertung einer Hypo⸗ 
thek am 3. Juni 1922 zur Zeit des von dem BG. angenom⸗ 
menen Verzichts auf die dingliche Sicherung ſeiner Forderung 
noch nicht vom RG. anerkannt war. Die Annahme eines 
Verzichts, und insbeſondere eines ausdrücklichen Verzichts auf 
die Aufwertung der Hypothek würde vorausſetzen, daß dem 
Kl. das Beſtehen eines Anſpruchs auf Aufwertung der 
Hypothek bekannt geweſen iſt, oder daß er wenigſtens mit 
dieſer Möglichkeit gerechnet hat (Urt. d. erk. Sen. v. 17. Okt. 
1925 V 56/25). Eine Aufwertung auf Grund des Vorbehalts 
der Rechte findet aber nur dann ſtatt, wenn der Gläubiger 
gemäß 816 AufwG. den Anſpruch auf Aufwertung ange 
meldet hat. Ob dies geſchehen iſt, wird das BG. noch zu 
prüfen haben. Es kann ſich weiter fragen, ob etwa die For⸗ 
derung des Kl., ſelbſt wenn eine Aufwertung der Hypothek 
kraft Vorbehalts nicht in Betracht kommt, trotzdem als eine 
durch Hypothek geſicherte Forderung i. S. 89 AufwG. anzu⸗ 
ſehen iſt. In ſeinem Urteil v. 4. Nov. 1925 in RG. 111, 320 
(331) 2) hat der erk. Sen. die Frage unentſchieden gelaſſen, 
ob i. S. des Aufwertungsgeſetzes nur die Forderungen, für 
entſchieden worden, indem ausgeſprochen worden iſt, daß der maß⸗ 
gebende Stichtag nach dem 1. Jan. 1918, dem für die Berechnung 
des Goldmarkbetrags entſcheidenden Tage, aber nicht vor dem 
14. Febr. 1924, dem Tage des Inkrafttretens der 3. Steuer NotVO., 
liege. Ob dieſer Tag oder erſt der 15. Juli 1925, der Tag des Inhraſt⸗ 
trekens des AufwG., maßgebend ſei, hat das RG. unentſchieden ge⸗ 
laſſen. Immerhin iſt fo viel aus der Entſch. zu nehmen, daß nur 
die beiden letzt erwähnten Daten als maßgebende Stichtage in Frage 
kommen. Hierin ſteht das RG. im Widerſpruch mit dem OLG. Karls⸗ 
ruhe, das in einer Entſch. v. 8. Juli 1926 (DNotV. 1926, Heft 10, 


1) JW. 1908, 394, 2) JW. 1926, 145, 


Rechtſprechung 


luriſtiſche Woche che 


die bei ſeinem Inkrafttreten noch eine Hypothek e e 


durch Hypothek geſicherte anzuſehen ſeien, oder o 
Frage ein früherer Zeitpunkt, etwa der in 82 Aufwöh. N 
die Berechnung des Goldmarkbetrags als Stichtag angeg legte 
1, Jan. 1918 als maßgebend anzujehen wäre. Dieſet n 
Tag kann aber als Stichtag i. S. des 8 9 AufwG. nicht . 
Betracht kommen. Das Aufwertungsgeſetz bietet keinen hens 
halt dafür, daß 8 9 den für die Annahme des Be uf 10 
einer hypothekariſchen Sicherung maßgebenden Tag t 
lange Zeit bor Inkrafttreten des Geſetzes hat feſtſetzen ie 
demnach hat beſtimmen wollen, daß alle Forderungen, er por 

zwar am 1. Jan. 1918 eine Hypothek beſtand, deren 00 3 
thekariſche Sicherung aber nach dieſem Tage fortgefallen N 9 

noch als hypothekariſch geſicherte Forderungen i. S. des in 
Aufm®. anzuſehen ſeien. Aus der Tatſache allein, DaB 
§ 2 AufwG. für die Berechnung des Goldinarkbetrag? nicht 


1. Jan. 1918 als entſcheidend beſtimmt worden ift, kann 


gefolgert werden, daß dieſer Tag auch als Stichtag i. 1 
§ 9 AufwG. für die Frage gelten ſoll, ob eine Fordern 
durch eine Hypothek geſichert iſt oder nicht. Es kann zog 
vielmehr nur darum handeln, ob als Stichtag nach 905 
AufwG. der Tag des Inkrafttretens des Aufwerngsge 
der 15. Juli 1925 — jo Mügel, Ergänzungsband Sur 
Anm. 1 zu 8 9; Becker in JW. 1925, 2544; Hachen bie 
in JW. 1925, 2533 — oder der Tag des Inkrafttreten 
3. Steuer NotBO., der 14. Febr. 1924 — fo Lehm 
Boeſebeck Anm. 1 zu 89 und Anm. 4 zu 81; 0 
ſowski 2. Aufl. Anm. zu 39; Schlegelberger⸗a 
ning 4. Aufl. Anm. 1 zu § 9; Nadler in JW. 1925, 

— anzusehen ift. Jedoch braucht zu dieſer Streitfrage I 
nicht Stellung genommen werden, da bereits lange m # 
krafttreten der 3. Steuer NotVO. die Hypothek des l. 
löſcht worden iſt und die perſönliche Forderung des Kl. ei 
nach keiner dieſer beiden Anſichten als durch Hypo van 
ſicherte i. ©. des $ 9 Aufiw®. — abgeſehen von der Fah 
der Aufwertung kraft Vorbehalts — gelten kann. Hier 1 
wird es der Prüfung durch das BG. bedürfen, ob eine und { 
wertung der Hypothek kraft Vorbehalts in Frage kommt die 
ob demnach die Vorausſetzung des § 9 AufwG. fa 
Forderung des Kl. zu bejahen iſt. Kommt das BG. ine 
dieſe Frage zu verneinen und handelt es ſich demnach um zu 
durch Hypothek nicht geſicherte Forderung, fo iſt weiter 
nächſt zu unterſuchen, ob die Forderung des Kl. eine 17755 
mögensanlage“ i. S. des $ 63 Aufwcg. iſt, deren Aufwer in 
auf 25 v. H. des Goldmarkbetrags beſchränkt iſt. Abs e. 
Vermögensanlage i. S. des § 12 Abſ. 1 der 3. Steuer Ro 
hat das BG. den Anſpruch angeſehen. Dazu hat es Bell 
geführt: Das Kapital ſei nicht allein im Intereſſe des e- 
hingegeben worden, ſondern habe zugleich eine Vermö int‘ 
ſicherung für den Kl. bilden ſollen, deshalb ſei auch die mer 
digung bis zum Tode des Kl., mindeſtens aber auf die cken 
von 20 Jahren ausgeſchloſſen worden. Aus den Hypo nnen 
zinſen habe der Kl. die nötigen Unterhaltsmittel gewinne 
ſollen. Dieſer Zweck ergebe klar, daß hier eine Verm Ai 0 
anlage i. S. des 8 12 Abſ. 1 der 3. Steuer NotVO. vorne 
Dieſe rechtliche Beurteilung iſt nicht zu beanſtanden; fte h 
auch für das AufwG. zu. Denn auch i. S. des 8 63 put 
dieſes Geſetzes ſtellt eine Vermögensanlage eine Verwen per 
von Vermögensſtücken dar, die auf eine gewiſſe Dauer des 
rechnet iſt und zum Zwecke der Erhaltung und Nutzugg * 
Kapitals erfolgt (Urteil des erk. Sen. v. 16. Nov. ng 
172/25). Das war aber nach den Feſtſtellungen des lage 
hier der Fall. Liegt aber hiernach eine Vermögens n ach 


i. S. des § 63 Abſ. 1 AufwG. vor, fo iſt die Forderung aal 


k 
S. 521) trotz Nichtmehrbeſtehens der Hypothek eine durch Sr 


863 Abſ. 1 aufzuwerten, falls nicht etwa einer der 
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bes 
eine wle oder 3 des 863 AufwG. gegeben iſt und daher 
zufinden wertung nach den allgemeinen Vorſchriften ſtatt⸗ 
ermög, hat, weil der Anſpruch, obwohl er an ſich eine 
ſolche gensanlage i. S. des Abſ. 1 darſtellt, doch nicht als eine 
dorlie gilt. Das BG. hat angenommen, daß es ſich im 
genden Falle nicht um einen Anſpruch aus einem 
9 85 eitigen Vertrage i. S. des § 12 Abſ. 2 der 
Dar zer Not Bd. handle und dazu ausgeführt, die mit dem 
de Aue vereinbarten Nebenabreden, wie die Ausſchließung 
een digung und die hypothekariſche Sicherung ſeien nicht 
lehn eiſtungen, ſondern Bedingungen, unter denen das Dar⸗ 
irrtum vührt worden ſei. Dieſe Darlegung läßt einen Rechts⸗ 
9 icht erkennen und ſchließt auch die Anwendung des 
Begenfeiti, AufwG. aus. Der Begriff des „Anspruchs aus 
a Ben Verträgen“ in dieſem Geſetz iſt kein anderer, 
Der gr gleichlautende in 8 12 Abſ. 2 der 3. Steuer Not VO. 
Aufwe g hat noch auf die Beſtimmung des $ 63 Abſ. 2 Ziff. 3 
des Abf ingewieſen, nach dem als Vermögensanlage i. S. 
zwiſche 1 ſolche Anſprüche nicht gelten, die auf Beziehungen 
ſonen berunterhaltsberechtigten und unterhaltspflichtigen Per⸗ 
ob ei, duhen. Dazu iſt zu bemerken, daß es für die Frage, 
nannten spruch auf einem der in § 63 Abſ. 2 AufwG. ge⸗ 
au Rechtsverhältniffe „beruht“, mehr auf wirtſchaftliche, 
= rechtliche Geſichtspunkte, alſo auf das Weſen des 
antomm und nicht auf die For m, in die er gekleidet ift, 
Für * (Urteil des erk. Sen. v. 8. Mai 1926 V 345,25). 
fernen e Anwendung des 8 63 Abſ. 2 Ziff. 3 AufwG. iſt es 
eſeg rechtlich ohne Belang, ob die Unterhaltspflicht auf 
Bestreiten auf Vertrag beruht, und ob es ſich um eine zur 
um ei ung des Unterhalts gewährte Unterhaltsrente oder 
trägnise zu dieſem Zweck gewährtes Kapital und deſſen Er⸗ 
96650 ſe handelt (fo zutreffend Mügel S. 402 Anm. 3 zu 
Ob die Vorausſetzungen des § 63 Abſ. 2 Ziff. 3 
hier gegeben ſind, wird das BG. noch auf Grund 
hek be rüfung der Vorgänge, die zum Erwerb der Hypo⸗ 
der 5 ch den Kl. geführt haben, zu entſcheiden haben. Sollte 
dieſer Vorſchrift gegeben ſein, ſo würde die Auf⸗ 
Au was nach den allgemeinen Vorſchriften gemäß 8 62 
es ſich ; zu erfolgen haben. Die Entſcheidung der Frage, ob 
a im vorliegenden Fall um eine durch Hypothek geficherte 
nf, oder um eine Vermögensanlage oder um einen 
f i. S. des 8 63 Abſ. 2 Ziff. 3 AufwG. handelt, iſt 
Bedentn die Fälligkeit und Verzinſung des Anſpruchs von 
und gung. Im erſteren Falle kommen für die Rückzahlung 
der 88 chinſung des Aufwertungsbetrags die Beſtimmungen 
beiden 5—28 AufwG. zur Anwendung, während in den 
richt zelezteren Fällen gemäß $ 63 Abſ. 4 AufwG. das Ge- 
meſſen r die Fälligkeit und die Verzinſung nach billigem Er⸗ 
der ni Son entſcheiden hat. Auch würde es für die Aufwertung 
die ache durch Hypothek geſicherten Forderung anders als für 
Ufwertung der hypothekariſch geſicherten Forderung 
(u meldung nicht bedürfen. 
v. 16. Juni 1926; 457/25 V. — Königsberg.) 
Sch.] 
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2 
die F. 8.62 Aufw G.; 89 242, 792, 812 BGB. Wenn 
zuzahlepflichtung zur Aufwertung einer zurück⸗ 
folge tenden Kaufpreisanzahlung als Rechts⸗ 
dert der Nichtigkeit des geſchloſſenen Kauf⸗ 
käufer bas beſteht, entfällt ſie, ſoweit der Ver⸗ 
Da nicht mehr bereichert iſt.] 

5 id zurückzuzahlende Kaufpreisanzahlungen aufzuwerten 
aner 5 in der Rechtſprechung, insbeſ. des NG., grundſätzlich 
in Abf 8. (RG. 107, 180; WarnErg. 1925 Nr. 79 auf S. 102 
Ur V 857/23 u. ö.). Es ift aber zu beachten, daß der 


Er 
Ile wier Vorbehalt erfolgten Leiſtungsannahme ausreichend. Das⸗ 
wirkun d man aber ouch für den Fall der Aufwertung infolge Rück⸗ 
1.8 annehmen müſſen. 
Dekor] = Schluß ſei noch darauf hingewieſen, daß in dem obigen 
Abs. 2 u Unrecht eine Entſch. darüber gefunden worden iſt, ob 8 28 
Orden MG. nur für die Hypothek oder auch für die perſonliche 
worden "N gilt. Aus dem Schlußabſatz der Entſch. iſt herausgeleſen 
N, mgl. Warneyers Kartothek 8 9 Karte Nr. 2a), daß das 
auch er die Rückzahlung und Verzinſung des Aufwertungsbetrags 
2 für erſönlichen Forderung die Vorſchriften des 8 28 
ach renwendbar erklärt habe. Das iſt aber nicht der Fall. Man 
tens fo viel aus der Entſch. herausleſen, daß, wenn die 
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Anſpruch auf Rückzahlung einer ſolchen Anzahlung als Rechts⸗ 
folge der Nichtigkeit des geſchloſſenen Kaufvertrags den Vor⸗ 
ſchriften der 88 812 ff. BGB. unterſteht, nur auf die Be⸗ 
reicherung geht, und daß für deren Umfang auch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 818 Abſ. 3 gilt, wonach die Verpflichtung zur 
Herausgabe oder zum Wertserſatz ausgeſchloſſen iſt, ſoweit 
der Empfänger nicht mehr bereichert iſt (vgl. RG. 94, 254; 
105, 31). Daß auch Bereicherungsanſprüche grundſätzlich der 
Aufwertung unterliegen, iſt gleichfalls in der Rechtſprechung, 
insbeſ. des RG., anerkannt worden (RG. 108, 120; Warn⸗ 
Erg. 1926 Nr. 28; II 560/23; IV 994/23 u. a.). Soweit an 
der empfangenen Geldſumme durch die Geldentwertung ein 
Verluſt eingetreten iſt, iſt der Empfänger i. S. 8 818 Abſ. 3 
nicht mehr bereichert (V 340/24). Aus dem Weſen des Be⸗ 
reicherungsanſpruchs folgt, daß der Verpflichtete für die Auf⸗ 
wertung nur im Rahmen der erlangten und noch vorhandenen 
Vermehrung ſeines Vermögens haftbar iſt. Insbeſondere in 
dieſer Richtung erfordert es Beachtung, wenn die Bekl. gel⸗ 
tend machen, man habe ihrerſeits dem Kl. die Anzahlung zur 
Verfügung gehalten (und ihre Rückzahlung angeboten), und 
der Kl. demgegenüber beſtreitend vorträgt, man habe be⸗ 
klagterſeits die empfangene Anzahlung gar nicht mehr zur 
Verfügung gehabt, vielmehr davon ein Grundſtück gekauft und 
Schulden bezahlt. Hierin iſt auch das Vorbringen enthalten, 
das als Bereicherung empfangene Geld ſei beklagterſeits wert⸗ 
beſtändig verwendet worden. Iſt dem ſo, dann wäre zu prü⸗ 
fen, was hiervon noch als Bereicherung im Vermögen der 
Bekl. vorhanden iſt und inwieweit es nach Maßgabe des 
§ 818 der Herausgabe⸗ oder Werterſatzpflicht unterliegt. In⸗ 
ſoweit iſt die Sache bisher weder in rechtlicher noch in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung geprüft worden. Das Urteil war des⸗ 
halb aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. Ob und mit 
welchem Abmaße die Bekl. etwa verpflichtet waren, die emp⸗ 
fangene Anzahlung wertbeſtändig zu erhalten, und ob die 
Unterlaſſung entſprechender Maßnahmen bezüglich noch vor⸗ 
handener und herauszugebender oder zu erſtattender Be⸗ 
reicherung den Anſpruch auf Aufwertung zu beeinträchtigen 
vermag, iſt unter dem Geſichtspunkte des 8 242 BGB. mit 
Rückſicht auf die Umſtände des Falles zu beurteilen und muß 
der erneuten Verhandlung und Entſcheidung vor dem BG. 
vorbehalten bleiben. Entſprechendes gilt von dem Geſichts⸗ 
punkt eines etwa dem Kl. zur Laſt gelegten Annahmeverzugs. 
Die Beachtung des Gegenwartswerts des Grundſtücks iſt 
nicht ſchlechthin als rechtsirrig zu beanſtanden. Das BG. hat 
anſcheinend zur Prüfung der Frage, welcher Aufwertungs⸗ 
betrag der ſeinerzeitigen Kaufkraft der Anzahlung entſpreche, 
auch — neben ſonſtigen Umständen — den Wert des Grund⸗ 
ſtücks herangezogen, dem nach Inhalt des Vertrags die An⸗ 
zahlung zu 9/0 entſprechen ſollte. J. d. S. iſt die Heran⸗ 
ziehung des Gegenwartswerts des Grundſtücks nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 
(U. v. 17. April 1926; 381/25 V. —) 


2. Aufwertung außerhalb des Aufwertungsgeſetzes. 


1. 888 EV O.; Art. 34 Int. Übereink. über 
Eiſenbahnfrachtverkehr; § 242 BGB. Bei Scha⸗ 
denserſatzanſprüchen im Etſenbahnfrachtverkehr 
iſt der Verarmungsfaktor der Inflationszeit zu 
berückſichtigen.] 7) 

Das OLG. berechnet den dem Kl. entſtandenen Schaden 
auf 48 163,20 + 4000 -+ 2560 Papiermark. Diefe Summe hat 
es nach dem Stande des nordamerikaniſchen Dollars vom 20., 


in Frage kommende Forderung eine durch Hypothek geſicherte Forde⸗ 
rung ſei, 8 28 mit feinem vollen Inhalt auf fie Anwendung finde, 
auch wenn die Hypothek zur Zeit nicht mehr beſtehen ſollte. Da⸗ 
gegen hat das RG. ſicherlich nicht die Frage entſcheiden wollen, ob 
ſich die Verzinſung einer perſönlichen Forderung, die zur Zeit noch 
hypothekariſch geſichert ift, nach 828 Abſ. 2 richtet. Mit dieſer Frage 
wird ſich das RG. auf Grund des ihr vom KG. vorgelegten Be⸗ 
ſchluſſes v. 14. Aug. 1926 (9 Aw III 513/26) in nächſter Zeit erſt 
zu beſchäftigen haben. RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 


Zu 1. Der 1. 38. hält auch in der vorliegenden Entſch. an 
ſeinem Standpunkt in der Frage der Aufwertung von Eiſenbahn⸗ 
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29. und 27. Juli 1921 in 3042,50 Reichsmark umgerechnet 
und iſt zur Verurteilung der Bekl. in dieſer vollen Höhe 
gelangt mit folgender Begründung: Was die Bekl. über Ver⸗ 
zugseintritt und Subſtanzverluſt vortrage, der in der Hand 
des Kl. eingetreten wäre, liege neben der Sache. Denn es 
handle ſich bei der Höhe des Schadens um eine vom Geſetze 
nach dem objektiven Merkmale des gemeinen Handelswertes 
feſtgelegte Größe; die Frage des Verzugs könnte alſo erſt 
dann von Bedeutung ſein, wenn die Bekl. mit der Zahlung 
dieſes Betrages im Rückſtand geweſen wäre. Was aber den 
Subſtanzverluſt in der Hand des Kl. anlange, ſo ſei dieſer 
Einwand ſchlechthin unbeachtlich, weil es einen Schuldner 
durchaus nichts angehe, welches Schickſal ein von ihm ge⸗ 
ſchuldeter Vermögenswert in der Hand des Gläubigers er⸗ 
leide. Die Erwägung, daß, wenn die Bekl. den Betrag recht⸗ 
zeitig an den Kl. abgeführt hätte, dieſer durch die Geld⸗ 
entwertung ihn wieder verloren haben würde, müſſe daher 
als abwegig zurückgewieſen werden. Hierfür beruft ſich das 
OLG. auf RG. v. 3. Juni 1924 VII 900/23: Verkehrsrechtl. 
Rdſch. 1924 Sp. 337 Nr. 184. Die Reviſion wendet ſich 
gegen die Aufwertung zum vollen Goldmarkbetrage, für die 
es in der Tat an einer ausreichenden Begründung fehlt. Das 
RG. hat ſich in zahlreichen Entſcheidungen dahin ausge⸗ 
ſprochen, daß eine ſolche Aufwertung regelmäßig nicht als 
gerechtfertigt erſcheine, weil es im allgemeinen auch dem 
deutſchen Großkaufmann nicht gelungen ſei, ſein in Deutſch⸗ 
land befindliches Markkapital durch erlaubte Geſchäftsverwen⸗ 
dung und Anlegung wertbeſtändig zu erhalten. Dieſem Um⸗ 
ſtande müſſe bei der Aufwertung von Schadenserſatzanſprüchen 
Rechnung getragen werden. Denn durch den Schadenserſatz 
ſolle der Beſchädigte zwar ſo geſtellt werden, wie er ſtehen 
würde, wenn das ſchädigende Ereignis nicht eingetreten wäre, 
niemals aber günſtiger; er dürfe dadurch nicht den Vorteil 
einer völlig wertbeſtändigen Vermögensanlage erlangen, den 
er ſonſt erfahrungsgemäß niemals erreicht hätte. Insbeſon⸗ 
dere hat der erk. Sen. gerade auch bei Eiſenbahnfrachtſchäden 
es mehrfach mißbilligt, wenn dem nicht Rechnung getragen 
worden war, und Urteile der OLG. aus dieſem Grunde auf⸗ 
gehoben (vgl. insbeſ. RG. 108, 1221); 110, 40 2); Urteil vom 
14. Jan. 1925 165/24; Urteil v. 7. Febr. 1925 1 247/24; 
Urteil v. 21. Febr. 19255) I 404/24; Urteil v. 23. Mai 1925 
1452/24; Urteil v. 27. Mai 1925 T 458/24; Urteil vom 
19. Sept. 1925 1504/24). Das hat auch hier zu geſchehen, 
weil in dem vorliegenden Falle genügende Anhaltspunkte 
dafür nicht vorliegen, daß ſich der Kl. den Betrag ſeines 
Schadens wertbeſtändig hätte erhalten können. Allerdings 
hat ſich das RG. in einer Reihe von Entſcheidungen dahin 
ausgeſprochen, daß bei Beſchädigung oder Verluſt einer Sache 
und auch bei der Enteignungsentſchädigung auf die Verhält⸗ 
niſſe zur Zeit der Urteilsfällung abzuſtellen ſei, weil der 
Beſchädigte durch den Schadenserſatz in die Lage verſetzt wer⸗ 
den müſſe, ſich eine andere gleichwertige Sache als Erſatz 
anzuſchaffen (vgl. insbeſ. RG. 101, 420); 102, 3845); 107, 
228). Das gilt aber nicht für den Eiſenbahnfrachtverkehr, weil 
nach den Beſtimmungen in 8 88 der Eiſenbahnverkehrsord⸗ 


frachtſchäden feſt. Ich halte dieſe — auch von anderer Seite (vgl. 
insbeſ. Mügel, Komm. z. AufwGG. S. 88 und Roth, Die Auf⸗ 
wertung S. 68) wiederholt bekämpfte — Rechtſprechung für unrichtig: 
Der Anſpruch auf Erſatz von Eiſenbahnfrachtſchäden verliert dadurch, 
daß fein Umfang durch die in der Entſch. angeführten Vorſchriften 
auf den gemeinen Handelswert des Frachtguts im Zeitpunkt der An⸗ 
nahme zur Beförderung begrenzt iſt, nicht den Charakter einer Wert⸗ 
ſchuld, im Gegenteil: Durch dieſe Vorſchriften wird beſonders deutlich, 
daß ein beſtimmter Wert, nicht eine ziffernmäßig feſtgelegte Geld⸗ 
ſumme Gegenſtand des Anſpruchs iſt. Sinn und Zweck jener Vor⸗ 
ſchriften iſt doch offenſichtlich darin zu ſehen, daß die Berückſichtigung 
beſonderer, vom gemeinen Handelswert abweichender Werte des Fracht⸗ 
guts ſowie etwaiger ſpäterer Veränderungen des Sachwerts aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollte. Dagegen ſpricht nichts dafür, daß dem An⸗ 
ſpruch durch jene Vorſchriften der ihm feiner Art und feinem Juhalt 
nach zukommende Charakter einer Wertſchuld genommen und der 
einer zijfernmäßig ein für allemal beſtimmten Geldſummenſchuld 
verliehen werden ſollte. Demnach iſt die Entſch. des OLG. richtig. 


Es handelt ſich um „uneigentliche“ Aufwertung, nicht um eine eigenk⸗ 


liche Aufwertung gemäß 8242 BGB. Zu erſetzen ift der gemeine 


1) JW. 1924, 1591. ) JW. 1925, 1380. 
) JW. 1921, 829. 9) JW. 1925, 368. 


) JW. 1925, 1376. 


Rechtſprechung 


(curiſtiſche Dae. 


nung und in Art. 34 des Internationalen Abereintommge⸗ 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr der genaue Handelswe 1 

Frachtguts in dem Zeitpunkt der Annahme zur Befördern 
zu erſetzen iſt. Auch hier iſt für eine Aufwertung nach 3° m 
BGB. ohne Rückſicht auf etwaigen Verzugsſchaden FE 
(RG. 109, 63%); 110, 38°), und gerade hier ift fie von cht 
heblicher Bedeutung, während fie da garnicht in SH 
kommt, wo für den Umfang des Schadens die Zeit des ligt 
teils maßgebend ift. Das hat das OLG. nicht berückichun 
Ob der 6. 38S. des RG. bei Erlaß des Urteils v. 3. Nat 
1924 VII 900/23, eine andere Rechtsauffaffung gehabt ez 
kann dahingeſtellt bleiben, da das Urteil nach Anfiht © 
erk. Sen. nicht hierauf, ſondern auf anderen allgemeinen nun, 
wägungen beruht. In welchem Umfang die allgemeine ech 
armung bei Bemeſſung der Höhe der Aufwertung in ung 
nung zu ſtellen iſt, wird das OLG. unter Berückſichted e, 
aller Umſtände des Falles zu erwägen haben. Eine and ob 
in der Reviſionsbegründung nicht berührte Frage iſt © Jul 
der Dollarmaßſtab der Sachlage entſpricht, trotzdem im er · 
1921 die Kaufkraft der Papiermark im Inlande noch eine 
heblich höhere war, als es ihrem am nordamerikaniſchen dahet 
lar gemeſſenen Wert entſprochen hätte. Man gelangt dien 
zu einem dem Kl. günſtigeren Ergebnis, wenn man m 
Maßſtab der allgemeinen Lebenshaltung oder des Seht nt 
großhandels nach den darüber vom Statiſtiſchen Reichker⸗ 
veröffentlichten Zahlen zugrunde legt. Auch die Zei 63 
ſchen Umwertungszahlen können in Betracht kommen. u. 
bleibt dem BG. überlaffen, feine Entſcheidung auch nach gu 
fer Richtung hin nachzuprüfen, ohne daß feinem freien i 
meſſen inſoweit vorgegriffen werden ſoll. Hinzuweiſch u 
aber noch darauf, daß die in der reichsgerichtlichen Nea 
ſprechung im Anſchluß an 8242 BGB. entwickelten n 
gemeinen Aufwertungsgrundſätze nur aushilfsweiſe zur ge 
wendung kommen, wenn nämlich nicht ſchon beſondere in 
ſtimmungen wie die über den Erſatz von Verzugsſchaden 109 
ausreichende Schadloshaltung gewährleiſten (vgl. RO- 
63); 110, 38). ft letzteres der Fall, jo erhält, Mi 
der letzteren Entſcheidung ausgeführt iſt, die Forderung im 
Eintritt des Verzuges an die ihr durch die Sonberbeh 


grifflich in ihrer Höhe nach dem vollen Umfang des alt if 
dens im Zeitpunkt der Urteilsfällung bemißt. Inſowel 
es hiernach von Erheblichkeit, ob und wann die Bekl. in liegt 
zug geraten ift, worüber eine Feſtſtellung bisher nicht vor! 
(U. v. 7. Nov. 1925; 75/25 I. — Berlin.) Na. 


get“ 

2. 88 242, 326 BGB. Ein Rücktritt wegen dir, 

weigerter Aufwertung iſt dann nicht geg ngen 
wenn der Erwerber zur Aufwertung gezwun 

werden kann.] f) h nung 

Das BG. verſagt dem Kl. das Recht, wegen Ableh weil 

der Aufwertung vom Vergleiche zurückzutreten, deshalb, und 

ein ſolcher Rücktritt im vorliegenden Falle gegen Tr 2 
t 


Handelswert des Frachtguts zur Zeit der Annahme, ausge adh 


ſetzenden Sachwert maßgebend iſt, 5 
eignungsentſchädigungen hat dies das RG. längſt anerkami" je 


durch das ſchädigende Ereignis nicht den Vorteil einer DU wert 


beſtändigen Vermögensanlage erlangen. Wo dagegen ein des 
fund und 


A t 
Werts nichts, was er nicht ohne das ſchädigende Ereignis gehab 


en · 
Prof. Dr. Locher, Tübingen / Erlang 80 
) JW. 1925, 230. ) IW. 1925, 467. ) JW. 1928 
0) JW. 1925, 467. # 
Zu 2. Eine bedeutſame Entfd,, die ein 50 
merkenswerten Fortſchritt in der Behandle 
Aufwertung bei gegenſeitigen Verträgen e 
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In 2 
Klee verſtoßen würde. Ob das zutrifft, kann unerörtert 
nacht ii Am 16. Febr. 1925 ſtand dem Kl. ein Rücktritts⸗ 
nicht barer haupt nicht zu. Solange die Rechtſprechung noch 
burde zan gelangt war, Papiermarkforderungen aufzuwerten, 
0 es als ein nicht zu billigender Mißſtand angeſehen, 


bp 55 Verkäufer gegen Empfang einer Papiermarkſumme 
ausli erdigem Wert dem Käufer hochwertige Sachgegenſtände 
kracht b diſellte, Deshalb wurde der Verkäufer für berechtigt 
abhängi ie Lieferung von einer Aufwertung des Kaufpreiſes 

rc g zu machen und bei Ablehnung der Aufwertung vom 
Tan 8° zurückzutreten (vgl. RG. 103, 177), 3282); 106, 
bekannt wachdem die Rechtſprechung ſich zu der Auffaſſung 
angemeſ hat, daß ſie von ſich aus Papiermarkforderungen in 
die Au ſener Weiſe aufwerten kann, iſt der Notbehelf, dem 
een ung Fordernden im Falle des Ablehnens auf der 
ſorderliche ein Rücktrittsrecht zu gewähren, nicht mehr er⸗ 
110 900 Auch der Plenarbeſchluß v. 31. März 1925 (RC. 
Rücktritt betont ausdrücklich, daß die Möglichkeiten des 
erreichen mach Kräften einzuſchränken ſind. Gerade um das 
zugelaſſ zu können, hat er eine weitgehende Aufwertung 

N . Als der Kl. am 16. Febr. 1925 ſeinen Rücktritt 
markfor war es ſchon längſt als zuläſſig anerkannt, Papier⸗ 
legende erungen durch Richterſpruch aufzuwerten. Die grund⸗ 
orden Entſcheidung des RG. iſt am 28. Nov. 1923 erlaſſen 


„gen ko 
u gende unte. 

d 
denserſa er K 


Rückt. 
BE Mitt 5 


nicht 
auſzueſebt. Baß 


Die 
Lehre a bekannten Rechtſprechung des RG. orientierte herrſchende 
Vertrag ng bisher dahin, daß der Geldgläubiger beim gegenſeitigen 
eine angeinsbeſondere beim Lieferungsvertrag, wenn die Gegenpartei 
trag aus meifene Aufwertung ihrer Geldſchuld verweigere, vom Ver⸗ 
daß de ücktreten könne. Aber es wurde nicht als angängig betrachtet, 
bewertete eldgläubiger von feinem Gegner die Zahlung der ati» 
unden. Geldſchuld erzwinge, d. h. auf die aufgewertete Geld⸗ 
& h gegen Erfüllung der ihm ſelbſt obliegenden Leiſtung klage. 
lerdings nicht an Stimmen gefehlt, die einen ſolchen Er⸗ 
ſpruch auf die aufgewertete Geldleiſtung und dement⸗ 
ion ne Einſchränkung des Rücktritts rechts des Geldgl., ſei 
und Aliens ausnahmsweiſe (jo Roth, Die Aufwertung S. 49 ff. 
ſei ez gend, Geldentwertung und Lieferungsgeſchäft S. 64 ff.), 
Be als Regel (jo Mügel, Komm. z. AufwG. S. 143 ff.) 
Standyn cten. In der vorliegenden Entſch. hat das RG. dieſen 
era bei einem gegenjeitigen Vertrag (Vergleich) grundſätzlich 
lagbare : Danach hat der Geldgl. beim gegenſeitigen Vertrag einen 
ba a n Anſpruch auf Erfüllung der aufgewerketen Geldleiſtung 
wird ſerbenenfalls auf den Zögerungsſchadenserſatz). Dementſprechend 
rise Rücktrittsrecht auf die gewöhnlichen Fälle (fruchtloſe 
endung gemäß 8326 BOB. oder poſitive Vertragsverletzung 
wertu gültige und — wie man hinzufügen muß — ſchuldhafte 
„küngsverweigerung) eingeſchränkt. Wenn das NG. dieſe Auf- 
Aufwert Ergebnis der neueren Entwickelung der reichsgerichtlichen 
im tun dsrechtſprechung hinſtellt, ſo darf dies jedenfalls nicht 
Rüchtig ne einer logiſch notwendigen Folgerung aufgefaßt werden. 
u der of dagegen, daß der in der Entſch. vertretene Standpunkt 
einbar 2 dieſer Entwickelung liegt, mindeſtens aber mit ihr ver⸗ 
5 . Insbeſondere die Plenarentſch. v. 31. März 1925 enthält 
Jerufnn at Gedankengänge, die zu jener Auffaſſung führen. Die 
in den 9 auf die bekannte Entſch. v. 28. Nov. 1923 iſt dagegen nur 
lung z. Sinne richtig, daß hier von einem Geldſchuldner die Zah⸗ 
wird. Ind durch Richterſpruch aufgewerteten Geldſchuld erzwungen 
unmitielt eſſen handelt es ſich dort um Hypothekenaufwertung. Eine 
begenſeiti r zwingende Folgerung daraus auf Geldſchulden beim 
we eh Vertrag iſt aus jener Entſch., die ja überdies keines⸗ 
der H angefochten geblieben und in ihrer Wirkung im Bereich 
geſ in otdeRenaufwertung durch die Aufwertungsgeſetzgebung aus⸗ 
Auſwert worden ift, nicht zu ziehen. Die Frage des erzwingbaren 
gerung badsanſpruchs und des Rücktritts wegen Aufwertungsverwei⸗ 
eine Fr. eim gegenſeitigen Vertrag iſt, wie alle freie Aufwertung, 
age von Treu und Glauben. Von dieſem Zeitpunkt aus iſt 


N Ru IM. 1922, 798. 


2) JW. 1922, 702. 
1925, 1266. e 


5) JW. 1924, 38. 


) JW. 1923, 288. 
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BG. hebt hervor, daß der Bekl. ſich hilfsweiſe ſchon über 
das Maß der Aufwertung erklärt, am 15. Mai 1924 auch 
ſchon einen Vergleichsvorſchlag gemacht hatte. Daraufhin 
meint das BG., daß der Bekl. die Frage der Aufwertung der 
richterlichen Entſcheidung überlaſſen habe, und daß er dazu 
berechtigt geweſen ſei. Dieſe Erwägungen ſind rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Unter dieſen Umſtänden kann unerörtert blei⸗ 
ben, ob dem Kl., als er im Januar 1923 die gegenwärtige 
Klage erhob, überhaupt ein Rücktrittsrecht zugeſtanden hätte 
oder nicht. Ausgeübt iſt das etwaige Recht damals noch nicht. 
(U. v. 15. Jan. 1926; 315/25 VI. — München.) [Ku.] 


3. 88 242, 315 BG B. Die Vereinbarung, im 
Falle der Markverbeſſerung oder »verſchlechte⸗ 
rung den Kaufpreis zu erhöhen oder zu min⸗ 
dern, iſt nicht nur Vereinbarung der Aufwertung 
des Kaufpreisreſtes, ſondern der Neufeſtſetzung 
des ganzen Kaufpreiſes. Für die Berechnung der 
Höhe bleibt aber auch hier maßgebend, ob billig 
oder teuer verkauft war.] 7) 

In 89 des Kaufvertrages ift beſtimmt: „Für den Fall, 
daß eine weſentliche Markverbeſſerung oder Verſchlechterung 
eintreten ſollte, behalten ſich beide Teile vor, wegen des 
Kaufpreiſes in neue Verhandlungen zu treten und eine Er⸗ 
höhung oder Verminderung desſelben eintreten zu laſſen.“ 
Der BR. hat dieſe Beſtimmung dahin ausgelegt, daß darin 
nicht nur der Vorbehalt einer Aufwertung, ſondern die Ver⸗ 
einbarung einer neuen Feſtſetzung des Kaufpreiſes nach Be⸗ 
feſtigung der Währung enthalten ſei, die mangels Einigung 
der Parteien in ſinngemäßer Anwendung des § 315 BGB. 
nach billigem Ermeſſen durch Urteil getroffen werden müſſe. 
Dieſe Auslegung läßt einen Rechtsirrtum, insbeſondere einen 
Verſtoß gegen Auslegungsgrundſätze nicht erkennen. Denn ſie 
iſt von dem BR. einwandfrei mit dem Hinweiſe darauf be⸗ 
gründet worden, daß in $ 9 nicht nur — was bei einer Auf 


zu ſagen: Es gibt Fälle, in denen beim gegenſeitigen Vertrag dem 
Geldſchuldner die Zahlung der aufgewerteten Geldſchuld nicht zu⸗ 
gemutet werden kann und der Gegner ſich deshalb mit dem Rück⸗ 
tritt wegen verweigerter Aufwertung begnügen muß; es gibt aber 
allerdings auch andere Fälle, in denen dem Geldgläubiger nicht zu⸗ 
gemutet werden kann, ſich mit dem Rücktritt zu begnügen, und 
andererſeits vom Geldſchuldner billigerweiſe die Zahlung der auf⸗ 
gewerteten Geldſchuld verlangt werden kann. In jenen Fällen ent⸗ 
ſpricht der frühere, in dieſen der in der vorliegenden Entſch. ver⸗ 
tretene neuere Standpunkt des RG. der Billigkeit. Die Frage iſt 
nur, was als Regel und was als Ausnahme zu gelten hat. M. E. 
war in der Blütezeit der Aufwertungsfragen beim Lieferungsvertrag, 
während und noch geraume Zeit nach der Inflationsperiode, wo die 
aufgewertete Zahlung für den Geldſchuldner vielfach unerſchwinglich 
und außer Verhältnis zu ſeinem Intereſſe an der Gegenleiſtung, 
deren Behalten dem Gegner aber lieber als eine ungenügend auf: 
gewertete Zahlung war, der frühere Standpunkt des RG. als Regel 
richtig. Heute wird dagegen m. E., ſoweit die Aufwertung bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen noch praktiſch wird, die Zumutbarkeit der auf⸗ 
gewerteten Geldzahlung für den Geldſchuldner und das überwiegende 
Intereſſe des Geldgläubigers, für ſeine Leiſtung dieſen Gegenwert 
zu bekommen, die Regel bilden. So wird man der vorliegenden Entſch. 
als Norm des heutigen Regelfalls zuſtimmen dürfen, nicht aber als 
einem ausnahmslos anwendbaren Prinzip. Denn auch heute noch 
ſind Fälle der andern Art denkbar. In dieſen würde die Anwendung 
des in der vorliegenden Entſch. ausgeſprochenen Grundſatzes dem 
oberſten Regulativ der freien Aufwertung, der Grundnorm von Treu 
und Glauben widerſprechen. 
Prof, Dr. Locher, Tübingen / Erlangen. 


Zu 3. Das RE. hält in der obigen Entſch. den von ihm zu⸗ 
letzt JW. 1926, 15381 ausgeſprochenen Grundſatz aufrecht, daß die 
Aufwertung auch bei Grundſtücksverkäufen nicht zu einer Neufeſtſetzung 
des Preiſes ohne Rückſicht auf den Vertrag führen darf. Die vom 
RG. nicht beanſtandete Auslegung des 89 des Kaufvertrages führt 
aber zu einem damit m. E. nicht vereinbaren Ergebnis. Der Verkäufer 
hatte das Grundſtück am 22. Aug. 1923 durch notariellen Vertrag 
verkauft und aufgelaſſen; beim Abſchluß wurden, wie der Tatbeſtand 


berichtet, 20 Millionen Mark des (auf 300 Millionen Mark be⸗ 


meffenen) Kaufpreiſes bezahlt, während der Reſt hypothekariſch ein⸗ 
getragen wurde. Jetzt wird u. a. darüber geſtritten, ob nur das Reſt⸗ 
kaufgeld oder der ganze Kaufpreis aufzuwerten ſei. Das OLG. billigte 
das letztere. Das ſcheint uns ganz undenkbar: Der Verkäufer, der 
den von ihm an einem beſtimmten Tage vereinbarten, von ihm ſelbſt 
alſo gebilligten Kaufpreis an eben dieſem Tage erhält, hat genau 


2862 


wertung allein in Frage gekommen wäre — eine anderweite 
Berechnung des Kaufpreis reſtes, ſondern eine Verein- 
barung der Parteien über den ganzen Kaufpreis vor⸗ 
behalten worden ſei, deren es bei bloßer Umrechnung des 
Kaufgeldreſtes nach dem Dollarkurs nicht bedurft habe. Daß 
dieſe Auslegung mit dem Wortlaute des 8 9, insbeſondere mit 
den darin enthaltenen Worten „für den Fall, daß eine weſent⸗ 
liche Markverbeſſerung oder Verſchlechterung eintreten ſollte“ 
unvereinbar ſei, iſt nicht zuzugeben. Denn daß die Be⸗ 
ſtimmung des Kaufpreiſes in dieſem Falle lediglich nach dem 
Kurſe der Mark zu erfolgen habe, kommt darin nicht zum 
Ausdruck. Vielmehr iſt auf eine neue Vereinbarung der Par⸗ 
teien abgeſtellt und iſt es deshalb auch ohne Belang, ob zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes ſchon vielfach Verträge auf Dollar⸗ 
baſis abgeſchloſſen wurden. Der Reviſion iſt auch nicht zu⸗ 
zugeſtehen, daß von dieſem Standpunkte aus ein Vertrag 
überhaupt deshalb als nicht zuſtande gekommen anzuſehen ſei, 
weil von ihm aus für den hier eingetretenen Fall einer Mark⸗ 
verſchlechterung eine endgültige Einigung über den Kaufpreis 
nur vorbehalten, aber noch nicht erfolgt ſei. Denn die ſinn⸗ 
gemäße Anwendung des 8315 BGB. begegnet in einem 
Falle, wie er hier vorliegt, keinem Bedenken. Der Betrag des 
Kaufpreiſes iſt alſo nach billigem Ermeſſen zu beſtimmen. 
Nicht einwandfrei erſcheinen dagegen die Erwägungen, auf 
Grund deren der BR. die Höhe dieſes Betrages beſtimmt 
hat. Allerdings iſt der Zeitpunkt, den er ſeiner Schätzung im 
Anſchluß an das Gutachten zugrunde gelegt hat, nicht zu 
beanſtanden, da zu dieſer Zeit der Währungsverfall eben 
beendet war. Dagegen beruht es auf Rechtsirrtum, wenn 
das BG. bei der Neufeſtſetzung des Kaufpreiſes ausſchließ⸗ 
lich den gegenwärtig angemeſſenen Kaufpreis zugrunde legt 
und den urſprünglich vereinbarten Preis gänzlich beifeite 
ſchiebt. Denn auch bei der vertragsmäßig vorbehaltenen Auf⸗ 
wertung oder Neufeſtſetzung des Kaufpreiſes iſt von dem ur⸗ 
ſprünglich vereinbarten Preiſe auszugehen und auch bei der 
Neubeſtimmung des Preiſes unter entſprechender Anwendung 
des § 315 BGB. bei Ausübung des billigen Ermeſſens im 
Auge zu behalten, ob billig oder teuer verkauft war. In 
dieſer Hinſicht kommt aber in Betracht, daß nicht nur im 
allgemeinen in der Inflationszeit, wie auch das BG. aus⸗ 
führt, die Grundſtückspreiſe niedrig waren, ſondern vom Bell. 
auch noch beſonders behauptet war, daß der in § 2 des 
Kaufvertrages beſtimmte Kaufpreis nicht willkürlich ange⸗ 
nommen und nicht deshalb ſo niedrig feſtgeſetzt worden ſei, 
weil ſonſt die Koſten und Abgaben zu hoch würden, daß viel⸗ 
mehr die hinter dem Werte des Grundſtücks zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes zurückbleibende Feſtſetzung des Kaufpreiſes 
darauf beruhe, daß der Erblaſſer des Kl. dem Bekl. aus ver⸗ 
wandtſchaftlichen Rückſichten ſowie im Hinblick darauf, daß er 
das Amt als Teſtamentsvollſtrecker habe übernehmen ſollen, 
eine Gefälligkeit habe erweiſen wollen (Bl. 55). 
(U. v. 28. April 1926; 433/25 V. — Dresden.) [Sch.] 
1. Bis Mitte 


4. 8 242 BG B.; 8136 GVG. 
Auguſt 1922 hatte eine Aufwertung nicht ftatt- 
zufinden. 2. Iſt ein Zivilſenat von der Recht⸗ 


das bekommen, was er bekommen ſollte und wollte und kann nicht 
Aufwertung dieſes Preiſes wegen ſpäterer Geldentwertung ver⸗ 
langen. Iſt der Kaufpreis ganz bezahlt, ſo iſt das Geſchäft, ſofern 
nicht ein Anfechtungsgrund vorliegt, ganz erledigt; iſt er zum Teil 
bezahlt, fo it dieſer Teil erledigt. Die Vertragsklauſel ſagt nichts 
anderes: ſie ſpricht doch nur, und kann auch nur ſprechen, von einer 
Geldentwertung, die nach dem Vertragsſchluß und der Zahlung 
eintritt, nicht von einer früheren. Der Hinweis, daß es des §9 jonit 
nicht bedurft hätte, geht fehl — wer hatte denn damals ſo viel 
Ahnungsvermögen, um zu ermeſſen, wie der Aufwertungsgedanke ſich 
entwickeln würde! 

Wir müſſen geſtehen, daß die Auslegung des ORG. Dresden zu 
den größten der manchen Unbegreiflichkeiten gehört, die wir in Auf⸗ 
wertungsſachen erlebt haben. Leider ſcheint ja das NG. die Entſch. 
nicht nur für irreviſibel, ſondern auch inſoweit für zutreffend zu halten, 


wenngleich es ihr praktiſch durch die Ausführung über das Maß der 


Aufwertung die Spitze abbricht. 

Die übrigen Ausführungen des RG. erſcheinen von der Grund⸗ 
lage jener Auslegung aus zutreffend, einerlei ob man ſie auf ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 315 BGB. ſtützt oder, wie auch möglich 
wäre, dann einfach den angemeſſenen Preis als vereinbart anſieht. 

RA. Dr. M. Leo, Hamburg. 
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Rurififhe Wogenthrl 


ſprechung der anderen Senate abgewichen, ohn 
ein Plenum anzurufen, ſo beſteht für die aß 
deren Senate, die an ihrer Rechtſprechung 1! 
halten, kein Anlaß zum Plenum. 7) Ef 
Bei der Berechnung des von der Kl. wegen Nichterfül 
des Vertrages geforderten Schadenserſatzes rechnet das Aug. 
den Abſchlußpreis nach dem Stande der Mark am 22, icher 
1919 in Goldmark um und zieht ihn von dem in 941919 
Weiſe in Goldmark nach dem Eindeckungstage (30. Dez. 
umgerechneten Eindeckungspreiſe mit der Begründung ab, jepe 
der gegenteilige Standpunkt der Kl., der lediglich die eres 
markzahlen des Eindeckungspreiſes und des Abſchlußpre 
berückſichtigt und die Differenz beider in Gold voll aug 
wertet wiſſen wolle, zu einer durch nichts gerechtfertigte. 
reicherung der Kl. führe und der neuerlichen, richtigen ger bei 


fund 


anſicht widerſpreche, daß eine gleiche Anzahl Papierma 
geſunkenem Markwerte nicht mehr der urſprünglich Der 


barten Leiſtung entſpreche; dieſe jetzt als richtig erkan eit 
Rechtsanſicht müſſe für die Vergangenheit auch ent 
angewendet werden, als fie ſich in ihr noch nicht durchgeler 
hatte. Dieſe Anſicht kann nicht geteilt werden, ſoweit bei 

konkreten Schadenserſatzberechnung für den Deckungskauf pot 
bei der abſtrakten Berechnung für den Marktpreis die Zeit a 
Auguſt 1922 in Frage kommt; denn bis zu dieſer Zeit n 
der Satz: Mark iſt gleich Mark, oder was dasſelbe beden . 
im Rechtsleben und im Wirtſchaftsleben hatte die Papier ch 
trotzdem ſie ſowohl hinſichtlich ihrer Kaufkraft in Den zit 
land, wie auch hinſichtlich ihres Wertes im Vergleich 

ſtabilen, ausländiſchen Währungen dauernd zurückging, er⸗ 
immer die Funktion eines Wertmeſſers. Daraus aber \; 
gibt ſich für die genannte Zeit, daß der Verkäufer nchen 


verkaufte Ware nur den vereinbarten Kaufpreis beamipr ſo 


kann, mag auch der Wert der Papiermark inzwiſchen u en 
ſehr geſunken ſein. Beſtand noch am Tage des vorgenommen, 
Deckungskaufes oder des Stichtages bei der abſtrakten 
denserſatzberechnung die Verpflichtung des Verkäufers, 
vereinbarten Preiſe zu liefern, jo kommen überhaupt nit m ch 
ſchiedene Tage für die Berechnung des Wertes der Papiel! il, 
in Frage: Denn der Schaden des Käufers befteht eben da MM 
daß er ſich am Eindeckungstage bezw. Stichtage die Ware en 
dem damaligen Preiſe verſchaffen mußte, für die er, wenn 950 

t 
haben würde. Von einer ungerechtfertigten Bereicherunn = 


gemeſſen, weniger wert war, als zur Zeit des Vertrahhe 
abſchluſſes. Wer alſo damals bei einem Deckungskauf fat 
Papiermark mehr bezahlt hat als den Vertragspreis, un 
wirklich mehr bezahlt, daher Schaden erlitten und Nur 
denſelben jetzt angemeſſen aufgewertet erſetzt verlangen. Ahlen 
geſtaltete ſich erſt die Sachlage, als mit dem kataſtropnge⸗ 
Sturze der Papiermark nach dem Rathenaumorde dieſe laben 
mein den Charakter eines Wertmeſſers einbüßte. Sei dem 
brach ſich mehr und mehr die Überzeugung Raum, 


em 
Zu 4. Ein in wirtſchaftlicher und juriſtiſcher Beziehung ei 
eſſantes Urteil, das weit über den vorgelegenen Einzelfall (Ver ſtellt. 
abſchluß und Deckungskauf 1919) hinaus Unterſuchungen a 
I. Der 2. 3S. unterſcheidet hinſichtlich des Sintkens der enen 
kraft der Mark in Deutſchland drei Zeitſpannen mit vers ns in 
juriſtiſchen Folgen: Zuerſt das Sinken während des Krieges ent 
der unmittelbar dem Kriegsende folgenden Zeit, 1919 und 0 an 
1920. Hier ſei das Emporſchnellen der Warenpreiſe überwiegen t 
eine wirkliche Warenteuerung zurückzuführen, deren Urſachen 
ſtundentag, Lohnſteigerungen, Warenhunger, Streiks, Kohle il des 
ſteigerungen) das NG. darlegt. Hier ſei für die Anwendbartegpitte 
8242 BGB. kein Raum. Dann die Zeit von Anfang 1920 bis Mack 
1922. Hier gilt in Geſetzgebung und Rechtſprechung der Satz! „Sh 
iſt gleich Mark“ („allzu lange“, ſagt das Urteil mit Recht) Kauf 
gleich in dieſer Zeitſpanne die Papiermark mehr und mehr an u ab 
kraft und an Wert im Vergleich zu ausländiſchen Wahrung eſer 
nahm, behielt fie doch noch die Funktion als Wertmeſſer. In 1 
Zeit konnten die gröbſten Unbilligkeiten mit dem allerdings endung 
vollkommenen Rechtsmittel der Vertragsaufhebung unter Anm brille 
der clausula rebus sic stantibus befeitigt werden. Endlich die galt 


Periode, beginnend mit dem Rathenaumord und deſſen i und 


lichen Auswirkungen dahin, daß die Papiermark derart rapi 


at 
Dr 4 
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Ve . 
Sa fer ein Recht auf Aufwertung zuzuerkennen ſei, daß der 
dem Mark iſt gleich Mark“ zu Folgerungen führe, die mit 
deshalb nidſaze des § 242 BGB. nicht vereinbar ſeien, und 
Ne, künftig nicht mehr aufrecht zu erhalten ſei. Dieſe 
1923 echang ſetzte erſt in der zweiten Hälfte des Jahres 
5 dei bis dahin hatte man gegen allzu große Unbillig⸗ 
tigen em vom Währungsverfall betroffenen Leiſtungspflich⸗ 
Unbnfgee clausula rebus sic stantibüs gewährt; freilich ein 
führte ommener Behelf, da er zur Aufhebung des Vertrages 
eiter; Später ging die Rechtſprechung noch einen Schritt 
die Fei m ſie dem Verkäufer ein Recht auf Aufwertung für 
pur it Mitte 1922 (fpäter noch beſtimmter feit Mitte 
dieſen 1922) zu erfüllenden Verträge zuſprach, da ſich in 
ſchafli Zeitpunkte die Folgen des Rathenaumordes wirt⸗ 
rapi * dahin ausgewirkt hatten, daß die Papiermark derart 
des und plötzlich geſunken war, daß in weiteſten Kreiſen 
völlig es das Vertrauen zu einer künftigen Beſſerung 
rakter erſchüttert war und damit die Papiermark den Cha⸗ 
nd deines allgemeinen gültigen Wertmeſſers eingebüßt hatte, 
Hilfe den ſtabile auswärtige Währungen oder durch eine mit 
mark er letzteren namentlich des Dollar berechnete Gold⸗ 
Widersallgemein im Verkehr und zum Teil im direkten 
. auch zur Reichsgeſetzgebung erſetzt wurde. Wenn das 
Aufpe her ſtändig an dem Grundſatz feftgehalten hat, daß 
träge nung nur für die ſeit Mitte 1922 zu erfüllenden Ber- 
ins cz unſprucht werden könne, jo iſt hierbei entſcheidend 
lich A gefallen, daß bis dahin die Papiermark tatſäch⸗ 
Auf > Wertmeſſer im Verkehr in Deutſchland gegolten hat. 
lich dieſe Tatſache hat die Geſetzgebung des Reiches nament⸗ 
veſentli ogenannten Wucher⸗ und Preistreibereigeſetzgebung 
den uch eingewirkt; der Übelſtände, die ſich aus dem dauern⸗ 
und Ver en der Papiermark ergaben, ſuchte man im Handel 
de rkehr dadurch Herr zu werden, daß vielfach zu gleiten⸗ 
abgeſch ten oder zu Richtzahlen mit Teuerungsmultiplikator 
Mitte len wurde. Aus welchen Gründen man bis 
angeſeh 922 allgemein die Papiermark noch als Wertmeſſer 
eiſe en hat, insbeſondere auch, ob man allgemein irriger⸗ 
wertubeblaubt hat, es handele ſich nicht ſo ſehr um eine Ent⸗ 
are der Papiermark, als vielmehr um eine wirkliche 
heuti teuerung, kann ebenſowenig entſcheidend ſein, wie die 
Stang, Erkenntnis, daß es vielleicht vom wirtſchaftlichen 
Nach unkt aus verfehlt war, daß die Geſetzgebung, die 
ene Hung und die überwiegende Mehrzahl der Volks⸗ 
ohe allzulange an dem Satze: „Mark ift gleich Mark“ 
ee en hat. Denn die Tatſache als ſolche iſt und 
5 % maßgebend für die rechtliche Beurteilung 
ohne amaligen Verhältniſſe und läßt ſich nicht 
Auff weiteres durch die jetzige, auf geläutertere 
beſläeſſung der Verhältniſſe geſtützte Anſicht 
tion en gen, daß man viel früher die Papiermark der Funk⸗ 
leiden fs allgemeinen Wertmeſſers in Deutſchland hätte ent⸗ 
faſſn ſollen. Wenngleich die heutige, geläuterte Rechtsauf⸗ 
berge auch auf die in früherer Zeit entſtandenen Rechts⸗ 
den „Affe anzuwenden iſt, fo gilt dies doch nicht auch don 
auch; tſäch lich en Verhältniſſen; letztere müſſen vielmehr 
Auffaffat noch ſo bewertet werden, wie dies der damaligen 
bie gülang der Beteiligten entſprach. Auch der Umſtand, daß 
echtſprechung über die Aufwertung an 8 242 BOB. an⸗ 


plötzli 
asc ſank, daß das Vertrauen zu einer künftigen Beſſerung völlig 
gülti a. wurde und die Papiermark den Charakter des allgemein 
wendfan, Wertmeſſers einbüßte. Hierdurch erſt ergab ſich die Not⸗ 
much Kaufpreis und Deckungspreis auf einen Wertmeſſer 
hierhef uführen, die Preiſe alſo aufzuwerten. Der 2.36. beſtimmt 
pen bewußten Gegenſatz zum AufwG. den 15. Aug. 1922 als 
11 Zeitpunkt, von dem an Aufwertung verlangt werden kann. 
wung f. das Urteil gibt ſelbſt zu, daß durch dieſe jtarre Zeitbeſtim⸗ 
1 unverkennbare Härten für manche Rechtsverhältniſſe er⸗ 
gan a iſt nicht recht einzuſehen, weshalb es erforderlich iſt, 
wertun gemein einen derartigen „früheſten“ Zeitpunkt für die Auf⸗ 
für eine feſtzuſetzen. Anders als der Geſetzgeber, deſſen Beſtimmung 
Itetz — Unzahl Fälle verſchiedenſter Art gelten ſoll, hat der Richter 
ſoll wür den einen, ihm vorliegenden Fall zu entſcheiden. Weshalb 
rang ne Urteilsfindung durch eine derart ſtarre Zeitfaſſung be⸗ 
wertung ſtatt im einzelnen Fall zu prüfen, ob nicht eine Auf⸗ 
es doch auch für den 14. Aug. 1922 oder für Mitte Juli 1922, wie 
usnaßmect gleiche 385, in ſeinem Urt. v. 19. Febr. 1926 tat, oder 
Über Zee für einen noch früheren Zeitpunkt den Vorſchriften 
eu und Glauben entſpricht? Mit Recht hebt Mügel in 
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knüpft und hierin ſeit der allmählichen Geldentwertung keine 
Anderung eingetreten iſt, iſt bedeutungslos. Denn es handelt 
ſich hierbei um eine Rechtsentwicklung, die ſich erſt ganz all⸗ 
mählich vollzogen hat. Den tatſächlich mit der Beibehaltung 
der Papiermark als Wertmeſſer verbundenen offenbaren Un⸗ 
billigkeiten ſuchte man zunächſt mit der clausula rebus sic 
stantibus beizukommen; dadurch ermöglichte man dem Ver⸗ 
käufer die Verweigerung der Vertragserfüllung; da der Ver⸗ 
trag aufgehoben wurde, geriet der Verkäufer nicht in Verzug. 
Soweit aber die Vorausſetzungen der clausula, ein trotz 
größter Sorgfalt nicht vorauszuſehendes, ganz ungewöhn⸗ 
liches Sinken der Papiermark nicht in Frage kamen, ver⸗ 
blieb es bei der Verpflichtung des Verkäufers, zum Vertrags⸗ 
preiſe zu liefern. Erſt als die Paptermark aufhörte, 
Wertmeſſer zu fein und der Verkäufer Aufwer⸗ 
tung des Kaufpreiſes verlangen konnte, und 
zwar letzteres ſelbſt dann, wenn er ſeinerſeits 
mit ſeiner Leiſtung in Verzug geraten war, wurde es 
erforderlich, den Kaufpreis und den Eindeckungs⸗ 
preis auf einen einzigen Wertmeſſer zurückzu⸗ 
führen und alsdann durch Vergleichung beider Preiſe feſt⸗ 
zuſtellen, ob ein Schade entſtanden war. Die Auffaſſung, 
daß der Verkäufer für die vor Mitte 1922 zu er⸗ 
füllenden Verträge keine Aufwertung zu be⸗ 
anſpruchen hat und daß bei Schadenserſatzan⸗ 
frühen wegen Nichterfüllung bis zu dieſer Zeit 
der Papiermarkkaufpreis von dem Papiermark⸗ 
deckungskaufpreis einfach abzuziehen iſt, ent⸗ 
ſpricht der ſtändigen Rechtſprechung des R., 
vgl. vom 4. 3 S.: Urt. v. 23. April 1925, IV 626/24 in 
WarngRſpr. 1925, 156; vom 5. 38 S.: Urt. v. 14. Dez. 1925, 
V 223/25; vom 6. 8 S.: Urt. v. 9. Jan. 1925, VI 242/25 
(JW. 1925, 5991); Urt. v. 13. März 1925, VI 463 ũ24 1); 
Urt. v. 17. März 1925, VI 442/24 (JW. 1925, 1480 5); 
Urt. v. 18. Dez. 1925, VI 313/25; Urt. v. 19. Febr. 1926, 
VI 430/25; vom II. 3 S., nachdem er vorübergehend einen 
abweichenden Standpunkt im Urteil v. 2. Juli 1925 (Warn. 
1925 Nr. 194) eingenommen hatte, im Urt. v. 30. Sept. 1924, 
II oh, (RG. 109, 38); im Urt. v. 26. Juni 1925, 
II 31246 (RG. 111, 156); im Urt. v. 8. Dez. 1925, 
II 441/25), demnächſt abgedr. im 112. Bande; im Urt. vom 
23. Okt. 1925, II 24258); im Urt. v. 26. Jan. 1926, 
II 170/256) und im Urt. v. 30. März 1926, II 377/25); 
vom 1. 8 S. im Urt. v. 16. März 1925, 1335/24; im Urt. 
v. 7. Okt. 1925, 1506/2438) (RG. 111, 342). In allerneuſter 
Zeit iſt dieſe Anſicht allerdings vom 1. 35. in den Entſch. 
b. 16. Jan. 1926, 1159/25) (RGB. 112, 324) und vom 
23. Jan. 1926, 1210/25 (Warn. 1926, 84 ff.) verlaſſen wor⸗ 
den. Wenn der erk. Sen. an feiner bisherigen Recht⸗ 
ſprechung feſthält, ſo zwingt ſeine Stellungnahme gegenüber 
dieſen Erkenntniſſen des 1. 3S. nicht zur Anrufung der 
Ver ZS. Aus der Tatſache der Nichtanrufung der Ver. 
durch den 1. 3. ergibt ſich, daß es gar nicht in deſſen 
Abſicht gelegen hat, in einer zur Anwendung des 8 136 GVG. 
nötigenden Weiſe von den hier gebilligten Entſch. abzu⸗ 
weichen. Sollte dies aber gleichwohl der Fall ſein, ſo be⸗ 
ſteht kein Zwang des 2. 39. zur Anrufung der VerdS., 
weil der 1. 3S., von deſſen Entſch. abgewichen werden ſoll, 


ſeiner Anmerkung in JW. 1926, 1663 hervor, daß wohl in der Regel 
Zahlungen vor Sommer 1922 zum Nennbetrag anzurechnen ſind, 
aber doch die Prüfung der Frage vorbehalten bleiben ſoll, ob nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles ausnahmsweiſe die Zulaſſung 
der Nachforderung eines Aufwertungsbetrages als der Billigkeit ent⸗ 
ſprechend anzuſehen ſei. 

III. Der 1. 8 S. fteht, und zwar unter Bezugnahme auf das 
Urt. des 2. 3 S. v. 2. Juli 1925, auf dem Standpunkt, daß nach der 
jetzigen geläuterten Auffaſſung über die Aufwertung man nicht mehr 
an dem „Irrgleuben“ Mark — Mark feſthalten dürfe, und zwar 
auch nicht deshalb, weil man 1919 an die Richtigkeit dieſes Satzes 
glaubte. Die Papiermark im Mai 1919 und im Januar 1920 ſeien 
keine gleichartigen Wertmeſſer mehr. Der Standpunkt, daß eine Auf⸗ 
wertung erſt dann ſtatthaft ſei, wenn ohne ſie der Geldgläubiger einen 
wirtſchaftlich eruſt zu nehmenden Gegenwert überhaupt nicht erhalten 


) JW. 1925, 1627. 
) JW. 1926, 788. 
JW. 1926, 1661. 


) JW. 1925, 461. 
5) JW. 1926, 155. 
e) IW. 1926, 697, 


2) JW. 1926, 157. 
e) JW. 1926, 1589. 
») JW. 1926, 787. 
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bei ſeinen Entſch. ſelbſt von der Rechtsauffaſſung des 2., 4., 
5. und 6. 3. abgewichen iſt, ohne es für erforderlich zu 
halten, eine Entſcheidung der Ver ZS. anzurufen. In dieſem 
Sinne haben auch die Strafſenate mehrfach den § 137 (136) 
GVG. ausgelegt; vgl. RGSt. 45, 8897; 55, 44/45, 183/84; 
57, 134/36, 302/04. Was ſpeziell den Zeitpunkt an⸗ 
betrifft, von dem an Aufwertung verlangt werden kann, 
ſo liegt es in der Natur der Sache und iſt unvermeidlich, 
daß jede Fixierung desſelben im einzelnen Falle zu Härten 
führen kann. Wenn das Geſetz über die Aufwertung von 
Hypotheken im $ 18 vorgeſchrieben hat, daß vor dem 15. Juni 
1922 vorbehaltlos angenommene Zahlungen zum Nennbetrage 
auf den Nennbetrag anzurechnen ſind, ſo liegt dieſer Beſtim⸗ 
mung wohl der Gedanke zugrunde, möglichſt ſchon auf die mit 
dem Fälligkeitstermin v. 1. Juli 1922 zurückgezahlten Hypo⸗ 
theken die Aufwertungsgrundſätze zur Anwendung zu bringen. 
Das könnte den Gedanken nahelegen, entgegen der bisherigen 
Praxis des 2. ZS., welche die Aufwertung mit dem 15. Aug. 
1922 beginnen ließ, dieſen ſchon etwas früher eintreten zu 
laſſen, zumal wenn der Urſprung der aufzuwertenden For⸗ 
derung zeitlich ſehr weit zurückliegt (vgl. auch Urt. v. 19. Febr. 
1926, VI 430/25, nur für Mitte Juli 1922 die Aufwertung 
verſagt wird). Nachdem der 2. ZS. vorübergehend ſchon für 
Ende Juli 1922 die Aufwertung zuerkannt hatte, hat er ſpäter 
ſtändig an dem 15. Aug. 1922 als frühſten, für die Auf⸗ 
wertung in Betracht kommenden Zeitpunkt feſtgehalten und 
für die frühere Zeit nur noch mit der clausula rebus sic 
stantibus und dem auf ſie zu ſtützenden Rücktrittsrecht helfen 
zu dürfen geglaubt. Trotz der unverkennbaren Härten, die ſich 
hieraus für manche Rechtsverhältniſſe ergeben können, muß 
im Intereſſe der Sicherheit des Rechtsverkehrs hieran feſt⸗ 
gehalten werden. Für den vorliegenden Fall ſpielt dieſe Frage 
aber überhaupt keine Rolle, da es ſich um das Jahr 1919 
handelt. Wenn zwar bereits während des Krieges die 
Kaufkraft der Mark zu ſinken angefangen hatte und ſich dieſer 
Prozeß im Jahre 1919 und Anfang 1920 weiter fortſetzte, 
ſo iſt doch das zu dieſer Zeit und namentlich im Jahre 1919 
eintretende ſprunghafte und teilweiſe ſehr erhebliche Empor⸗ 
ſchnellen der Warenpreiſe nur in ſehr beſchränktem 
Maße auf eine Entwertung der Mark und ihrer 
Kaufkraft im Inlande, deren Urſache in dem verlorenen 
Kriege und der durch die Not der Zeit gebotenen Vermehrung 
der Reichsbanknoten ohne hinreichende Gelddeckung zu ſuchen 
iſt, ſondern überwiegend auf eine wirkliche 
Warenteuerung zurückzuführen, welche durch die 
wirtſchaftlichen Folgen der Einführung des 8ſtündigen Ar⸗ 
beitstages, die gewaltigen, ſprunghaften, zum Teil politiſchen 
Gründen entſprungenen Steigerungen der Löhne, den großen 
Warenhunger nach der mehrjährigen Blockade, die vielen 
Streiks, die Steigerung der Kohlenpreiſe uſw. hervorgerufen 
wurde. Das zeigt ſich deutlich, wenn man die einzelnen 
Zahlen am 22. Aug. 1919 (Vertragsabſchluß) und 30. Dez. 1919 
(Deckungskauf) miteinander vergleicht. Die Tonne Schrott war 
in dieſer Zeit von 310 auf 1395 %, alſo auf das 4½ fache 
geſtiegen, die Teuerungszahlen nach der Leipziger Teuerungs⸗ 


würde, ſei vom RG. verlaſſen und eine Aufwertung allgemein ſchon 
dann anerkannt worden, wenn ſich das Verhältnis, das vertraglich 
zwiſchen Geld⸗ und Sachleiſtung im Zeitpunkt der Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes beſteht, infolge der Geldentwertung zu der Zeit, 
in der Zahlung geleiſtet werden ſoll, in ein unbilliges Mißverhältnis 
verkehrt hat. Trotz der zahlreichen Zitate des 2. ZS. in ſeinem oben 
wiedergegebenen Urteil dürfte wohl die hier wiedergegebene Anſicht des 
1. 38S. mehr dem 8 242 BGB. entſprechen und auch mehr den viel⸗ 
geſtaltigen Fallen des praktiſchen Lebens gerecht werden. 

IV. Zu bedauern bleibt, daß in einer ſolch wichtigen, die untern 
Gerichte jetzt faſt täglich beſchäftigenden Frage keine einheitliche Recht 
ſprechung des höchſten Gerichts vorliegt. Dieſe rechtliche Einheit hätte 
leicht in Anwendung des 8 137 GVG. erwirkt werden können. Aber 
auch hier hat der horror pleni die Anrufung der vereinigten ©. 
leider verhindert. Ob die Annahme des Urteils, daß aus der Tat⸗ 
ſache der Nichtanrufung der Ver ZS. durch den 1. 3. ſich ergebe, 
daß er gar nicht beabſichtigt habe, von den bisherigen Entſch. ab⸗ 
zuweichen, ganz ſchlüſſig iſt, möchte dahingeſtellt bleiben; denn tat⸗ 
ſächlich führt das Urteil des 2. ZS. mit Recht aus, daß die von 
ihm gebilligte Rechtsanſicht vom 1. 3. in allerneueſter Zeit in den 
beiden angeführten Entſch. verlaſſen wurde. Man darf doch bei der 
Beſtimmung des § 137 GVG., daß eine Entſcheidung der VerZS. 
einzuholen iſt, wenn in einer Rechtsfrage ein ZS. von der Ent⸗ 
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tabelle dagegen nur von 352,00 % auf 474,50 /, alſo 255 
nicht einmal um /; nach der Umwertungstabelle der Auf 
wertungsbeſtimmungen waren 10 Papiermark am 22. . 
1919 2,29 Goldmark; am 30. Dez. 1,04 Goldmärk. Der Doll 
ſtieg in dieſer Zeit von 21,46 auf 48,68 Papiermark, das je 
liſche Pfund Sterling von 88,97 auf 186,20 Papiermark ur 
100 holländiſche Gulden von 817,25 auf 1844,50 Papiermart, 
Angeſichts folder Zahlen ſpielt die Geldverſchlechterung ee. 
Jahre 1919 und Anfang 1920 gegenüber der wirklich 15 
ſchreitenden Warenteuerung eine ſo untergeordnete Rolle, lich 
damals die Mark im Verhältnis zur ſpäteren Zeit denn 
ſtabil blieb und daß ſchon deshalb, ſelbſt wenn man die die 
maligen Verhältniſſe mit den jetzigen Augen anſieht, für 
Anwendbarkeit des 8 242 BGB. kein Raum übrig bleibt. 
(ü. v. 30. April 1926; 206/25 II. — Hamm.) [Ku 


5. 8 242 B B. Enteignungsentſchädigung, 
Die geſunkene Kaufkraft der Mark hat nicht n 
Ermäßigung, ſondern eine Erhöhung der En 
ſchädigung zur Folge.] f) det 

Der Kl. verlangt nach erfolgter Enteignung von en 
verklagten Reichseiſenbahn Erhöhung der ihm zugebilligt 
Entſchädigung und deren Feſtſetzung nach dem heutigen Ge 5 
ſtande. Das BG. hat zunächſt den Wert der enteignen 
Fläche auf 87285 Papiermark berechnet und dann dem ch 
34904 Goldmark zugeſprochen. Der Geldentwertungsanſpt 65 
war bis dahin zwar nur auf den Verzug der Bekl. und ihre 
Rechtsvorgängers geſtützt. Aber, nachdem in dem erſten Re 
ſionsurteil darauf hingewieſen war, daß es zur Begrün ee 
des Geldentwertungsanſpruchs der Heranziehung des 
zuges nicht erſt bedürfe, iſt der Kl. in der erneuten le 
rufungsverhandlung nicht bloß dazu übergegangen, an Stell 
des Feſtſtellungsanſpruchs den ſich aus der Geldentweräin 
ergebenden Leiſtungsanſpruch zu erheben, ſondern hat n. 
Anſchluß an die in der Entſcheidung des erk. Sen. v. 15.80 0 
1924 (RG. 107, 228) aufgeſtellten Grundſätze ſeinen Ruf 
auf Ausgleich der Geldentwertung ohne Rückſicht auf ng 
Verzug in der Weiſe verfolgt, daß er lediglich die Anpaſtan 
der nach der Zeit der Entſchädigungsfeſtſtellung bemeſſen 5 
Entſchädigungsſumme an den heutigen Geldwert verlangt 9 
Hiergegen hat die Bekl. in der Vorinſtanz keinen Widerſpr 0 
erhoben und, da es ſich bei dem nunmehr erhobenen Anſpre h 
bloß um die Rechte aus der Geldentwertung handelt, ſo 195 
ihm auch die Rechtskraft der Entſcheidung über die in Pape 
mark ausgedrückte Entſchädigung nicht entgegen, zumal den 
Kl. durch feinen früheren Feſtſtellungsantrag deutlich zu ine 
kennen gegeben hat, daß der frühere Zahlungsanſpruch jet 
Entſchädigungsforderung nicht begrenze. Richtig hätte e, 
allerdings, wenn er nunmehr den Goldmarkbetrag verlang 
in dieſen den ihm bereits zugeſprochenen Papiermarkbe ld 
einrechnen müſſen oder nur an Stelle desſelben den Go at 
markbetrag fordern dürfen, was auch das BG. überſehen b 2 
da es richtig die bereits ausgeſprochene Verurteilung en 
Zahlung von 87285 Papiermark hätte in Wegfall bring 
müſſen. Im übrigen iſt das BG. im Anſchluß an die in 


ſcheidung eines andern ZS. abweichen will, das Hauptgewicht nit a 
das Wörtchen „will“ legen. Der Zweck dieſer Vorſchrift, die ı 
haltung der Rechtseinheit, verlangt, daß bei einer beabſichtigten, por 
ſächlichen Abweichung von weſenklichen Rechtsgrundlagen einer eite 
liegenden Entſcheidung die Ver ZS. anzurufen find. Auch das * 
Argument, daß, weil der 1. 3 S. die Ver ZS. nicht angerufen — 
kein Grund hierfür für den 2. S. beſtehe, wird man wohl ke 
als ſehr glücklich bezeichnen können. Wenn fi das NG. bel ver / 
artigen für die Praxis äußerſt wichtigen und häufigen Frage g echt. 
gegenwärtigt haben würde, wieviel unnötige Arbeit den an der 1. epiel 
ſprechung beteiligten Perſonen, Richtern und Anwälten und uche 
Koſten den rechtſuchenden Parteien durch eine klare Plenarent de 
dung erſpart werden könnte, jo würde es ſicher nicht derartige Gr eile 
gegen die Anrufung der Ver ZS. ſuchen, ſondern im Gegenteil 
möglichſt raſche Entſcheidung der Ver ZS. herbeiführen. 1 
Geh. IR. Dr. Diſpeker, München. 


pr 
Zu 5. Enteignungsentſchädigungen find Wertſchulden. gu 85 
ſetzen iſt der Wert, den der enteignete Gegenſtand in dem für die ef 
rechnung der Enteignungsentſchädigung maßgeblichen Zeitpunkt asses 
im Zeitpunkt der Zuſtellung des Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchlu de 
i. J. 1909 — hat. Der dem Entſchädigungsgläubiger zuzub illi Gelb- 
Geldbetrag iſt ſo hoch zu beziffern, daß der Berechtigte durch die 
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die nelten Grundſätze zutreffend davon ausgegangen, daß 
der hen Kl. zu zahlende Entſchädigung unter Berückſichtigung 
Entſ eutigen Kaufkraft des Geldes zu beziffern iſt, d. h. die 
trage eg auf die Frage abzuftellen iſt, mit welchem Be⸗ 
ed er Kl. zu entſchädigen geweſen wäre, wenn die jetzigen 
ſchädi und Wirtſchaftsverhältniſſe ſchon in dem für die Ent⸗ 
des Eng sberechnung maßgebenden Zeitpunkte der Zuſtellung 
Auch utſchädigungsſeſtſtellungsbeſchluſſes beſtanden hätten. 
des Gel t es richtig bei der Feſtſtellung der jetzigen Kaufkraft 
n nicht bloß die beſonderen Verhältniſſe auf dem 
nge ſtücksmarkt, ſondern die allgemeinen Wirtſchaftserſchei⸗ 
lebigen in Rückſicht gezogen und für das Verhältnis der 
Fried Kaufkraft der Goldmark zur früheren Kaufkraft der 
ic art nicht nur in Rechnung geſtellt, daß für die 
deſentfaftsbedurfniſſe und Löhne die Kaufkraft der Goldmark 
5 geſunken iſt, ſondern auch erwogen, daß ſie bei 
ſtücen ten Vermögensanlagen z. B. Aktien, Kuxen, Grund⸗ 
Ergebn te heblich geſtiegen iſt. Wenn das BG. dabei zu dem 
mark us gekommen iſt, daß die Kaufkraft der jetzigen Gold⸗ 
dens Geichsmark) nur 400% der Kaufkraft der früheren Frie⸗ 
en mark beträgt, fo beruht dies auf tatſächlichen Erwägun⸗ 
Erſah le der Nachprüfung entzogen ſind und, ſoweit ſie mit 
irrtum ungsſätzen im Zusammenhang ſtehen, einen Rechts⸗ 
wenn d nicht erkennen laſſen. Widerſpruchsvoll aber iſt es, 
des ei BG. die heutige Kaufkraft der Goldmark mit 400% 
Seite dodſtandes vom Jahre 1909 anſetzt und auf der anderen 
ſchädi azu gelangt, dem Kl. nur ¼8b der umzurechnenden Ent- 
mark gung von 87285 Friedensmark, nämlich 34914 Gold⸗ 
Goldmmarp sprechen. „Denn wenn die Kaufkraft der heutigen 
dem Al geringer iſt als die der Friedensmark, ſo kann die 
höchſten zuſtehende Entſchädigung niemals geringer, ſondern 
ſo da ns höher aß der Friedensmarkbetrag beziffert werden, 
mit 5 dem Kl. Wr geforderte Betrag von 87285 Goldmark 
gugeſ er am Einfange erwähnten Maßgabe unbedingt hätte 
Ken werden müſſen. Sollte der Sag, daß die heutige 
Jahre 15 der Goldmark auf 400% des Geldſtandes vom 
ie 8 1909 anzuſetzen iſt, etwa dahin zu verſtehen fein, daß 
haft dedenskauftraft der Mark auf 40% der heutigen Kauf⸗ 
rſah er Goldmark zu veranſchlagen iſt, ſo würde dies den 
dieſen ingen des täglichen Lebens widerſprechen, da nach 
er allgemeine Kaufkraft des Geldes in Wirklichkeit 
techn ich geſunken iſt. Das BG. wird deshalb feine Be- 

(u ng klarzuſtellen haben. 

b. b. 5. Mai 1925; 16/25 VI. — Hamm.) [Ku.] 

ſetzuö 88 326, 242, 554 BOB. 1. Zu den Voraus- 
Ferien; unter denen die Verweigerung der 
beſti ennung einer vom Verpächter geforderten 
erkenem ten Aufwertung bei grundſätzlicher An⸗ 
den ung der Aufwertungspflicht i. J. 1924 für 
als zediglich die entwertete Papiermarkſumme 
Zahl acht zahlenden Pächter Verzug mit der 
dem ung darſtellt. 2. Bei Pachtverträgen ſteht 
erpächter wegen veränderter wirtſchaft⸗ 


ſum 
nu me d 


nase en zu leiſtenden Wert erhält. Die Aufwertung der Enteig⸗ 
dieſer in chädigungen iſt „uneigentliche“ Aufwertung. Die Anwendung 
cundſc den angeführten und anderen Vorentſcheidungen entwickelten 
Nachts auf den vorliegenden Fall bietet nichts Beſonderes. Auch 
Entſch bskraftproblem bietet keine Schwierigkeit. Die Bedeutung der 
Hehe liegt in dem, was fie zur Frage der Umwertung jagt. Nach 
bie inendem Grundſatz iſt bei der Bemeſſung der Entſchädigungsſumme 
delt es e Kaufkraft zu berückſichtigen. Im vorliegenden Falle han⸗ 
Vorkri. um die Vergleichung der Kaufkraft von Friedens⸗ (d. h. 
dag N Mark und heutiger Gold⸗, genauer Reichsmark. Wenn 
ringer ſei own ausgeht, daß die Kaufkraft der jetzigen Reichsmark ge⸗ 
lat — et als die der Vorkriegsmark war, jo iſt das ein Erfahrungs⸗ 
Recht n niemand beſtreiten wird. Folglich kann — wie das RG. mit 
Entj ap niber dem OLG. feſtſtellt — die in Reichsmark ausgedrückte 
heſehten geangsſumme, die an die Stelle der in Vorkriegsmark feſt⸗ 
bieſe. h Entſchädigung tritt, nur höher, niemals niedriger ſein als 
rige Fr ngelöſt läßt aber das RG. auch in dieſer Entſch. die ſchvie⸗ 
ir ent age, wie die Kaufkraft zu bemeſſen iſt. Bei Entſchädigungen 
ſtücks eignete Grundſtücke liegt es nahe, die Bewegung der Grund⸗ 
fing de in erſter Linie zu berückſichtigen (vgl. Mügel, Komm. z. 
dem G.. S. 166). Wenn aber das NG. nicht bloß die Verhältniſſe auf 
erſchein nöſtücksmarkt, ſondern auch die „allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
ungen“ in Betracht ziehen will, ſo iſt das zu billigen. Denn 
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licher Verhältniſſe der Rücktritt ſo lange nicht 
zu, als ein gütlicher Ausgleich im Wege der 
Pachtzinserhöhung oder Aufwertung, nötigen⸗ 
falls unter Anrufung des Gerichtes möglich iſt.] f) 

Die klagende Stiftung hat das ihr gehörige Miethaus 
Burgſtraße Nr. 26 in Berlin durch Vertrag v. 15. Sept. 1921 
an die beklagte Geſellſchaft mbH. v. 1. Okt. 1921 auf 20 Jahre 
verpachtet. Die Bekl. zu 2 und 3 haben für alle Verbind⸗ 
lichkeiten der Pächterin ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft über⸗ 
nommen. Der vierteljährlich vorauszahlbare Pachtzins ſollte 
in den erſten fünf Jahren 50 000 46 jährlich betragen und 
dann von fünf zu fünf Jahren um je 10000 % ſteigen. Da⸗ 
neben hat die Pächterin Zahlung der Hypothekenzinſen, die 
Abgaben und Laſten, die Unterhaltungskoſten und eine Reihe 
anderer Verpflichtungen übernommen. Nach § 12 des Ver⸗ 
trags ſollte das Pachtverhältnis vorzeitig erlöſchen, u. a. 
„wenn die Pächterin mit der Überweiſung der Hypotheken⸗ 
zinſen in Verzug gerät oder eine der im Vertrag vorge⸗ 
ſehenen Leiſtungen länger als 14 Tage unterläßt“. Anfang 
1924 fanden Verhandlungen unter den Vertragsparteien über 
Aufwertung des Pachtzinſes ſtatt, die aber zu keiner Einigung 
führten. Die Pächterin hat am 1. April 1924 an die klagende 
Stiftung 12 500 Papiermark gezahlt mit dem Hinzufügen: 
„Hiervon unberührt bleibt unſere wiederholte prinzipielle Be⸗ 
reitſchaftserklärung zur Aufwertung“. Die Kl. verlangte 
darauf am 9. April 1924, die Pächterin möge vorläufig vom 
1. Okt. 1923 ab 2600 Goldmark jährlich zahlen, und erhob 
im Mai 1924 Klage auf Zahlung des vom Gericht für die 
Zeit v. 1. Okt. 1923 ab feſtzuſetzenden Pachtzinſes. Die Bekl. 
ließen ſchriftſätzlich den Antrag auf Klagabweiſung ankündigen. 
Am folgenden Zinszahlungstag, am 1. Juli 1924, zahlte die 
Pächterin 15000 Papiermark und wiederholte dabei ihre 
grundſätzliche Aufwertungsbereitſchaft. Am 15. Sept. 192u, 
noch vor der erſten ſtreitigen Verhandlung, erklärte die Stif⸗ 
tung der Bekl. zu 1 ſchriftlich den Rücktritt. Sie änderte 
dann ihren Klagantrag dahin: 1. die Bekl. zu 1 zu verur⸗ 
teilen: a) anzuerkennen, daß der am 15. Sept. 1924 erklärte 
Rücktritt gerechtfertigt ſei; b) das Grundſtück B.ſtr. Nr. 26 
und gewiſſe darauf bezügliche Urkunden herauszugeben; 2. alle 
drei Bekl. zu verurteilen, als Geſamtſchuldner gewiſſe Be⸗ 
träge als aufgewerteten Pachtzins zu zahlen. Das LG. hat 
durch Teilurteil die Anträge 1a und 1b abgewieſen. Auf 
die Berufung der Kl. hat das KG. die beklagte Geſellſchaft 
nach den Klaganträgen la und 1b verurteilt. Die Reviſion 
will das landgerichtliche Urteil wiederhergeſtellt, die Kl. will 
die Reviſion zurückgewieſen haben. Das BG. hält entſprechend 
dem Vorbringen der Kl. den Rücktritt ſowohl nach § 12 des 
Pachtvertrags, als auch nach SS 554, 581 BGB., als auch 
deshalb für begründet, weil die Pächterin beharrlich die Auf⸗ 
wertung verweigert habe. Die Zahlungen von 12 500 Pa⸗ 
piermark am 1. April und von 15000 Papiermark am 1. Juli 
1924 ſeien in Wahrheit keine Zahlungen geweſen. Die Päch⸗ 
terin könne ſich auch nicht damit entſchuldigen, daß ſie nicht 
gewußt habe, wie hoch ſie aufwerten ſolle; denn die von der 
Kl. am 9. April 1924 geforderte Jahrespacht von vorläufig 


der enteignete Grundſtückseigentümer fol ja nicht jo geſtellt werden, 
wie er ſtünde, wenn er das Grundſtück bis jetzt beſeſſen hätte, ſondern 
es iſt ihm — wie das NG. zutreffend jagt — der Betrag zu ge⸗ 
währen, den er bei Unterſtellung der jetzigen Geld⸗ und Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe in dem für die Entſchädigungsfeſtſetzung maßgeblichen 
Zeitpunkt zu beanspruchen gehabt hätte. 

Prof. Dr. Locher, Tübingen⸗Erlangen. 


Zu 6. Das Urteil des RG. ſteht im Einklang mit der ſonſtigen 
Rechtſprechung des RG. Daß bei Pachtverträgen die ſchärfere Folge 
der Auflöjung des Pachtvertrages nur verlangt werden kann, wenn 
der Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen durch das mildere Mittel 
der Anderung der Pachtleiſtungen nicht möglich ſei, hat das RG. 
bereits am 10. Nov. 1923 (RG. 107, 151 = JW. 1924, 797) aus⸗ 
geſprochen. M. E. eignet ſich dieſer Geſichtspunkt zu allgemeiner 
Anwendung und bleibt in der Regel der Vertrag mit dem auf 
gewerteten Preiſe beſtehen, ſofern nicht nach Lage des Einzelfalles 
dem einen oder anderen Teile nach Treu und Glauben die Erfüllung 
des Vertrages unter Zahlung des aufgewerteten Preiſes nicht zu⸗ 
gemutet werden kann (vgl. meine Ausführungen im I. Teil 8 22 in 
meinem Buche „Das geſamte Aufwertungsrecht“ S. 143 ff. und im 
Komm. zur DurchfVO. S. 1888 ff.). N 
Stantsjekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 
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2600 Goldmark ſei ſo niedrig geweſen, daß die Pächterin ſie 
unbedingt habe zahlen können und müſſen. Die bloß wört⸗ 
liche Erklärung der Aufwertungsbereitſchaft genüge nicht ange⸗ 
ſichts der Tatſache, daß die Pächterin von ihren Untermietern 
die Miete in Goldmark eingezogen habe. Dieſe Ausführungen 
vermögen das Urteil nicht zu tragen. Das BG. begründet in 
keiner Weiſe ſeine Anſicht, daß das Verlangen der Kl. nach 
mindeſtens 2600 Goldmark Jahrespacht gerechtfertigt ſei. 
Es gibt keinen Rechtsſatz, daß ein 1921 vereinbarter Pachtzins 
unter allen Umſtänden auf mindeſtens ſeinen Goldwert auf⸗ 
gewertet werden müſſe. Außerdem überſieht das BG., daß 
der bar zu zahlende Pachtzins nach dem Vertrag nur ein Teil 
der Gegenleiſtung der Pächterin iſt, daß alſo zur Bewertung 
der gegenwärtigen Leiſtungen auch geprüft werden muß, welche 
Laſten der Pächterin abgeſehen von dem baren Pachtzins nach 
dem Vertrag zur Zeit obliegen. Das BG. verweiſt lediglich 
auf die Tatſache, daß die Pächterin ihrerſeits Miete in Gold⸗ 
mark bezieht, ſtellt aber nicht einmal feſt, wie hoch ſich dieſe 
Miete beläuft. Der Ertrag, den die Pächterin aus dem 
Grundſtück entnimmt, gibt aber auch nur einen einzelnen, 
überdies einſeitigen Geſichtspunkt für die Bemeſſung des Auf⸗ 
wertungsbetrags ab. Dieſe hat dagegen von einer Prüfung der 
Geſamtlage der auf beiden Seiten vorhandenen berechtigten 
Intereſſen auszugehen. Daran hat es das BU. durchaus 
fehlen laſſen, es kann deshalb nicht aufrechterhalten werden. 
Einer Zurückverweiſung der Sache ans BG. zur Erörterung 
der Aufwertungsfrage bedarf es aber nicht. Denn nach dem 
feſtgeſtellten Sachverhalt erweiſt ſich ſchon jetzt der Rücktritt 
der Kl. v. 15. Sept. 1924 und damit ihr Herausgabeanſpruch 
als unbegründet. § 12 des Vertrages ſetzt Verzug der Päch⸗ 
terin mit einer ihrer Leiſtungen, alſo eine ſchuldhafte Nicht⸗ 
erfüllung, voraus. Wenn er auch das Wort Verzug nur im 
Zuſammenhang mit der Zahlung der Hypothekenzinſen ge⸗ 
braucht, ſo iſt doch kein Grund erſichtlich, warum bei anderen 
Vertragsleiſtungen der Pächterin das rein tatſächliche Unter⸗ 
laſſen ausreichen ſollte, ohne daß es auf ein Verſchulden an⸗ 
käme. 8554 BGB. verlangt ausdrücklich Verzug des Mieters. 
Auch eine beharrliche Weigerung des Pächters, den Pachtzins 
aufzuwerten, ſtellt nur dann eine zur ſofortigen Kündigung 
berechtigende poſitive Vertragsverletzung dar, wenn ſie auf 
einem Verſchulden beruht, wobei auch ſchuldloſe Verkennung 
der Rechtslage den Rücktritt ausſchließt (vgl. RG. 111, 1587). 
Schon jetzt aber läßt ſich ſagen, daß, ſelbſt wenn ſich bei Er⸗ 
örterung aller in Betracht kommenden Umſtände ein Auf⸗ 
wertungsbetrag von jährlich mindeſtens 2600 Reichsmark er⸗ 
geben ſollte, die Pächterin das Beſtehen eines ſolchen An⸗ 
ſpruchs von der Pächterin am 1. April und 1. Juli 1924 auch 
bei verkehrsüblicher Sorgfalt nicht hätte erkennen müſſen. Das 
Maß der Aufwertung war ſchon an ſich ſchwer feſtzuſtellen. 
Und gerade im vorliegenden Fall war und iſt die Entſcheidung 
keineswegs einfach. Es kann ohne weiteres davon ausgegangen 
werden, daß die Pächterin in den beiden erſten Pachtjahren 
nicht unerhebliche Verluſte aus dem Pachtverhältnis erlitten 
hat. Ganz allgemein haben Miethäuſer in dieſer Zeit keine 
Rente abgeworfen, ſondern, ſofern ſie ordnungsmäßig unter⸗ 
halten wurden, Zuſchuß erfordert. Es mag ſein, daß die 
Pächterin bei Eingehung des Vertrags bewußt das Riſiko 
anfänglicher Verluſte auf ſich genommen hat; daß ſie aber die 
Entwickelung, wie ſie ſich dann wirklich geſtaltet hat, voraus⸗ 
geſehen hätte, muß nach allgemeiner Erfahrung als ausge⸗ 
ſchloſſen gelten. Sie hatte nach dem Vertrag ferner eine 
Kaution in Höhe von 50 000 %, d. i. einer Jahrespacht, zu 
ſtellen, die entweder in bar bei einer Großbank oder in Bank⸗ 
papieren feſt anzulegen war, alſo aller Wahrſcheinlichkeit nach 
der Entwertung verfallen iſt. Wenn ſie unter dieſen Um⸗ 
ſtänden den Standpunkt vertreten hat, es müſſe ihr bis zur 
Aufnahme einer aufgewerteten Pachtzinszahlung eine kurze 
„Atempauſe“ gewährt werden, während deren ſie keinen oder 
doch nur einen geringen Pachtzins zu zahlen brauche, ſo kann 
ihr daraus kein Vorwurf gemacht werden. Was die angeb⸗ 
liche beharrliche Verweigerung der Aufwertung anlangt, ſo 
kann davon nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt überhaupt 
keine Rede ſein, denn die Pächterin hat wiederholt, namentlich 
am 1. April und 1. Juli 1924 ihre grundſätzliche Bereitwillig⸗ 
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keit erklärt. Daß ſie nichts gezahlt hat, ändert daran nichts. 
Auch der formularmäßig angekündigte Klagabweiſungsanteg 
muß hier außer Betracht bleiben. Dazu kommt, daß allgeme 
dem Verpächter der Rücktritt mit Rückſicht auf die Verände⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe gegenüber einem Bühler 
der am Pachtverhältnis feſthalten will, fo lange nicht zuſteh⸗ 
als ein gütlicher Ausgleich im Weg der Pachtzinserhöhung 
oder Aufwertung, nötigenfalls unter Anrufung der Gerichte, 
möglich ift. Das hat der erk. Sen. ſchon im Urt. v. 10. Rob 
1923 (RG. 107, 1512) ausgeſprochen und ſeitdem ſtändig 
feſtgehalten. Daß eine gerichtliche Feſtſetzung unter Umſtänden 
längere Zeit in Anſpruch nimmt, worauf das BG. hinweiſt, 
muß als unvermeidlich in Kauf genommen werden. Dieſel 
Nachteil wiegt nicht jo ſchwer, wie die regelmäßig tief ein 
ſchneidende Wirkung einer einſeitigen Auflöſung des Vertrags. 
Der klagende Verpächter hat es auch wenigſtens in geroifjer 
Umfang in der Hand, auf Beſchleunigung des Verfahrens hin 
zuwirken; für den vom BR. beſonders ins Auge gefaß = 
Fall eines Vermögensverfalls des Pächters ftellt die Buick 
ordnung ein beſonders beſchleunigtes Verfahren zur 

fügung. Danach war die alsbaldige Klagabweiſung geboten. 

(u. v. 21. Apr. 1926; 590/25 III. — Berlin.) [Sch.] 


7. Bek. v. 15. März 1918 üb. d. Verk. m. lan du, 
Grundſt. 88 242, 276 BGB. Bei einem der behhrd 
lichen Genehmigung bedürftigen Rechtsgeſchan 
kommt zwar kein Erfüllungsanſpruch, aber auch 
ohne Annahme einer Argliſt, eine Haftung fü 
bloßes Verſchulden i. S. von 8 276 BG B. au? 
Ai a rechtlichen Gebundenheit 
Frage. ; 

Die Reviſion rügt: das BG. prüfe den Klaganſpruch 10 
Rückzahlung der auf den Kaufpreis gezahlten Beträge info, 
der Verſagung der landrätlichen Genehmigung nicht ua 
dem Geſichtspunkt des Vertrags, weil aus dem zwiſchen un 
Parteien geſchloſſenen Vertrag mangels Genehmigung 155 
Landrats vertragliche Beziehungen unter den Parteien ni 5 
entſtanden ſeien. Hierbei ſei unberückſichtigt geblieben, da 
bis zur Verſagung jener Genehmigung ein Schwebezuſtand 5 
ſtanden habe, während deſſen eine rechtliche Gebundenheit den 
Parteien beſtehe. Gegen die hieraus ſich ergebenden vertrag 
lichen Pflichten habe der Bekl. verſtoßen, indem er den 7 
zur Zahlung der angeblich fälligen zwei Drittel des Kan 
preiſes mit der tatſächlich unrichtigen Behauptung auffordere 
die Siedlungsgeſellſchaft habe auf ihr Vorkaufsrecht verzicht 
hierbei zuvor nicht feſtſtellte, ob der Vertrag vom Landrat 
nehmigt worden ſei, und jene Aufforderung beſtehen ließ, du 
wohl die Siedlungsgeſellſchaft ſeinem Rechtsbeiſtand 151 
teilte, daß fie ſich über die Ausübung des Vorkaufsrechts M cht 
nicht ſchlüſſig machen könne, weil der Kaufvertrag noch nich 
die erforderliche Genehmigung des Landrats erhalten habe. m 
fei bei noch völlig ungewiſſer Sachlage der Kl. zur Leiſtung 
der Zahlungen beſtimmt worden und zu Schaden gekommen. 
auf Grund der 88 242, 276, 278 BGB. ſchulde der Bekl. den, 
Kl. Schadenserſatz. Der hiermit von der Reviſion berüht! 
rechtliche Geſichtspunkt iſt in der Tat beachtlich. Während > 
Schwebezuſtandes bis zur Entſcheidung der Verwaltung t 
behörde nach der Bek. v. 15. März 1918 üb. d. Verk. ice 
landw. Grundſt. kann ein Vorkaufsrecht, auch das geſetzl A 
eines Siedlungsunternehmens, nicht ausgeübt werden, och 
ungewiß iſt, ob überhaupt der geſchloſſene Vertrag, der — 
der Genehmigung der Verwaltungsbehörde unterliegt, kes ‚be 
liche Wirkungen unter den Beteiligten hervorbringt. Zur wi 


Zu 7. 1. Die Entſch. behandelt an ſich einen Fall — 
formgültig geſchloſſenen Vertrages; die aufgeſtellten Rechtsgr 
ſätze haben aber auch für den Schwarzkauf weittragende Bebentunß 

2. Das RG. ſpricht die durch die Vertragsverhandlungen gz 
ſolche begründeten Beziehungen als ein „Rechtsverhältnis“ an. 
läßt die Aufſtellung „rechtsähnlicher Handlungen“ zu, wenn 
Vertragsabſchluß eine „beſchrankte Bindungskraft“ hat; und 8 
auch dann, wenn ſpäter dem Vertrag die Genehmigung und da 
endgültig die Rechtswirkſamkeit verſagt wird. 5 des 

Hiernach dürfte kaum mehr zu bezweifeln fein, daß i. ©: im 
5. Senates des RG. auch bei Schwarzkauf die Feſtſtellung der pr) 
dung an den formloſen Vertrag nach erfolgter Auflaſſung genie 
8256 ZPO. rechtlich zuläſſig iſt, daß es ſich hierbei nicht um 
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fa = 
men Ausübung des Vorkaufsrechts gegenüber einem nach 


115 a v. 15. März 1918 genehmigungspflichtigen Vertrag 
walt aher deſſen vorgängige Genehmigung durch die Ver⸗ 
tſangsbehörde Vorausſetzung (RG. 106, 324). Vor der 
die Teidung des Landrats konnte daher im vorliegenden Falle 
1 ae des Vorkaufsrechts nur durch Verzicht des Vor⸗ 
65 Gerechtigten erledigt werden. Dazu aber bedurfte es, wie 
25 nat bereits in der Entſcheidung V 472/24 v. 28. März 
er 23.1925 Sp. 546 Nr. 7 grundſätzlich ausgeſprochen 
Me Bort Vertrags zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und 
und Vorkaufsverpflichteten, hier dem Siedlungsunternehmen 
97 1 0 Bekl. (5 8 RSiedlG. v. 11. Aug. 1919; 88 505 ff., 
BG GB.), der unſtreitig nicht geſchloſſen worden iſt. Das 
5 geht daher zutreffend davon aus, daß die an den Land⸗ 
gerichtete Erklärung der Siedlungsgeſellſchaft, ſie werde 
ſame er Ausübung des Vorkaufsrechts abſehen, einen wirk⸗ 
gegen Verzicht auf dieſes, worauf ſich der Bekl. dem Kl. 
Re 90 ber bei Geltendmachung der Zahlungsanſprüche des 8 2 
Bo; aufvertrags hätte berufen können, nicht darſtelle. Das 
aner ſtellt feſt, der Bekl. ſei inſoweit gutgläubig, nämlich in 
55 an eigen Rechtsanſicht befangen geweſen, — der Vorwurf 
kann „Set könne ihm nicht gemacht werden. Dieſe Beurteilung 
ift pr auen nicht als rechtlich erſchöpfend gelten. Die Frage 
* mehr, ob die mit der Klage beanſpruchte Haftung ſich 
a auch ſchon ohne Annahme einer Argliſt bei Feſtſtellung 
eitia,Ploßen Verſchuldens i. S. 8 276 BOB. aus der gegen- 
wie ſie zuechtlichen Gebundenheit der Vertragsparteien ergibt, 
bis te in der Rechtſprechung des RG. für den Schwebezuſtand 
115 zur Entſchließung der Verwaltungsbehörde — wenngleich 
(RS. 1 erſagung eines Erfüllungsanſpruchs — anerkannt iſt 
Wirk 103, 106; 106, 145, 323; 108, 94). Eine ſolche Aus- 
möglich jener rechtlichen Gebundenheit iſt grundſätzlich als 
bs ch anzuerkennen, — und dies auch dann, wenn der Ver⸗ 
Berne, der Folge Rechtswirkſamkeit nicht erlangt, weil die 
fü altungsbehörde die Genehmigung verſagt. Nach Grund⸗ 
— die in der Rechtſprechung des RG. feſtſtehen (RGR⸗ 
traggtez 8 276 Erl. 1 Abſ. 2 auf S. 408), hat der eine Ver⸗ 
— eil dem anderen dafür zu haften, wenn er dieſem bei 
1 agsſchluß Umſtände, von denen jener ſich ſagen mußte 
en ur wußte, daß fie für den Willensentſchluß des anderen 
darz ejentlicher Bedeutung ſeien, fahrläffig verſchwiegen oder 
dann er unrichtige Angaben gemacht hat, — und dies auch 
wirke wenn der Vertrag in der Folge nicht oder nicht rechts⸗ 
‚am zuſtande gekommen iſt (RG. 104, 267; 107, 242 und 
Tall III 108 und 398/24). In dieſem Sinne bedeutſame 
der TE kundzugeben, iſt der Vertragsgegner nach Maßgabe 
lehr 7 orderungen von Treu und Glauben im redlichen Ver⸗ 
a 8. 97, 327; Recht 1919 Nr. 1938, vgl. auch Nr. 401, 
aus 5; 1200/24) verpflichtet. Seine Verpflichtung erwächſt 
ging em durch die Vertragsverhandlungen als ſolche be⸗ 
nicht eten Rechtsverhältnis. Es iſt nicht abzuſehen, warum 
gestellt chtsähnliche Forderungen in einem Falle ſollten auf⸗ 
Re * werden dürfen, wo — wenngleich zunächſt unter der 
trags edingung einer behördlichen Genehmigung — ein Ver⸗ 
N ſchluß zuſtande gekommen iſt, dem immerhin eine be⸗ 
Ki e Bindungskraft zuzuſprechen iſt. Hat während der 
der er dieſer Bindung der eine Vertragsteil dem anderen in 
ta in Rede ſtehenden Weiſe durch unzulängliche Rückſicht⸗ 
Bde auf deſſen berechtigte Intereſſen ſchuldhaft (8 276 
dieſes Schaden zugefügt, ſo iſt jener grundſätzlich zum Erſatz 
ebenf Schadens verpflichtet. Seine Schadenserſatzpflicht ſteht 
den Grahl unter der Einſchränkung des $ 254 B00 B, ſofern 
trifſt eſchädigten eigenes Verſchulden i. S. dieſer Vorſchrift 
fin wie unter der Erweiterung nach 8 278 BGB., ſofern 
ch zur Erfüllung der in Rede ſtehenden Sorgfaltspflicht 
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Pe von Tatſachen, ſondern eines Rechtsverhältniſſes handelt. 
Uſch, Der Grundſtückskauf 2. Aufl. zu 8 8, IL) 
iſt eine Auswirkung der rechtlichen Gebundenheit. Sie kommt 
fordern Frage bei einem dem öffentlich⸗rechtlichen Genehmigungs⸗ 
ſtande > unterliegenden, wie bei einem nicht rechtswirkſam zu⸗ 
mir tommenen Vertrage. 
dez 18 tt dieſem Rechtsgrundſatze des RG. deckt ſich der Standpunkt 
88. des KG., während bisher der 2., 14. und 29. 35. des 
abweiſenden Standpunkt eingenommen haben. 
RA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 
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einer Hilfsperſon bedient hat (vgl. RG. 97, 339 in Abſ. 4; 

103, 50; 107, 243; 108, 410 oben). Unter dieſem Geſichts⸗ 

punkt iſt der Klaganſpruch bisher noch nicht beurteilt worden. 
(U. v. 23. Juni 1926; 487/25 V. — Breslau.) [Sch.] 


* S. 88 328 Nr. 4, 722, 767 ZPO.; § 242 BGB. Die 
Klage auf Vollſtreckung eines ausländiſchen, die 
Aufwertung einer Hypothek ablehnenden Ur⸗ 
teils muß abgewieſen werden; die Widerklage 
auf Aufwertung iſt unzuläſſig.] 7) 

Auf dem Grundſtück der Kl. iſt aus der Zeit vor dem 
Kriege für N. eine Teilhypothek von 14000 % eingetragen. 
Das Grundſtück gehört infolge der Abtretung Nordſchleswigs 
zu Dänemark. Die Bekl. iſt Rechtsnachfolgerin des Gläubigers. 
Sie iſt durch rechtskräftiges Urteil des däniſchen LG. in 
Sonderburg v. 5. Nov. 1924 verurteilt, gegen Zahlung von 
14000 Reichsmark (Papiermark) über die Hypothek zu quit⸗ 
tieren und ihre Löſchung im Grundbuch zu bewilligen. Mit 
der vorliegenden Klage verlangte die Kl., daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dieſem Urteil für zuläſſig erklärt werde. Die 
Bekl. beantragte Abweiſung der Klage und forderte mittels 
Widerklage volle Aufwertung ihrer Hypothek. Das BG. hat 
unter Abweiſung der Widerklage nach dem Klagantrag erkannt. 
Das RG. hat aufgehoben. Die Reviſion wendet ſich gegen die 
Annahme des BG., daß die Kl. zur Durchführung ihres 
Anſpruchs aus dem däniſchen Urteil eines deutſchen Voll⸗ 
ſtreckungsurteils bedürfe, und meint, ſie werde durch den Be⸗ 
ſitz eines ſolchen Urteils ihrem Ziel nicht näher gebracht. Es 
kann dahinſtehen, ob dieſe Ausführungen, die vielleicht ergeben, 
daß der Kl. für die vorliegende Klage das erforderliche Rechts⸗ 
ſchutzintereſſe fehlt, zutreffend ſind, denn auch im entgegen⸗ 
geſetzten Falle erweiſt ſich die Klage als unbegründet, da ein 
anderer Reviſionsangriff der Bekl. durchdringt. Das däniſche 
Urteil verſagt der Bekl. die Aufwertung ihrer Hypotheken⸗ 
forderung. Das BG. ſtellt in Abrede, daß die Anerkennung 
dieſer Entſcheidung gegen die guten Sitten oder den Zweck 
eines deutſchen Geſetzes verſtoße und deshalb nach 8 328 Nr. 4 
3PO. ausgeſchloſſen ſei. Die Reviſion vertritt die entgegen⸗ 
geſetzte Meinung. Das däniſche Urteil wendet das bis zur 
„Wiedervereinigung“ geltende deutſche Recht an. Es geht von 
dem Grundſatz Mark - Mark aus und iſt der Anſicht, daß 
ſich die daraus ergebende Schädigung des Gläubigers nicht auf 
dem Wege des $ 242 BGB. beſeitigen laſſe, ſteht alſo im 
Widerſpruch mit der heutigen deutſchen Rechtsauffaſſung. 
Gegen die guten Sitten verſtieße das Urteil (und damit ſeine 
Anerkennung) nur dann, wenn es nach der deutſchen Auf- 
faſſung auf unſittlicher Grundlage beruhte, die Forderung der 
Kl. alſo in ſittlich verwerflicher Weiſe begründete. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzung liegt vor. Das Urteil erkennt das Recht der Kl. 
auf Löſchung der unbezahlten Hypothekenforderung gegen 
Zahlung des Bruchteils eines Goldpfennigs, alſo ohne Gegen⸗ 
leiſtung an. Dies Verlangen der Kl. erſcheint nach heutiger 
deutſcher Auffaſſung mit Rückſicht auf die deutſche Verkehrs⸗ 
ſitte als ein Verſtoß gegen Treu und Glauben (3 242 BGB.), 
der das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
verletzt, alſo auch den guten Sitten zuwiderläuft. Unerheblich 
iſt, ob zur Zeit des Urteils in Dänemark, 'dder früher in 
Deutſchland, andere Auffaſſungen herrſchten, denn maßgebend 
iſt die deutſche Auffaſſung zur Zeit des Vollſtreckungsurteils. 
Auch gegen den Zweck eines deutſchen Geſetzes würde die An⸗ 
erkennung des Urteils verſtoßen. Dazu iſt erforderlich, daß ſie 
dem Zweck eines Geſetzes zuwiderläuft, das der Aufrechterhal⸗ 
tung der Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen oder wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens dient (RG. 93, 1831); 95, 272). Als ein ſolches 
Geſetz iſt vom RG. ſchon der Grundſatz der Verjährbarkeit der 


Zu 8. A. Die Entſch. behandelt zwei außerordentlich intereffante 
Probleme: 

J. Bezüglich der Frage, ob einem gegen Rückzahlung in Papier⸗ 
mark zur Löſchungsbewilligung verurteilenden ausländiſchen Erkennt⸗ 
nis die Vollſtreckbarkeit aus 8 328 Ziff. 4 ZPO. zu verſagen iſt, wird 
man im Endreſultat dem NG: beitreten müſſen. Freilich iſt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß das ausländiſche Urteil gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtößt, deshalb nicht ganz unzweifelhaft, weil ja das Prinzip 
der Aufwertung ſelbſt durch kein deutſches Geſetz ausgeſprochen iſt; 


) JW. 1918, 611. 
297 


2368 Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


. — — ̃7—.. ̃7—‚. , ‚ ‚ ‚ ⏑‚—‚—˖＋—Dsm EN en 


Forderungen angeſehen worden (RG. 106, 82 2)). Für das 
deutſche Staats⸗ und Wirtſchaftsleben hat die Aufwertbarkeit 
der durch die Geldentwertung vernichteten Forderungen eine 
weſentlich größere Bedeutung. Dabei iſt zu beachten, daß es 
ſich im vorliegenden Fall nicht um die Verletzung des Zweckes 
der verſchiedenen deutſchen Aufwertungsgeſetze handelt, die nur 
über das Wie der Aufwertung beſtimmen, ſondern um die 
grundſätzliche Frage, ob Aufwertung geboten iſt. Es iſt des⸗ 
halb ohne Belang, daß das deutſche Geſetz über die Hypo⸗ 
thekenaufwertung ſich nur auf Hypotheken, die auf inländiſchen 
Grundſtücken eingetragen ſind, bezieht, und ebenſo iſt es un⸗ 
erheblich, daß bei gewiſſen Hypothekenforderungen nach deut⸗ 
ſchem Recht eine Aufwertung ausgeſchloſſen iſt. Auf dieſe Um⸗ 
ſtände legt das BG. alſo mit Unrecht Gewicht. Die Abweiſung 
der Widerklage begründet das BG. mit der Ausführung, daß 
der mit ihr verfolgte Anſpruch weder mit dem Klaganſpruch, 
noch mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln in 
dem erforderlichen Zuſammenhang ſteht (§S 33 ZPO.). Die 
Reviſion hält dagegen die letztgedachte Vorausſetzung für ge⸗ 
geben. Im Ergebnis iſt die Entſcheidung des BG. zutreffend. 
Gegen die Klage auf Erlaß eines Vollſtreckungsurteils nach 
§ 722 ZPO. können Einwendungen, die den im ausländiſchen 
Urteil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, nur in dem Umfang 
erhoben werden, als ſie im Zwangsvollſtreckungsverfahren zu⸗ 
läſſig fein würden (8 767 Abſ. 2 3PO.). Zu dieſer Folgerung 
nötigt die Vorſchrift, daß eine Nachprüfung der Geſetzmäßig⸗ 
keit des ausländischen Urteils ausgeſchloſſen iſt (8 722 Abſ. 1 
ZPO.) Ausführungen und Anträge, die auf eine andere als 
die im ausländiſchen Urteil getroffene materielle Entſcheidung 
abzielen, können daher nur ſo weit zugelaſſen werden, als die 
zugrunde liegenden Einwendungen nach Erlaß des Urteils ent⸗ 
ſtanden find. Eine Ausnahme beſteht auch nicht für die Gel- 
tendmachung der in $ 328 ZPO. bezeichneten Umſtände, da ſie 
nur zur Ablehnung der Anerkennung des ausländiſchen Ur⸗ 
teils führen, nicht aber eine neue materiell-rechtliche Entſchei⸗ 
dung des Falles durch das deutſche Gericht bewirken können. 
Mit ihrer auf volle Aufwertung gerichteten Widerklage will 
die Bekl. aber eine neue ſachliche Entſcheidung über den dem 


däniſchen Urteil zugrunde liegenden Sachverhalt herbeiführen. 


(U. v. 25. Juni 1926; 70/26 VI. — Kiel.) [Ku.] 


a Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Eutſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
1. Kaumergerich. 
Berichtet von den Kammergerichtsräten Gribel u. Dr. Nadler, Berlin. 

1. 82 Abſ. 1 S. 2 AufwG.; Art. 18 Abſ. 3 DurchfVoO.; 
§ 515 BGB. Grundſätze für die Aufwertung, je nachdem 
Kauf⸗ oder Tauſchvertrag vorliegt. 

Tritt der Käufer eines Grundſtücks in Höhe ſeiner Kaufpreis⸗ 
ſchuld eine Hypothek an den Verkäufer ab, fo beſtehen zwei Möglich⸗ 
keiten. Entweder haben die Vertragsteile einen Kauf abgeſchloſſen; 
hierbei iſt der Preis für das Grundſtück in Papiermark vereinbart, 
dieſer wirkliche Kaufpreis iſt mittels Abtretung der Hypothek getilgt 
worden. Der Erwerbspreis dieſer Hypothek iſt dann lediglich der 
Geldbetrag, mit dem ſich der Verkäufer für die an Zahlungs Statt ge⸗ 


es ſei denn, daß man den § 242 BGB. als ein ſolches Geſetz anſieht. 
Daß das AufwG. nicht herangezogen werden kann, gibt ja das RG. 
ſelbſt zu, weil das AufwG. nach der jetzt wohl allgemein herrſchenden 
Anſicht die Aufwertung nicht geſchaffen, ſondern die bereits beſtehende 
Aufwertungspflicht nur begrenzt und eingeſchränkt hat. 

Um fo wertvoller iſt der weitere Gedanke des RG., daß 8 328 
Ziff. 4 ZPO. auch inſoweit zur Anwendung gelangen müſſe, als an⸗ 
genommen wird, daß das ausländiſche Urteil gegen die guten Sitten 
verſtößt. Auch hier geht das RG. reichlich weit; ſchließlich aber wird 
man, wenn die mißbräuchliche Anwendung des von der Rechtſprechung 
verlaſſenen Grundſatzes Mark Mark ſich als einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten darſtellt, auch in einem ausländiſchen Urteil, welches 
einen ſolchen Mißbrauch billigt, einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
erblicken können. 

II. Bezüglich der Nichtzulaſſung der Widerklage, die auf Ge⸗ 
währung der vollen Aufwertung gerichtet war, wird man dem pro⸗ 
zeſſualen Gedankengange des RG. folgen müſſen. Vielleicht hätte noch 
geprüft werden können und geprüft werden müſſen, ob der vollſtändige 
Wandel der Anſchauungen in der Rechtſprechung nicht erſt nach dem 
däniſchen Urteil eingetreten iſt; wäre dieſe Frage bejaht worden, ſo 


) JW. 1923, 505. 


gevene Hypothek auf feinen — Papiermark⸗ — Preis für das Grun 
ſtück angerechnet hat, iſt alfo nur ein Papiermarkbetrag, der na 
dem Tage der Abtretung aufzuwerten iſt. Oder aber es liegt 5 
Tauſch des Grundſtücks gegen die Hypothek vor. Erwerbspreis — 
abgetretenen Hypothek im Rahmen des § 2 AufwG. iſt dann de 
von der Aufwertungsſtelle frei zu ſchäzende Wert des Grundſtücks 
Art. 18 Abſ. 3 DurchfVO. Die Höchſtgrenze bildet indes nach Si 
Abſ. 1 S. 3 der Goldmarkbetrag dieſer abgetretenen HypotheR, Air: 
er ſich nach dem Tage ihrer Begründung ergibt, da der Oypothenee 
ſchuldner nicht mehr leiſten ſoll, als er dem urſprünglichen Gläubig 
der Hypothek als Aufwertung gewähren müßte. 5 
(KG., Beil. v. 11. Aug. 1926, 9 Aw 235/26. G. 


* 


2. 83 Abſ. 1 Ziff. 8 Auf. Werden bei Auflöſung 
einer Sparkaſſe zugunſten einer anderen die Spar” 
einlagen und Hypotheken reſtlos der anderen Sparkaſſ 
zugeführt, fo iſt die Vorſchrift des 83 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufm 
entſprechend anzuwenden. Dies gilt auch in dem Fall, 
daß der Reſervefonds nicht mitübertragen wird. f) 

Für die Sparkaſſe der Stadt J. waren auf dem Grundſtück des 
Antragsgegners Hypotheken im Betrage von 14 900 % eingetragen. 
Die Hypotheken ſtanden bereits vor dem 1. Jan. 1918 der urſprüng 
lichen Hypothekengläubigerin, der von der Stadt J. betriebenen Stadt 
ſparkaſſe zu. Sie ſind im Juni 1921 auf die Antragſtellerin, pie 
Sparkaſſe des Kreiſes Schw., übergegangen. Im Juni 1921 iſt mischen! 
dem Kreiſe Schw. und der Stadtgemeinde J. ein Vertrag geſchloſſen 
worden, der u. a. beſtimmt: 5 m 

„Die von der Stadt J. unterhaltene Stadtſparkaſſe wird m 
dem 1. Okt. 1921 aufgelöſt. 

Die Stadt J. leiſtet zugunſten des Kreiſes Schw. für die Dauer 
des Beſtandes der vom Kreiſe errichteten Sparkaſſe auf die Errichtung 
und Betreibung einer Sparkaſſe Verzicht. Der von der Stadtſparkaſſ 
angeſammelte Reſervefonds geht bei Auflöſung der Kaſſe in das Eigen“ 
tum der Stadtgemeinde J. über. Der Kreis Schw. hat vom 1.9 85 
1921 an 2,675 % des bei der Verwaltung der Sparkaſſe des Kreise 
Schw. ſich ergebenden Reingewinns der Stadtgemeinde J. behufs ſelb⸗ 
ſtändiger Verwendung zu gemeinnützigen Zwecken zu überweiſen. 

Die Stadt J. verpflichtet fi, eine möglichſt reſtloſe Uberführung 
der . — von der Stadtſparkaſſe auf die Kreisſparkaſſe da 
erreichen. 0 

Der Kreis Schw. hat die von der Stadtſparkaſſe ausgeliehenen 
Hypothekengelder auf die Kreisſparkaſſe ohne vorherige Prüfung 
übernehmen.“ f 

Die Antragſtellerin verlangt die Aufwertung der Hypotheken ar, 
25% des Nennbetrags. Der Antragsgegner hat dieſem Antrage 
der Begründung widerſprochen, daß die Hypothekenforderungen des 
der Antragſtellerin erſt im Jahre 1921 erworben ſeien. Die = 
wertungsſtelle hat die Aufwertungsbeträge gemäß dem Antrage der 22 
tragſtellerin, das LG. gemäß dem Antrage des Antragsgegners irn 
geſetzt. Das KG. hat die Entſch. der Aufwertungsſtelle wiederhergeſtel 

Das LG. irrt, wenn es für die Berechnung des Aufwertung” 
betrages den Zeitpunkt zugrunde legt, zu dem die Antragſtellerin 255 
Hypotheken erworben hat. An ſich iſt zwar gemäß der Beſtimmute 
des 9 3 Ziff. 1 AufwG. grundſätzlich für die Berechnung des (o 
markbetrages der Erwerb durch den Gläubiger, d. h. hier die Antrag 
ftellerin, maßgebend, während es auf den Erwerb durch den frühere 
Gläubiger nur in den Ausnahmefällen ankommt, die im 83 Sf 
bis 11 Aufiw®. aufgeführt find. Das KG. hält jedoch mit der 0 
wertungsſtelle vorliegend die Beſtimmung des 8 3 Abſ. 1 Ziff. 8 Maßen 
für anwendbar. Der Wortlaut dieſer Beſtimmung läßt allerdings i 
Anwendung nur bei Erwerb durch Übernahme eines Vermögens 


wäre man vielleicht auch vom Standpunkt des RG. aus zu einer mar 
teriellen Nachprüfung der Widerklage genötigt geweſen. em 
Unberührt ift in der Entſch. die Frage, ob für die zum he ufr 
ſtand der Widerklage gemachte Aufwertung nicht überhaupt die — 
wertungsſtelle zuſtändig war. Es ifb ja wohl herrſchende Meinen 
daß als Hypothek i. S. des 89 AufwG. auch ſolche auf ausländi 7 
Grundſtücken gelten (vgl. $15 Say 2 Nr. 2 Xufv®. und Nadle 
Grundbuch- und Aufwertungsfragen, 2. Aufl. S. 100). 
IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


B. Vgl. auch oben S. 2345. Aufſatz v. Melchior. 


8 
Zu 2. Der Beſchluß iſt in jeder Hinſicht zu begrüßen. 47 
KG. ſtellt ſich mit ſeinen Ausführungen auf den Boden der tatſ m 
lichen wirtſchaftlichen Verhältniſſe und wendet ſich von formaler =. 
griffsjurisprudenz ab. Rein formal geſehen ſtellt eine Sparkil 
wie auch das KG. ausführt, kein ſelbſtändiges Rechtsſubjekt ar 
ſondern nur eine unſelbſtändige Einrichtung des hinter der ee 
Kaſſe ſtehenden Kommunalverbandes, „einen beſonderen, von oz 
Kaſſen der Gemeindeverwaltung unvermiſcht zu erhaltenden 41%. 
des Gemeindevermögens“ (vgl. RG. 68, 280 = JW. 1908, an⸗ 
Der Übergang des Vermögens einer Sparkaſſe in dasjenige einer en, 
deren könnte daher, ſtreng genommen, nur in der Weiſe ſtattfin 
daß das Vermögen des Garantieverbandes als ſolchen in das 


a 


. Jahrg. 1926 Heft 20 
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0 zu. Die Auslegung der Beſtimmung nach ihrem Wortlaute 
1 jedoch nicht den Geſichtspunkten gerecht, die das Geſetz bei feinen 
ngen leitete, wann ein Gläubigerwechſel anzunehmen iſt und 
Merhe Dt Der Geſetzgeber wollte Spekulationsgewinne bei dem Er⸗ 
ſcheihn er Hypotheken nach Möglichkeit ausſchließen. Bei der Ent⸗ 
deshaly der Frage, ob ein Gläubigerwechſel ſtattgefunden hat, müſſen 
berückſt neben den rein rechtlichen auch wirtſchaftliche Geſichtspunkte 
2. A Sbig werden (Nadler, Grundbuch⸗ u. Aufwertungsfragen, 
has Aut 140). Dies wäre aber nicht möglich, wenn die Rechtſprechung 
ausschl alog des 8 3 Abſ. 1 Ziff. 2—11 AufwG. als vollſtändig und 
Schrift ießlich behandelte. Eine ausdehnende Auslegung dieſer Vor⸗ 
—— auf Fälle, die ihrer verwandten Art wegen eine gleiche Be⸗ 
ables verdienen, iſt vielmehr erforderlich (ſo auch Mügel S. 205; 
Ziff 5 d. a. O.). Deshalb iſt auch die Beſtimmung des 8 3 Abſ. 1 
nögens Aft. nach der beim Erwerb durch Übernahme eines Ver⸗ 
Ing d als Ganzen der Erwerb durch den Veräußerer für die Berech⸗ 
ahn es Goldmarkbetrages maßgebend iſt, erweiternder Auslegung 
denen fähig, daß dieſe Vorſchrift auch auf Fälle auszudehnen iſt, in 
eine 0 ein ganzes Vermögen, ſondern neben der Schuldenhaftung 
f elativ verſelbſtändigte Vermögensmaſſe übertragen wird (Leh⸗ 
a. . n Boeſebeck, AufwGG. S. 80; Mügel, DurchfVO. S. 207; 
aber bet aſſowski S. 69). Gerade dieſe beiden Umſtände liegen 
Stadt et dem hier fraglichen Übergange von der Stadtſparkaſſe der 
d. b 195 auf die Antragſtellerin vor. Die Übernahme der Paſſiven, 
eben ie Verpflichtungen der Sparkaſſe gegenüber den Sparern, iſt 
io © wie die Übernahme der Aktiven, d. h. des Vermögens, in dem 
dem pareinlagen von der Stadtſparkaſſe eingelegt worden waren, in 
199, öwiſchen der Antragſtellerin und der Stadtgemeinde J. im Juni 
derpflichlchloſſenen Vertrage zum Ausdruck gekommen. Die Stadt J. 
en tete ſich in 88 dieſes Vertrages zu möglichft reſtloſer Uber⸗ 
baſſe ng der Spareinlagen von der Stadtſparkaſſe auf die Kreisſpar⸗ 
Stabi wogegen laut 8 9 dieſes Vertrages der Kreis Schw. die von der 
ohne ſparkaſſe ausgeliehenen Hypothekengelder auf die Kreisſparkaſſe 
den ge Prüfung zu übernehmen hatte. Den Gläubigern wie 
ie Schuldnern der Stadtſparkaſſe trat alſo nach dieſem Vertrage ftatt 
„ Stadtſparkaſſe nunmehr die Antragſtellerin gegenüber. Da hier⸗ 
5 Zwecke der Stadtſparkaſſe erſchöpft waren, war es völlig folge⸗ 
für di aß ſie ſich zugunſten der Antragſtellerin auflöſte. Dieſe an ſich 
dußernz Vermögensübernahme nicht weſentliche Auflöſung der ver⸗ 
= nden Sparkaſſe beruht darauf, daß dieſe kein ſelbſtändiges 
9 0 ervermögen, ſondern nur einen Teil des Stadtvermögens bildet, 
ein daß alſo in Wirklichkeit die Auflöſung der Stadtſparkaſſe nur 
deutet Fortfall dieſes zweckgebundenen Teiles des Stadtvermögens be⸗ 
als , Eine Übertragung dieſes Teiles des Stadtvermögens iſt aber 
1 no mögensübernahme i. S. der Beſtimmung des 8 3 Abſ. 1 Ziff. 8 
m 5 aufzufaſſen, weil es ſich um ein relativ ſelbſtändiges Ver⸗ 
treff u handelt. Nach dem noch in Geltung befindlichen Reglement, be- 
(Sd die Einrichtung des Sparkaſſenweſens, v. 12. Dez. 1838 Ziff. 6 
der ldd, 6) hat die Sparkaſſe einen beſonderen, von anderen Kaſſen 
Wahn tadtverwaltung unvermiſcht zu erhaltenden Fonds zu bilden. Die 
1 über das für Einlagekapitalien erworbene Vermögen ſind 
levi, — aufzubewahren, und die aus ihm eingehenden Zinſen ſind 
Fm beim Fonds der Sparkaſſe zu verrechnen. Aus dieſen Be⸗ 
. deen iſt erſichtlich, daß die Zweckgebundenheit dieſes Teiles des 
ondesermögens eine, wenn auch nicht rechtliche, ſo doch tatſächliche 
bat 8 und Selbſtändigkeit des Sparkaſſenvermögens zur Folge 
= iefe Selbſtändigkeit iſt nun auch nicht bei dem Übergang des 
9 0 ſſenvermögens von der Stadt J. auf die Antragſtellerin da⸗ 
93 d verlorengegangen oder auch nur beeinträchtigt worden, daß nach 
geſa es Vertrages vom Juni 1921 der von der Stadtſparkaſſe an⸗ 
a weite Reſervefonds „in das Eigentum der Stadtgemeinde J. zu 
auht freier Verfügung“ überging. Denn dirſer Reſervefonds iſt nur 
bie Alfsweiſe für die Zwecke der Sparkaſſe heranzuziehen. Entfällt 
einer öglichkeit einer ſolchen Heranziehung, dann fehlt es auch an 
Son notwendigen Bindung des Reſervefonds gegenüber dem ſonſtigen 
N rkaſſenvermögen. Ziff. 7 des Reglements ficht deshalb auch die 
endung von Teilen des Sparkaſſenvermögens für andere öffent⸗ 
Reſe Zwecke der Kommune vor. Da hier eine Inanſpruchnahme des 
Fra tbefonds für die Zwecke der aufgelöſten Sparkaſſe nicht mehr in 
En: kam, beeinträchtigt die Zuführung dieſes Teiles des Sparkajjen- 
gef ngens für andere Zwecke der Stadt nicht den Übergang des ſonſt 
chloſſenen Sparkaſſenvermögens von der Stadt J. auf den Kreis Schw. 
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dodgren übernommen würde. Das wird aber in der Praxis kaum 
der Borer Mit vollem Recht hat daher das KG. vorliegend eine 
es orſchrift des § 3 Abſ. 1 Ziff. 8 AufwGG. genügende „übernahme 
ermögens als Ganzen“ angenommen. Die Begründung aus 
1 KG. herangezogenen einzelnen Vorſchriften des Aufn. er- 
I nt durchaus zutreffend. Über die vom KG. hinaus angegebene 
gründung iſt noch folgendes zu beachten: 
geht Die Konſtruktion des 855 AufwG. bei der „Teilungsmaſſe“ 
auch von der Fiktion eines inſoweit „verſelbſtändigten“ Spar⸗ 
uenvermögens als Ganzem aus (vgl. hierzu auch Simon⸗Mar⸗ 
ardt, Die Aufwertung der Sparkaſſenguthaben, S. 24 u. 26). 
RA. Dr. Max Bonnem, Berlin. 
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Die Annahme, daß ein Gläubigerwechſel i. S. des 8 3 Aufwch. 
bei einem ſolchen Rechtsübergang nicht vorliegt, ſteht auch mit ſonſtigen 
Beſtimmungen des AufwG. in Einklang. Es iſt auf 8 58 Ziff. 12 
AufwG. hinzuweiſen, der den oberſten Landesbehörden die Ermächti⸗ 
gung überträgt, Beſtimmungen darüber zu treffen, daß die Aus⸗ 
wechſlung von zum Sparkaſſenvermögen gehörigen Hypotheken zwi⸗ 
ſchen zwei Sparkaſſen aus Anlaß der Abtretung deutſchen Gebiets für 
die Feſtſtellung des Erwerbstags außer Betracht bleibt. Die durch 
ſolche Auswechflungsverträge erworbenen Hypotheken find nach dem 
Goldwert zu behandeln, den ſie in der Hand der ſie zuerſt erwerben⸗ 
den Sparkaffe hatten (8 6 der 2. VO. z. Durchf. d. Aufw. d. Spar⸗ 
guthaben v. 27. Febr. 1926 [GS. 98] und dazu Runderlaß des Min. 
d. Innern v. 5. März 1926 [M Bl. f. d. innere Verwaltung ©. 232): 

Im gleichen Sinne beſtimmt im analogen Falle die 1. VO. des 
RFin M. zur Ausführung des Gef. über die Ablöſung öffentlicher Uns 
leihen v. 8. Sept. 1925 im 8 3 Ziff. 2 (RGBl. I, 345), daß Mark⸗ 
anleihen als vor dem 1. Juli 1920 erworben gelten, wenn ſie der 
Gläubiger als Verſicherungsunternehmung im unmittelbaren Zuſam⸗ 
menhang mit der Übernahme eines Verſicherungsbeſtandes oder mit 
einer durch Währungsſchwierigkeiten bedingten Übernahme einzelner 
Verſicherungen von der übertragenden Verſicherungsunternehmung nach 
dem 30. Juni 1920, die übertragende Verſicherungsunternehmung ſie 
aber vor dem 1. Juli 1920 erworben hat und ſie dieſer bis zum 
Rechtsübergang ununterbrochen gehört haben. Wie im vorliegenden 
Falle bildet die Grundlage für die Verneinung eines Gläubigerwechſels 
i. S. des AufwG. der nicht ſpekulative Rechtsübergang. 

In den Vorſchriften des 83 Abſ. 1 Ziff. 9 und 10 AufwG., in 
denen es ſich um den Erwerb von Rechten durch Übernahme eines der 
Deckung von Pfandbriefen dienenden Hypothekenbeſtandes und eines 
Verſicherungsbeſtandes oder einzelner Verſicherungen, wenn die Über⸗ 
nahme durch Währungsſchwierigkeiten bedingt ift, handelt, wirkt ſich 
der gleiche Rechtsgedanke aus. 

Daß ſich der genannte geſetzgeberiſche Grund für die fragliche 
Goldmarkberechnung auch nicht der Kehrſeite verſchließt, wenn die 
Sparkaſſe nicht Gläubiger, ſondern Schuldner iſt, daß es ſich alſo um 
einen das Aufwertungsrecht durchdringenden, ſyſtematiſchen und des⸗ 
halb auch der Ausdehnung fähigen Grundgedanken handelt, erweiſt die 
Beſtimmung des 8 57 Abf. 1 Satz 2 AufwGG. Der Sparer, der ſeit dem 
1. Jan. 1918 Einlagen bei verſchiedenen Sparkaſſen gehabt hat, ſoll 
mit Rückſicht auf den einheitlich öffentlich⸗rechtlichen Charakter der 
deutſchen Sparkaſſen nicht ſchlechter geſtellt werden, als wenn er nur 
bei einer Sparkaſſe ein oder mehrere Guthaben gehabt hat. Wird ein 
Guthaben des Sparers von einer Sparkaſſe auf die andere überwieſen, 
ſo wird der Goldwert des überwieſenen Guthabens ſo berechnet, wie er 
bei der erſten Sparkaſſe zu errechnen geweſen wäre (Runderlaß des 
Min. d. Innern v. 17. Juni 1926 S. 599 a. a. O.). Danach werden 
alſo Gläubiger und Schuldner der Sparkaſſe bei derartigen Übergängen 
einheitlich dahin behandelt, daß fie nach Auſwertungsrecht durch den 
übergang keinen Verluſt erleiden. Der auf Verkennung dein ts 
lage beruhende Beſchluß des LG. war deshalb aufzuheben. 

(KG., 9. 8S., Beſchl. v. 23. Juli 1926, AW III 448/26.) [N.] 


1 


3. 888] Abſ. 1, 15 S. 2, 16 Abſ. 1 S. 3 AufwG. Hat 
der Eigentümer und perſönliche Schuldner die Einſpruchs⸗ 
friſt des 8 16 AufwG. verſäumt, jo verliert er zwar das 
Recht, ſich auf die Härteklauſel des $ 15 S. 2 Aufw G. zu 
berufen, iſt aber nicht gehindert, ſich auf die Härteklauſel 
des § 8 Abf. 1 zu berufen. 1) 

Zutreffend führt das AG. zwar aus, daß ſich der Eigentümer 
und der Schuldner, wenn ſie nicht innerhalb einer Friſt von 3 Mo⸗ 
naten ſeit Mitteilung der Anmeldung Einſpruch bei der Aufwer⸗ 
tungsſtelle erheben, nicht mehr auf die Härteklauſel des 8 15 Aufn®. 
berufen können. Sie ſind aber nicht daran gehindert, ſich trotz 
Ablaufs der Einſpruchsfriſt auf die Härteklauſel des 8 8 Abſ. 1 
Aufwöh. zu berufen, wenn fie dieſes Verlangen vor dem 1. April 1926 
bei der Aufwertungsſtelle ſtellen. Die Anſicht des AG., daß der 
Eigentümer und der perſönliche Schuldner bei einem Aufwertungs⸗ 
antrage kraft Rückwirkung überhaupt ſtets nur von der Härteklauſel 
des § 15 Aufw®., nicht dagegen von der des $ 8 AufwG. Gebrauch 
machen können, iſt rechtsirrig. 


Zu 3. Die vom KG. zurückgewieſene Anſicht der Aufwertungs⸗ 
ſtelle, daß der Ablauf der Einſpruchsfriſt des § 16 auch die Härte⸗ 
Klaufel der 88 8, 9 ausſchließe, widerſprach der in der Aufwertungs⸗ 
literatur widerſpruchslos vertretenen Meinung. (Vgl. Mügel, 
S. 285; Schlegelberger⸗Harmening, 816 n4; Lehmann⸗ 
Boeſebeck, S. 161; Emmerich, S. 193.) 

Den Gründen des KG. läßt ſich noch ein weiterer Grund bei⸗ 
fügen, auf den z. B. bei Emmerich S. 193 hingewieſen iſt. Für 
den Fall des Vorbehalts (8 14) beſteht zwar die Einſpruchsfriſt von 
drei Monaten nach Mitteilung der Anmeldung (8 16), jedoch nicht 
zu dem Zweck, Herabſetzungsanträge entſprechend 8 15 zu begründen, 
ſondern nur zu dem Zweck, die Vorausſetzungen des 814 ſtreitig 
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Richtig iſt von der Begründung des AG. für dieſe An⸗ 
ſicht nur, daß die Härteklauſel des § 15 für den Eigentümer und 
perſönlichen Schuldner weit günſtiger als die des § 8 iſt, und daß 
daher im Regelfalle die Entſcheidung nur unter Anwendung des § 15 
ergehen wird. Gerade aber der hier vorliegende Fall zeigt, daß es für 
den ne und perſönlichen Schuldner, der das Recht, ſich auf 
$ 15 S. 2 Wufiv®. zu berufen, verloren hat, von großer Bedeutung 
ſein kann, daß ihm trotzdem das Recht erhalten geblieben iſt, die 
Herabſetzung nach 8 8 Aufwch. zu beanſpruchen. In dieſem Falle 
erlangt alſo der Umſtand, daß dem Schuldner zwei Wege offenſtehen, 
praktiſche Bedeutung. 

Nicht überzeugend iſt ferner die Anſicht des AG., daß der 
Geſetzgeber, der doch offenbar darauf bedacht geweſen ſei, die Gel⸗ 
tendmachung der Rechte der Gläubiger ſowohl wie auch der Schuldner 
zu befriſten, damit möglichſt bald klare Verhältniſſe geſchaffen werden, 
dem Schuldner, der es verſäumt habe, die Aufwertung durch recht⸗ 
zeitige Berufung auf die Beſtimmungen des § 15 ganz oder teil⸗ 
weiſe abzuwenden, noch die Hintertür habe laſſen wollen, auf dem 
Wege über den viel ſtrengeren 8 8 noch etwas des Verſäumten nach⸗ 
zuholen. Auch die Berufung auf 88 S. 1 Aufw®. iſt — dies über⸗ 
ſieht das AG. — nicht zeitlich unbegrenzt zuläſſig, ſondern dieſes 
Verlangen muß vor dem 1. April 1926 geſtellt werden. Dem AG. ift 
auch entgegenzuhalten, daß es andererſeits nicht einzuſehen iſt, warum 
der Eigentümer und perſönliche Schuldner, der kraft Rückwirkung 
aufwerten ſoll, ſchlechter geſtellt ſein ſollte, als wenn er eine nicht 
zurückgezahlte Hypothek oder eine nur unter Vorbehalt angenom⸗ 
mene Leiſtung aufzuwerten hat. Die Beſcheinigung über den Ablauf 
der Friſt des 8 16 AufwG. beweiſt nichts anderes, als daß kein 
Einſpruch eingelegt worden iſt, daß alſo ein Herabſetzungsantrag 
aus 8 15 AufwG. nicht mehr geſtellt werden kann. Der Gläubiger 
ſteht dann genau fo da, als wenn eine Rückzahlung nicht erfolgt 
wäre; er muß ſich nur den Goldmarkbetrag der Rückzahlung auf den 
Aufwertungsbetrag anrechnen laſſen. Wie jeder andere Hypotheken⸗ 
gläubiger muß er alſo, ſolange nicht auch die Friſt des § 8 abge⸗ 
laufen iſt, mit der Möglichkeit rechnen, daß noch ein Herabſetzungs⸗ 
antrag aus 8 8 AufwG. geſtellt wird. Dem Gläubiger iſt dies 
auch durchaus zuzumuten. Der Hinweis darauf, daß es für den Gläu⸗ 
biger, der die Anmeldungsfriſt verſäumt hat, auch keine Möglich⸗ 
keit gebe, die dadurch eingetretenen Nachteile zu beſeitigen, geht fehl; 
der Gläubiger bedarf in gewiſſen Fällen der Anmeldung, um ſeinen 
Anſpruch aufleben zu laſſen, und ebenſo verliert der Eigentümer und 
der perſönliche Schuldner endgültig durch Verſtreichenlaſſen der Ein⸗ 
ſpruchsfriſt das Recht, ſich auf die Härteklauſel des 8 15 AufwG. 
zu berufen, doch hindert ihn das nicht, im Verfahren über die Höhe 
des Anſpruchs den Herabſetzungsantrag nach 8 8 AufwG. zu ſtellen, 
ſolange die hierfür beſtimmte Friſt nicht abgelaufen ift. . 

(KG., 9. 3 S., Beſchl. v. 21. Aug. 1926, AW III 724/26.) [N.] 


* 


4. 559,10 Auf w. Fälligkeit und Verzinſung haben 
keinen Einfluß auf den Aufwertungsbetrag. 

Nachteile, die der Gläubiger durch die verhältnismäßig niedrige 
Verzinſung und die Hinausrückung der Fälligkeit nach dem Willen 
des AufwG. erleiden ſoll, dürfen nicht dadurch wieder ausgeglichen 
werden, daß dem Schuldner ein höherer Aufwertungsbetrag auferlegt 
wird. Hier kann nur durch Anordnung vorzeitiger Teilzahlungen nach 
8 27 AufwG. geholfen werden. 


(KG., Beſchl. v. 31. Juli 1926, 9 Aw 359/26.) 
* 


5. 88 9, 69, 73 Abf. 1, 75 AufwG.; § 415 BGB. 1. Der 
Schuldner iſt durch die Aufwertung der Hypothek auf einen 
von ihm ſelbſt dem Gläubiger zugebilligten Betrag nicht 
beſchwert. 2. Eine Entſcheidung der Aufwertungsſtelle, 
mit der ſie ihre Zuſtändigkeit überſchreitet, hat keine 
bindende Kraft ($ 75 AufwG.). 3. Der von Schuldnern, 
die die Schuld in der Inflationszeit übernommen haben, 
häufig vertretene Standpunkt, daß ſie die Schuld nur in 
Höhe des Goldmarkbetrages zur Zeit der Übernahme 
übernommen haben, iſt verfehlt. 4. Die Übernahme einer 
Schuld, für die eine Hypothek beſtellt iſt, iſt in der Regel 
eine befreiende. f) 

Für P. war auf dem Grundſtück des Antragsgegners Cl. eine 
Reſtkaufgeldhypothek von 10000 % auf Grund eines Vertrages 
v. 20. Febr. 1919 eingetragen, die am 19. Juni 1923 gelöſcht 


G. 


zu machen. Denn für den Fall des 8 14 beſteht nicht die Möglich⸗ 
keit der Herabſetzung gemäß 8 15, ſondern nur die gemäß 89 8, 9. 
Von Intereſſe iſt die vom KO. nicht entſchiedene Streitfrage, ob 
dann für den Fall des § 14 die Herabſetzungsmöglichkeit auch nach 
Ablauf der Friſt der 88 8, 9 innerhalb der Dreimonatsfriſt des 8 16 
möglich iſt, was von Mügel, S. 285 und Emmerich, S. 193 
bejaht wird von Schlegelberger⸗Harmening, 8 16 nA 
verneint. 
RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


iſt. Die Antragſtellerin, die Erbin des P., richtete den Antrag a 
Aufwertung der Hypothek und der Forderung zunächſt nur geg Mi 
den Antragsgegner Cl., ſpäter nahm fie wegen der perſönlichen 
Forderung auch den Antragsgegner Fr. in Anſpruch, der 5 
Grundſtück von ihrem Ehemann gekauft hatte. Cl. erkannte * 
persönlichen Anſpruch in Höhe von 1,5 % an, während Fr Dr 
ſtritt, perſönlicher Schuldner zu fein. Die Aufwertungsſtelle ſetz ; 
das Verfahren gegen Fr. aus und wertete gegen Cl. die Hypo f. 
auf 851,83 Goldmark und die Forderung auf 0,68 Goldmark * 
Das LG. wies die Beſchwerde des Antragsgegners Cl., mit 5 
er auf Grund des §4 AufwG. auch die Herabſetzung des be 
wertungsbetrages der Hypothek auf 0,68 Goldmark verlangte, 1 
850 die das gleiche Ziel verfolgende weitere Beſchwerde hatte Rein 
Erfolg. e 

Der Antragsgegner Cl. hat in dem Verfahren vor der ur 
wertungsſtelle anerkannt, daß er der Antragſtellerin dinglich I 
Höhe von 852,50 haftet. Dieſem Anerkenntnis gemäß hat auch 4 
Aufwertungsſtelle den Aufwertungsbetrag für die Hypothek f ji 
geſetzt, indem fie von dem anerkannten Betrage lediglich de 
Goldmarkbetrag der Zahlung mit 0,67 Goldmark abgezogen hat. * 
durch, daß ſeinem Anerkenntnis gemäß entſchieden iſt, iſt der Ant), 
gegner aber nicht beſchwert. Aus dieſem Grunde iſt feine weiter 
Beſchwerde zurückzuweiſen. Übrigens kann der Antragsgegner IE! 
Anerkenntnis auch nicht einſeitig widerrufen, denn es iſt, da in 
Standpunkt der Antragſtellerin hiermit übereinſtimmte, als ei 
vertragsmäßiges anzuſehen. P 

Für das weitere Verfahren wird folgendes zu beachten n 
Der Antragsgegner hat die Auffaſſung vertreten, daß er die 5 
ſönliche Forderung nur in dem Goldmarkwerte, den ſie zur Har 
der Übernahme hatte, übernommen habe, und hat fie deshalb 
in Höhe von 1,35 Goldmark anerkannt. Die Aufwertungsſtelle 1 
die Forderung nur auf 0,68 Goldmark aufgewertet. Das Kc. kan 
hierin keine abſchließende Entſcheidung über die Aufwertung der perſon 
lichen Forderung gegen den Antragsgegner Cl, erblicken. Die an 
tragftellerin hat die perſönliche Forderung gegen Cl. in Höhe ® es 
3409,33 Goldmark geltend gemacht und dieſen Anſpruch trotz 15 
Anerkenntniſſes in Höhe von 1,35 Goldmark aufrechterhalte 1 
Sollte die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle ſo gemeint ſein, ber 
die Antragſtellerin mit dem ganzen perſönlichen Anſpruche, jarz 
er gegen Cl. gerichtet und ihr nicht zugeſprochen ilt, abgewiel 
fein ſoll, fo wäre dieſer Entſcheidung die rechtliche Wirkung und, er 
bindende Kraft nach $ 75 Aufm. zu verſagen, weil fie mit nb 
folgen Entſch ihre Zuftänbigkeit überſchritten Hätte Duaſſo we 
S. 489, Schlegelberger⸗Harmening ©. 329, Nable!! 
Grundbuch⸗ und Aufwerkungsfragen 2. Aufl. S. 117). Denn I 
durfte über den beſtrittenen perſönlichen Anſpruch nur entfcheiben, 
wenn ihre Zuftändigkeit nach S71 AufivG. vereinbart war, ere 
ſolche Vereinbarung iſt aber nicht getroffen. Die Antengftellent, 
würde alfo nicht gehindert fein, den Antragsgegner Cl. krotz an 
Entſcheidung der Aufwertungsſtelle in Anſpruch zu nehmen. er 
kann aber die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle noch in ande e. 
Weiſe verſtehen, nämlich als eine Teilentſcheidung. Danach uche 
das Verfahren über die Aufwertung des perſönlichen Auſpruc 
gegenüber dem Antragsgegner Cl. — abgeſehen von dem Betrag 
von 0,68 Goldmark, die der Antragſtellerin ſchon zugeſprochen ſind iv 
nach anhängig. Faßt man die Entſcheidung in dieſem Sinne auf, 
könnte die Antragſtellerin die Fortſetzung des Verfahrens vor ge 
Aufwertungsſtelle verlangen. Dieſe hätte dann infolge des if 
ſtreitens der perſönlichen Schuld durch Cl. das Verfahren aut, 
ſetzen. Es dürfte ſich empfehlen, daß die Aufwertungsſtelle 15 
mals den Verſuch der gütlichen Einigung macht und dabei de 
Antragsgegner darüber belehrt, daß ſeine Auffaſſung, er Habe re 
Forderung nur in Höhe des Goldmarkbetrages zur Zeit der ft if 
nahme übernommen, nach der herrſchenden Meinung verfe u 
(ogl. Quaſſowski S. 319; Schlegelberger⸗Harmenin 
S. 106; Mügel S. 228 und Nachtrag S. 232; Nadler S. 1% 
Es ſei auch noch gegenüber den Ausführungen des LG. darauf ' 
gewieſen, daß nach der ſtändigen Rechtſprechung des NG. die 1000 
nahme einer Schuld, für die eine Hypothek beſtellt ift, regel ; 
eine befreiende ift. (NG. 56, 200; 75, 338 JW. 1911, 
RONKomm. Anm. 1 8415 BGB.) 


Gh., 9. 38., Beſchl. v. 12. Mai 1926, 9 AW 188/26.) LN. 
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Zu 5. Eine ebenſo inkereſſante wie zutreffende Eutſch. 

Der Antragsgegner Cl. jetziger Eigentümer) hatte vo von 
A. anerkannt, mit dem Grundſtück dinglich in Höhe die 
851,83 Goldmark (25% des Goldmarkbetrags) zu haften und 
perſönliche Kaufgeldſchuld in Höhe von 6,68 Goldmark N 
nommen zu haben. Letzteres war offenbar der Goldmarkbetrag pen 
die Forderung bei der übernahme durch Cl. hatte. Indem Cl. Pa- 
Standpunkt vertrat, daß er die perſönliche Schuld nur zum Hg 
piermarknennbetrage übernommen habe, beſtritt er einen 
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6 
i 
5 8 dem Tage des Kaufabſchluſſes aufzuwerten. 
1 den Rechtserwerb dieſer Forderung iſt es ohne Belang, 
Aufla der Kaufgeldanſpruch fällig wird, ob die bare Anzahlung, die 
ernfung und die hypothekariſche Eintragung des Kaufpreisreſtes 
und gi erſt längere Zeit nach dem Kaufabſchluß erfolgen ſollen, 
re der Schuldner die Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit bis zur 

irkung der Gegenleiſtung verweigern darf. 

G.] 


Gch, Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 9 Aw 432,26 
* 


a: $ 10 Abſ. 1 Ziff. 6 AufwG. Auf Vauhandwerker⸗ 
finde ungen, die durch Verkehrshypotheken geſichert ſind, 
et der § 10 Abſ. 1 Ziff. 6 Aufw®. keine Anwendung. f) 
„fr Auf dem Grundſtück des Antragsgegners ift eine Briefhypothek 
Antraheleiſtete Bauarbeiten und Lieferung von Bauſtoffen“ für den 
u ügfieller eingetragen worden. Dieſer verlangt unter Berufung 
a 10 Abſ. 1 Ziff. 6 AufwG. Aufwertung der perſönlichen For⸗ 
gewieß auf 100%. Das AG. und LG. haben den Antrag zurück⸗ 
len. Auch die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 
für Sie Beſtimmung der Ziff. 6 des 8 10 Abſ. 1 Aufwch. gilt nur 
01 Sicherungshypotheken und beruht u. a. auf der Erwägung, daß 
icherungshypothel hauptſächlich zur Sicherung von Anſprüchen 
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werpbedenſeitigen Verträgen, insbeſ. von Forderungen der Bauhand⸗ 
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ſchäſtsv von Kautionen ſowie von Anſprüchen aus laufender Ge⸗ 
um sverbindung und Kontokorrentverhältniſſen, alfo von Forde⸗ 
1 verwendet wird, die ihrer Natur nach nicht Vermögens⸗ 
Reli ſind. Die Regelung, die die Aufwertung ſolcher hypothekariſch 
da “tler Forderungen im AufwG. gefunden hat, ift aber nicht die, 
für 5 che Forderungen allgemein höher aufgewertet werden ſollen, 
1 0 bie obigen Erwägungen an ſich zutreffen können, vielmehr 
Ford 3 Gefeg auf den formellen Geſichtspunkt abgeſtellt, ob die 
run al durch eine gewöhnliche Hypothel oder durch eine Siche⸗ 
leg hypothek geſichert worden iſt. Einer ausdehnenden Aus⸗ 
auch d. iſt dieſe klare Beſtimmung nicht zugänglich, es braucht daher 
die Nad im Einzelfalle geprüft zu werden, ob die Forderung durch 
m ellung einer gewöhnlichen Hypothek die Bedeutung einer Ver⸗ 
in gensanlage erlangt hat oder nicht. Selbſt wenn es nicht der Fall 
„kann der 8 10 Abſ. 1 Ziff. 6 nicht angewendet werden. 


(öch, 9. 38, Beſchl. v. 14. Aug. 1926, Aw III 508/26.) LN 


ba 8 10 Ziff. 2 Aufm®. Aufwertung bei Erbaus- 
run nderſetzung. Vom Schuldner verſchuldete Wertminde- 
tig 9 der belaſteten Beſitzung iſt dem feſtzuſtellenden heu- 
en Werte hinzuzurechnen. 
run Zwiſchen den Parteien war eine hypothekariſch geſicherte Forde⸗ 
1 der Erbauseinanderſetzung aufzuwerten. Es war bei der Er⸗ 
ert ung des Wertverhältniſſes der aufzuwertenden Forderung von dem 
Ge ® auszugehen, den die Erben bei der Auseinanderſetzung dem 
cke beigelegt haben. Außerdem war der heutige Wert des 
b 
ae der Schuld. Das NG. hätte daraufhin das Verfahren aus⸗ 
wert und den Antragſteller wegen des beſtrittenen Teiles der Auf⸗ 
mit Ngsforderung auf den ordentlichen Prozeßweg verweiſen 
mie en. Vor den ordentlichen Gerichten wäre Cl., wie der Beſchluß 
ei net andeutet, zu verurteilen geweſen, da ein Eigentümer, der 
thek em Erwerbe eines Grundſtücks in der Inflationszeit Hypo⸗ 
lüb in Anrechnung auf den Kaufpreis Übernommen hat, dem 
folg, der ebenſo haftet, wie dieſem der frühere Schuldner in⸗ 
1996 der Aufwertung haften würde. (RG. JW. 1926, 175; JurR. 
auf nat. 66.) Statt deſſen hat das AG. die perſönliche Forderung 
den 68 Goldmark aufgewertet, offenbar, indem es einmal über 
haupt mfang der Schuldübernahme befunden hat, wozu es über⸗ 
Wu nicht zuſtändig war, und indem es ſodann dieſe Frage fachlich 
e urecht dahin entſchieden hat, daß Cl. die Hypothek nur zum 
8 an narknennbetrage übernommen habe. Wenn das KG. den 
Nalin der Aufwertungsſtelle zu retten verſucht, indem es die 
laſſe ichkeit unterſtellt, daß das Ach. nur eine Teilentſcheidung er⸗ 
2 wollte, ſo geht es in ſeinent Wohlwollen offenbar zu weit. 
cheidarund die Aufwertungsſtellen natürlich berechtigt, Teilent⸗ 
das fangen zu erlaſſen. Es iſt aber wenig einleuchtend, daß das AG., 
auf de Forderung von 3409,33 Goldmark auf 0,68 Goldmark (!) 
wolftwertet hat, feinen Beſchluß als Teilentſcheidung verſtanden wiſſen 
über ©, Da das AG. über den Umfang der Schuldübernahme und ſomit 
Yaykan den Grund des Anſpruchs entichteden hat, ohne hierzu rechtlich 
benen zu fein, iſt der Entſcheidung, wie das K. mit Recht 
€ t, die bindende Kraft zu verſagen. Die Berufung des An- 
erbergegners auf 84 AufwG. wäre übrigens — von feinem An⸗ 
Stan ntnis ganz abgeſehen — auch dann verfehlt, wenn ſein 
ü endbunkt, daß er die Hypothek nur zum Papiermarknennbetrage. 
dern nommen habe, richtig wäre. In dieſem Falle würde die For⸗ 
ing des Gläubigers in zwei Teilforderungen, und zwar gegen den 


* 


Jahrg. 1928 Heft 20] Rechtſprechung 
88 9, 3 AufwG. Die perſönliche K aufgeldforde rung Grundſtücks feſtzuſtellen. Hierbei iſt zu prüfen, ob der Schuldner das 
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Grundſtück etwa ſchuldhaft vernachläſſigt, d. h. eine Wertminderung 
des Grundſtücks verſchuldet hat. Dieſe Wertminderung müßte dem 
jetzigen Werte zugunſten der Gläubigerin hinzugerechnet werden 
(KG., Beil. v. 7. Auguſt 1926, II Aw III 690/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Roß, Dortmund 


* 


9. 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. Der Grundſtücks⸗ 
wert muß mit beſonderer Sorgfalt ermittelt werden. 
Steuerliche Bewertungsgrundſätze ſind für die Ermitte⸗ 
lung des wahren Grundſtückswertes nicht allein maßgebend. 


(RG., Beſchl. v. 13. Juli 1926, 9 Aw 517/26.) G. 
* 


10. 810 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufw.; 88 364, 1164 BGB. Die 
Übernahme einer Fremdhypothek durch den Käufer in 
Anrechnung auf den Kaufpreis tilgt die Kaufgeldforde⸗ 
rung. Dies gilt auch in dem Falle, daß ſich der Ver- 
käufer bereits im Kaufvertrage zum ſpäteren Erwerbe 
der Fremdhypothek verpflichtet und mit dem Käufer für 
den Fall des Erwerbs neue Bedingungen wegen dieſer 
Hypothek vereinbart hat. f) 

Die Mutter der Antragſteller verkaufte durch Vertrag vom 
24. April 1919 ihr Grundſtück für 120 000 % an den Antragsgegner. 
Bezüglich dieſes Kaufpreiſes wurde im Vertrage beſtimmt: „Die auf 
dem Grundſtück laſtende Hypothek der Firma L. von 45000 „6 
übernimmt der Käufer in Anrechnung auf das Kaufgeld mit der 
Pflicht zur Verzinſung vom 1. Okt. 1919 an. Die Vertragſchließen⸗ 
den ſind ſich darüber einig, daß die Verkäuferin dieſe Hypothek er⸗ 
werben wird und daß beide Teile auf das ihnen zuſtehende Kün⸗ 
digungsrecht hinſichtlich dieſer Hypothek auf die Dauer von fünf 
Jahren verzichten. Die Hypothek ift der jetzigen Gläubigerin als⸗ 
bald zur Rückzahlung zum 1. Okt. 1919 aufzukündigen. Die Ver⸗ 
käuferin des Grundſtücks wird die Hypothek am Faͤlligkeitstage er⸗ 
werben. Beide Teile verpflichten ſich, ſobald die Verkäuferin die 
Hypothek erworben hat, die zur Eintragung des Kündigungsverzichts 
erforderlichen Erklärungen abzugeben.“ 

Von dem Kaufpreiſe wurden 25000 % dem Käufer geſtundet 
und am 2. Juni 1919 hypothekariſch eingetragen. 50 000 % hat der 
000 am 1. Okt. 1919 vereinbarungsgemäß an die Verkäuferin bar 
gezahlt. 

Am 8. Okt. 1919 trat die Firma L. die Hypothek von 45 000 % 
an die Verkäuferin ab, von der ſie am 10. Juni 1921 an ihre min⸗ 
derjährigen Kinder, die Antragſteller, abgetreten wurde. 

Die Antragſteller haben die Aufwertung der der Hypothek von 
45000 % zugrunde liegenden Forderung auf 100% beantragt. 
Die Vorinſtanzen haben die Forderung nur auf 25% des Goldmark⸗ 
betrags aufgewertet. Die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 


früheren Eigentümer und gegen den Schuldübernehmer zerfallen; 
das dingliche Recht würde für beide Teilforderungen haften und 
fomit in voller Höhe durch Forderungen belegt fein, jo daß für die 
Anwendung des 84 Aufm. kein Raum wäre. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 7. Die Entſch. ift zu billigen. Im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit muß man es begrüßen, daß das KG. es nun ſchon mehr⸗ 
fach abgelehnt hat, ſich in Aufwertungsfragen aus Villigkeits⸗ 
gründen auf Auslegungen einzulaſſen, die dem klaren Wortlaut des 
Geſetzes widerſprechen (3. B. auch im Beſchluß v. 8. Juli 1926 = JW. 
1926, 2091 PrJuſteRin Bl. S. 336). Die Bevorzugung der Sſche⸗ 
rungshypothek im Geſetz hat im übrigen ihren guten Grund darin, 
daß bei ihr der Charakter und die wirtſchaftliche Bedeutung der 
gejicherten Forderung gewahrt bleiben, während bei der Verkehrs⸗ 
hypothek das urſprüngliche Weſen der Forderung ganz zurücktritt 
und das dingliche Recht allein im Vordergrunde ſteht. 

RA. Jacobſohn, Breslau. 


Zu 10. Die Bedeutung der Entſch. erhellt am beſten, wenn 
man folgende vier Fälle betrachtet: 

1. A. verpflichtet ſich bei dem Verkauf ſeines Grundſtückes an 
B., eine zugunſten des C. eingetragene Hypothek zurückzuzahlen und 
zur Löſchung zu bringen, und läßt ſich auf dem von B. erworbenen 
Grundſtück eine neue Reſtkaufgeldhypothek eintragen. Dann iſt die 
Reſtkaufgeldforderung des A. gegen B., auch wenn ſie bei der Be⸗ 
gründung in ein Darlehen umgewandelt iſt, nach $ 10 Abſ. 1 Ziff. 5 
Auf wc. frei aufwertbar. 5 

2. A. hat vor dem Verkauf ſeines Grundſtücks an B. die 
Hypothek des C. zurückgezahlt, ſo daß für ihn eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld entſtanden war, mag nun die Hypothek grundbuchmäßig 
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Die Antragſteller führen zur Rechtfertigung ihrer weiteren Be⸗ 
ſchwerde aus. Von dem 120 000 % betragenden Kaufpreiſe ſeien beim 
Kaufabſchluß 70 000 % geſtundet worden, 25 000 46 ſeien durch die 
neu eingetragene Hypothek geſichert worden, während hinſichtlich der 
weiteren 45 000 46 geſtundeter Kaufgelder vereinbart worden fei, daß 
zur Koſtenerſparnis nicht eine neue Hypothek eingetragen, ſondern 
die auf dem Grundſtück laſtende Lſche Hypothek von 45000 % von 
der Verkäuferin erworben werde und auf dem Grundſtück laſten blei⸗ 
ben ſolle. Als die Verkäuferin in Ausführung dieſer bei Kauf⸗ 
abſchluß getroffenen Vereinbarung die Liſche Hypothek erworben habe, 
habe dieſe ſich mit dem Erwerb in eine Reſtkaufgeldhypothek verwandelt, 
da ſie nunmehr gemäß dem Geſetze das Kaufgeld für den Erwerb des 
belaſtenden Grundſtücks geſichert habe. Die Rechtslage ſei materiell 
ganz die gleiche, wie wenn die Hypothek neu begründet worden ſei. 

Dieſe Auffaſſung iſt, wie die Vorinſtanzen ohne Rechtsirrtum 
angenommen haben, mit dem Vertrage v. 29. April 1919 und der 
Schuldurkunde v. 10. Okt. 1919 unvereinbar. Die Verkäuferin er⸗ 
langte durch den Kaufvertrag eine Kaufgeldforderung in Höhe von 
120 000 /. Das rechtliche Schickſal dieſer Forderung geſtaltete ſich 
infolge der Abreden über die Belegung des Kaufgeldes wie folgt: 
Durch die Zahlung der 50 000 % wurde die Kaufgeldforderung in 
Höhe von 50000 46 getilgt, 25 000 46 blieben geſtundetes Kaufgeld. 
Soweit es ſich um die in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommene 
Hypothek von 45 000 % handelt, liegt es nahe, an den ſchon mehr⸗ 
fach vom KG. entſchiedenen Fall der Übernahme einer Eigentümer⸗ 
5 in Anrechnung auf den Kaufpreis zu denken (Beſchl. 

AW 13/26 JW. 1926, 994; 9 A W 137/26). Bei dieſem ſind zwei 
Möglichkeiten der Auslegung gegeben: die Kaufgeldforderung wird ge⸗ 
tilgt durch die an Erfüllungs Statt erfolgende übernahme der Grund⸗ 
ſchuld, oder die Forderung bleibt beſtehen, geſichert durch die Grund⸗ 
ſchuld. Dieſe zweite Möglichkeit entfällt, wenn die Hypothek eines 
Dritten, eine Fremdhypothek, übernommen wird. Es beſteht keine 
rechtliche Möglichkeit, daß die Parteien, Käufer und Verkäufer, eine 
zwiſchen ihnen begründete Kaufgeldforderung durch die Hypothek eines 
Dritten, über die ihnen keine Verfügung zuſteht, ſichern. Dieſe 
Hypothek ſichert die Forderung eines Dritten und kann von einem an⸗ 
deren nicht zur Sicherung einer ihm zuſtehenden Forderung ver⸗ 
wendet werden. Iſt aber die rechtliche Möglichkeit einer Sicherung 
der Kaufgeldforderung durch die Hypothek des Dritten zu verneinen, 
ſo kann die Vereinbarung, daß dieſe Hypothek in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernommen wird, nur den Sinn haben, daß durch 
dieſe Übernahme die Kaufgeldforderung zu dem entſprechenden Be⸗ 
trage getilgt wird. Das Schuldverhältnis erloſch in dieſem Falle in 
Anſehung des Teilbetrages von 45 000 % nach § 364 Abſ. 1 Aufm®. 
dadurch, daß die Gläubigerin eine andere als die geſchuldete Leiſtung 
an Erfüllungs Statt annahm. Die Auslegungsregel des 
§ 364 Abſ. 2, wonach im Falle der Übernahme einer neuen Verbind⸗ 
lichkeit zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers im Zweifel 
nicht anzunehmen iſt, daß der Schuldner die Verbindlichkeit an Er⸗ 
füllungs Statt übernimmt, greift hier nicht Platz; denn die Vor⸗ 
ſchrift des § 364 Abſ. 2 BGB. bezieht fi nicht auf den Fall, daß 


noch auf den Namen des C. ſtehen oder guf Veranlaſſung des 
A. auf deſſen Namen umgeſchrieben worden ſein. B. übernimmt die 
Hypothek, die in Wirklichkeit eine Grundſchuld iſt, in Anrechnung 
auf den Kaufpreis. In dieſem Fall, der bereits zweifelhaft iſt, nimmt 
das KG. an, daß B. die Grundſchuld nur ſicherungshalber übernom⸗ 
men und daß A. infolgedeſſen gegen B. neben der Grundſchuld eine 
Kaufgeldforderung hat, zu deren Sicherung die Grundſchuld dient. 
Dieſe Forderung des A. gegen B. fällt nicht unter 8 10 AufwG., 
da dieſe Beſtimmung ſich nur auf hypothekariſch geſicherte Forde⸗ 
rungen bezieht, iſt aber nach allgemeinen Grundſätzen frei aufwert⸗ 
bar (vgl. KG. 9 AW 13/26 = JW. 1926, 994 mit Anm, von Mügel 
hierzu; KG. 9 A W 137/26). 

3. A. hat ſich bei dem Verkauf ſeines Grundſtücks an B. ver⸗ 
pflichtet, die zugunſten des C. eingetragene und von B. in Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis übernommene Hypothek zu erwerben, und es 
ſind in dem Kaufvertrag bereits für den Fall des Erwerbs neue 
Hypothekenbedingungen vereinbart. In dieſem ebenfalls zweifelhaften 
Fall wird der Forderung des A. in der vorſtehenden Entſch. die freie 
Aufwertbarkeit abgeſprochen. 

4. Bei dem Verkauf des Grundſtücks durch A. hat B. eine zu⸗ 
gunſten des C. eingetragene Hypothek in Anrechnung auf den Kauf⸗ 
preis übernommen. Später erwirbt A. dieſe Hypothek von C. Hier 
Kommt die freie Aufwertung zweifellos nicht in Betracht, da die For⸗ 
derung des C. nicht dadurch zur Kaufgeldforderung wird, daß B. ſie 
in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat. 

Der hier intereſſierende Fall 3 vollzieht ſich grundbuchrechtlich 
in den Formen des Falles 4, bei dem die freie Aufwertbarkeit aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Wirtſchaftlich hingegen ſteht der Fall 3. den Fällen 
1 und 2 nahe, bei denen der Verkäufer freie Aufwertung bean⸗ 
ſpruchen kann. Denn auch im Falle 3 verpflichtet ſich der Verkäufer, 
eine beſtimmte Wertporzelle des Grundſtückes freizumachen und den 
für dieſe Wertparzelle von dem Käufer zu entrichtenden Gegenwert zu 
neu vereinbarten Bedingungen zu ſtunden. Inſofern mag die vor⸗ 
ſtehende Entf. als unbillig empfunden werden. Dem KG. iſt in⸗ 
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ſich Schuldgrund und Leiſtungsgegenſtand, wie vorliegend, geändert 
haben (RG. 62, 52; 67, 264) ). 4 
Auch das RG. nimmt eine Tilgung der Kaufgeldforderung Di f 
Übernahme einer Hypothek ſeitens des Käufers in Anrechnung 09 
den Kaufpreis an. In der Entſch. RG. 107, 186 (vgl. auch no. 10 - 
161 2)) läßt das RG. nur eine Aufwertung des bar zu zahlenden * 
les des Kaufgeldes zu, da im übrigen nur ein Anſpruch darauf 95 
ſteht, daß der Käufer den Verkäufer von der übernommenen 
thekenſchuld befreit, ein Anſpruch, der durch die Markentwerk 
nicht betroffen werden kann. Die Auseinanderſetzung mit dem 0 
thekengläubiger, gleichviel, wie fie für den Käufer ausfällt, ift, dana u 
ausſchließlich Sache des Käufers. Das RG. könnte nicht die 
wertung der Kaufgeldforderung, auf welches die übernommene ON 
thek angerechnet werden ſoll, ausſchließen, wenn die Kaufgeldforden 
noch beſtände; es bringt dadurch, daß es nur noch einen inſy gi 
auf Schuldbefreiung für beſtehend erklärt, klar zum Ausdruck, daß 
die Stelle der Kaufgeldforderung der Anſpruch auf Schuldbefreung 
getreten iſt, weil der Verkäufer dieſen Anſpruch als Leiſtung an 
füllungs Statt für die Kaufgeldforderung angenommen hat. 8 
Man könnte ſchließlich noch daran denken, daß die Vertr. 
ſchließenden ſchon im Kaufbertrage für den Fall des Erwerbs 5 
L.ſchen Hypothek durch die Verkäuferin die Umwandlung der biel 
Hypothek zugrunde liegenden Forderung in eine Kaufgeldforderne 
aus dem Vertrage v. 29. April 1919 vereinbart haben. Dieſer 
nahme ſteht zunächſt der Inhalt des Vertrages und der der Urku 
v. 8. Okt. 1919 entgegen. Die Parteien waren nach dem Vertra 
darüber einig, daß die Verkäuferin die Liſche Hypothek erw die 
ſollte. In der Urkunde v. 8. Okt. 1919 tritt die Firma L. ir 
Hypothek an die Verkäuferin ab, indem fie bekennt, das Entgelt M 
die Abtretung erhalten zu haben, und die Parteien vereinbaren er 
derſelben Urkunde, daß die abgetretene Forderung auf die Dane, 
von fünf Jahren unkündbar fein fol. Es fehlt ſomit jede a 
deutung einer Abſicht der Parteien, die Lſche Forderung dur 
Kaufgeldforderung aus dem Vertrage v. 29. April 1919 zu a 
Die Parteien hatten ja auch an einem ſolchen Forderungsaustau 
nicht das geringſte Intereſſe. Denn i. J. 1919 war der Rechtsg f 
der Forderung für die Höhe des Anſpruchs ohne jede Bedeutung, eo) 
die 3. Steuer NotVO. und das Aufwert®. privilegierten die Kauf 
geldforderungen. Hätten die Parteien dies vorausſehen können, 
to hatten fie ſicherlich für ihre Abmachung eine juriſtiſche Form . 
wählt, die dem Anſpruche der Gläubigerin das Recht auf ein 
erhöhte Aufwertung verſchafft hätte. Es geht aber nicht an, daß mos 
um die Gläubiger des Rechts auf erhöhte Aufwertung teilhaftig 1785 
den zu laſſen, eindeutigen Willenserklärungen der Vertragſchiteen 
den einen Sinn beilegt, der ihnen zur Zeit des Vertragsſchluſf 4 
völlig ferngelegen hat und fernliegen mußte. Das wäre keine 00 
läſſige Auslegung mehr, ſondern ein Erſatz des erklärten Win 
durch den Willen, den die Vertragſchließenden bei Kenntnis der kit ir 
tigen Entwicklung vermutlich erklärt haben würden. Schließlich ſche 
tert der Verſuch, den Antragſtellern in der vorher erörterten Wi 
das Recht auf eine erhöhte Aufwertung zu verſchaffen, auch an 


deſſen darin zuzuſtimmen, daß man bei der Auslegung des 9.10 
AufwöG. nicht auf vage Billigkeitserwägungen abſtellen kann, order 
daß bei dieſer von willkürlichen rechtlichen und zeitlichen Zäsur 
durchſetzten Beſtimmung konſtruiert werden muß. em 
Das KG. nimmt mit Recht an, daß der Käufer eine von 05 
Verkäufer zu erwerbende wirkliche Fremdhypothek im Zweifel 
Erfüllungs Statt und nicht erfüllungshalber in Anrechnung auf 2 
Kaufpreis übernommen hat. Die Auslegungsregel des 8 364 W. 
BGB. greift, wie das KG. mit zutreffender Begründung ausfü⸗ 
nicht durch. Wenn nun der Verkäufer, nachdem der Käufer als Ei n 
tümer im Grundbuch eingetragen iſt, die Fremdhypothek käuflich 115 
Wege der Zeſſion erwirbt, ſo vereinigen ſich Forderung und Schug 
in einer Perſon, da der Verkäufer trotz der Schuldübernahme dun 
den Käufer perſönlicher Schuldner des dritten Hypothekengläubiger 
geblieben iſt. Die Hypothek wird indeſſen nicht zur Eigentüm . 
grundſchuld, da der Verkäufer als perſönlicher Schuldner ® 
dem Käufer als Eigentümer und Schuldübernehmer Erſatz = 
langen kann. Nach § 1164 Abſ. 1 u. 2 B86 B. geht die Spot en, 
den Verkäufer zur Bedeckung ſeiner Regreßforderung gegen den den 
fer über. Die Forderung, die dem Verkäufer nunmehr gegen m 
Käufer zuſteht, iſt alſo keine Kaufgeldforderung; ſie iſt ſtreng gend n 
men auch nicht die Darlehnsforderung des dritten Gläubigers, Ns 
dern eine Regreßforderung, die gemäß 8 1164 BGB. im We erde 
geſetzlichen Forderungsaustauſchs an Stelle der urſprünglichen un 15 
rung getreten iſt. Eine freie Aufwertung zugunſten des Verkäufe 
kommt jedenfalls nicht in Betracht. die 
Anders ſcheint mir der Fall zu liegen, wenn der Verkäufer 
Fremdhypothek erworben hat, bevor der Käufer durch Sure 
und Eintragung Eigentümer des Grundſtücks geworden iſt. durch 
hier vereinigen ſich infolge des Erwerbs der Fremdhypothek die 
den Verkäufer Forderung und Schuld in einer Perſon, ſo da eine 
perſönliche Schuld erliſcht. In dieſem Falle entſteht indeſſen 


2) JW. 1908, 70. 2) JW. 1925, 30. 
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Vorſch.; 
ne des $ 1180 BGB. Der Forderungsaustauſch bedarf zu 
Inglichen Wirkung der Eintragung in das Grundbuch; da⸗ 
geben Ne neue Forderung beſtimmt zu bezeichnen, und es ift anzu⸗ 
= aß die neue Forderung an die Stelle der bisherigen tritt. 
bor es liegt hiernach bei unbefangener Betrachtung nichts weiter 
456 95 daß die Verkäuferin, deren Kaufgeldforderung in Höhe von 
gemäß durch die Übernahme der Hypothek getilgt wurde, abrede⸗ 
Nie % einen Teil des in bar gezahlten Kaufpreiſes dazu benutzt hat, 
es gan Hypothek im Wege der Abtretung zu erwerben. Dabei iſt 
die Fuzlich unerheblich, ob die Verkäuferin die 45000 4 ſelbſt an 
d ns L. gezahlt hat, oder ob dies mit ihrem Willen der Käufer, 
rechtliche GSgegner, getan hat. In jedem Falle hat dieſe Zahlung die 
Eigenſchaft des Abtretungsentgelts. 
die hypothekariſch geſicherte Forderung eines Dritten, 
ur der Firma L., nicht dadurch zur Kaufgeldforderung wird, 
tig * Käufer und der Verkäufer in einem über das belaftete Grund⸗ 
Anrechneſchloſſenen Kaufvertrage die Übernahme der Hypothel in 
d tung auf den Kaufpreis vereinbaren, iſt jo ſelbſtverſtändlich, 
Mi aum erwähnt zu werden braucht. (Ebenſo KG. 9 A W 58/26; 
h DurchfVO. S. 261; Quaſſowski S. 161; Lasker, 
on Aufl 8 15; Nadler, Grundbuch- u. Aufwertungsfragen, 
, S. 160.) 
ihrer 5 Forderung der Firma L. von 45000 Ab war freilich von 
in egründung an eine Kaufgeldforderung, ſie hatte ihren Urſprung 
1918 von ihr mit dem Ehemann der Verkäuferin am 10. Sept. 
dadur abgeſchloſſenen Kaufvertrage. Dieſe Forderung hat nicht etwa 
ie ind die rechtliche Natur der Kaufgeldforderung eingebüßt, daß 
rechundem Vertrage v. 29. April 1919 vor dem Käufer in An⸗ 
schaft + auf den Kaufpreis übernommen iſt, fie hat jedoch die Eigen⸗ 
baß freier Aufwertbarkeit gemäß § 11 Aufwch. dadurch verloren, 
Ne an die Verkäuferin abgetreten worden iſt. 
wertun ie Vorinſtanzen haben deshalb ohne Rechtsirrtum eine Auf⸗ 
0 über den Normalſatz abgelehnt. 
„9. ZS., Beſchl. v. 21. Juli 1926, 9 AW III 460/26.) [M.] 
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en 5 9 10 Abſ. 1 Ziff. 5, Abſ. 3 AufwGG. Das KG. hält 
ausdfiner bisherigen Auffaſſung feſt, daß bei zeitlich 
die „ anderfallenden Vertragsanträgen und -annahmen 
degründerung erſt mit der Annahme des Vertragsantrags 
Anffandet wird (KG. v. I. Okt. 1925, JW. 1925, 2253). Die 
bindet, daß die Kaufgeldforderung mit der Abgabe eines 
werden den Vertragsantrags wenigſtens bedingtbegründet 
bogen. wird abgelehnt, und zwar auch für den Fall eines 
nannten Offertvertrags. +) 

„ 9. 86., Beſchl, v. 28. Mai 1926, 9 Aw 44/26.) 


edr. JW. 1926, 1827. 
ee 


Eider tz 

oe hmergeunbfehnid, da ein geſetzlicher Forderungsaustauſch, wie 
Bai; 3 1164 BGB. vorgeſehen iſt, nicht ſtattfindet. Der 8 1164 
der z; ſelbſt kommt ebenſowenig wie $ 1143 BGB. in Betracht, da 
wohl Clünfer zur Zeit des Untergangs der perſönlichen Schuld ſo⸗ 
Fälle ‚ gentümer wie perſönlicher Schuldner war; auch die übrigen 
774 zes geſetzlichen Forderungsaustauſchs (88 1150, 426 Abi. 2, 
Erlöseß 8.) liegen nicht vor. Iſt es aber richtig, daß infolge des 
teh der perſönlichen Schuld eine forderungsloſe Grundſchuld 
weder ſo beſtehen m. E. nur folgende zwei Möglichkeiten. Ent⸗ 
eine au der Käufer hat trotz Bezeichnung der Belaſtung als Hypothek 
und rundſchuld übernommen; dann würde der Fall 2 vorliegen 
zur gie freie Aufwertbarlteit gegeben ſein. Oder aber es iſt der 
känfe rundſchuld gewordenen Hypothek eine neue Forderung des Ver⸗ 
frei 13 gegen den Käufer untergeſchoben, ſo würde dies nur eine 
würde dwertbare Kaufgeldforderung ſein können. In beiden Fällen 
Car 0 der Verkäufer alſo freie Aufwertung beanſpruchen können. Die 
der g. des KG. iſt demnach m. E. nur für den Fall anwendbar, daß 
den So käufer die Fremdhypothek nach dem Eigentumsübergang an 

käufer erworben hat. 

eines es ſei noch darauf hingewieſen, daß das KG. die Möglichkeit 
vorlie Jorderungsaustauſches gemäß 8 1180 BGB. zwar in dem 
ſtets Zenden Fall verneint, grundſätzlich aber zugibt. Demnach wird 
Aa ‚Prüfen fein, ob die Transaktion nicht etwa die Auslegung 
Forde daß der früheren Fremdhypothek des Dritten im Wege der 
erungswechſlung eine neue Kaufgeldforderung untergelegt wurde. 


RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


daß Ju 11. B. Das RG. ZW. 1926, 1827, vertritt den Standpunkt, 
berß er Aufwertung von Reſtkaufgeldforderungen aus Grundſtücks⸗ 
nahme en, die auf langfriſtige Angebote zurückgehen, der Tag der An⸗ 
Forde des Angebots bei der Umrechnung zugrundezulegen ſei, weil die 
diefen ung erſt durch die Annahme der Offerte begründet werde und 
deutun, Zeitpunkt nach § 10 Abſ. 3 AufwG. ausſchlaggebende Be⸗ 
90. zukomme. 

Dieſe Entſch. iſt meines Erachtens verfehlt; auch die Ausfüh⸗ 


wie Hier 
N hier 
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12. 58 15, 16, 17 AufwG. Beantragt der frühere Gläu⸗ 
biger einer abgetretenen Hypothek Aufwertung gemäß 817 
AufwG., fo kann der Eigentümer und Schuldner Ab⸗ 
wertung auch gemäß § 15 AufwG. verlangen. 


Der Beſchluß des LG. beruht inſoweit auf einer Geſetzes⸗ 
verletzung, als er ſich unter Ablehnung einer Prüfung des Ab⸗ 
wertungsantrages des Antragsgegners gemäß der Beſtimmung des 
815 AufwG. allein auf eine Prüfung des Antrages des Antrags⸗ 
gegners aus 88 AufwG. beſchränkt. Die Aufwertung zugunſten 
des Zedenten einer Hypothek, der die Gegenleiſtung für die Ab⸗ 
tretung nach dem 14. Juni 1922 angenommen hat, iſt der Auf⸗ 
wertung kraft Rückwirkung gemäß § 15 AafwG. nachgebildet, weil 
es. wirtſchaftlich keinen Unterſchied macht, ob der Gläubiger den 
Gegenwert ſeiner Hypothek in Geſtalt zurückgezahlten Kapitals oder 
als Zeſſionsvaluta erhält. Dementſprechend iſt die Aufwertung für den 
Zedenten auch unter den gleichen Vorausſetzungen vorgeſehen wie die 
Aufwertung für den Gläubiger im Falle der Bewirkung der Lei⸗ 
ſtung, nämlich auf Grund Vorbehalts bei Annahme der Leiſtung 
und im Falle der Annahme der Leiſtung nach dem 14. Juni 1922. 
Mangels eines Vorbehalts gilt, wie die Bezugnahme auf 8 16 
Aufw ö. im 817 Aufw®. ergibt, nicht bloß die normale Härte⸗ 
klauſel des §8 AufwG®., ſondern auch die erweiterte Härteklauſel 
des § 15 AufwG. 

(KG., 9. S., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 A W III 580/26.) [N.] 


13. 58 8, 15, 17 AufwG. Die Härteklauſel gegenüber 
dem Zedenten, iſt unter den gleichen Verausſetzungen ge⸗ 
geben, wie für den Gläubiger. 


Die Aufwertung zugunſten des Zedenten einer Hypothek, der die 
Gegenleiſtung für die Abtretung nach dem 14. Juni 1922 angenom⸗ 
men hat, iſt der Aufwertung kraft Rückwirkung gemäß § 15 AufwG. 
nachgebildet, weil es wirtſchaftlich keinen Unterſchied macht, ob der 
Gläubiger den Gegenwert ſeiner Hypothek in Geſtalt zurückgezahlten 
Kapitals oder als Zeſſionsvaluta erhält. Dementſprechend iſt die 
Aufwertung für den Zedenten auch unter den gleichen Vorausſetzungen 
vorgeſehen, wie die Aufwertung für den Gläubiger im Falle der Be⸗ 
wirkung der Leiſtung, nämlich auf Grund Vorbehalts bei Annahme 
der Leiſtung und im Falle der Annahme der Leiſtung nach dem 
14. Juni 1922. Mangels eines Vorbehalts gilt, wie die Bezugnahme 
auf $ 16 in 8 17 AufwG. ergibt, nicht bloß die normale Härteklauſel 
des 88 Aufwm®., ſondern auch die erweiterte Härteklauſel des 8 15 
AufwG. 

(KG., Beſchl. v. 14. Aug. 1926, 9 Aw 580/26.) [G.] 


* 


rungen von Dr. Abraham (1828) ſind, ſoweit ſie den obigen 
Standpunkt des KG. billigen, nicht überzeugend. 

8 10 Abſ. 3 AufwG. ſtellt lediglich Höchſtgrenzen der Aufwertung 
für gewiſſe Zeiträume, innerhalb deren Forderungen begründet 
find, auf, beſagt aber keineswegs, nach welchem Zeit punkt die Be⸗ 
rechnung des Goldmarkwertes der Forderung zu erfolgen habe. Die 
Feſtſtellung der Frage, wann eine Forderung begründet iſt, hat alſo 
nur zu erfolgen, um das zuläſſige Höchſtmaß der Aufwertung zu er⸗ 
mitteln, nicht aber, um die Höhe der Forderung ſelbſt zu berechnen. 
Hat ſich beiſpielsweiſe der Eigentümer eines Grundſtücks am 1. Dez. 
1910 an ſeine, beſtimmte Zahlungsbedingungen enthaltende Offerte 
zum Preiſe von 100 000 % unwiderruflich bis zum 1. Jan. 1922 ge⸗ 
bunden, wurde ſein Angebot am 1. Dez. 1921 akzeptiert und erwarb 
er entſprechend den ſeinerzeit normirten Bedingungen bei Barzahlung 
von 50000 % eine Reſtkaufgeld⸗Hypothek von 50000 , fo darf 
gemäß 8 10 Abſ. 3 die Reſtkaufgeldforderung nicht über 100% ihres 
Goldmarkwertes aufgewertet werden. Die Berechnung dieſes Gold⸗ 
markwertes, alſo die abſolute Höhe der Forderung, hat der Geſetz⸗ 
geber im 8 10 Aufwch. nicht auf den Zeitpunkt der Begründung abge⸗ 
ftelft; gegen eine ſolche Auslegung, wie ſie das KG. vornimmt, ſpricht 
ſchon die Faſſung des Abſ. 3, der in ſeinen Konditionalſätzen nur die 
Zeitperioden aufführt, die für das Maximum der Aufwertung maß⸗ 
gebend ſind, währeno in dem Hauptſatz die Feſtſetzung dieſer Maximal⸗ 
grenze erfolgt iſt. „Die ausſchlaggebende Bedeutung“, die das KG. dem 
Wortlaut (wenn ... begründet werden.“) beimißt, ſteht jedenfalls mit 
der Faſſung der Beſtimmung nicht im Einklang, und es ift Raum 
anzunehmen, daß der Geſetzgeber Beſtimmungen von ſolch ungeheurer 
Tragweite, wie ſie das KG. aus dem Geſetz herauslieſt, in ſo neben⸗ 
fächlicher Form erlaſſen haben ſollte. Gerade das Gegenteil iſt der Fall: 

810 Aufm®. läßt „eine höhere oder geringere Aufwertung der 
perſönlichen Forderung nach allgemeinen Vorſchriften unter Ab⸗ 
weichung von dem normalen Höchſtſatz“ (Abſ. 1) zu und ſetzt für dieſe 
Aufwertung „nach allgemeinen Vorſchriften“ Höchſtgrenzen für be⸗ 


ſtimmte Zeiträume, innerhalb deren die Forderungen begründet ſind, feſt 


(Abſ. 3). Die allgemeinen Vorſchriften, die hiernach bei der Aufwertung 
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14. 8 28 A bſ. 2 AufwG. Die Vorſchrift des 8 28 Abſ. 2 
AufwG. bezieht ji nicht auf die perſönliche Forderung. 


Gemäß 8 28 RF GG. iſt die Sache dem RG. vorgelegt. 
(KG., 9. ZS., Beil. v. 14. Auguſt 1926, 9 A W III 513/26.) 


15. 531 AufwG.; 5 1105 BGB.; Art. 184 C BGB. Ding- 
lich geſicherte, wiederkehrende Geldleiſtungen, die aus 
Ablöſungsrezeſſen geſchuldet werden, ſind Reallaſten i. S. 
des § 1105 BGB. und auch dann nach $ 31 AufwG. aufzu⸗ 
werten, wenn ſie vor dem Inkrafttreten des BGB. ins 
Grundbuch eingetragen worden ſind (ebenſo Quaſſowski 
©. 324, a. A. Mügel, Durchf. S. 332). 


(KG., 9. 3S., Beſchl. v. 31. Juli 1926, 9 A W III 394/26.) N. 
* 


16. 89 62 ff., 71, 75 AufwG. Hat die — infolge Ver⸗ 
einbarung zuſtändige — Aufwertungsſtelle eine unge⸗ 
ſicherte Forderung aufzuwerten, fo hat fie ſich, da info- 
weit die rechtskräftige Entſcheidung über den ungeſicherten 
Anſpruch nach 8 75 vollſtreckbar iſt, nicht mit einer Auf- 
wertung der ungeſicherten Forderung zu begnügen, muß 
vielmehr ſogleich den Schuldner zur Zahlung des Auf- 
wertungsbetrages verurteilen. 

(KG., Beſchl. v. 13. Juli 1926, 9 Aw 461/26.) 


* 


[&.] 


17. 867 Abſ. 2 S. 2 AufwG.; § 1 Abſ. 1, Ab ſ. 2 Ziff. 3 
HGB.; § 16 RGeſ. über die privaten Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen v. 12. Mai 1901. Ein Verſicherungsverein auf 
Gegenſeftigkeit iſt an ſich nicht Kaufmann i. S. des $ 67 
Abſ. 2 S. 2 AufwG. f) 

Der Begriff des Kaufmanns i. S. des 867 AufwG. iſt aus dem 
HGB. zu entnehmen. Nach 81 HGB. iſt Kaufmann nur, wer ein 
Handelsgewerbe betreibt, und als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbe⸗ 
betrieb, der eine der in 8 1 Abſ. 2 HGB. bezeichneten Arten von Ge⸗ 
ſchäften zum Gegenſtande hat. Dort iſt u. a. unter Ziff. 3 „die Über ⸗ 
nahme von Verſicherungen gegen Prämie“ aufgeführt. Die Antrag⸗ 


der Reſtkaufgeldforderungen berückſichtigt werden ſollen ſind „die 
durch die Rechtſprechung entwickelten Grundſätze des Aufwertungs⸗ 
rechts“ (Mügel 251). Das RG. hat wiederholt anläßlich der Be⸗ 
urteilung von langfriſtigen Grundſtücks⸗Optionsverträgen den Satz 
aufgeſtellt, daß bei Feſtſezung des Kaufpreiſes vom Tage des Ange⸗ 
bots, nicht aber vom Tage der Annahme des Angebots, alſo vom Tage 
der Begründung der Kaufpreisforderung, auszugehen ſei. Dieſer das 
Aufwerkungsrecht beherrſchende allgemeine Grundſatz, der feine Wurzel 
im 8242 BGB. hat, muß alſo nach dem Willen des Geſetzgebers 
gemäß 8 10 AufwG. auch dort angewendet werden, wo die Frage zur 
Entſcheidung ſteht, nach welchem Zeitpunkt die Höhe der einer Reſt⸗ 
kaufgeld⸗Hypothek unterliegenden Forderung berechnet werden foll. 
Kehren wir zu obigem Beiſpiel zurück, fo würde nach den von 8 10 in 
Bezug genommenen allgemeinen Vorſchriften der Goldmarkwert der 
zwar erſt am 1. Dez. 1921 begründeten Reſtkaufgeldforderung von 
50000 % dieſem Nennbetrag entſprechen, da zur Zeit der Offerte 
(1. Dez. 1910) Goldwährung beſtand. Gemäß 8 10 Abſ. 3 dürfte die 
Grenze von 100% bei der Aufwertung nicht überſchritten, alſo nicht 
etwa deswegen eine höhere Aufwertung zugebilligt werden, weil die 
beim Abſchluß geleiſtete Barzahlung (Goldmarkwert = 1185) nur noch 
einen Bruchteil der ausbedungenen Summe ausmachte und infolge⸗ 
deſſen zur Wiederherſtellung des ſynallagmatiſchen Verhältniſſes und 
— bei Abwägung der beiderſeitigen Vermögenslagen — vielleicht auch 
aus Gründen der Billigkeit eine 100% überſteigende Aufwertung ge⸗ 
boten wäre. Der Verkäufer würde alſo, falls ſeine Reſtkaufgeldforde⸗ 
rung eine Aufwertung bis zu der im g 10 Abſ. 3 normierten Höchſt⸗ 
grenze erführe, einſchließlich der am 1. Dez. 1921 geleiſteten Anzahlung 
insgeſamt 51185 Goldmark oder 51,18% des Kaufpreiſes erhalten 
haben, während ihm nach der Auffaſſung des KG. im Höchſtfalle nur 
insgeſamt 2370 Goldmark oder 2,30% gebührten. 

Es wäre zu begrüßen, wenn das RG. Gelegenheit erhielte, Stel⸗ 
lung zu dieſer Frage zu nehmen, da ich Abraham darin nicht bei⸗ 
pflichten kann, daß das Ergebnis der Kammergerichtlichen Entſch. für 


billig erachtet werden muß. 
Ger Aſſ. Dr. Schmidt, Berlin. 


Zu 17. Der Beſchluß wird dem Wortlaut der maßgebenden Vor⸗ 
ſchrift des 8 16 VAG. lediglich gerecht und ergibt ſich aus dieſem 
ohne weiteres. Nicht berückſichtigt iſt eine Kritik der künſtlichen und 
unglücklichen Geſetzesregelung, obgleich eine ſolche gerade hier beſonders 
nahe gelegen hätte. 8 16 VAG. überträgt auf die VVacz. die in 


8 fie 
ftelferin iſt aber ein Verſicherungsverein auf Gegenfeitigkeit. Auf | 
finden nach 8 16 des Gef. über die privaten Verſicherungsunten d 
mungen v. 12. Mai 1901 die in betreff der Kaufleute im 1. ber 
3. Buche des HGB. gegebenen Vorſchriften, aber mit Ausnahme. ift 
88 1—7, entſprechende Anwendung. Auch durch dieſe Worfchriftel 
klargeſtellt, daß die Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit ebe 
keine Kaufleute i. S. des HGB. find lebenſo Manes- dag. 
2. Aufl. [1909] Anm. 1 zu 9 16; Staub, Aum. 61 zu 91 Di 
Lehmann⸗Ring, 81 A. 55 zum HGB.). Der Antragsgegner 
trotzdem er hierzu, wenn dies wirklich zuträfe, auf Grund der } 
führungen des angefochtenen Beſchluſſes Veranlaſſung gehabt on 
nicht behauptet, daß die Antragſtellerin zugleich die Ubernahm en 
Verſicherungen gegen Prämie betreibt. Demnach iſt die Antragſte 
nicht Kaufmann i. S. des 867 AufwG. 


(RS, 9. 38, Beſchl. v. 28. Ang. 1926, 9 AW III 659/26.) LN 
* 


18. 88 67, 73 Auf wc. Hat der Gläubiger nach 5 
13. Febr. 1924 eine Zahlung auf Grund eines nach ne 
Auf wG. wirkſamen Vergleichs angenommen, jo kann * 
Zuſatzaufwertung nach $ 78 Aufm®. nicht beanſprucht er 
den. — Haben fid die Parteien unter der Herrſchaf m 
3. Steuer Not VO. dahin geeinigt, daß an Stelle des ret 
1. Jan. 1932 fälligen Aufwbetrages von 15% ein geringen, 
Betrag ſofort gezahlt werden ſoll, ſo ſteht die Ann. 
dieſer Leiſtung der Geltendmachung des durch das Auf 1. 0 
gewährten Mehranſpruchs nach 978 Auf w. nicht entgegen 

Nach g 78 Aufwch. findet eine Aufwertung „nach den Ole 
ſchriften dieſes Geſetzes“ auch dann ſtatt, wenn der ( 
biger nach dem 13. Febr. 1924 eine Leiſtung angenommen auch 
Neben den in 878 beſonders erwähnten 88 16, 18 bis 24 find i 
alle ſonſtigen Vorſchriften des AufwG., insbeſondere auch 9 67, uch 
wendbar. Eine Zuſatzaufwertung kann deshalb nicht beanP" . 
werden, wenn die Zahlung auf Grund eines nach 867 Aufw gh. 1 
ſamen Vergleichs bewirkt ift (Duaffomski S. 498; Schle ger, 
berger⸗Harmening S. 334; Mügel S. 452; Nad lie 
Grundbuch- und Aufwfr. S. 17). Der Antragſtellerin würde alſo jeien 
Mehraufwertung zu verſagen Keim wenn das zwiſchen den Aue 
getroffene Abkommen als ein Vergleich i. S. des 867 Abſ. 1 A 
anzuſehen wäre. Das LG. hat dies mit Recht verneint. 

Die Aulragſtellerin, die die Papiermarkzahlung unter 
angenommen hat, berechnete in ihrem Schreiben an die 


Vorbeholt 
Antra 


betreff der Kaufleute im erſten und dritten Buche des 508. gh 
gebenen Vorſchriften mit Ausnahme der 88 1—7. Eine ein 
Vergleichung zeigt, daß in dieſen ausgenommenen Vorſchriften 1 
enthalten iſt, was überhaupt für VVach. in Betracht kommen kon ß 
abgeſehen von der nackten Begriffsbeſtimmung. Die Regelung gez 
alſo die, daß für die VVach. alles, aber auch ſchlechterdings Kauf 
gelten ſoll, was das HGB. für Kaufleute beſtimmt — nur die 1 
mannseigenſchaft ſoll ihnen grundſätzlich verſagt fein. Dies ad 
ſteuerliche oder ſonſtige Gründe gehabt haben, iſt aber vom 
punkt des Privatrechts betrachtet ein Widerſinn und gänzlich 
tragbar, hat auch bereits zu den denkbar ärgerlichſten und keit 
flüſſigſten Unklarheiten geführt, z. B. hinſichtlich der Zuſtänd ien 
der Kaufmannsgerichte für die Anſprüche der Verſicherungsangeſte fi 
Es kommt hinzu, daß im Laufe der geſchäftlichen Entwickelung r 
der Unterſchied zwiſchen Gegenſeitigkeits⸗ und Aktiengeſellſchaft leni 
mehr verwiſcht hat. Bei beiden wickelt ſich der Verſicherungsbe gn. 
techniſch genau in der nämlichen Weiſe ab; die geſchäftliche Org 
ſation in der Zentrale ſowohl als in den Vertretungen läßt eich 
ſchiedenheiten kaum mehr erkennen. Durch die neuerdings vom N # 
auffichtsamt ausgeſprochene Zulaſſung des ſatzungsmäßigen 
ſchluſſes der Nachſchußpflicht ſind beide Formen einander 4% Abf. 2 
gerückt. Und nun ſoll unter dieſen Umſtanden gemäß 8 67 © 
Aufn®. die AktG. an ihre Aufwertungsvergleiche aus der Jen dach. 
15. Juni 1922 bis zum 14. Febr. 1924 gebunden ſein, der Wee 
dagegen nicht! Deutlicher wird der Widerſinn der geſetzlichen den 
lung kaum jemals ins Licht gerückt werden können. Durg nter 
Schlußſatz des Abf. 2 mag die praktiſche Tragweite des bloß 
ſchiedes eingeſchränkt fein. Daß der Unterſchied tatſächlich nicht et 
theoretiſch, ſondern auch praktiſch ſeine Bedeutung hat, dafür 

der Beſchluß einen unanfechtbaren Beleg. 


Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berli, } 


A te 
Zu 18. Der Auffaſſung des KG. kann unbedenklich beige 3 
werden. Die Frage, in welcher Höhe der auf Grund des Berg guſ⸗ 
gezahlte Betrag auf die nach dem AufwG. berechnete geſetzliche aber 
wertung anzurechnen iſt, entſcheidet das KG. nicht, es ſcheint si 
der von mir vertretenen Auffaſſung zuzuſtimmen, daß der dure tes 
vorzeitige Zahlung abgelöſte Betrag von 150% des Goldmarke gt 
anzurechnen iſt, jo daß nur die Zahlung weiterer 10% ve 
werden kann. a 
Staatsſekr. i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr Mügel, Berlin⸗Nikolasſel 


IJuriſtiſche Soden 
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dh 1920 gef 20 


ß 
aan 3b. 14. Mai 1924 den Aufwertungsbetrag auf Grund der 
betra rNotsO. auf 6000 Goldmark und zog davon den Goldmark⸗ 
fragte f geleiſteten Zahlung mit 7.50 Goldmark ab. Gleichzeitig 
bb durch an, wie der Reſtbetrag erledigt werden follte, insbeſondere 
bppotheß vorzeitige Rückzahlung oder Eintragung einer Goldmark⸗ 
Lohse Die Antragsgegnerin erwiderte am 17. Mai 1924, daß fie 
wertun, von der Antragſtellerin entwickelten Anſicht über die Auf⸗ 
fee Hypothek einig gehe. Sie führte dann aus, daß der 
1932 „ ngöbeivag nach der 3. Steuer Rot VO. früheſtens am 1. Jan. 
daß „gt bar ſei und mit einem kleinen Zinſe ausgeſtattet ſei und 
und fer Jetztwert dieſes Kapitals etwa 2000 Mark betragen dürfte, 
wogege⸗ 9 vor, daß ſie bereits jetzt 50% mit 3000 Mark zahle, 
Die An e Antragſtellerin auf alle Anſprüche Verzicht leiſten ſolle. 
eingeſe tragſtellerin erwiderte unter dem 23. Mai 1924, daß der 
d bte Jetztwert von 2000 Mark zu gering fei, daß ſich, wenn man 
zinsen 5 markbetrag von 6000 Mark annehme und die Zwiſchen⸗ 
angebot erückſichtige, eine erheblich höhere Summe ergebe als die 
400 enen 3000 Goldmark, und ſchlug die ſofortige Zahlung von 
gegner; olomark vor. Am 27. Mai 1924 erklärte ſich die Antrags⸗ 
n bereit, 4000 Goldmark gegen Unterzeichnung des nach⸗ 
m; everſes zu zahlen: 
Mark Er haben ... als Aufwertung unſerer Hypothek von 40000 
und unfer, Rentenmark erhalten und erklären hiermit für uns 
unſere I Rechtsnachfolger, daß durch die Zahlung obiger Summe 
Anſprüche aus genannter Hypothek reſtlos abgegolten ſind. 
1924 5e. Antragſtellerin unterzeichnete dieſen Revers am 30. Mai 
und erhielk die 4000 Mark ausgezahlt. 
denten Grund dieſes Schriftwechſels hat das LG. rechtlich be⸗ 
ei ei feſtgeſtellt, daß zwiſchen den Parteien nie Ungewißheit oder 
ſtand er die Aufwertung und die Höhe des Aufwertungsbetrages 
waren, d aß beide Parteien ſich vielmehr vollkommen darüber einig 
daß die Hypothek nach der 3. Steuer Not VO. auf 15% — 6000 
öhe aufzuwerten war. Streitig und ungewiß war lediglich die 
trages des Abzugs für die vorzeitige Zahlung des Aufwerkungsbe⸗ 
wurde zaun nur hierüber verhandelten die Parteien. Dieſer Streit 
Bug n Wege gegenſeitigen Nachgebens, alfo durch Vergleich (8 779 
Auſwen beſeitigt. Das ift aber kein Vergleich nach § 67 Abſ. 1 
Ungewiß denn ein ſolcher muß den Zweck haben, den Streit oder die 
zahlend heit über die Höhe des infolge der Geldentwertung zu 
fein, wen Betrages zu befeitigen. Ein folder würde anzunehmen 
nt die Parteien mit dem getroffenen Abkommen und ing» 
An = mit dem von der Antragſtellerin erklärten und von der 
tigen ösgegnerin angenommenen Verzicht das Risiko einer künf⸗ 
nahme eſetzesänderung ausſchalten wollten. Für eine ſolche An⸗ 
bedenß teten aber die gepflogenen Verhandlungen, wie das LG. 
mehr * feſtgeſtellt hat, keinen Anhalt, die Parteien gingen viel⸗ 
am ereinſtimmend von einer 15 % igen Aufwertung, von einem 
und nan. 1932 falligen Aufwertungsbetrage von 6000 Mark aus 
tigen sten ſich lediglich über die Höhe des infolge der fofor- 
Auaſſgaßlung zu machenden Abzugs (ebenſo v. Karger S. 172; 
dem de ws ki S. 499; Mügel, DurchſV O. S. 355). Auch der in 
gegen. deverſe erklärte Verzicht ſteht der Mehraufwertung nicht ent» 
Verband r Auslegung des Verzichts ſind die geſamten vorhergehenden 
haben lungen, welche schließlich zu der Verzichtserklärung geführt 
das 5 heranzuziehen. Danach bezieht ſich aber dieſer Verzicht, wie 
ehrbeſ⸗ ohne Geſetzes verletzung feſtgeſtellt hat, lediglich auf den 
ſofort rag von 2000 Mark, der ſich aus dem Unterſchiede des 
tungap n zahlenden Betrages von 4000 Mark und des Aufwer⸗ 
am prück ages von 6000 Mark ergibt, dagegen nicht auf Mehr⸗ 
Geſet A die der Antragſtellerin etwa noch aus einer künftigen 
ER ung erwachſen könnten. 
nern, ac) rechtfertigt ſich die Zurückweiſung der weiteren Be⸗ 
bieſen in Was die Frage anlangt, ob die gezahlten 4000 Mark mit 
ſich b Betrage oder mit 6000 Mark anzurechnen ſind, ſo braucht 
inge as NG, hiermit noch nicht zu befaſſen, es ſei jedoch darauf 
erörtert Ten, daß Mügel und v. Karger a. a. O., die dieſe Frage 
gezahlte haben, ſie in dem Sinne entſchieden haben, daß nicht der 
( ſondern der abgelöſte Betrag anzurechnen iſt. 
9. 88., Beſchl. v. 10. Juni 1926, 9 Aw 320/26.) 1 
N.] 
* 


tung „ 21 Aufwcß. Die Zuständigkeit der Aufwer⸗ 

wie zſtelle kann auch für die Frage vereinbart werden, 

nach * ein unter 862 Aufw®. fallender, dem Grunde 
uſtreitiger Anſpruch aufzuwerten iſt. ) 

nicht der Antragſteller verlangt die Aufwertung der perſönlichen, 

Guta geſicherten Kaufpreisforderung. Die Parteien haben die 
bigkeit der AufwStelle für die Aufwertung des hier zur Auf⸗ 


Yo 19. Die obige Entſch. über die Auslegung des 8 71 
ſich mit zbetr. Vereinbarung der Zuſtändigkeit der AufwStelfe deckt 
er herrſch. Meinung, die nunmehr nicht nur von den in der 
em olg geſührten Schriftſtellern und Gerichten, ſondern auch von 
Gegner derſelben bezeichneten Quaſſowski in der 
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wertung geltend gemachten, an ſich nicht unter 8 69 AufwG. fallenden 
Anſpruchs vereinbart. Zu prüfen iſt, ob eine ſolche Vereinbarung 
rechtlich zulaſſig iſt. 

1. Nach § 71 AufwG. kann die Zuſtändigkeit der AufwStelle 
vereinbart werden für die Entſch. der Frage, ob ein nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes aufgewerteter Anſpruch beſteht. Im Schrift⸗ 
tum iſt ſtreitig, ob die Zuſtändigkeit der AufwStelle auch für 
ſolche Anſprüche vereinbart werden kann, die unter 8 62 AufwG. 
fallen. Bejaht wird dieſe Frage z. B. von Mügel, Schlegel 
berger⸗Harmening, Lehmann⸗Boeſebeck, v. Karger, 
Michaelis (Bem. zu § 71 AufwG.; Nadler, Grundbuch- und 
Aufwertungsfragen S. 95; Gribel, AufwG. 2 8 62 A. 1, Bay⸗ 
Obs. = Ztſchr. f. Rechtspfl. in Bayern 1926 S. 64), verneint 
z. B. von Quaſſowski (zu 8 71 AufwG.) und Emmerich (zu 
§ 71 AufwG. und in der für Bd. 51 der Ztſchr. f. ZP. beſtimmten 
Abhandlung). Der Senat ſchließt ſich der erſten Anſicht an. 

Das AufwG. enthält im erſten Abſchn. (88 1—3) allgemeine 
Beſtimmungen. Sodann wird im zweiten bis achten Abſchn. (88 4 
bis 61) die Aufwertung beſtimmter Anſprüche behandelt. Der 
9. Abſchn. (88 62—66) hat die Überſchrift „Aufwertung anderer An⸗ 
ſprüche“. Er betrifft ſomit diejenigen Anſprüche, die nicht im 
2. bis 8. Abſchn. beſonders geregelt find. In Übereinſtimmung hier⸗ 
mit unterſcheidet § 62, der erſte Paragraph des 9. Abſchn., zwiſchen den 
in den 88 4—61 bezeichneten und anderen Anſprüchen. Auch für letztere 
gilt die allgemeine Beſtimmung des 81 AufwG. Nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift hängt die Aufwertung von fünf Vorausſetzungen ab. 

Sind dieſe Vorausſetzungen gegeben, ſo werden die Anſprüche, wie 
81 beſtimmt, „nach Maßgabe dieſes Geſetzes aufgewertet“. Die 
im 8 62 AufwG. bezeichneten Anſprüche werden daher auch „nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes“ (8 71 AufwG.) aufgewertet (jo auch 
Mügel Anm. 2 zu SI). Hieran ändert nichts der Umſtand, daß 
ſich die Aufwertung dieſer anderen Anſprüche gem. § 62 AufwG. 
nach den allgemeinen Vorſchriften richtet, ſoweit ſich nicht aus den 
88 63—66 ein anderes ergibt, daß das Aufiv®. inſofern alſo auf das 
BGB. zurückgreift und deſſen Beſtimmungen allein für maßgebend 
erklärt. Eine Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften findet auch 
für die in 8 10 AufwöG. bezeichneten Anſprüche ſtatt, für deren Auf⸗ 
wertung gem. 869 Aufn. die AufpsStelle ausſchließlich zuſtändig 
iſt, wenn Streit über die Höhe des Aufw Betrages beſteht. . 

Die Beteiligten können daher nach 8 71 AufwG. vereinbaren, 
daß die AufwStelle darüber entſcheidet, ob einer der im 9. Abſchn. 
(88 62 ff. Aufw®.) behandelten Anſprüche beſteht. Kann aber die Zu⸗ 
ſtandigkeit der AufwStelle für das Beſtehen eines ſolchen An⸗ 
ſpruchs vereinbart werden, ſo muß die Vereinbarung auch zugelaſſen 
werden für den Fall, daß der Anſpruch ſelbſt nicht ſtreitig iſt, die 
Beteiligten vielmehr nur über die Höhe der Aufwertung ſtreiten. 
Gerade die Beſtimmung des AufwBetrages iſt ja nach 869 Aufm®. 
die weſentliche Aufgabe der durch das AufwG. geſchaffenen Aufw⸗ 
Stellen. Es iſt daher ferner feſtzuſtellen, daß die Beteiligten nach 
871 AufwG. die Zuſtändigkeit der AufwStelle auch für die Frage 
vereinbaren können, wie hoch ein unter 862 AufwöG. fallender, an 
ſich unſtreitiger Anſpruch aufzuwerten iſt. 

. Außer den zu 1 erwähnten Anſprüchen kann nach 8 71 
Aufmd. die Zuſtändigkeit der AufwStelle ferner vereinbart werden 
für andere Anſprüche, auf die ſich die Vorſchriften der 88 1—54 und 
des 8 64 nicht erſtrecken, wenn die Anſprüche mit der Aufwertung 
zuſammenhängen. Die Vorausſetzungen des 8 1 Aufw Gh. brauchen alſo 
für dieſe Anſprüche nicht vorzuliegen; verlangt wird nur, daß fie 
mit der Aufwertung zuſammenhängen. Hierhin gehören z. B. An⸗ 
ſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung und auf Schadenserſatz. 

Für die in 8 71 AufwG. erwähnte Vereinbarung genügt frei⸗ 
lich nicht eine bloße ſtillſchweigende Vereinbarung i. S. d. § 39 ZPO. 
Die Parteien haben aber auch nach der Behauptung des Antrag⸗ 
ſtellers in dem vorliegenden Falle eine ausdrückliche Vereinbarung ge⸗ 
troffen. Die Auslegung des 8 71 Auf. durch das LG. iſt zu eng 
und wird auch dem Willen des Geſetzgebers nicht gerecht, der dieſe 
erweiterte Zuſtändigkeit der AufwStellen auch deshalb eingeführt 
hat, weil er ſich hiervon eine Beſchleunigung und Verbilligung der 
Aufwertung verſprochen hat. Die Befürchtung, daß die AufwStellen 
überlaſtet werden, und daß hierunter diejenigen leiden möchten, über 
deren AufwAnſprüche nach 869 Auf. die AufwStelfe ausſchließ⸗ 
lich zu entſcheiden hat, darf nicht ausſchlaggebend ſein, ganz abgeſehen 
davon, daß einer Überlaftung der mit einem Richter entſcheidenden 
AufwStelle leichter abgeholfen werden kann als einer ſolchen der 
Kollegialgerichte. 

(K Gb., Beſchl. v. 29. März 1926, 9 Aw 72/26.) 


* 


neueſten Aufl. ſeines Kommentars vertreten wird. Man wird ihr 

unbedingt zuſtimmen können. Es läßt ſich zwar nicht leugnen, daß 

der Wortlaut des 8 71 Aufm®. insbeſ. im Zuſammenhang mit 8 69 

zu Zweifeln Anlaß gibt. Wenn 8 69 die AufwStelle bei Streitig⸗ 

keiten über die Höhe der Aufwenſprüche als ausſchließlich zuſtändig 
292*+ 
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20. 8 73 Abf. 1 AufwG. Ausſetzung des Verfahrens 
vor der Aufwertungsſtelle. f) 
(KG., Beſchl. v. 29. April 1926, 9 Aw 153/26) 
Abgedr. JW. 1926 1579. 


21. 573 AufwG.; § 22 RF GG. Bei Verſchulden des 
Rechtsanwalts findet eine Wiedereinſetzung nicht ſtatt. 7) 

Daß die Friſt für die ſofortige weitere Beſchwerde verſäumt 
worden iſt, beruht im weſentlichen darauf, daß der Vertreter des 
Antragſtellers die weitete Beſchwerde bei einem nicht zuſtändigen 
OLG. eingelegt hat. Dies kann darauf beruhen, daß der Anwalt 
irrtümlich das OLG. für zuſtändig hielt, oder aber, daß trotz Kenntnis 
von der Zuſtändigkeit des KG. verſehentlich die Einlegung beim OLG. 
erfolgt iſt. Daß es ein erhebliches Verſchulden darſtellt, wenn der 
Anwalt das OLG. für zuſtändig hielt, in einem Verfahren, das in 
1. Inſtanz vor einem preuß. AG. ſtattgefunden hat, bedarf keiner 
näheren Begründung. Bei der zweiten Möglichkeit aber iſt zu beachten, 
daß die Schrift der weiteren Beſchwerde am Kopf die Anſchrift 
„An das gemeinſchaftliche OLG.“ enthält und vom Anwalt des An⸗ 
tragſtellers unterzeichnet worden iſt. Es liegt alſo auch nicht etwa 
nur ein auch bei ſorgfältiger Überwachung des Geſchäftsbetriebes nicht 
unter allen Umſtänden zu vermeidendes und daher möglicherweiſe dem 
Anwalt des Antragſtellers und dieſem ſelbſt nicht anzurechnendes 
Verſchulden lediglich des Büros des Anwalts vor. 


bezeichnet und dann 8 71 ſagt, daß die Zuſtändigkeit auch für die 
Frage vereinbart werden kann, ob ein AufwAnſpruch beſteht, 
ſo iſt es nicht von der Hand zu weiſen, daß die Zuſtändigkeitsver⸗ 
einbarung bez. des Beſtehens eines Anſpruchs ſich nur auf ſolche An⸗ 
ſprüche beziehen ſoll, bez. deren die AufwStelle zur Entſch. über die 
Höhe des Anſpruchs kraft Geſetzes zuſtändig iſt, alſo nur auf die im 
88 4—54 AufwG. geregelten Anſprüche. Zwingend iſt aber dieſer Schluß 
nicht, zumal im § 71 im Gegenſatz zu 8 69 die Beſchränkung auf 
Anſprüche der in 88 4—54 bezeichneten Art nicht zum Ausdruck ge⸗ 
bracht iſt. Daß an ſich zu den Anſprüchen, die nach den „Vorſchriften 
des AufwG. aufgewertet“ ſind, auch die Anſprüche aus 88 62—66 
Aufw®. gehören, iſt in der obigen Entſcheidung überzeugend dargetan. 

Wenn die Entſch. dann weiter ausführt, daß, wenn die Zuſtän⸗ 
digkeit der AufwStelle für den Streit über das Beſtehen der An⸗ 
fprüche aus 88 62—68 vereinbart werden kann, naturgemäß eine ſolche 
Vereinbarung auch über die Höhe der AufwAnſprüche aus 88 62—68 
getroffen werden kann, fo wird man auch dem folgen können. Jeden⸗ 
falls dürften praktiſche Erwägungen und die von Quaſſowski in 
feiner neueſten (3.) Auflage zum Aufw®. S. 473 angeführte Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des 8 71 die Entſch. weſentlich unterſtützen. 

Daß die Zuläſſigkeit der Zuſtändigkeitsvereinbarung in der 
obigen Entſch, nicht wie es das ObLG. in München = Rechtsſpr. 
Aufwachen S. 175 (Entſch. v. 8. Jan. 1926) getan hat, auf den 
zweiten Halbſatz des 8 71 geſtützt wird, ſcheint mir zutreffend, weil 
man die Anſprüche aus 88 62 und 63 kaum als mit der Aufwertung 
zuſammenhängende Anſprüche wird bezeichnen können, da fie 
ſelbſtändige AufwAnſprüche find. 

IR. Martin Goldſchmidt, Breslau. 


Zu 20. Der hier bezeugten ſtändigen Rechtſprechung des KG. 
iſt nicht beizutreten. Nach 873 Abſ. 1 Aufw c. finden auf das Ver⸗ 
fahren die Vorſchriften des FGG. Anwendung; im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit aber gilt der Grundſatz, daß das Gericht, 
wenn die ihm obliegende Verfügung die Feſtſtellung eines ſtreitigen 
Rechts verhältniſſes erfordert, dieſe Feſtſtellung ſelbſtändig zu treffen 
hat und die Beteiligten nicht auf den Prozeßweg verweiſen kann. 
Denn Vorſchriften wie die 88 95, 156 FGG., 1965 Abſ. 2 BGB., 
127 366., 66 Abſ. 2 PerfStandG. weiſen darauf hin, daß grund⸗ 
ſätzlich und an ſich betrachtet dem Gericht der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit die Entſcheidung über die Streitigkeiten obliegen würde und 
daß die gedachten Vorſchriften, wonach in dieſen Fällen das Gericht 
ſich der Entſcheidung des ſtreitigen Rechts enthalten kann oder muß, 
nur als Ausnahmevorſchriften ſich darſtellen (Joſef, Recht 1910, 
464 mit Nachweiſen; RIA. 12, 17; 16, 212; OLG. 42, 177). 
Vorausſetzung dieſer Entſcheidungspflicht des Gerichts der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit und danach auch der Aufnstelle iſt aber, daß die der 
Behörde obliegende Amtstätigkeit wirklich die Entſch. des unter den 
Beteiligten beſtehenden Streits erforderlich macht. So hat z. B. das 
Vormundſchaftsgericht, wenn der Vormund die Genehmigung eines 
Vertrags nachſucht, nur zu prüfen, ob die Genehmigung im Inter⸗ 
eſſe des Mündels liegt, nicht aber über die (vielleicht vom Gegen⸗ 
beteiligten beſtrittene) Rechtswirkſamkeit des Vertrages zu entſchei⸗ 
den (KG J. 36, 30; Joſef, BayRpfl3. 1908, 332); in ſolchem 
Fall genehmigt das Vormundſchaftsgericht den Vertrag unter der 
ſtillſchweigenden Bedingung, daß er überhaupt rechtswirkſam be⸗ 
ſteht, und wenn das Vormundſchaftsgericht dies etwa ausdrücklich 
bejaht und der Vormund auf Erfüllung klagt, ſo iſt jene 
Anſicht des Vormundſchaftsgerichts für das Prozeßgericht nicht bin⸗ 


Rechtſprechung GSuriſtiſche Wochenschrift. 


e 
Ein Fall, in welchem der Antragſteller ohne fein Sam. Ob 
feines Vertreters Verſchulden an der Wahrung der Friſt verht des 
worden iſt, iſt alſo nicht gegeben. Die Anſicht des Anwall dle 
Antragſtellers, das Verfahren beim OLG. fer der Grund für gz 
Verſäumung der Friſt, kann nicht als richtig anerkannt werden im 
muß dahingeſtellt bleiben, ob es bei ſorgfältiger Beachtung des 
OLG. vorgeschriebenen Geſchäftsganges möglich geweſen wärs all 
die weitere Beſchwerde noch rechtzeitig beim KGB. einlief. Jeden 
iſt die etwa vermeidbar geweſene Verzögerung beim OLG. im 18, 
hältnis zu dem Verſchulden des Anwalts des Antragſtellers 0 gen 
daß nicht davon geſprochen werden kann, der Antragſteller Tel grift 
fein oder feines Vertreters Verſchulden an der Einhaltung der Fall 
verhindert worden. Auf den im Recht 1900, 322 erörterten 5. 
der auch bei Ebert⸗Dudek⸗Lindemann zu 822 RIO ant 
gezogen wird, beruft ſich der Antragſteller zu Unrecht. Dort kong, 
der Verfaſſer (Fuchs) zu dem Ergebnis, daß, wenn jemand beg, 
ſchwerde auf dem ihm nach 8 11 RF. offenſtehenden 3 0 
d. h. zu Protokoll eines beliebigen AG. erklärt, er, falls er = 
rechtzeitig getan hat, daß bei ordnungsmäßigem Geschäfte gehen 
Beſchwerde innerhalb der Friſt bei dem Beſchwerdegericht e 
könnte, Wiedereinſetzung in den vorigen Stand verlangen Stelle 
wenn das AG. die Beſchwerde nicht rechtzeitig an die zuſtändige Fal 
geſandt hat. Der weſentliche Unterſchied von dem vorliegende er 
ift aber gerade der, daß in dem anderen Falle dem Beſchwerdeſu 
von vornherein ein Verſchulden auch gar nicht zur Laſt fällt. G. 
(KG., 9. 38, Beſchl. v. 7. Aug. 1926, 9 Aw 469/26.) &. 
* 


we = 
dend. Ebenſo entſcheidet nach 8 69 AufoG. die Aufwertungsſtelle Be; 
über, „in welcher Höhe Anſprüche .. aufgewertet jind“r sen 
insbeſondere auch für die Aufwertung der durch Hypothek geſig ac 
perſönlichen Forderung gilt. Die Aufwertungsſtelle ſpricht led mn 
aus, wie hoch der Aufwertungsbetrag ift, und dieſer auf 
ſpruch erfolgt unter der ſtillſchweigenden Vorausſetzung, daß die das 
zuwertende Forderung überhaupt beſteht; hierüber entſcheidet Auf⸗ 
Prozeßgericht ſelbſtändig und unabhängig von der (etwa im , 
wertungsbeſchluß mittelbar ausgeſprochenen) Anſicht der Auſwerte⸗ 
ſtelle. — Nur in einem Fall aber hat die Aufwertungsſtelle den n, 
ſpruch über die Höhe des Aufwertungsbetrages überhaupt abzule 0 
nämlich wenn der aufzuwertende Anſpruch offenſichtlich (al „Denn 
daß es hierüber noch Ermittelungen bedarf) nicht befteht- chen, 
die Behörde darf nicht mitwirken zur Sicherung von Anu ei⸗ 
deren völlige Nichtigkeit klarliegt, wo alſo die behördliche En, 
dung von vornherein gegenſtandslos iſt (Joſef, BayRpild- bee 
332 u. Arch BürgR. 29, 74). Eine Ausſetzung des Verfah gu 
kommt alſo niemals in Frage; die anſcheinend entgegengeſezte na, 
ſicht, die im Ausſchuß über die Frage geäußert iſt, iſt für die 
legung des Geſetzes nicht bindend. Ge. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg . 


en 

Zu 21. Man wird der Entſch., auch wenn ſie für den betroffeal 
Anwalt hart ſein mag, nicht widerſprechen dürfen. Daß ein geht, 
wiſſen muß, daß die weitere Beſchwerde in Preußen an das dec an 
ift ſicherlich zutreffend, und es bedeutet wohl auch keine Überſpa Nach⸗ 
der dem Anwalt auferlegten Sorgſamkeitspflicht, daß ihm die werde 
prüfung der Adreſſe der Behörde, bei welcher die weitere Beſch 
eingereicht wird, zur Pflicht gemacht wird. u der Bi 
Immerhin muß hervorgehoben werden, daß das KG. in kt, 
laſſung der Wiedereinſetzung gegenüber der Partei ſelbſt ein Dei uf 
weiteres Entgegenkommen gezeigt hat. In dieſer Richtung maß — 
die Entſch. des Aufwertungsſenats des KG. v. 8. März 192 pin 
9 Aw. 146/26 — (Aufwertungskartothek zu 8 22 Karte Dr mir 
gewieſen werden, in welcher das KG. bei Verſäumung den rag 
wöchentlichen Beſchwerdefriſt aus Rechtsunkenntnis die Wiederen — 


keit der Einreichung angenommen worden iſt, wenn der Gegen 
ſchreiber der Aufwertungsſtelle die Sache in das Aufwertungsr hund 
eingetragen hat. Unerwünſchte Folgen, wie fie die zur BE bet 
vorliegende Entſch. für die Betroffenen zeitigt, ließen ſich Ver" Auf⸗ 
wenn dem von Nadler in der 2. Aufl. von Grundbuch- und Ein⸗ 
wertungsfragen S. 128, allerdings dort nur für den Fall Der ichte 
legung einer formloſen Beſchwerde, gegebenen Ratſchlag, die 
möchten in Fällen ſolcher Art das vielfach geübte Verfahren ei? 
Rückſicht auf den bevorſtehenden Friſtablauf zunächſt die Akten ir 
zufordern und dann erſt die Sache an das KG. abzugeben merh, 
geben und den Beſchwerdeführer ſofort auf den Formmangel @ rochen 
ſam machen, auch in Fällen der hier vorliegenden Art entf ic 
werden würde. Es hat für alle Beteiligten immer etwas außer leſlich 
Mißliches, wenn wegen eines formalen Verſehens, das doch 0 
menſchlich iſt, die materielle Rechtsprüfung unterbleiben mM 117 
Für die Anwaltſchaft zeigt die Entſch. aufs ö 
die großen Regreßgefahren des Auf w.; 
weiterhin, daß es vielleicht zweckmäßig iſt, w 
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ee Art. 1264 Durchf VO. v. 29. No v. 1925. — Die Be⸗ 
Natur gung nach Art. 1268 DurchfVoO. iſtrein katſachlicher 
Neid hat ſich auf die Angaben über den Eingang der 
bie d dung zu befhränfen. — Über Einwendungen gegen 
Art 1205 den Gerichtsſchreiber erteilte Beſcheinigung nach 
gegen ., DurchfVö. hat die Aufwſtelle zu entſcheiden; erit 
deren Entſcheidung findet die Beſchwerde ſtatt. ) 


tet dung iſt durch Beſchluß des AG. J v. 1. März 1926 als ver- 
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Anm 5 Anſpruch bis zum 1. Jan. 1926 angemeldet ſei, weil die 
reicht . zunächſt bei der unzuſtändigen Aufwertungsſtelle einge⸗ 
wertun er und erſt nach dem 1. Jan. 1926 bei der zuſtändigen Auf⸗ 
irref gsſtelle eingegangen ift. Der Gerichtsſchreiber darf freilich eine 
borliege 
e 

15 rt. 126 DurchfVO. entſprechenden Wortlaute erteilt würde. 
Art zerichtsſchreiber hat ſich vielmehr in Fällen der vorliegenden 
Rückſicht auf die rein tatſächliche Natur der Beſcheinigung 
Angabe der aus den Akten erjichtlichen Tatſachen zu be⸗ 
zu bezeicr, Er hätte alſo hier lediglich zu beſcheinigen, daß die näher 
diese Keichnenden Hypotheken zur Aufwertung angemeldet ſind, daß 
daß bie meldung beim AG. K. am 28. Sept. 1925 eingegangen iſt und 
daß ieſes AG, die Anmeldung an das AG. in J. abgegeben hat und 
(ein dort am 9. Jan. 1926 eingegangen iſt. Da die erteilte Be⸗ 
ſchreiber g dieſen Anforderungen nicht entſpricht, wird der Gerichts⸗ 
Erbſchei ſie in entſprechender Anwendung der Vorſchriften über den 

ein (8 2361 BGB.) einzuziehen haben. 

Gerichtssch der AVO. b. 8. Dez. 1925 (JBl. S. 442) find die 
cha schreiber mit der ſelbſtändigen Erledigung folgender Ge⸗ 


ei der Auſwertungsſtelle beauftragt: 1. der Erteilung von Be⸗ 
auf u en, 2. der Koſtenfeſtſetzung. Da nach 8 73 Abſ. 1 Aufw®. 
Na Verfahren vor der Aufwertungsſtelle die Vorſchriften des 
32 inngemäß anzuwenden ſind, finden hier die Vorſchriften der 
11.9 es Art. 6 des Geſetzes zur Entlaſtung der Gerichte v. 


zunüchſ eiber der Aufwertungsſtelle Einwendungen erhoben werden, 

der Richter der Aufwertungsſtelle zu entſcheiden, und erſt 

ſſen Entſcheidung findet die Beſchwerde ſtatt. 

„9. 38., Beſchl. v. 3. Juni 1926, 9 Aw III 215/26.) 
N. 


— 


Power 

bei y verden in Aufwertunngsſachen tunlichſt nicht 

ſon dern Gericht der weiteren Beſchwerde einzulegen, 

za ng n bei dem AG. oder dem Beſchwerdegericht, was 

Verf 936 Abſ. 2 der VO. über die Einrichtung und das 

I; jahren der Aufwertungsſtellen unzweifelhaft zu⸗ 
gift, IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


UNIIR 22. 1. Die Rechtſprechung, daß eine Zurückveiſung der An⸗ 
alſo Fo durch die Aufwertungsſtelle „überhaupt unzuläſſig iſt“, daß 
geht, i Entſcheidung im Anmeldungsverfahren überhaupt nicht er⸗ 
Rein wohl als dauernde Rechtſprechung anzuſehen und bedarf 
weiteren Erörterung. 
Veſchein Nach Art. 126, 14 DurchfBO. hat die Aufwertungsſtelle die 
1 Jon Nag darüber zu erteilen, ob „bei ihr“ „bis zum 
laut er 198% die Anmeldung ſtattgefunden hat. Nach dem Wort⸗ 
I Sn * Bestimmung würde, wenn bei der Aufwertungsſtelle bis zum 
wertung eine Anmeldung nicht ſtattgefunden hat, die Auf⸗ 
Dat die tolle die Erteilung einer Beſcheinigung abzulehnen haben. 
u Anmeldung nicht bei der Aufwertungsſtelle, ſondern bei 
ihr“ i ren Stelle ſtattgefunden, jo würde die Vorausſetzung „bei 
. ne Das KG. hat jedoch, ebenſo wie es auch ſonſt das Auf⸗ 
verfahren i. S. einer freieren Auffaſſung und feiner An⸗ 


\ 
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2. Baheriſches Oberſtes Landesgericht. 


1. 810 Ziff. 5 AufwGG. Für die Anwendung des 8 10 
Ziff. 5 AufwG. kommt es auf den wirtſchaftlichen Charakter 
des Rechtsgeſchäftes an und nicht auf ſeine Bezeichnung 
und äußere Aufmachung. In dem Verkauf ſämtlicher Ge⸗ 
ſchäftsanteile einer GmbH. kann der Wille, den Grund⸗ 
beſitz der Gmbh. zu veräußern, erblickt werden. In dieſem 
Falle iſt die Abtretungsſchuld, die durch Bürgſchafts⸗ 
übernahme der Gmbh. für die Schuld nnd durch Hypothek⸗ 
errichtung auf den Grundbeſitz der GmbH. geſichert iſt, 
als Kaufgeldforderung i. S. des $ 10 Ziff. 1 AufwG. zu 
behandeln. 

Zu notarieller Urkunde hat Kr. als einziger Geſellſchafter der 
Fr. E. GmbH. die ſämtlichen, in feiner Hand vereinigten Geſellſchafts⸗ 
anteile dieſer GmbH. an B. abgetreten. Der bedungene Abtretungs⸗ 
preis betrug 126 000 46. Hinſichtlich eines Teilbetrages von 72 500 4% 
dieſes Abtretungspreiſes iſt die genannte Geſellſchaft, nachdem Kr. 
als Geſchäftsführer zurückgetreten war, vertreten durch den neuen Ge⸗ 
ſchäftsführer B. neben letzterem zu Bürgſchaftszwecken in das Schuld⸗ 
verhältnis eingetreten und hat auf ihren Grundbeſitzungen hierfür 
Hypothek beſtellt, die in das Hypothekenbuch eingetragen wurde. 

In der Folge iſt die Hypothek durch Ratenzahlungen auf 
16 000 % gemindert worden. Letzterer Betrag iſt am 1. Okt. 1922 an 
die drei Antragſteller, auf welche die Hypothek im Erbwege über⸗ 
gegangen war, zurückbezahlt worden, worauf am 17. Jan. 1923 
Löſchung erfolgt iſt. 

Die Antragſteller haben die Reſthypothek zu 16 000 % zur rück⸗ 
wirkenden Aufwertung gegen die Geſellſchaft angemeldet und hierbei 
Aufwertung der perſönlichen Forderung auf 75 v. H. des Goldmark⸗ 
betrages gefordert, da eine Kaufgeldforderung in Frage ſtehe. 

Die geforderte höhere Aufwertung der perſönlichen Forderung 
nach allgemeinen Vorſchriften kann nicht auf § 10 Abſ. 1 Ziff. 1 
AufwG. geſtützt werden. Denn die Forderung beruht nicht auf einem 
Geſellſchaftsvertrag oder einem Veteiligungsverhältniſſe zwiſchen den 
Parteien. 

Es kann ſich vielmehr nur fragen, ob die Beſtimmung des 810 
Adi. 1 Ziff. 5 AufwG. anwendbar iſt. Geht man hierbei von der 
juriſtiſchen Struktur des Vertrages v. 16. Okt. 1909 aus, wonach es 
ſich, rein rechtlich betrachtet, nur um die Abtretung der ſämtlichen Ge⸗ 
ſchäftsanteile der GmbH. gegen einen beſtimmten Geldbetrag handelt, 
fo müßte die Frage zweifellos verneint werden. Die Gmbh. iſt eine 
juriſtiſche Perſon, die auch ihren Geſellſchaftern als ſelbſtändige Per⸗ 
ſönlichkeit gegenüberſteht und ebenſo wie eine natürliche Perſon Rechte, 
Forderungen und Eigentum haben kann. Auch die Geſchäftsanteile in 
ihrer Geſamtheit ſind nicht gleich der juriſtiſchen Perſon ſelbſt; ſie ſind 
auch nicht gleichbedeutend mit dem der Geſellſchaft gehörigen Vermögen. 
Die Geſchäftsanteile ſind nicht Vermögensteile, ſondern als Geſell⸗ 
ſchaftsrechte nur Anteile an der rechtlichen Verfügungsmacht über das 
Geſellſchaftsvermögen. Daher bewirkt der Übergang der ſelbſtändig 
veräußerlichen und vererblichen Geſchäftsanteile nicht das Aufhören und 
den Untergang der juriſtiſchen Perſon. Dieſe bleibt vielmehr in ihrer 
Selbſtändigkeit ſogar dann beſtehen, wenn alle Geſchäftsanteile ſich in 
einer Hand vereinigt haben. Dieſer Übergang bewirkt auch nicht ohne 
weiteres den Übergang von Eigentum und Beſitz an dem der juriſti⸗ 
ſchen Perſon gehörigen Geſchäftsvermögen (vgl. u. a. RG. 86, 147; 
100, 204). — Es kommt deshalb neben der Abtretung aller Geſchäfts⸗ 
anteile an eine Perſon der Verkauf des von der GmbH. betriebenen 
Geſchäftes in Frage (RG. 98, 291). Zur übertragung des Eigentums 
an Grundſtücken der Geſellſchaft wird, auch wenn alle Geſchäfts⸗ 
anteile übergegangen find, die Auflaſſung gemäß 88 873, 925 BGB. 
durch den Geſchäftsführer der GmbH. gefordert werden müſſen. Ge⸗ 
gebenenfalls hat aber Kr. nur als einziger Geſellſchafter gehandelt, 


näherung an den Zivilprozeß ausgeſtaltet hat, auch hier i. S. dieſer 
Auffaſſung entſchieden. Nach ſeinem Standpunkt, dem beizutreten iſt, 
hat die Aufwertungsſtelle ſich nicht auf das dem Wortlaut des 
Art. 1263 entſprechende Verhalten zu beſchränken, ſondern eine Be⸗ 
ſcheinigung auch darüber zu erteilen, daß die Anmeldung zwar nicht 
bei ihr bis zum 1. Jan. 1926 erfolgt iſt, aber bei einer anderen 
Stelle, und daß die Anmeldung an ſie zu dem anzugebenden 
ſpäteren Zeitpunkt abgegeben worden iſt. Dies iſt wegen der neuen 
Rechtſprechung über die Wirkſamkeit der Anmeldung bei unzu⸗ 
ſtändiger Auſwertungsſtelle (pl. Bay Obs. Rſpr. i. A. S. 131; 
KG. ZW. 1926, 18327 von weſentlicher Bedeutung und es wird 
eine ſolche Anmeldung, da auch das Grundbuchamt die genannte 
Rechtſprechung berückſichtigen muß, regelmäßig genau ſo jetzt die 
Grundlage einer Eintragung im Grundbuch bilden können, wie eine 
normale Beſcheinigung. Selbſtverſtändlich iſt, daß der Gerichts⸗ 
chreiber nicht die Beſcheinigung entſprechend Art. 126 a (daß bei der 
Aufwertungsſtelle bis 1. Jan. 1926 angemeldet ſei) abgeben kann, da 
eine ſolche Beſcheinigung irreführend wäre und über die Bedeutung 
des Sachverhalts nicht bei der Erteilung der Beſcheinigung, ſondern 
bei der Entſcheidung der Aufwertungsſtelle bzw. des Grundbuchamtes 
bzw. des Prozeßgerichts zu befinden iſt. 
RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 
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nicht als Geſchäftsführer; er iſt vielmehr als ſolcher kraft ſeiner Er⸗ 
klärung in der Urkunde ausgeſchieden; es iſt keine Auflaſſung der der 
Geſellſchaft gehörigen Grundſtücke erfolgt, ſondern nur eine Verpfän⸗ 
dung derſelben durch den neuen Geſchäftsführer nach beſtärkender 
Schuldübernahme durch die Geſellſchaft. N 

Es wird auch die Einbeziehung der bloßen Abtretung ſämtlicher 
Geſchäftsanteile einer GmbH. unter den Begriff der Kaufgeldforderung 
nach § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. aus dieſen Gründen als unzuläſſig 
erachtet (vgl. Mügel, Nachträge Bem. Za zu 8 10 S. 261; Hol⸗ 
länder, DStZ. 1925, 958; Cretſchmar im Handelsblatt der 
Frankf. Ztg. Nr. 100 v. 7. Febr. 1926 XX Nr. 85). 

Wenn man daher der äußeren Erſcheinung des Vertrages folgt, 
hat es ſich nicht um den Erwerb der mit der Hypothek belaſteten 
Grundſtäcke gehandelt. 

Die juriſtiſche Konſtruktion und äußere Form des Vertrages 
v. 16. Okt. 1909 verdeckt aber offenſichtlich den wahren, inneren Willen 
der Vertragſchließenden. Es iſt dem Vertrage mit Sicherheit zu ent⸗ 
nehmen, daß Kr., „der im wirtſchaftlichen Sinne bisher Alleineigen⸗ 
tümer des Geſellſchaftsvermögens war“, ſeine Rechtsſtellung voll auf 
B. übertragen wollte und es ſich hierbei, wie ſchon die Fixierung der 
Höhe des Abtretungspreiſes ergibt, in erſter Linie um die Übertragung 
der beiden Elektrizitätswerke handelte, von deren Beſitz die Ausübung 
des Geſchäfts abhing. Wie bis zum Vertrage Kr., konnte nun B. mit 
den Immobilien der doch eigentlich nur fiktiv weiterbeſtehenden Ge⸗ 
ſellſchaft nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung 
auf ſie ausſchließen; er hatte alſo tatſächlich die Stellung eines Eigen⸗ 
tümers nach 8 903 BGB. In ſeiner Eigenſchaft als Geſchäftsführer 
der GmbH. konnte er auch rechtlich wie ein Eigentümer darüber ver⸗ 
fügen. Die Auflaſſung der beiden Werke, die Kr. als Geſchäftsführer 
ohne weiteres hätte erklären können, wurde umgangen durch die Kon⸗ 
ſtruktion einer kumulativen Schuldübernahme und die nachfolgende 
Hypothehbeſtellung durch die Geſellſchaft. Der wirtſchaftliche Erfolg des 
Vertrages war demnach durchaus identiſch mit dem Verkaufe der 
beiden Werke. 

Für die Anwendung des 8 10 Ziff. 5 AufwG. kommt es aber 
auf den wirklichen Charakter des Rechtsgeſchäftes an und nicht auf 
feine Bezeichnung und äußere Aufmachung (bgl. Quaſſowski 
S. 162; Nadler S. 158). Wie daher derartige Verträge, da ſie nicht 
ſelten zwecks Erſparung von Koſten und namentlich Steuern zur Ver⸗ 
ſchleierung des Cigentumsübergangs an Immobilien geſchloſſen werden, 
nach poſitiver geſetzlicher Vorſchrift ſteuerrechtlich ihrer wahren Natur 
gemäß der Übertragung des Eigentums an den in Frage kommenden 


Grundſtücken gleichzuachten find (83 GrErwStG.), fo müſſen ſie auch, 


wenn man dem Grundſatze gerecht werden will, daß die Beſtimmungen 
des AufwGg. fo auszulegen find, daß die Geltendmachung der danach 
noch erkannken Rechte nicht unnötig erſchwert oder vereitelt wird, i. S. 
des 8 10 Ziff. 5 a. a. O. der Übertragung des Grundſtückseigentums 
gleichgeachtet werden (vgl. auch Lehmann⸗Boeſebeck, AufvG., 
Anm. 8 zu 8 10 S. 138). 


Zu 2. Man unterſcheidet im allgemeinen zwiſchen dem Be⸗ 
wirken der Leiſtung durch den Schuldner, der Annahme der Leiſtung 
durch den Schuldner, der Erklärung eines Vorbehalts bei Annahme 
durch den Gläubiger (vgl. Friedenthal, Zurich. 1926 Sp. 601). 

Dabei iſt unter Leiſtung Zahlung verſtanden, obwohl die Zah⸗ 
lung des Papiermarkbetrages an ſich ja gerade keine Leiſtung i. ©. 
des Geſetzes darſtellt (NG. = JW. 1925, 45). Man hat ſich viel⸗ 
mehr nur allgemein der Sonderterminologie des Geſetzes angeſchloſſen. 

Das Bay obs. hat das Vorliegen der Annahme einer Leiſtung 
verneint. Der Begriff der Annahme der Leiſtung iſt durch Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum dahin klargeſtellt, daß hierunter — wie 
auch vom BayObLG®. ausgeſprochen — dasjenige Verhalten des Gläu⸗ 
bigers zu verſtehen iſt, durch welches er zum Ausdruck bringt, daß 
er die an ihn bewirkte Geldleiſtung als Erfüllung annimmt; ſein 
Verhalten iſt hierbei nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte zu prüfen (RG. JW. 1926, 145; RG. — Jurgidſch. 
1925 Nr. 1666; Bahdbsch. Dig. 1925, 530; OLG. Kaſſel = 
Recht 1925, 161; Mügel S. 270; Mügel, Nachtrag S. 265; 
Quaſſowski S. 188; Michaelis S. 84; Lehmann-Boefe- 
beck S. 151; Nadler S. 66; Jurqdſch. 1926, 7). Entſcheidend iſt 
daher nicht nur das ſubjektive oder innere Moment, daß der Emp⸗ 
fänger die Leiſtung (= Zahlung) annehmen wollte, und zwar als Er⸗ 
füllung des Geſchuldeten, ſondern vor allem auch das objektive oder 
äußere Moment, welchem Willen der Empfänger einem für die Außen⸗ 
welt erkennbaren Ausdruck verliehen hat. Ein Wille, der nicht „er⸗ 
klärt“ wird, iſt unbeachtlich (8 116 BGB.). Nun ift aber im vor⸗ 
liegenden Falle eine poſitive Willenserklärung nicht erfolgt, vielmehr 
liegt nur eine Willenserklärung vor, die, wenn ich ſo ſagen darf, ſich 
im Negativen erſchöpft. Das Unterlaſſen ift daher hier nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu würdigen. Auszu⸗ 
gehen iſt dabei ſelbſtverſtändlich von den Anſchauungen, welche gemäß 
Treu und Glauben im damaligen Zeitpunkt vertreten wurden und die 
der Schuldner teilte oder, wenn das nicht der Fall war, von denen ihm 
zugemutet werden konnte, ſie zu teilen. Nicht ganz unbedenklich er⸗ 
ſcheint aus dieſem Geſichtspunkt heraus ſchon die Bewertung mit 
78 Goldpfennigen i. S. eines beſonders geringen oder beinahe nicht in 
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Der Grund, aus welchem ſich die Zulaſſung der freien “= 
wertung der Kaufgeldforderungen erklärt, daß fie nämlich trotz nd 
hypothekariſchen Sicherung im Verkehre vielfach nicht als Vermöge 5 
anlagen behandelt werden, ſondern den urſprünglichen Charaktere 
Forderungen aus gegenjeitigen Verträgen gewahrt haben, trifft nu 
den Zahlungsbeſtimmungen des Vertrages v. 16. Okt. 1909 für die bin 
in Frage kommende Forderung erſt recht zu. Es handelt ſich Br 
um eine Kaufgeldforderung i. S. des § 10 Ziff. 5 Aufto G., die N 
allgemeinen Vorſchriften aufzuwerten iſt. „in An⸗ 
Daß der Anſpruch ſich gegen die Geſellſchaft richtet, wird in im 
betracht des Umſtandes, daß ſie nicht nur als dinglich belaſtet rin 
Grundbuche eingetragen iſt, ſondern auch formell als Geſamtſchuldne 
neben B. erſcheint, nicht zu beanſtanden ſein. 196.) 
(BayO5LE., ZS., Beſchl. v. 8. Juli 1926, Reg. VIII Nr. 105/79. 
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2. 88 14, 15, 16 Aufw G. Ein „Vorbehalt der Rechte, 
war nicht erforderlich, wenn die Papiermarkzahlung up 
fo geringen Goldwert hatte, daß dem Gläubiger die 1 
a für eine briefliche Nachricht nicht zuzuml 
war. 
Am 2. Mai 1923 zahlte die Schuldnerin das Darlehen zur 
Eine Löſchung der Hypothek im Grundbuch erfolgte nicht. des 
Die Gläubigerin hat am 20. April 1926 die Eintragung np 
Aufwertungsbetrages von 98 % für jene Hypothek beim Grundb 
amte beantragt. 1 Auf⸗ 
Das Grundbuchamt hat die Eintragung abgelehnt, da die abet 
wertung bis 1. Jan. 1926 bei der Aufwertungsſtelle hätte angem 
werden müſſen (8 16 AufwG.). ung 
Auf Beſchwerde und weitere Beſchwerde iſt die Vorentſcheid 1 
aufgehoben worden. 8 16 Aufm®., den die Vorbeſchlüſſe auf daß 
vorliegenden Fall anwenden wollen, beſagt in Abſ. 1 Satz 1, 5 
eine Aufwertung „auf Grund des Vorbehalts der Rechte zu, 
kraft Rückwirkung“ nur ſtattfinde, wenn der Gläubiger den 7 
ſpruch auf Aufwertung bis zum 1. Jan. 1926 bei der Aufwertung 
ſtelle anmeldet. ing? 
Die Beſchwerdeführerin hat eine derartige Anmeldung allerding, 
unterlaſſen. Der vorliegende Fall fällt aber überhaupt nicht in der 
Rahmen eines Vorbehalts der Rechte i. S. des § 14 Aufiv®. 
einer Rückwirkung nach Maßgabe des 8 15 a. a. O. 4 
Beide Geſetzesvorſchriften (88 14, 15) gehen von einer 
nahme der Leiſtung ſeitens des Gläubigers aus. ten 
Unter Annahme der Leiſtung dieſen Sinnes iſt ein Bert. 
des Gläubigers zu verſtehen, das nach Lage des Falles unter und 
rückſichtigung der Verkehrsſitte und der Grundſätze von Treu ande 
Glauben ſich als Ausdruck des Willens darſtellt, eine ihm Juge 935 
Leiſtung als Vollerfüllung gelten zu laſſen. Vgl. RG. v. 4. Nob, 
= JurRdſch. 1925 Nr. 1666 und Nadler, ebenda 1926, ©. IE. 
Eine derartige Annahme liegt aber im gegebenen Falle nicht 
Betracht kommenden Betrages, zumal wenn man bedenkt, daß eh 
um eine erſt im Sommer 1921 begründete Hypothek handelt 1 
ing 


An“ 


weiter, daß mehrere Monate vor der Zahlung die Mark unge! 
ſtabil geblieben war. Im Vorſtellungsvermögen der breiten 
war damals von Sommer 1921 bis Frühjahr 1923 die „Teuern 
außerordentlich ſtark fortgeſchritten; zu einer derartigen Umke up- 
der Anſchauung, daß derjenige, welcher etwas widerſpruchslos aber 
fängt, es trotzdem nicht annehmen will, hatte dieſe Vorſtellung 
wohl Raum geführt. eine 
2. a) Ganz abgeſehen hiervon begründet das Baydboch. en 
Stellungnahme aber vor allem auch damit, „man habe dem! date 
um jo weniger zumuten können, den Betrag ausdrücklich are 
weiſen oder einen Vorbehalt zu machen, als er für eine Ihe, 
Nachricht oder eine Zurückſendung Aufwendungen hätte machen a”. 
jen, die dem überſandten Betrag jedenfalls ſehr nahegekommen wa 197 
Rein tatſächlich iſt dieſe Behauptung falſch. Nach den eigenen karte 
führungen des BayObLG. hätte zweifellos die auf einer Pollkl 
oder in einem Brief erfolgte Mitteilung des Gläubigers, er N inf 
den Betrag nicht an oder er behalte fich feine Rechte aus einer Kr 
tigen Anderung der Rechtſprechung oder Geſetzgebung vor, als inet 
klärung der Nichtannahme oder eines Vorbehalts genügt. Porto old⸗ 
Fernverkehrskarte betrug am 3. Mai 1923 40 PM. 0,5 6 Oder 
pfennige, eines Fernbriefes 60 PM. = 0,774 Goldpfennige . ahe⸗ 
Gläubiger hätte alſo „nicht einen Betrag, der dem überſandten nn 
gekommen“, ſondern 1¼ößoſtel der überſandten Summe aufwe det 
müſſen. Gerade nach Treu und Glauben konnte ihm aber n 
damaligen Zeit eine ſolche Aufwendung wohl zugemutet werden, nicht 
er tatſächlich das zugeſandte Geld behalten und trotzdem es als » 
angenommen“ behandelt wiſſen wollte. Leiſtang 
b) Ich halte jedoch die Verneinung einer Annahme der Leiſeiß⸗ 
aus dem Grunde, weil dem Gläubiger eine Außerung wegen des pen? 
verhältniſſes des geleifteten und des für die Außerung au) 
den Betrages nicht zuzumuten fei (jo die überwiegende Lit. u. geh, 
überhaupt für gewagt. Es erſcheint nicht ohne weiteres einleuche 
inwiefern dem Gläubiger, der einen ganz geringen Betrag erhlt nor 
zugemutet werden kann, denſelben Betrag für eine entſprechende 
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hren Bürdigt man die am 2. Mai 1923 erfolgte Rückzahlung nach 

Goldwerte, ſo ergibt fich, daß dieſe nach Maßgabe der zu 8 2 
aufgeſtellten Umrechnungstabelle ungefähr 78 Goldpfennige 
gewiesen Wenn die Gläubigerin dieſen Betrag ausdrücklich zurück⸗ 
ihr 5 oder einen Vorbehalt nicht beſonders erklärt hat, ſo darf 
gende u Rein Rechtsnachteil erwachſen. Es kann eine ſtillſchwei⸗ 
jener Zunahme hierin um fo weniger befunden werden, als ihr im 
wend ei ftarker Inflation nicht zugemutet werden dürfte, Auf⸗ 
machen 35n. für eine briefliche Nachricht oder eine Zurückſendung zu 
äre. die dem überſandten Betrage jedenfalls ſehr nahe gekommen 
Auf gl, Schlegelberger⸗-Harmening, Bem. 3 zu 8 14 
S. 66. tadler, Grundbuch⸗ und Aufwertungsfragen, 2. Aufl. 
Anm 5) Pegel, Das geſetzliche Aufwertungsrecht, Bd. 1, S. 270 
ung a Auch der beſchließende Senat iſt von gleicher Rechtsanſchau⸗ 
duk gere ſeinem Beſchl. v. 29. Mai 1926, Reg. VIII 72/1926, 


bimbrlegende Sache iſt daher rechtlich ebenſo zu würdigen, wie 


nicht gelöſc fall einer Eintragung des Aufwertungsbetrages bei einer 


gelöſchten Hypothek i. S. der 88 4, 5 AufwG. 
Saydbe., Beſchl. v. 17. Juli 1926, Reg. III Nr. 59/26.) 
* 


89 1678,72 AufwG.; Art. 117 Durchf o.; $ 794 350. 
dung ps GVG. Die Aufwertungsſtelle iſt zur Beurkun⸗ 
voll er dinglichen Unterwerfung unter die Zwangs- 
wert reckung nicht zuſtändig. Rechtliche Stellung der Auf⸗ 
angsſtelle als Verwaltungsbehörde. f) 
vor „wiſchen dem Eigentümer und dem Hypothekengläubiger wurde 
für — baheriſchen Aufwertungsſtelle ein Vergleich beurkundet, wonach 
n Gläubiger an Stelle der Papiermarkhypothek eine Gold⸗ 
ru 
ben daufzuwenden. Denn das Intereſſe des Gläubigers iſt ja nicht an 
nach wiſandten geringen Betrag, ſondern an dem ihm ſeiner Meinung 
dieſe rtlich zuſtehenden AufwBetrag zu meſſen. Um ſich vor Verluſt 
wertu 8, einen ganz erheblichen wirtſchaftlichen Wert darſtellenden Auf⸗ 
Glaubebsbetrages zu ſchützen, kann dem Gläubiger m. E. nach Treu und 
ag en zugemutet werden, den im Verhältnis hierzu minimalen Be⸗ 
lichen ulzuwenden, der für eine zur Wahrung ſeiner Rechte erforder⸗ 
Berklarung notwendig iſt. 
Nicht uf die Rechtslage einzugehen, die ſich bei Unterſtellung der 
mer annahme der Leiſtung ergibt, würde über den Rahmen dieſer An⸗ 
S. 1898 hinausgehen. Ausführlich befaßt ſich Qua ſows Ri, 4. Aufl. 
ZU gel mit der Frage, ohne aber zu einem befriedigenden Ergebnis 
Nichtannden — wohl deshalb, weil auch er von der Möglichkeit einer 
des Ehe Re eines Vorbehalts (im weiteſten Sinne 
ausgeht. 
% Nebenbei muß auch noch auf die praktiſchen Folgen der Ent⸗ 
ſchedung des Bay obs. hingewieſen werden. 
Deulſchlar den rund 65 Milliarden Mark, welche im Frieden in 
1922 — in Hypotheken angelegt waren, ſind in den Jahren 
ſähr 36 rund 50 bis 60% zurückbezahlt worden, und zwar unge⸗ 
Daß f %, demnach über ½¼ — 23 Milliarden Mark, i. J. 1923. 
n „De viele dieſer Hypotheken nicht gelöſcht wurden, ift bekannt. 
ala Sehlreichen ſolchen Fällen ſoll nun die Hypothek ohne weiteres 
Hyno le noch nicht eingetragene, überhaupt niemals zurückbezahlte 
Nan fe behandelt werden, wie das Bay Obs. folgerichtig ausführt. 
0 ann aber ruhig jagen, daß mindeſtens 90% aller Gläubiger 
Hypot Hypotheken ihre Anſprüche ebenſo wie andere zurückbezahlte 
900% heten als Rückwirkungshypotheken angemeldet und mindeſtens 
a Aufwertungsſtellen fie als ſolche behandelten. Ein der⸗ 
digen Gläubiger ſteht aber nun bedeutend ſchlechter als ein Gläu⸗ 
bert welcher die Hypothek nicht angemeldet und ſich um des Aufiv®. 
Kaufe d. nicht gekümmert hat. Denn erſterer muß ſich die Härte⸗ 
der des 8 15 entgegenhalten laſſen, er kann — wenigſtens nach 
Vegim Apr. des Bay Obs. — JW. 1926, 1835 — Zinſen erſt vom 
ab 92 auf die Wiedereintragung folgenden Kalendervierteljahres 
plötzlich ngen uſw. Dagegen kann der unbekümmerte Gläubiger nun 
und 9 doch noch Aufwertung verlangen, feine 25% eintragen laſſen 
Grund dien ab 1. Jan. 1925 beanſpruchen, ja, womöglich noch auf 
tal ſof einer Verfallklauſel wegen der Zinszahlung das ganze Napi⸗ 
vornie ort fordern. Der Schuldner jedoch iſt unter Umſtänden, wie 
Ge gender Fall zeigt, ſogar noch der Rechte beraubt, welche das 
noch dem Schuldner einer tatſächlich niemals zurückbezahlten und 
vom 61 getragenen Hypothek einräumt. Am 20. April 1926 wurde 
Eigen; Aubiger die Eintragung beantragt. Damals hat alſo der 
fahr. Amer vorausſichtlich erſt von der verlangten Aufwertung er- 
Perkungapen er wahrſcheinlich vorher auf eine Zujtellung der Auf» 
ieht, Welle 
re 55 nicht erkannte, kann ihm ſicher nicht als Verſchulden ange⸗ 
warer werden; auch das AG. München und das LG. München I 
des g ‚einer Anſicht.) Am 1. April 1926 war indes bereits die Friſt 


das Bar n aus 
HOLE. im Verfolg eines an ſich vielleicht berechtigten Ge⸗ 
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markhypothek eingetragen werden ſollte; auch unterwarf ſich der 
Eigentümer für ſich und ſeine Beſitznachfolger der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Dieſe Urkunde iſt, ſoweit fie die Unterwerfungsklauſel 
betrifft, keine zuläſſige Eintragungsgrundlage. Die Aufwertungsſtelle 
iſt wohl zuſtändig zur Beurkundung über den Anſpruch, zu deſſen Ver⸗ 
wirklichung hier die Unterwerfungsklauſel dienen ſolle. Die Auf⸗ 
wertungsſtelle iſt aber nicht zuſtändig, die Unterwerfung unter die 
Zwangsvollſtreckung zu beurkunden; denn nach 8 794 Abſ. 1 Nr. 5 
ZPO. findet die Zwangsvollſtreckung ſtatt aus Urkunden, die vor 
einem deutſchen Gericht aufgenommen ſind, die Aufwertungsſtelle ift 
aber kein Gericht. 


(SyO5LG., Beſchl. v. 24. Juli 1926, Reg. III N 7/1926. 
x 


4. 873 AufwG.; §8 1380, 1400 BGB. Bei dem 
geſetzlichen Güterſtand iſt der Ehemann zur Prozeßfüh⸗ 
rung für die Frau in dem gegen ſie als Schuldnerin ge⸗ 
richteten Aufwertungsverfahren nicht legitimiert. 

Die Schuldner leben im geſetzlichen Güterſtande; ſie ſind je zur 
Hälfte Eigentümer des belaſteten Anweſens. Die Aufwertung ſtellt 
in der Richtung gegen die Schuldner einen Paſſivprozeß dar. Für 
ſolche Prozeſſe iſt beim geſetzlichen Güterſtande der Ehemann zur 
Prozeßführung für die Frau, ſei es in eigenem Namen oder in Ver⸗ 
tretung der Frau, nicht legitimiert (Planck, BGB.“ zu 88 1380, 
1400; Stein, ZPO. 8 52 A. IV Ab). Auch eine notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft liegt bei den ſchuldneriſchen Eheleuten, jedenfalls in 


dankens zu weit gegangen iſt. Begriffsinterpretationen, wie hier die⸗ 
jenige der Annahme der Leiſtung, müſſen mit äußerſter Vorſicht 
angewandt werden, beſonders wenn ſie, wie vorliegenden Falles, dazu 
führen, grundlegende Geſetzesvorſchriften — den Anmeldezwang des 
§ 16 — illuſoriſch zu machen. 

RA. Dr. H. H. Bernſtein, München. 


Zu 3. Dieſer letzteren Anſicht iſt nicht beizuſtimmen. 8 12 
GVG. beſtimmt, daß die ordentliche Gerichtsbarkeit durchndie AG., 
LG., OLG. und das RG. ausgeübt werde und läßt hiermit erkennen, 
daß Sondergerichte, die mit der Ausübung ordentlicher ſtreitiger Ge⸗ 
richtsbarkeit befaßten Behörden ſind, die nicht zu den bezeichneten 
Gerichten (AG. uſw.) gehören; in $14 werden dann beſtimmte Ge⸗ 
richte aufgeführt, die als beſondere Gerichte zugelaſſen werden. So 
RG. 75, 429 = JW. 1911, 460. In einem vom BayobesG. a. a. O. 
angezogenen neuerlichen Urt. v. 30. Nov. 1925 (Warneyer 26, 1) be⸗ 
merkt nun das RG.: Das ordentlich Gericht könne nach 8 148 PO. 
das Verfahren bis zur Entſcheidung der Aufwertungsſtelle ausſetzen, 
und letztere ſei als reichsgeſetzliche Verwaltungs behörde i. S. von 
RG. 75, 430 anzuſehen. — Alſo nur um die (ſchon an ſich zweifel⸗ 
loſe) Beſugnis des ordentlichen Gerichts zur Ausſetzung des Rechts⸗ 
ſtreits zu begründen, bezeichnet das RG. die Aufwertungsſtelle als 
Verwaltungs behörde. Nun würde aber die gleiche Befugnis zur 
Ausſetzung dem ordentlichen Gericht nach 8 148 zuſtehen, auch wenn 
man die Aufwertungsſtelle als ein Gericht anſieht, fo daß jene 
kurze Bemerkung auf eine Abſicht des RG., die Aufwertungsſtelle als 
Verwaltungsbehörde im Gegenſatz zum Gericht hinzuſtellen, gar 
nicht hinweiſt. Das BaybOs G. kann ſich alſo zur Begründung ſeiner 
Anſicht auf dies neuerliche Urteil des RG. nicht berufen. 

Unter Verwaltungsbehörden verſteht der Sprachgebrauch nur Be⸗ 
hörden, die zur Durchführung der allgemeinen Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
verwaltung berufen und als ſolche getrennt von den Gerichten or⸗ 
ganiſiert find. Wenn nun 8 72 AufwG. mit Art. 117 Abſ. 1 Durchf⸗ 
BD. das AG. als Aufwertungsſtelle beſtimmt, jo daß den Gerichten 
nunmehr, wie ſie reichsgeſetzlich beſtimmt find, alfo in ihrer Beſetzung 
und Ausſtattung, mit ihren Sitzen und Bezirken, auch die Auf⸗ 
wertungsſachen obliegen, ſo iſt es ganz unmöglich, dasſelbe AG., 
dieſelbe Zivilkammer, denſelben Senat, alſo Behörden, die bei der 
Handhabung der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit eine Ge⸗ 
richts behörde ſind, als eine Verwaltungsbehörde anzuſehen, ſobald 
dieſe Abteilung der Gerichte eine Aufwertungsſache bearbeitet. Der 
vom BayObLG. angezogene Abſ. 2 des Art. 117, wonach die oberſte 
Landesbehörde andere Landesbehörden an Stelle der AG. für zu⸗ 
ſtändig erklären kann, ſteht der hier vertretenen Anſicht nicht ent⸗ 
gegen; denn aus ihm folgt nur, daß die Landesbehörde die reichs⸗ 
geſetzlich begründete Eigenſchaft dec Aufwertungsſtelle als Gericht 
beſeitigen kann; dies iſt in Bayern nicht geſchehen. Auch der 
873 AufwG., wonach auf das Verfahren die Vorſchriften des FGG. 
Anwendung finden, ſteht nicht, wie das BayObLG. annimmt, der 
hier vertretenen Anſicht entgegen; denn da die Aufwertungsſtelle bei 
Streit über die Höhe der Aufwertung entſcheidet (8 69), konnte für 
das Verfahren die Anwendung der ZED. in Betracht kommen; daher 
war der 8 73 erforderlich. 

Aus Art. 117 folgt danach, daß die Aufwertungsſtelle ein 
reichsgeſetzlich neu eingeführtes beſonderes Gericht 
i. S. der 88 13, 14 GVG. iſt; eine von der Aufwertungsſtelle be⸗ 
urkundete rechtsgeſchäftliche Erklärung, insbeſondere eine vollſtreckbare 
Urkunde iſt alſo von einem Gericht (8 749 Nr. 5 ZPO.) aup 
genommen. RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 
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Anſehung der perſönlichen Forderung, nicht vor (Stein, ZPO. 
§ 62 A. II, III). Der Ehemann E. hat weder im Sühnetermine noch 
ſonſt im Laufe des Verfahrens Vollmacht für ſeine Frau vorgelegt 
oder eine ſolche Bevollmächtigung behauptet oder zugegeben; wenigſtens 
weiſen die Akten nichts derartiges aus. Mag nun auch eine ziemliche 
Wahrſcheinlichkeit dafür beſtehen, daß Frau E. ihren Mann mündlich 
und damit rechtswirkſam zu ihrer Vertretung im Aufwertungs⸗ 
verfahren ermächtigte, ſo kann dies angeſichts der poſitiven Be⸗ 
ſtreitung in der Rechtsbeſchwerde und mangels jeglichen aktenmäßigen 
Anhaltspunktes doch nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt und unter⸗ 
ſtellt werden. Die Verkündung des erſtinſtanzlichen Beſchluſſes im 
Sühnetermine genügte wohl den anweſenden Beteiligten gegenüber, 
nicht aber gegenüber der weder anweſenden noch vertretenen Frau E. 
Ihr hätte der Beſchluß zugeſtellt werden müſſen. Mangels ſolcher 
Zuſtellung wurde das Beſchwerdeverfahren ihr gegenüber gar nicht 
eröffnet, durfte eine Beſchwerdeentſch. in der Richtung gegen ſie nicht 
ergehen. Der Beſchwerdebeſchluß kann daher nicht aufrechterhalten 
werden. Da die Sachlage wohl eine einheitliche Entſch. in der Rich⸗ 
tung gegen die ſchuldneriſchen Eheleute verlangen wird und Frau E. 
in einem — durch Zuſtellung des erſtinſtanzlichen Beſchluſſes an 
ſie und Beſchwerdeeinlegung ordnungsgemäß eingeleiteten — neuer⸗ 
lichen Beſchwerdeverfahren noch alle Rechte geltend machen kann, 
erſchien es geboten, den angefochtenen Beſchluß in vollem Umfang 
aufzuheben und den Aufwertungsſtreit im ganzen der neuerlichen Be⸗ 
handlung und Entſch. des Beſchwerdegerichts zu unterſtellen. 
GaydbsG., Beſchl. v. 31. Mai 1926, Reg. VIII 69/26.) 


3. Oberlandesgericht Stuttgart. 


1. § 37 AufwG.; Art. 32 DurchfVO. Gläubiger von 
In duſtrieobligationen erhalten ein Genußrecht auch nach 
Umtauſch vom Jahr 1922. 

Der Gläubiger hat i. J. 1910 eine 4 ½ 0% ige Teilſchuldverſchrei⸗ 
bung im Nennwert von 1000 % erworben. Der Schuldner kündigte 
fie am 30. Juni 1922 und bot dafür feine 50% ige Schuldverſchreibung 
von 1922 zum Umtauſch an. Der Gläubiger, der von dem Umtauſch 
Gebrauch machte, beantragt feſtzuſtellen, daß der Schuldner ver⸗ 
pflichtet ſei, ihm für dieſe Schuldverſchreibung das 100% ige Genuß⸗ 
recht gemäß § 37 Aufw®. in Höhe von 100 Reichsmark einzuräumen. 
Dieſem Antrag entſprach das OLG. auf Sprungbeſchwerde des Gläu⸗ 
bigers. 

Wie der Schuldner hervorhebt, erwirbt nach 8 37 AufwG. nur 
derjenige Glaubiger, der die Schuldverſchreibung vor 1. Juli 1920 
erworben hat und bis zur Anmeldung Gläubiger geblieben iſt, neben 
der Aufwertung einen Anſpruch auf Beteiligung, der das Genußrecht 
vorſtellt. Das Geſetz unterſcheidet alſo zwiſchen Aufwertung und 
Genußrecht und behandelt das letztere nicht als Anhang der Auf⸗ 
wertung. Art. 32 DurchfVoO. will dem Gläubiger, der auf den Um⸗ 
tauſch eingeht, nur den Ausgabetag der hingegebenen Schuldverſchrei⸗ 
bung zugute kommen laſſen, ſagt nichts von Genußrecht, führt den 
$ 37 nicht an und hat an deſſen Vorausſetzungen nichts geändert. Es 
fragt ſich aber, ob aus dieſem Schweigen der Durchf VO. die Ver⸗ 
ſagung eines Genußrechts für den Fall des in Art. 32 angeführten 
Umtauſches hervorgeht. 

Mügel, dem auch Schlegelberger, Emmerich u. a. zu⸗ 
ſtimmen, kommt im Nachtrag S. 60 zu dieſer Folgerung deshalb, 
weil nach Art. 32 die neue, nicht die hingegebene Schuldverſchreibung 
aufgewertet und zu dieſer kein Genußrecht erteilt werde, da ſie erſt 
nach dem 30. Juni 1920 in den Beſitz des Gläubigers kam. Dieſer 
Schluß iſt jedoch nicht zwingend. Für das Gegenteil ließe ſich an⸗ 
führen, daß das Aufw®. die Aufwertung und das Genußrecht ge⸗ 
trennt behandelt. Art. 32 will nur die Aufwertung regeln, für das 
Genußrecht bleibt $ 37 maßgebend. Nach dieſem ſteht das Genußrecht 
zwar nur demjenigen zu, der bis zur Anmeldung Gläubiger ge⸗ 
blieben iſt, er kann aber auch durch Umtauſch Gläubiger ge⸗ 
blieben fein. Cohn gibt JW. 1926, 947 dem 837 die einleuch⸗ 
tende Auslegung, daß nur durch Veräußerung an einen Dritten der 
Gläubiger aufhört, Altbeſitzer zu ſein. Durch den Umtauſch will ihn 
der Schuldner ſich als Gläubiger erhalten. Hiernach ſteht weder 
Art. 32 noch 837 der Gewährung des Genußrechts beim Umtauſch 
entgegen. Auch auf etwaige Schwierigkeiten, die bei der Durch⸗ 
führung gemäß 88 40 ff. AufwG. auftauchen können, iſt kein Gewicht 
zu legen, noch auf den formalen Unterſchied, daß ein Genußrecht, das 
für eine weggegebene Obligation beſtimmt war, zur eingetauſchten 
Schuldverſchreibung verliehen wird. Denn nur dadurch wird dem 
Gläubiger das verſchafft, was er ſchon auf Grund des 8 3 Abf. 2 
Aufio®, bei einer Prolongation anzuſprechen hat. Nach Lehmann, 
§ 33 Anm. 11 iſt nämlich ein folder Umtauſch nichts anderes als 
eine Prolongation i. S. des 8 3 Abſ. 2. (Hier Kommt nur die 
geringe Zinserhöhung von 4½ auf 5% hinzu.) Ausſchlaggebend 
iſt für dieſe Feſtſtellung die von Lehmann in Anm. 2 zu 8 37 ſchon 
vor Erlaß der Durchf BO. angeſtellte Betrachtung: 

„Im allgemeinen Rechtsſinn liegt auch in der Gewährung der 
Genußrechte eine Aufwertung, nämlich eine beſondere Geſtaltung des 
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au; 
nach Treu und Glauben aufzuwertenden Markanſpruchs des Glan 
bigers. Wenn der Geſetzgeber hier formell die Fiktion eingefl 
hat, daß es ſich nicht um eine Aufwertung handelt, jo hängt ei 
aufs engſte mit den Gründen zuſammen, die zu dieſer ganzen —— 
plizierten Regelung geführt haben, nämlich dem Wunſch, dem 1 
biger Rechte über die 3. Steuer NotVO. hinaus zu geben, oe 16 
der Schuldner genötigt ſei, ſeinerſeits ein Paſſivum in die 3 
einzuſtellen, um eine Erſchütterung der Goldbilanz zu vermengt 
Dies hat zu einer in ſich widerſpruchsvollen Konſtruktion gt 8 
durch die man ſich über den wahren Sachverhalt nicht täuſch 
laſſen darf.“ des 
Aus dieſen Gründen war ungeachtet deſſen, ob der Anſpruch 5 
Gläubigers auch auf die von ihm angeführten Beſtimmungen * 
Vergleich und Hingabe von Sachwerten geſtützt werden könnte, dir 
Anſpruch auf das Genußrecht zu bejahen. Eine Anmeldung des en 
beſitzes gemäß § 39 kommt dabei nicht in Frage, da die dart e 
Vorausſetzungen nicht zutreffen. Das Genußrecht iſt nicht iu 
neue, ſondern für die alte Schuldverſchreibung zu erteilen von — 
Standpunkt aus, daß der Beſchwerdeführer i. S. des 8 37 Aufi 
Gläubiger geblieben iſt. 14) 
(OLG. Stuttgart, 1. ZS., Beſchl. v. 5. Juli 1926, AufwRteg. Nr. 18. 
Mitgeteilt von O8 GR. Probſt, Stuttgart. 


4. Braunſchweig. 


1. 88 8, 9, 10 Aufw®; 8 22 G8 D.; Art. 5 Durchfz 
BD. Die Möglichkeit, daß auf Antrag des Eigentümer 
oder Schuldners eine teilweiſe Rückgängigmachung de, 
Normalaufwertung eintritt, ſteht der Eintragung des Auf 
wertungsbetrages im Grundbuch nicht entgegen. 


Die Aufwertung von Hypotheken nach Maßgabe des auf, 
vollzieht ſich ohne Rückſicht auf den Inhalt des Grundbuchs 1 
Geſetzes. Sie hat zur Folge, daß das lediglich den PM.⸗Betrag des 
eingetragenen Hypothek enthaltende Grundbuch in Anſehung eh 
Betrags unrichtig wird. Der Antrag auf Eintragung der zw 
wertung ſtellt ſich daher als Antrag auf Berichtigung des Gn 
buchs dar. Zu dieſer Berichtigung bedarf es nach 8 22 GBO. ah 
weder der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von der Bert 
tigung betroffen wird, oder des Nachweiſes der Unrichtigkeit. 
dieſem Nachweis iſt der Nachweis des Erwerbstags und des ah 
werbspreiſes erforderlich. Nach 8 5 AufwG. wird für die Ve 
nung des GM.⸗Betrags vermutet, daß die Hypothek an dem in’ 
erworben ift, an dem jie für den Gläubiger in das Grundbuch * 
getragen iſt. Ebenſo ergibt ſich ohne weiteres aus den Akten fi 
Erwerbspreis, nämlich der PM.⸗Betrag der Hypothek. Dann 1 
der erforderliche Nachweis in vollem Umfang erbracht. Die en 
lichkeit einer teilweiſen Rückgängigmachung der an ſich eingetreten 
Normalaufwertung auf 25 v. H. des GM.⸗Betrags auf Antrag 0 
Eigentümers oder Schuldners nach Maßgabe der 85 8, 9 und n 
AufwG. kommt nicht in Betracht. Dieſe Herabſetzung tritt erſt 
Kraft, wenn die Beteiligten ſich darüber geeinigt haben oder wei 
eine rechtskräftige Entſcheidung darüber ergangen iſt (Art. 5 Du | jr 
TO; Mügel, AufwR. Erg Bd. Art. 5 DurchfVO. A. I; 6 91 
gelberger⸗Harmening, Aufwh. f 6 A. 3b; abw. N adler 
GBuch⸗ und AufwFragen S. 33 d; vgl, ferner Gutacht. d. 1 1 
v. 5. Nov. 1925 und KGBeſchluß v. 15. April 1926 AufwRſpr. ” 
9 und 367). 

(OLG. Braunſchweig, Beſchl. v. 27. Juli 1926, 1 W 115/26.) 


Oberlaudesgerichte. 
Berlin. I. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 85 6, 22 Ab. 2 Aufwh. Die einmal eingetragei⸗ 
Buchung wird des Schutzes des öffentlichen Glaubens teln 
haftig, ſo daß ſich an ſie ein gutgläubiger Erwerb gr 
ſchließen kann. Bei Abtretung eines in der Zeit v m 
14. Febr. 1924 bis 1. Okt. 1924 begründeten Rechts nach beg 
1. Okt. 1924, aber vor dem Inkrafttreten des AufwG., Ren, 
dem neuen Gläubiger ein Vorrang gemäß 86 Abſ. 2 Aufw 
nicht zu. f) . der 

Wie die Vorinſtanz nicht verkennt, handelt es ſich bei age" 
Rangeintragung grundfäglich um eine Buchung, die dem rechte en 
ſchäftlichen Erwerber des durch die Rangbeſtimmung begünſtin 
Rechts gegenüber gemäß § 892 BGB. als richtig gilt und daher 1 7 
Schutze gegen die Wirkungen des öffentlichen Glaubens des Grun 
buchs eines Widerſpruchs fähig und bedürftig iſt. Nach der Mein 

Zu 1. Die Auslegung, welche das RG. dem 8 22 Ab, 2 dl 
halte ich für zutreffend. Die im Aufw®. beſtimmte Suspenſion ent 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs iſt nicht weiter auszudehr e 
als dies erforderlich iſt, um die Wiedereintragung aufgewerte 
Rechte mit ihrem früheren Range zu ermöglichen. dem 

In bezug auf die Auslegung des 8 6 Abf. 2 weiche ich von 


* 
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des Beſchwerdegerichts iſt ihr jedoch im vorliegenden Falle die er⸗ 


„äßnte Eigenschaft durch die Vorſchrift des § 22 Adi. 2 Auf. 
i rn. § 22 Abſ. 2 Aufiv. hat jedoch nicht die Bedeutung, die 
lun don dem LG. beigelegt wird. Dieſe Vorſchrift ſchaltet nicht, ſo⸗ 
lichen ſie in Kraft iſt, für die dort bezeichneten Erwerbe den öffent⸗ 
led Mi Glauben des Grundbuchs gänzlich aus, ſie beſtimmt vielmehr 
bisher daß der Eintragung des Aufwertungsbetrages an der 
nicht rigen Rangſtelle der öffentliche Glauben des Grundbuches jo weit 
an d entgegenſteht, als der Zeitpunkt eines Erwerbes eines Rechts 
punkt r Grundſtück oder der in 8 892 Abſ. 2 BGB. beſtimmte Zeit⸗ 
aß t nach dem 30. Juni 1925 liegt. 9 22 Abſ. 2 jagt dagegen nicht, 
Ran wenn der Auſwertungsbetrag einmal mit einem beſtimmten 
ſehens eingetragen worden ift, dieſe Eintragung während des Be⸗ 
erfaßt der Vorſchrift vom öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht 
it werde. Die erwähhite Geſetzesbeſtimmung iſt daher nur gegen⸗ 
inc der Eintragung der Aufwertung von Einfluß. Die einmal 
fi ho Nommene Buchung ſelbſt wird dagegen des Schutzes des öffent⸗ 
läupi  aubeng des Grundbuchs teilhaftig, fo daß ſich an ſie ein gut⸗ 
* iger Erwerb gemäß 8 892 BGB. anſchließen kann. Mit der 
95 Tagung der Aufwertung treten die Vorſchriften des BOB. über 
Kra Öffentlichen Glauben des Grundbuchs wieder ganz allgemein in 
traut, Duaſſowskis 361 Bd. 2 [S. 97], Mügel 98 Nach⸗ 
9 25 Schlegelberger-Harmening 86 A. 1). 
theke Nach 86 Abſ. 2 AufwG. geht die Zuſatzaufwerkung den Hypo⸗ 
14 n Nr. 13 und 14 im Range nach, wenn dieſe in der Zeit vom 
worde. 1924 bis zum 1. Okt. 1924 von einem anderen erworben 
aufder ſind. Liegt ein ſolcher Erwerb nicht vor, ſo teilt die Zuſatz⸗ 
„ertung den Rang des nach den Vorſchriften der 3. Steuer Not VO. 
Beſundeten Aufwertungsbetrages. Hinſichtlich der Teilhypothel der 
agb werbefahrerin if die Worausfepung des $6 Abf. 2 ©. 1 Auſuch 
die Tarbanden, und zwar ſchon deswegen nicht, weil die Scher Bank 
wöhnteilbopothek Nr. 14 von 40000 Goldmark nicht in der er⸗ 
geünten Zeit erworben hat. Die Hypothek Nr. 14 iſt zwar in der 
a: 4. Febr. 1924 bis zum 1. Okt. 1924, nämlich im Aug. 1924, 
Wponddet worden. Dieſer Umſtand allein genügt jedoch nicht, um der 
. den Vorrang vor der Zuſatzaufwertung zu verſchaffen. Vor⸗ 
Hy kung hierfür iſt vielmehr, daß derjenige, zu deſſen Gunſten die 
no oibek in dem erwähnten Zeitabſchnitt beſtellt worden iſt, auch 
die zm Zeitpunkt des Inkrafttretens des Aufiw®., durch welches erſt 
(og Juſazaufvertung geſchaffen worden iſt, Inhaber der Hypothek iſt 
betrazauch Quaſſowski 8 61 B. 3a). Iſt, wie hier, ein Teil⸗ 
Inke von 40000 Goldmark nach dem 1. Okt. 1924, aber vor dem 
N raſttreten des AufwG. durch Abtretung weitergegeben worden, ſo 
5 hinſichtlich des abgetretenen Teilbetrages zur Zeit des Inkraft⸗ 


waz des AufwG. nur ein nach dem 1. Okt. 1924 gemachter Er⸗ 


De vor. Dieſer Erwerb gründet aber keinen Vorrang vor der Zu⸗ 
Aust hertung. Der ganze Aufwertungsbetrag, wie er durch das 


1 5 beſtimmt iſt, hat vielmehr gegenüber einem ſolchen, nach dem 
wert 4. 1924 erworbenen Rechte den bisherigen Rang der aufge⸗ 
zwa ten Hypothek. Die Vorſchriften des 8 6 Abſ. 2 AufwG. beruht 
ö 11 auf dem Gedanken, daß derjenige, der in der dort erwähnten 
1 ein Recht an dem Grundſtück erworben hat, darauf vertrauen 
N daß feinem Recht nur ein den Vorſchriften der 3. Steuer⸗ 
fen entſprechender Aufwertungsbetrag vorgehe. Er ſoll daher in 
dung Rangstelle keine Einbuße dadurch erleiden, daß nachträglich 
N) das Aufm®. ein höherer Aufwertungsſatz eingeführt iſt. Dieſe 
iR Junſtigung verſagt das Geſetz jedoch dem, der erſt nach dem 
Möge, 1924, als bereits die geſezgeberiſchen Vorbereitungen für die 
gelen derung der Aufwertungsvorſchriften der 3. Steuer NotVoO. ein⸗ 
Gru und allgemein bekannt geworden waren, ein Recht an dem 
i üdſick erworben hat. Hierbei ift es gleichgültig, ob der Erwerb 


ereits eine Neubeſtellung eines Rechts oder auf die Abtretung eines 
8 0 beſtehenden Rechts gründet (vgl. auch Quaſſowski 8 61 
86 Ab Es wird daher auch der Berechtigte des Vorrangs gemäß 
zun a 2 nicht teilhaftig, der ein in der Zeit v. 14. Febr. 1924 bis 
= „Ott. 1924 begründetes Recht erſt nach dem 1. Okt. 1924, aber 
des em Inkrafttreten des Aufiv®. erworben hat. Die Begründung 
1 Rechts in der genannten Zeit hat dem Recht nicht 
10 
end (gl. meine Anm. 10 zu 8 6). Ein vor dem 14. Febr. 1924 
der ragenes Recht genießt die Vorteile des 86 Abſ. 2, wenn es in 
gesch eit v. 14. Febr. bis zum 1. Okt. 1924 im Wege des rechts⸗ 
Verf lichen Erwerbs auf einen anderen übergegangen iſt. Dagegen 
wers ein Recht, welches infolge eines in dieſe Zeit fallenden Er⸗ 
Vorn einmal den Vorrang gemäß 8 6 Abſ. 2 erworben hat, dieſen 
oe 20 nicht dadurch, daß es ſpäter auf einen anderen übergeht. 
dem NG. will dieſen Satz nur gelten laſſen, wenn der übergang nach 
An Inkrafttreten des AufwG. erfolgt iſt. Dies würde aber nur 
hätte zutrefſend fein, wenn die Vorſchrift des 86 Abſ. 2 den Sinn 
Dr daß mit dem Inkrafttreten des Geſetzes eine Verſchiebung der 
far. nung eintreten ſolle. Das Geſetz beruht aber auf der Auf⸗ 
ein N aß derjenige, der in der Zeit v. 14. Febr. bis 1. Okt. 1924 
daß gt am Grundſtück erworben hat, ſich darauf verlaſſen konnte, 
dies M nur ein Auſwertungsbetrag von 150% vorgehe, und will nur 
daher ereits erworbene Recht aufrechterhalten. Es rechtfertigt ſich 
den Fall des 8 6 Abſ. 2 ebenſo zu behandeln, wie den Fall des 
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etwa eine unentziehbare Rangſtelle verſchafft, ſo daß ſie auch auf den 
ſpäteren Erwerber des Rechts übergeht, ſondern das in Frage kom⸗ 
mende Rangverhältnis beruht lediglich auf der beſonderen Vorſchrift 
des AufwG. Der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſpielt im Falle 
des § 6 Abſ. 2 keine Rolle. Entſcheidend für das Rangverhältnis iſt 
allein, wann derjenige, der bei Inkrafttreten des AufwG. Inhaber 
des Rechts iſt, dieſes erworben hat. Iſt dies in der erwähnten Zeit 
geſchehen, ſo geht er mit ſeinem Rechte der Zuſatzaufwertung vor, 
andernfalls ſteht er nach. Der Vorrang gebührt hiernach ſowohl dem, 
der eine vor dem 14. Febr. 1924 begründete Papiermarkhypothek in 
der in § 6 Abf. 2 beſtimmten Zeit erworben hat, wie dem, zu deſſen 
Gunſten in der genannten Zeit ein Recht beſtellt worden iſt, voraus- 
geſetzt, daß das Gläubigerrecht bei Inkrafttreten des AufwG. noch 
beſteht. Der Vorrang iſt dagegen dem verſagt, der ein in der in 8 6 
Abf. 2 genannten Zeit begründetes Recht erſt nach dem 1. Okt. 1924 
durch Übertragung erlangt hat. Unſchädlich iſt nur die Abtretung, 
die nach dem Inkrafttreten des AufwG. erfolgt. Denn iſt für ein 
von einem anderen erworbenes Recht gemäß § 6 Abſ. 2 AufwG. der 
Vorrang vor der Zuſatzaufwertung einmal begründet, ſo ſteht er auch 
dem ſpäteren Erwerber des Rechts zu. 


(KG., 1. 38., Beſchl. v. 3. Juni 1926, 1 X 304/26.) 
* 


2. 87 AufwG.; 8 133 BGB. Wortlaut des Verzichts 
auf den Rang vorbehalt f). 


Die Beſchwerdeführerin als eingetragene Grundſtückseigentümerin 
hat in notarieller Urkunde v. 2. Febr. 1926 die Eintragung einer 
Grundſchuld von 60 000 Goldmark zugunſten der D. Bank in C. be⸗ 
willigt und beantragt. In derſelben Urkunde haben ihre Vertreter er⸗ 
klärt: „Ferner verzichten wir zugunſten der hier beſtellten Grundſchuld 
und etwaiger ſpäter einzutragenden Belaſtungen auf den Rangvorbehalt 
aus 87 AufwG. und beantragen die Eintragung dieſes Verzichts im 
Grundbuch.“ 

Dieſe Urkunde wurde vom Notar dem Grundbuchamt zur grund⸗ 
buchlichen Vollziehung überreicht. Das Grundbuchamt erließ zunächſt 
eine Zwiſchenverfügung dahin, daß der durch den Verzicht auf den 
Rangvorbehalt Begünſtigte nicht beſtimmt bezeichnet ſei, daß aber, 
wenn der Verzicht gegenüber allen Rechten wirken ſolle, insbeſondere 
auch zugunſten der ſpäteren Aufwertungshypotheken, dies einwandfrei 
zum Ausdruck kommen müſſe. Ferner ſei der Verzicht inſofern un⸗ 
klar, als er ſich „auf den Rangvorbehalt aus 87“ beziehe. Es ſei 
nicht klar, ob der Verzicht nur die nach dem erſten Recht etwa be⸗ 
ſtehende Rangſtelle, oder ob er alle etwaigen Rangſtellen betreffen 
ſolle. Nach Friſtablauf trug das Grundbuchamt die Grundſchuld ein, 
lehnte jedoch die Eintragung des Verzichts ab. 

Die Beſchwerde der Antragſtellerin wurde zurückgewieſen. Das 
LG. meint, die Erklärung v. 2. Febr. 1926 ergebe zwar entgegen der 
Annahme des Grundbuchamts bedenkfrei, daß ein Verzicht hinſichtlich 
aller Rangſtellen beabſichtigt geweſen ſei, ſie laſſe aber nicht mit der 
im Grundbuchverkehr erforderlichen Klarheit erkennen, daß der Ver⸗ 
zicht auch zugunſten der gelöſchten und eventuell aufzuwertenden Hypo⸗ 
theken gelten ſolle. 

Der weiteren Beſchwerde war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Wie der Senat in ZFGÖ. 3, 363 ausgeſprochen hat, iſt bei der 
Auslegung von Eintragsunterlagen unter der Geltung des AufwG. in 
beſonderem Maße auf die von dem Beteiligten verfolgten Zwecke und 
deren Durchführbarkeit Rückſicht zu nehmen: „Der allgemeine grund⸗ 
buchrechtliche Grundſatz, daß die Eintragsbewilligung völlig beſtimmt 
gefaßt ſein müſſe, ſei im Hinblick auf die durch das AufwG. für die 
Beteiligten geſchaffene ſchwierige Rechtslage nicht mit einer die Ver⸗ 
wirklichung der Zwecke des AufwG. vereitelnden oder in Frage ſtellen⸗ 
den formalen Strenge anzuwenden.“ Dieſem Geſichtspunkte wird die 
Auslegung des LG. inſofern nicht gerecht, als es meint, die Erklärung 
v. 2. Febr. 1926 laſſe Zweifel darüber, ob der Verzicht auch zugunſten 
der gelöſchten, eventuell aufwertbaren Rechte, gelten ſolle. Die Ab⸗ 
ſicht der Grundſtückseigentümerin ging erkennbar dahin, nicht nur die 
jetzige Glaubigerin in der beſtmöglichen Weiſe dinglich zu ſichern, ſon⸗ 


öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, wo auch, wenn einmal die 
Wirkung des öffentlichen Glaubens eingetreten iſt, dieſe Wirkung für 
alle Rechtsnachfolger des Erwerbers beſtehen bleibt. 

Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin⸗Nikolasſee. 


Zu 2. Der $7 Aufn. ſtellt die Praxis immer mehr und mehr 
vor Aufgaben, von deren Schwierigkeit ſich der Gesetzgeber bei Erlaß 
dieſer gut gemeinten, aber in der praktiſchen Wirkung wenig über⸗ 
legten Geſetzesbeſtimmung auch nicht einmal eine annähernde Vorſtellung 
gemacht hat. Im praktiſchen Verkehr wirkt, wie der Tatbeſtand der 
vorliegenden Entſch. klar vor Augen ſtellt, die Beſtimmung des 8 7, 
die der Krediterleichterung für den Grundbeſitz dienen ſoll, als ein 
Kredithemmnis. Es iſt, da nun einmal mit der Beſtimmung des 8 7 
gerechnet werden muß, überaus erfreulich, daß das KG. Verſuchen der 
unteren Inſtanzen, die Durchführung der Aufwertungsberechtigung mit 
dem 87 zu erſchweren, mit größter Schärfe entgegentritt. 

Daß die Faſſung der Eintragungsbewilligung im vorliegenden 
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dern zwecks Erleichterung künftiger Kreditaufnahme auch für etwaige 
weitere Kreditgeber ein für allemal grundbuchrechtlich klarzuſtellen, daß 
Rangbefugniſſe i. S. des 87 Aufw®. am Grundſtück überhaupt nicht 
beſtehen ſollten. Ein Verzicht ohne Einſchränkung bedeutet begrifflich 
Aufgabe der Befugnis ſchlechthin, alſo mit Wirkung für alle Beteiligten 
(ogl. auch Nadler, Grundbuch⸗ und Aufwertungsfragen, 2. Aufl. 
91 f.). Soll die Rangbefugnis nur zugunſten beſtimmter Beteiligter 
aufgegeben werden, ſo liegt es näher, dies nicht in der Form eines 
Verzichts zugunſten dieſer Beteiligten, alſo durch einen Verzicht 
mit Einſchränkungen hinſichtlich der Perſon des Begünſtigten zum 
Ausdruck zu bringen, ſondern in der Weije, daß der Eigentümer mit 
der Befugnis hinter dieſe beſtimmten einzelnen Rechte zurücktritt, eine 
Erklärung, wie ſie Art. 14 Abſ. 3 der DurchfVO. zum Aufw. für 
Teilbegünſtigungen ausdrücklich vorſieht. Die natürlichere Ausdrucks⸗ 
form für eine Aufgabe der Rangbefugnis zugunſten nur einzelner be⸗ 
ſtimmter Beteiligter iſt alſo der Rücktritt mit der Rangbefugnis (vgl. 
Mügel, Anm. 2 zu 814 DurchfVO. und Nadler a. a. O. 92). 
Die Entſch. des LG. unterlag daher wegen Verletzung des 8133 
BOB. in feiner für das Aufwertungsrecht geltenden Bedeutung der 
Aufhebung. Die dem Senat nunmehr mögliche eigene Auslegung der 
Urkunde v. 2. Febr. 1926 führt aus den vorſtehend erörterten Geſichts⸗ 
punkten zu der Feſtſtellung, daß hier ein allgemeiner, d. h. zugunſten 
aller in Frage kommenden Beteiligten, wirkender Verzicht gemeint iſt. 
Die Eintragung eines ſolchen Verzichts ſetzt nur die Möglichkeit, nicht 
dagegen die Feſtſtellung des Beſtehens von aufgewerteten Rechten 
und von Rangbefugniſſen voraus (JFG. 3, 371), Mügel, Anm. 1; 
Schlegelberger, 4. Aufl., Anm. 2; Quaſſowski, 3. Aufl., 
Anm. 1 zu 8 14, der letztere auch IB 6 zu 87 Aufw G.). Ausgeſchloſſen 
iſt die Eintragung des Verzichts nur dann, wenn bereits feſtſteht, 
daß ein Rangdborbehalt nicht entſtanden fein kann, was beiſpielsweiſe 
der Fall iſt, wenn das Nichtvorhandenſein von weiteren aufgewerteten 
Rechten hinter dem erſten aufgewerteten Recht feſtſteht (JFG. 3, 376). 
Hier waren hinter den an erſter Stelle noch eingetragenen 33000 Papier⸗ 
mark unter Nr. 2—6 verſchiedene Höchſtbetragshypotheken eingetragen, 
die im Januar 1923 (aljo in der Wirkungszeit des 815 Aufw®.) 
gelöſcht find. Daß keine dieſer letzteren Hypotheken aufwertbar iſt, 
ſteht zur Zeit nicht grundbuchmäßig feſt. Die Möglichkeit ihrer 
Aufwertbarkeit wird nicht ſchon durch den nach der Löſchung erfolgten 
Eigentümerwechſel ausgeſchloſſen, wohl aber in dem Falle, daß das 
Grundbuchamt etwa zuverlaſſig weiß, daß keine dieſer Hypotheken 
rechtzeitig, alſo vor Ablauf des 2. Jan. 1926 (vgl. 1X 249/26) zur 
Aufwertung angemeldet ijt, weil die Nichtanmeldung das endgültige 
Erlöſchen der Hypotheken zur Folge hatte. Dem Antrage auf Ein⸗ 
tragung des Verzichts auf die Befugnis des 8 7 Aufiv®. hinſichtlich 
aller in Frage kommenden Rangſtellen iſt alſo unter Beachtung der 
AusfVO. v. 11. Jan. 1926 (JM. Bl. 10) ſtattzugeben (vgl. Quaſ⸗ 
ſows ki zu Art. 14 DurchfVO. und IB 6 zu 8 7 AufwG. und Nad⸗ 
ler 92 ff.), falls nicht dem Grundbuchamt die Nichtanmeldung der 
Hypotheken Nr. 2—6 bekannt ift (JFG. 3, 363). 
(AG., 1. 3 S., Beſchl. v. 24. Juni 1926, 1 X 426/26 /.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Weisbecker, Kaſſel. 


En 


Falle einen Verzicht auf den Rangbehalt bezüglich aller Rangſtellen 
beabfichtigt und dies auch zum Ausdruck gebracht hat, hat bereits das 
26. gegenüber dem Grundbuchamt feſtgeſtellt. Das KG. hat dann aber 
weiter mit durchaus zutreffender Begründung ausgeſprochen, daß bei 
der weiten Faſſung des Vorbehaltsverzichts dieſer ſich auch auf die ge⸗ 
löſchten Hypotheken mitbeziehen muß. Daß die Eintragung eines 
ſolchen Verzichts nur die Möglichkeit, nicht dagegen die Feſtſtellung 
des Beſtehens von aufgewerteten Rechten und von Rangbefugniſſen 
vorausſetzt, entſpricht der ſtändigen Auffaſſung der Rechtſprechung und 
der Erläuterungswerke zum AufwG. 

Der vom RG. ausgeſprochene Satz, daß bei der Auslegung der 
Eintragungsunterlagen unter der Geltung des AufwG. in beſonderem 
Maße auf die von den Beteiligten verfolgten Zwecke und deren Durch⸗ 
führbarkeit Rückſicht zu nehmen ſei, und daß der allgemeine grund⸗ 
buchrechtliche Grundſatz, daß die Eintragungsbewilligung völlig be⸗ 
ſtimmt gefaßt fein müſſe, im Hinblick auf die durch das Auf. für 
die Beteiligten geſchaffene ſchwierige Rechtslage nicht mit einer die 
Verwirklichung der Zwecke des Aufi. vereitelnden oder in Frage 
ſtellenden formalen Strenge anzuwenden ſei, verdient im Intereſſe der 
rechtlichen Durchführung der Aufwertung weiteſte Verbreitung und Be⸗ 
achtung in den Kreiſen der Grundbuchämter und der Beſchwerdegerichte. 


IR. Dr. Lemberg, Breslau. 


Zu 3. Der Beſchluß behandelt die nach Erlaß des AufwG. 
lebhaft erörterte Frage, ob es der in 8 16 Abſ. 1 vorgeſchriebenen An⸗ 
meldung auch bei außergerichtlicher Einigung der Parteien bedarf. 
Die entſtandenen Zweifel gaben ſeinerzeit dem Preuß. Juſtizminiſter 
Veranlaſſung, in der allg. Verf. v. 7. Dez. 1925 (IM Bl. S. 426) 
„darauf hinzuweiſen, daß, da das Geſetz über die Möglichkeit eines 
folgen Verzichts (erg.: auf Anmeldung) nichts enthalte, die Wirk⸗ 
ſamkeit des Verzichts zum mindeſten nicht unzweifelhaft ſei und daß 


3. 8814,15, 16 Au fw; Art. 128 Durch VO. 3. Auf. 
Eine wirkfame rechtzeitige Anmeldung des Aufwertung?” 
anſpruchs iſt auch bei vereinbarter Aufwertung erforben 
lich. Anmeldungen, die vor dem Inkrafttreten des Aufw. 
erfolgten, find ausreichend. +) 


Das LG. geht zwar zutreffend davon aus, daß nach g16 
AufwG. eine wirkſame rechtzeitige Anmeldung unerlaßliche Vorau 
ſetzung für eine Aufwertung von Hypotheken kraft Vorbehalts 8 
Rückwirkung iſt (8 14, 15 Aufw®.), weil die Unterlaſſung der ” 
meldung das zunachſt trotz Leiſtungsannahme und Löſchung bedingt 
weiterbeſtehende Recht endgültig vernichtet. Auch die Annahme, Do 
auch bei vereinbarter Aufwertung, wenn die ſie enthaltene Urkund 
erſt nach dem 1. Jan. 1926 bei dem Grundbuchamt eingereicht wird 
der Nachweis rechtzeitiger Anmeldung erforderlich ſei, iſt rechtlich nich, 
zu beanſtanden (Nadler, Grundbuch- und Aufwertungsfra 2 
S. 15). Bei einem auf Bewilligung der Betroffenen geſtützten Pr 
dereintragungsantrag (IF. 2 373) wird der Nachweis der um 
dung zwar durch die Bewilligung erſetzt; dies gilt aber dann nicht, 
wenn der Grundbuchrichter weiß, daß eine rechtzeitige wirkſame An 
meldung nicht erfolgt iſt (RG. Zur. 1926 Nr. 500). Da hier von 
den Beteiligten gar nicht behauptet wird, daß während der Geltung 
des AufwG. eine Anmeldung erfolgt iſt, kann der Wiedereintragungs⸗ 
antrag, der auch vom Geſichtspunkt des Unrichtigkeitsnachweiſe⸗ de 
prüfen iſt (1X 776/25 Rechtſpr. Aufwch. Nr. 56) nur zum Erfo 95 
führen, wenn die bei den Aufwertungsakten des AG. (Aw 985) be 
findliche, nicht unterzeichnete Eingabe b. 29. März 1925 — eingegan⸗ 
gen im April 1925 — als eine wirkſame Anmeldung i. S. des 11 
Abſ. 1 AufwG. anzuſehen iſt. Da eine Form für die Anmeldung nich 
vorgeſchrieben iſt, muß auch eine unterſchriftsloſe Eingabe genügen, 
wenn kein Zweifel darüber aufkommen kann, daß ſie mit dem 5 
len eines Anmeldungsberechtigten der Aufwertungsſtelle übermittel 
iſt. Anmeldungsberechtigt war hier jeder der drei Miterben des ver⸗ 
ſtorbenen Gläubigers, da es ſich um eine zur Erhaltung eines Nach, 
laßbeſtandteils erforderliche Maßnahme handelt (8 2038 Abſ. 1 S. 
Halbſ. 2 BGB. Nadler a. a. O. S. 21 a). Daß hier die Ein 
gabe v. 29. März 1925 von einem der Miterben herrührt und der 
Aufwertungsſtelle übermittelt iſt, kann nicht zweifelhaft fein. Da 
LG. ſcheint in dieſer Hinſicht auch Bedenken nicht zu haben. Es ver 
ſagt dieſer Anmeldung aber die Wirkung um deswillen, weil Art. 12⁵ 
DurchfO. zum AufwG. der vor Inkrafttreten des AufwG. erfolgten 
Anmeldungen friſtwahrende Wirkung i. S. des AufwG. nur beilege⸗ 
ſoweit auch die 3. Steuer RotVO 5eine Anmeldung erfordert habe; 150 
aber nach dieſer VO. eine nach dem 15. Juni 1922 zurückgezahlt 
Hypothek überhaupt nicht aufwertbar geweſen ſei, ſo kann die am 
1. April 1925 erfolgte Anmeldung nicht die nach § 16 AufwG. vor⸗ 
geſchriebene Anmeldung erſetzen. Dieſer auch von Schlegelbek“ 
ger⸗Harmening und von Mügel (vgl. zu Art. 128 Durch 
O.); Quaſſowskis II D zu 8 16) und vom Fer ZS. des Kc, 
Entſch. 1 X 499/5 (OLG. 45, 16) geteilte Standpunkt vermag 19 
jedoch der Senat nicht anzuſchließen. Da das AufwG. den durch 17 
Geldeutwertung geſchädigten Hypothekengläubigern in möglichſt wel 
tem Maße und auf tunlichſt einfachem Wege zu helfen beſtrebt wei 
iſt mit Nadler a. a. O. S. 21 ff. anzunehmen, daß denjenigen frühe 


jedenfalls, wo Nachberechtigte vorhanden ſeien, für den Aufwertungs⸗ 
berechtigten die Gefahr beſtehe, durch das Unterlaſſen der Anmeldung 
Rechtsnachteile zu erleiden, oder doch in Rechtsſtreitigkeiten verwich + 
zu werden“. Dem Beſchluß iſt beizutreten, wenn er den Anmelde 
zwang nunmehr auch für den Fall einer außergerichtlichen Einigung 
der Parteien grundſätzlich bejaht. 

8 16 A b ſ. 1 ſchreibt ausdrücklich vor, daß die Aufwertung kraft 
Vorbehalts oder Rückwirkung nur ſtattfindet, wenn der Gläubige 
den Anſpruch friſtgemäß bei der Aufwertungsſtelle anmeldet; AUDI. 
beſagt demgegenüber lediglich, daß die Wiedereintragung der gelöjähter 
Hypothek auf Grund einer Bewilligung des Eigentümers ſchon 115 
Ablauf der Einſpruchsfriſt möglich ift. Dieſer Anmeldezwang war ar 
Gründen der Rechtsſicherheit unentbehrlich, vor allem im Hinblie⸗ 
auf 8 22 Abſ. 2, wonach bis auf weiteres der öffentliche Glaube bes 
Grundbuchs zugunſten der Eintragung des Aufwertungsbetrages u 
geſchaltet iſt. Nach dem Wortlaut und Rechtsgedanken des 8 0 
Abſ. 1 kann der Anmeldezwang auch durch eine Einigung zii! 145 
dem Gläubiger und dem Eigentümer nicht ohne weiteres beſeitig 4 
werden (Quafjomski IIe zu 8 16; Schlegelberger-Har“ 
mening Anm. 1 zu 8 16; Lehmann ⸗Boeſebeck zu 8 16.5 
Lewis S. 47; a. M. Griebel, DRV. 1925, 427; Reichen 
238. 1925, 1797; Wunderlich, Dig. 1926, 17; Müg en 
Anm. 1 zu 8 16 Nachtr.). Durch den Anmeldezwang werden nämtlin 
nicht nur die Rechte von Gläubiger und Eigentümer berührt, ſonder 
auch die Intereſſen der Nachberechtigten, und zwar ſowohl derjenigen 
die ihre Rechte bereits beſaßen, wie auch derer, die nachſtehende Rech 
erſt erwerben. Den Einvand Mügels, daß ſich die nachſtehenden 
Glaubiger ja auch nach 8 67 Abf. 1, 3 eine Einigung zwiſchen 5 
biger und Eigentümer im Rahmen bis zu 250 des Golbmarn 
betrages gefallen laſſen müßten, Halte ich nicht für durchſchlagen 
Iſt es theoretiſch ſchon etwas anderes, ob Gläubiger und Eigentüme 


U 
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755 Anmeldungen, die nicht „auf Grund“ der 3. Steuer Not V., d. h. 
ai Vorſchriften gerecht zu werden, ſondern in der allgemeinen 
un Gee daß ihnen ſchließlich doch geholfen werden müßte und in 
Hilfe deſtreben, ihrem Willen auf Erlangung der erhofften geſetzlichen 
erint „er maßgebenden Stelle für alle Falle zur Kenntnis zu bringen, 
A 1 waren, rechtserhaltende Wirkung nicht habe verſagt werden 
Gef. b Geht man hiervon aus, ſo iſt der Einkragungsantrag vom 
$ Spunkt des Unrichtigkeitsnachweiſes aus gerechtfertigt; die in 
hot 55.3 Aufin®. für die Wiedereintragung gelöſchter Aufwertungs⸗ 
fe Ren aufgeſtellten Vorausſetzungen — Nichteinlegung des Ein⸗ 
gema ober rechtskräftige Feſtſtellung, daß ein wirkſamer Vorbehalt 
weren iſt, oder eine Aufwertung kraft Rückwirkung ſtattfindet, — 

(a0 durch die vorliegende Bewilligung des Eigentümers erſetzt. 

„ 1. 3S., Beſchl. o. 6. Mai 1926, 1 X 234, 26/1.) 


* 


Grunß Art. 2 Durchf VO. z. AufwG.; 88 16, 19, 22, 71 GBO. 
grund ſäge für die Auslegung des Art. 2 DurchfVo. Eine 
anfech bachrechtliche Zwiſchenberfügung iſt mit der Beſchw. 
richti bar. Die Eintragung der Aufwertung iſt eine Be⸗ 
Mer ang des Grundbuchs und erfordert die Bewilligung 
tigte von der Eintragung Betroffenen, falls die Unrich⸗ 
Seit des Grundbuchs nicht nachgewieſen wird. }) 
ten ne Hypothekgläubigerin Gr. trat dieſe in der notar. beglaubig⸗ 
ihre kunde v. 6. Aug. 1921 unter Vorbehalt des Zinsgenuſſes auf 
anten neit an die Stadtgemeinde P. ab. Sie erklärte in der ge⸗ 


pflege uu Entgelt für die Abtretung hat die Stadtgemeinde P. die 
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ſich übe a 5 2 e 
Erma r die Höhe der Aufwertung verſtändigen oder ob fie ein in 
ew ngelung der Anmeldung erlöſchendes Recht wieder zum Leben 
ecken wollen, ſo beſteht auch ein erheblicher praktiſcher Unterſchied 
chen beiden Fällen. Ein nachſtehender Gläubiger muß zwar damit 
Golden, daß ein in Papiermark eingetragenes Recht bis zu 250% des 
markbetrages aufgewertet wird, nicht aber iſt ihm zuzumuten, 
ang beiſpielsweiſe eine im Jahre 1921 gelöſchte, nicht friſtgemäß 
— emeldete Hypothek nachträglich an der alten Rangſtelle wieder 
übe tragen wird, weil Gläubiger und Eigentümer ſich außergerichtlich 
1 Wiedereintragung der Hypothek kraft Vorbehalts geeinigt 
auf Falls bei außergerichtlicher Einigung der Parteien der Antrag 
den Wiedereintragung der Hypothek bis ſpäteſtens 2. Jan. 1926 bei 
amd „Grundbuchamt eingegangen iſt, jo liegt hierin ſicherlich dann 
bulleich eine Anmeldung i. S. des 9 16 Abſ. 1, wenn 1. das Grund» 
Behörde und die Aufwertungsſtelle (wie in Preußen) eine einheitliche 
zug rde (AG.) ſind, fo daß der Eingang bei dem Grundbuchamt 
nid als ſolcher bei der Aufwertungsſtelle anzuſehen ift, und 2. 
25 nur der Eigentümer, ſondern auch der Gläubiger den Ein⸗ 
Ben Qsantrag unterzeichnet oder ſonſt ſich irgendwie (3. B. in einem 
an eitſchreiben) demſelben angeſchloſſen hat. Aber ſelbſt wenn es 
melbunem der Erforderniſſe zu 1. und 2. fehlt, halte ich die An⸗ 
tan 18 für entbehrlich, da m. E. der Eingang des Wiederein⸗ 
Aus oBantraga bei dem Grundbuchamt von der ratio des 8 16 
wert aus geſehen ein Plus gegenüber der Anmeldung bei der Auf⸗ 
; u Böftefle darſtellt, die ja ihrem Endzwecke nach auf die Wieder⸗ 
So gung ber Hypothek im Grundbuch zielt (a. M. Nadler S. 21). 
Eh etwa einer außergerichtlichen Einigung der Parteien in Er⸗ 
li gelung der in § 16 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Anmeldung die ding⸗ 
des e Wirkung zu verſagen iſt, bleibt die obligatoriſche Verpflichtung 
“u Eigentümers beftehen, die Hypothek in der vereinbarten Höhe 
ereiteſter Stelle neu zu begründen. 
S 21 Wöuſtinmen iſt dem Beſchluß, wenn er ſich der von Nadler 
der . eingehend begründeten Auffaſſung anſchließt, daß eine unter 
gen erſchaft der 3. Steuer Not VO. erfolgte Anmeldung auch daun 
wärs wenn fie nach der 3. Steuer NotVO. unbegründet war. Es 
Ela 1 5 der Tat formaliſtiſch, wenn man in dieſem Falle von dem 
uͤbiger eine Erklärung verlangen wollte, daß er feinen Antrag, 


Rechtſprechung 


2383 


gerecht zuſtimmten. Der die hiergegen eingelegte Beſchwerde zurück⸗ 
weiſende Beſchluß des LG. wurde aufgehoben. 

Da bei einer Zwiſchenverfügung jedes einzelne zur Beſeitigung 
aufgegebene Hindernis die der Anfechtung durch Beſchwerde unter⸗ 
liegende Entſch. im Sinne von § 71 Abſ. 1 GBO. darſtellt (KG J. 43 
A. 139), ſo hätte mithin die Beſchwerde teilweiſe Erfolg haben 
müſſen. Die Anſicht der Vorinſtanz, daß der mit dem Antrag ver⸗ 
bundene Vorbehalt keinen Anlaß zur Beanſtandung biete, unterliegt 
auch keinem rechtlichen Bedenken. 816 Abſ. 1 GBO., auf den ſich 
das Grundbuchamt beruft, findet nicht Anwendung. Nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift ſoll einem Antrage, deſſen Erledigung an einen Vorbehalt ge⸗ 
knüpft wird, nicht ſtattgegeben werden. Der Vorbehalt, der im vor⸗ 
liegenden Fal erklärt iſt, iſt anderer Art. Er ſteht in keiner Ver⸗ 
bindung mit der Erledigung des geſtellten Antrages. Die Eintragung 
der z. Zt. berechtigten Aufwertung wird vielmehr ohne jede Be⸗ 
ſchränkung verlangt. Der Vorbehalt betrifft nicht den Antrag, 
ſondern will nur der Beſchwerdeführerin die etwaigen weitergehenden 
Rechte aus einer zukünftigen günſtigeren Geſetzesgebung oder Recht⸗ 
ſprechung wahren. Es greifen hier auch nicht die Grundſätze Platz, die 
das KG. für die unter Vorbehalt erteilte Löſchungsbewilligung aufge⸗ 
ſtellt hat (vgl. IF G. 2 S. 419). 

Die Eintragung der Aufwertung kennzeichnet ſich, wie das KG. 
wiederholt ausgeſprochen hat, als eine Berichtigung des Grundbuchs. 
Sie erfordert daher, falls nicht die Unrichtigkeit des Grundbuchs 
nachgewieſen wird (8 22 GB.), die Bewilligung der von der Ein⸗ 
tragung Betroffenen (819 GBO.). Zu dieſen gehören, wie der 
Senat bereits unter der Geltungsdauer der 3. SteuerNotVO. ange⸗ 
nommen hat, außer dem Eigentümer und dem Gläubiger auch die 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten (IF. 2 S. 373). Die Zu⸗ 
ſtimmung der zuletzt genannten Beteiligten iſt hiernach nur entbehrlich, 
wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen iſt. Der Nachweis hat ſich auf 
die Tatſache und die Höhe der Aufwertung zu erſtrecken. Da ſich der 
Eintritt der Aufwertung in der Regel ohne weiteres aus dem Geſetz 
ergibt, ſo bedarf es zu dieſem Punkte keines beſonderen Nachweiſes. 
Wohl aber iſt er für die Höhe der Aufwertung erforderlich. Da die 
Stadtgemeinde P. der Berechnung des Goldmarkbetrages nicht ihren 
eigenen Erwerb, ſondern gemäß § 3 Abſ. 1 Nr. 11 AufwG. den 
Erwerb durch Frl. Gr. zugrunde legt, ſo iſt nachzuweiſen, einmal daß 
die Stadt die Hypothek durch Schenkung, worunter auch eine Schen⸗ 
kung unter einer Auflage fallen würde, erworben hat und ferner, 
wenn der Erwerb durch Frl. Gr. erfolgt iſt. Hinſichtlich des Tages 
des Erwerbes durch die frühere Gläubigerin wird der Nachweis durch 
die Vermutung des §5 Abſ. 1 AufwG. erſetzt. Nach dieſer hat Frl. 
Gr. die beiden Hypotheken vor dem 1. Jan. 1918 erworben, ſo daß 
als Goldmarkbetrag der Nennbetrag der Rechte zu gelten hat, falls 
für die Berechnung des Goldmarkbetrages der Erwerb durch Gr. 


maßgebend it (8 2 Abſ. 1 S. 1 Aufw®.). Für den Nachweis, daß die 


den er ſogar vorausſchauend ſchon geſtellt hatte, als er geſetzlich un⸗ 
begründet war, nunmehr aufrechtzuerhalten beabſichtigt, nachdem er 
durch das neue Geſetz begründet geworden iſt. Mit Recht weiſt das 
KG. darauf hin, daß der Anmeldezwang des § 16 Abſ. 1 an und für 
ſich ſchon ſo rigoros in das Rechtsleben eingreift, daß bei Form⸗ 
fragen im Zweiſel die dem Gläubiger günſtigere Auslegung Platz zu 
greifen hat. RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Zu 4. Die Entſch., welche in allen Punkten zu billigen iſt, 
bringt eine Reihe wichtiger grundbuchrechtlicher Feſtſtellungen: 

1. Wenn eine Entſch. des Grundbuchamts ſich nicht als end⸗ 
gültige Ablehnung, ſondern als beanſtandende Zwiſchenverfügung 
darſtellt, jo muß der Beſchwerde dagegen teilweiſe jtaitgegeben werden, 
wenn eines der mehreren in der Verfügung angegebenen Hinderniſſe 
nicht ſtichhaltig iſt. 

2. § 16 Abſ. 1 GBB0O., welcher die Ablehnung von Anträgen 
anordnet, deren Erledigung an einen Vorbehalt geknüpft wird, 
entzieht ſich auf Zufügung von Proteſtationen, die nur ſpätere 
Rechte wahren wollen, aber die Erledigung der Anträge nicht 
beeinfluſſen wollen. 

3. Die nach Art. 2 der DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 für den dem 
GBA. zu führenden Nachweis in Aufwertungsſachen zu führenden 
Nachweis des Erwerbstages und des Erwerbspreiſes gemüße Liefe⸗ 
rung in der. Form des 8 29 BD. bezieht ſich auf die Frage, 
welcher Rechtserwerb für die Aufwertung maßgebend iſt und ver⸗ 
bindlich, ob es ſich um gegenſeitigen Vertrag oder Schenkung unter 


Auflage handelt, 


4. Das GBA. muß trotz vorhandener rechtlicher Zweifel 
ſelbſt die Entſcheidung treffen, ob es ſich um einen gegenſeitigen 
Vertrag oder eine Schenkung handelt, wenn der tatſächliche Sach⸗ 
verhalt mit zuverläſſigen Beweismitteln vorliegt. 

5. Die Abtretung einer Hypothek unter Vorbehalt des Zins⸗ 
genuſſes auf Lebenszeit gegen die Verpflichtung zur Gräberpflege 
durch eine Stadtgemeinde iſt, wenn zur Zeit der Abtretung die 
Zinſen die Koſten der Grabpflege deckten, als Schenkung unter Auf⸗ 


lage zu betrachten. 
Geh. IR. Prof. Dr. O. Fiſcher, Breslau. 
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Stadt die beiden Hypotheken von der früheren Gläubigerin unter 
einer Auflage geſchenkt erhalten hat und daß daher gemäß 8 3 Abſ. 1 
Nr. 11 AufwG. der Goldmarkbetrag nach dem Zeitpunkt des Er⸗ 
werbes durch den Schenker zu berechnen iſt, ſteht der Stadtgemeinde 
P. keine geſetzliche Vermutung zur Seite. Dagegen wird ihr der 
Nachweis durch den Art. 2 DurchfVO. zum Aufv®. v. 29. Nov. 1925 
erleichtert. Während nach den allgemeinen grundbuchlichen Vor⸗ 
ſchriften die Unrichtigkeit des Grundbuches in der Form des 8 29 
EBD. darzutun iſt, bedarf nach der erwähnten Beſtimmung für die 
Eintragung der Aufwertung der Nachweis des Erwerbstages und des 
Erwerbspreiſes nicht dieſer Form. Das Grundbuchamt hat alſo, ſoweit 
für die Buchung der Aufwertung die genannten Punkte von Bedeu⸗ 
tung find, auch andere, der Vorſchrift des §S 29 GBO. nicht ent⸗ 
ſprechende Urkunden als Beweismittel gelten zu laſſen und ſeine 
Überzeugung dem geſamten, ihm unterbreiteten oder aus den Akten 
erſichtlichen Sachverhalte zu entnehmen. Nach der Wortfaſſung des 
Art. 2 könnte es allerdings ſcheinen, als bezöge ſich die durch ihn 
gewährte Erleichterung nicht auf den Nachweis, welcher Rechtserwerb 
für die Berechnung des Goldmarkbetrages maßgebend ſei, ſondern nur 
darauf, an welchem Tage der entſcheidende Rechtserwerb erfolgt iſt, 
ſo daß der Glaubiger, der die Eintragung der Aufwertung nach 
einem Goldmarkbetrage verlangt, der nicht nach ſeinem eigenen 
Erwerb, ſondern nach dem eines früheren Gläubigers berechnet iſt, die 
dieſe Berechnung nach $3 Nr. 2—11 rechtfertigenden Umſtände in der 
Jorm des 8 29 GBO. nachzuweiſen Hätte. Es leuchtet ein, daß durch 
eine ſolche Auslegung dem Art. 2 für den Nachweis des Erwerbs⸗ 
tages ein erheblicher Teil ſeiner praktiſchen Bedeutung genommen 
würde. Denn da in 85 AufwG. eine Vermutung für den Zeitpunkt 
des Erwerbes der Hypothek aufgeſtellt iſt, ſo würde die Beweis⸗ 
erleichterung des Art. 2 nur für die Entkräftung der Vermutung in 
Frage kommen. Andererſeits würde bei der erwähnten Auffaſſung die 
Eintragung der Aufwertung auf Grund eines gemäß 83 Nr. 2—11 
AufwGG. nach dem Erwerbe eines früheren Gläubigers berechneten 
Goldmarkbetrages aus dem Geſichtspunkte des Unrichtigkeitsnach⸗ 
weiſes in der Regel unmöglich ſein. Denn da es ſich bei den Um⸗ 
ſtänden des §3 Nr. 2—11 AufwG. nicht um „ſonſtige zu der Ein⸗ 
tragung erforderliche Erklärungen“ im Sinne von 8 29 GBO. 
handelt, ſo müßte das Vorliegen eines den genannten Vorſchriften 
entſprechenden Sachverhaltes, ſoweit es nicht bei dem Grundbuchamt 
offenkundig iſt, nach 829 S. 2 GBO. durch öffentliche Ur⸗ 
kunden dargetan werden, ein Nachweis, der abgeſehen von dem Fall 
des 83 Nr. 2 und vielleicht noch des §3 Nr. 8 (vgl. 88 311, 419 


BGB.) kaum formgerecht zu führen iſt. Die erwähnte enge Auslegung 


kann denn auch nicht als richtig anerkannt werden. Sie entſpricht 
weder dem Sinne noch dem Zwecke des Art. 2. Unter den Erwerbs⸗ 
tag, für deſſen Nachweis durch die genannte Vorſchrift die Beſchrän⸗ 
kungen des § 29 GBO. beſeitigt werden, iſt der Tag zu verſtehen, 
nach dem ſich gemäß 8 2 AufwG. der Goldmarkbetrag der Hypothek 
beſtimmt. Da für die Eintragung der Aufwertung nur der Tag des 
für die Berechnung des Goldmarkbetrages maßgebenden Erwerbs 
Bedeutung hat, jo kann Art. 2 DurchfVO. nur den Sinn haben, daß 
der Nachweis des Zeitpunktes des für die Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages entſcheidenden Erwerbs erleichtert werden ſoll. Iſt aber 
Art. 2 ſo aufzufaſſen, ſo wird durch ihn auch nachgelaſſen, den Nach⸗ 
weis, welcher Erwerb für die Berechnung des Goldmarkbetrages maß⸗ 
gebend iſt, in erleichterter Form zu führen. Durch dieſe Auslegung 
wird auch allein der aus 888 Abſ. 2 S. 1 AufwG. erſichtliche Zweck 
des Art. 2 erreicht, nämlich die Erleichterung des Grundbuchverkehrs 
hinſichtlich des Nachweiſes der beiden für die Beſtimmung des Gold⸗ 
markbetrages einer aufgewerteten Hypothek nach §S 2 AufwöG. wich⸗ 
tigen Tatſachen, des Erwerbstages und des Erwerbspreiſes. 

Das LG. ſcheint eine von den Beſchränkungen des 829 GBO. 
befreite Beweisführung für zuläſſig zu erachten. Die von der Vor⸗ 
inſtanz für den vorliegenden Fall aus dieſer grundſätzlichen Stellung⸗ 
nahme gezogenen Folgerungen ſind jedoch nicht rechtlich einwandfrei. 
Das Beſchwerdegericht kommt nämlich zu dem Ergebnis, daß es 
zweifelhaft ſei, ob die Gläubigerin die Hypotheken der Stadt P. 
unter der Auflage, beſtimmte Gräber zu pflegen und zu unterhalten, 
geſchenkt habe. Im Anſchluß daran vertritt es die Auffaſſung, daß 
es mit Rückſicht auf die Zweifelhaftigkeit der Rechts⸗ und Sachlage 
dem Grundbuchrichter nicht zugemutet werden könne, ſelbſt eine Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Dieſer Standpunkt iſt nicht zu billigen. Im vor⸗ 
liegenden Falle handelt es ſich nur um die rechtliche Beurteilung eines 
auf Grund der zwiſchen der Stadt Pr. und dem Frl. Gr. gepflogenen 
Verhandlungen und ferner auf Grund der Abtretungserklärung feſt⸗ 
ſtehenden Sachverhalts. In einem ſolchen Falle darf ſich das Grund⸗ 
buchamt einer eigenen Stellungnahme nicht enthalten, ſondern muß 
ſelbſt entſcheiden. Ein anderes Verhalten würde ſeiner Amtspflicht zu⸗ 
wider laufen. Nur wenn der Sachverhalt aus dem dem Grundbuch⸗ 
richter vorgelegten Beweisſtoff nicht vollſtändig hervorgeht oder wenn 
die beigebrachten Beweismittel nicht zuverläſſig ſind, wird die Ent⸗ 
ſcheidung nicht möglich ſein, ſo daß dann die Beibringung der Be⸗ 
willigung der von der Berichtigung Betroffenen verlangt werden kann. 
Dieſe Ausnahme liegt hier nicht vor. 

(KG., 1. 3 ., Beſchl. v. 31. März 1926, 1 X 177/26.) 
* 


werden ſoll, ſo ſoll dies nur eine Erleichterung des Verfahren 


5. Art. 3 Durchf VO. z. Aufw Gd. Iſt die Eintragung 
bereits auf Grund der von dem Grundſtückseigentüme 
beſtätigten Angaben des Hypothekengläubigers ausgeführ 
worden, ſo ſind abweichende einſeitige Erklärungen de 
Gläubigers nicht mehr durch die Vermutung des 3 
Durchf VO. gedeckt. f) 

Das LG. führt aus, daß unter den Angaben des Gläubigers, 
welche nach Art. 3 der Durchſ BO. zum Auſwöh. als richtig zu DET 
muten ſeien, nur diejenigen Angaben zu verſtehen ſeien, die in b5 
nach § 16 Aufw®. erfolgten Anmeldung gemacht feien, daß dagege. 
dieſe Vermutung nicht gelte für Erklärungen, die nach Ablauf det 
Anmeldefriſt begeben ſeien. Die Berichtigung der erfolgten * 
wertungseintragung könne nur erfolgen, wenn entweder die Be 
ſchwerdeführerin den Nachweis, daß der Aufwertungsbetrag unt 
Berückſichtigung der Zahlungen nicht, wie eingetragen, 2491,33 69 20 
mark, ſondern 2504,39 Goldmark betrage, in der Form des 8 7 
GBO. führe oder eine Bewilligung des Eigentümers beibringe- D 
erſte Annahme des LG., daß nur eine bei der Anmeldung gemachte 
Angabe des Gläubigers über Zeit und Höhe der geleifteten Zahlungen 
durch die Vermutung des Art. 3 DurchfVO. gedeckt werde, iſt Mi 
dieſer Allgemeinheit zwar rechtsirrig. Denn die Anmeldung brauch 
über geleiſtete Zahlungen überhaupt keine Angaben zu enthalten 
achten des 9. 3. des KG. IM Bl. 1925, 434; Nadler, Grundbus 
und Aufwertungsfragen, 2. Aufl., S. 18 ff.). Daß vielmehr auch * 
erſt nach Ablauf der Anmeldefriſt bei Stellung des Antrages 
Eintragung der Aufwertung gemachte Angabe des Gläubigers unter 
Art. 3 DurchfVoO. fallen kann, ergibt auch deſſen unzweideutige Faß 
ſung; denn es heißt: „Bei der Eintragung der Aufwertung en 
vermutet ...“ Trotzdem ift den Vorinſtanzen im Ergebnis zuzuſtim“ 
men. Es kann dahinſtehen, ob Anderungen einer Erklärung des Gläu 
bigers über Höhe und Zeit der Zahlungen nach dem Sinne des Art. > 
DurchfVO. vom Grundbuchamt zu beachten und als richtig zu ume 
ſtellen ſind, ſolange die Eintragung der aufgewerteten Hypothek noch 
nicht erfolgt if. Wenn aber die Eintragung der Aufwertung bereite 
entſprechend der urſprünglichen, in der Anmeldung, wenn auch 5 
nötigerweiſe, gemachten und noch dazu auf Grund einer mit ihr - 
Einklang ſtehenden Bewilligung des Eigentümers erfolgt ift, ſo Kang 
die abweichende, einſeitige nachträgliche Erklärung des Gläubigers 
nicht mehr durch die Vermutung des Art. 3 DurchfVO. gedeckt un 
als Berichtigungsunterlage verwertbar ſein. Denn durch die auf Grund 
der erſten, unter die Vermutung des Art. 3 fallenden Angaben 7 5 
Gläubigers erfolgte Eintragung der Aufwertung iſt eine neue Grund 
buchlage geſchaffen. Es handelt ſich nicht mehr um die Beſeitig ng 
der bei Inkrafttreten des AufwG. hinſichtlich der aufwertbaren Rech 5 
beſtehenden Grundbuchunrichtigkeit, wovon Art. 3 DurchfVO. erkenn 
bar ausgeht, ſondern um die Berichtigung einer neuen Hypotheken 
eintragung. Durch die Eintragung der Aufwertung iſt das au 
wertungsverfahren grundbuchmäßig zunächſt zum Abſchluß gebrach 
und damit die Wirkung des Art. 3 DurchfVoO. erſchöpft. Wollte ma 
auch weitere Berichtigungen dieſer Eintragung der Vermutung nn 
Art. 3 unterſtellen, jo würde die Sicherheit des Grundbuchverkehl 


Zu 5. 1. Nach Art. I der DurchfVO. wird bei der Cin, 
tragung der Aufwertung im Grundbuch vermutet, daß nur D 
vom Gläubiger angegebenen Zahlungen, und zwar zu den von ! 
angegebenen Zeiten angenommen find. Die Entſcheidung des 1°’ 
daß dieſe Angaben des Gläubigers nicht für das Anmeldungsver 
fahren, ſondern nur für das Grundbuchverfahren von Beben 
ſind, iſt zutreffend. Das Anmeldungsverfahren dient nur der Ide len 
fizierung der Hypothek, die Angaben über die Rückzahlung ſpien. 
erſt im Aufwertungsverfahren oder im Eintragungsverfahren e 
Nolle. Aber auch für das Aufwertungsverfahren kommt Ark. III 5 
DurchfVO. nicht in Betracht. Denn wenn im Aufwertungsverfaht 
Rückzahlungen ſtreitig ſind, ſo gilt keine Vermutung zugunſten 1 
Angaben des Gläubigers, ſondern über den Streit iſt nach allgemein 
Rechtsgrundſätzen, evtl. nach Ausſetzung im Prozeß, zu entjcheldel- 
Nur für das Grundbuchverfahren kommt die Vermutung in Betrach 
Dieſer Standpunkt des K. entſpricht auch dem in der 2 9. 
wertungsliteratur herrſchenden. (Vgl. Mügel, Nachtrag Seite 
Emmerich S. 132, 394.) . 8 ber 
2. Das KG. läßt offen, ob die Erklärung des Gläubigers t 1 
die Zahlungen des Schuldners nach ihrer Abgabe geändert werbe 
kann. Dies ſcheint zuläſſig. A 
Wenn nämlich die Angabe des Gläubigers zugrunde 12 
zwecken, jedoch an dem Grundſatz möglichſter Richtigkeit der ein 
tragung nichts ändern. Dem entſpricht es, nicht an formeller 
wägung zu haften, ſondern durch die Zulaſſung von Berichtigungen 
Erklärung der Gläubiger dem richtigen Ergebnis zu dienen 
Auch formell beſtehen keine Bedenken, da bei der Zuläſſigk 
einfeitiger Erklärung auch die Anderung dieſer Erklärung als erl 
erſcheint. Daran, daß im Streitfall doch außerhalb des Grune 
buchverfahrens entſchieden werden muß, wird auch durch die die 
laſſung von Berichtigungen der Erklärung nichts geändert. Da * 
Angaben des Gläubigers nur zwecks Erleichterung des Verfahr 


U 
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fall rund einſeitiger willkürlicher Anderungen der Zahlungsangaben 
en der Gläubiger in einem durch die Zwecke des AufwG. nicht 
fi 5 gerechtfertigten Umfange in Frage geſtellt werden. Die Berich⸗ 
er kann bei ſolcher Sachlage deshalb nur gemäß 88 22, 29 GBO. 

a gen, ſetzt alfo voraus: entweder den formgemäßen Nachweis der 

echnungsfähigen Zahlungen oder die Beibringung von Bewilli⸗ 
nechligten > Eigentümers und der gleich⸗ und nachſtehenden Be⸗ 


GG., 1. 38., Beſchl. v. 14. Mai 1926, 1 X 288/26.) 


* 
Bei 6. Art. 24 DurchfVO. z. Aufm®.; Ss 794, 800 30. 
wertetintragung des Aufwertungsbetrages einer aufge⸗ 
nur eten Hypothek iſt die Zwangsvollſtreckungsklauſel 
auch dann einzutragen, wenn die Hypothek und damit 
gels die Unterwerfungsklauſel im Grundbuch bereits 
öſcht war. f) 
88 704 derwirft ſich ein Grundſtückseigentümer in einer gemäß den 
ſoforzi Abf. 1 Ziffer 5, 800 Abſ. 1 ZPO. errichteten Urkunde der 
et Zwangsvollſtreckung in Anſehung einer Hypothek, ſo be⸗ 
J ſich dieſe Unterwerfung auf das Recht in der Geſtalt, die ihm 
hält die Urkunde gegeben iſt, welche die Unterwerfungsklauſel ent⸗ 
Po 1 Auf dieſe in einer beſtimmten vollſtreckbaren Urkunde dem 
Sage gegebene Geſtaltung bezieht ſich auch die nach 8 800 Abſ. 1 
Eh vorgeſchriebene Eintragung der Unterwerfungsklauſel in das 
one buch; ihr Sinn kann alſo nur der ſein, „daß ſich der Eigen⸗ 
L in einer beſtimmten, ſchon vorliegenden vollſtreckbaren Ur⸗ 
ein e hinſichtlich der daraus hervorgehenden — und im Grundbuch 
10 gtragenen — Leiſtung der ſofortigen Zwangsvollſtreckung in 
Weiſe unterworfen hat, daß die Zwangsvollſtreckung aus der Ur⸗ 
ſoll gegen den jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks zuläſſig ſein 
Bebi . 52, 190 ff.; vgl. S. 195/6). Wenn die Beteiligten neue 
der ingungen vereinbaren und der Eigentümer ſich auch hinſichtlich 
letzteren der ſofortigen Vollſtreckung unterwirft, ſo muß eine 
Bez malige Eintragung der Klauſel aus der neuen Urkunde und in 
ranhung auf ſie erfolgen, während der alten Klauſel und ihrer Ein⸗ 
757 in bezug auf die neue Vereinbarung Geltung nicht zu⸗ 
ee a. a. O.). € 
Hat nun bei einer aufgewerteten Hypothek die Unterwerfun 
wahen $ 800 BRD. in 1 des alten, auf die frühere Reichs- 
ung lautenden Rechts ſtattgefunden, fo bezieht ſich die Unter⸗ 
Geſſans nach dem Geſagten allerdings nur auf das Recht in der 
Bu die es nach den in der Unterwerfungsurkunde getroffenen 
lic der ereinbarungen hat. Mit dieſer Tatſache aber, daß ſich näm⸗ 
Befti er Eigentümer der Vollſtreckung nur hinſichtlich dev aus einer 
anten Urkunde ſich ergebenden, von den Beteiligten verein⸗ 
ziehn Geſtaltung des Rechts unterworfen hat und an der Be⸗ 
diese ng auch der eingetragenen Unterwerfungsklauſel lediglich auf 
Ar Urkunde, hat die Nufwer nichts zu kun. Bei der Aufwer⸗ 
tels einer Hypothek handelt es ſich um eine kraft Geſetzes ein⸗ 
‚sende Anderung des Inhalts des Rechts. Soweit das Geſetz nicht 


ennbreift, bleibt das Recht mit dem aus den früheren Parteiver⸗ 
ih rungen ſich ergebenden Inhalt beſtehen. Dieſe äußern weiter 


Um Wirkung in dem, dem Geſetz entſprechenden 
Nech ange. Vereinbarungen der Beteiligten vermögen aber dem 
t eine beſtimmte Geſtalt immer nur nach Maßgabe des Ge⸗ 


ſehrunde zu legen find, aber an dem Grundſaß möglichſter Richtig ⸗ 
Pe Grundbucheintragung nichts ändern, fo find ſowohl die ur⸗ 
Ur doit Erklärung als die Anderungen der Erklärung (was 
ben en letzten Fall beſonders weſentlich iſt) nicht zugrunde zu legen, 
n feſtſteht, daß die Angaben unzutreffend find. Nadler? S. 32.) 
ſcheid 3. Nach erfolgter Eintragung der Aufwertung iſt nach der Ent⸗ 
du ung des MO. eine Anderung der Erklärung nicht mehr möglich. 
be dies erſcheint zutreffend. Die Vermutung zugunſten der An⸗ 
Mit“ des Gläubigers dient nur der Erleichterung der Eintragung. 
5 der Eintragung iſt das Grundbuchverfahren abgeſchloſſen und 
it iſt auch die Möglichkeit der Anwendung des Art. III erledigt. 
a‘ 4. Das KG. betont mit Recht, daß durch die erfolgte Ein- 
Stent. g, nicht ſtets die endgültige Erledigung herbeigeführt wird. 
nn die Eintragung mit dem materiellen Sachverhalt in Wider⸗ 
iche ſo bleibt das Grundbuch unrichtig. Die Beſeitigung der Un⸗ 
G edkeit erfolgt dann im gewöhnlichen Verfahren gemäß 88 22, 29 
>. oder auf Grund Prozeſſes. (Vgl. Nad ler? S. 32.) 
5 RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 


fehr Zu 6. Die Entſch. unterliegt den erheblichſten Bedenken. So 
* es gutheißen mag, daß das Aufwertungsverfahren ſelbſt 
Nich ſchwierigkeiten zu überwinden trachtet, ſo gefährlich iſt diejenige 
deff ung der Rechtſprechung, die den Formzwang des Grundbuch⸗ 
Ahrens und des Vollſtreckungsrechts lockern will. 
Noch n, der vorliegenden Entſch. iſt m. E. die Prüfung der formalen 
der unge zu kurz gekommen. Materiellrechtlich unterliegt es nach 
np Br otfprechung des RG. keinem Zweifel, daß die aufgewertete 
ze bokhek eine organiſche Fortentwickelung der zur Papiermarkhypo⸗ 
gewordenen urſprünglichen Hypothek darſtellt. Die Voll⸗ 


€ 
t 
ſtreckungsunterwerfungen, deren Gefährlichkeit trotz oder vielleicht 
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ſetzes zu geben; und die Unterwerfungsklauſel hat die Bedeutung, 
daß die Vollſtreckung wegen des Rechts in der Geſtalt und in dem 
Umfange erfolgen ſoll, der ihm auf Grund des Geſetzes zu⸗ 
kommt, ſoweit die Vereinbarungen nach die ſem ausführbar find. 
Wenn alſo die Klauſel und ihre Eintragung ſich nur auf eine be⸗ 
ſtimmte Urkunde beziehen, ſo beziehen ſie ſich doch auf den der 
Urkunde nach dem Geſetze zukommenden Inhalt. Wird durch eine 
Anderung des Geſetzes die dem Rechte durch die Vereinbarungen 
gegebene Geſtalt geändert, ſo betrifft die Unterwerfung auch die 
Vollſtreckung aus dem Recht in der geänderten Geſtalt. Nur das 
ſteht aber bei der Aufwertung in Frage. Dagegen handelt es ſich 
nicht darum, daß die eingetragene Unterwerfungsklauſel in Be⸗ 
ziehung geſetzt würde zu einer vereinbarungsgemäß in 
neuer vollſtreckbarer Urkunde erfolgten Neugeſtaltung 
des Rechts. Die Beziehung der bei der alten Hypothek eingetra⸗ 
genen Klauſel auf den aufgewerteten Anſpruch wird denn auch von 
der Beſchwerdeführerin angenommen; fie iſt um fo ſelbſtverſtänd⸗ 
licher als ein Vergleich mit dem alten Recht in bezug auf welches 
die Unterwerfung ſtattgefunden hat, die Verpflichtungen des Eigen⸗ 
tümers nach den Beſtimmungen des Aufwertungsgeſetzes auch in 
Anſehung der Zins⸗ und Zahlungsbedingungen ſchon im Hinblick 
darauf eine Herabminderung erfahren, daß nur zu 25% des 
alten Goldmarkbetrages aufgewertet wird. Ergibt ſich jene Be⸗ 
ziehung aber aus der Sachlage, fo iſt für die Aufnahme der Klauſel 
in den neuen, die Aufwertung betreffenden Eintragungsvermerk 
kein Anlaß. 

Die Neueintragung der Klauſel in Anſehung des aufgewerteten 
Rechts iſt danach nicht erforderlich und wird insbeſondere auch 
durch die in KG. 52, 190 ff. aufgeſtellten Grundſätze nicht erfor» 
dert. Mit dieſem Ergebnis ſtimmt die von der Beſchwerdeführerin 
angezogene Vorſchrift des Art. 24 Abſ. 1 DurchfVO. offenbar über⸗ 
ein. Danach kann, wenn ſeit der Eintragung der Aufwertung in 
das Grundbuch ein Monat verftrichen iſt, eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung über den Aufwertungsbetrag erteilt werden, ſofern ſich 
der Eigentümer in einer Urkunde i. S. des 8 794 Abſ. 1 Nr. 5 
3PO. der ſofortigen Zwangsvollſtreckung wegen eines Anſpruchs 
aus einer Hypothek unterworfen hat, deren Betrag in früherer 
Reichswährung beſtimmt iſt. Alleinige Vorausſetzung für die Er⸗ 
teilung der Ausfertigung iſt alſo die Unterwerfung in Anſehung der 
alten Hypothek, zu der nach § 800 Abſ. 1 Satz 2 die Eintragung 
in das Grundbuch hinzukommen muß; dagegen wird eine neue Un⸗ 
terwerfung und deren Eintragung oder auch die Wiederholung der 
Eintragung ohne neue Unterwerfung nicht erfordert. Auch letzteres 
würde aber als notwendige Vorausſetzung der Erteilung der Aus⸗ 
fertigung hervorgehoben ſein, wenn es als ſolche erachtet wäre. 

Etwas anderes wird allerdings für den Fall der Wieder⸗ 
eintragung einer bereits gelöſchten Hypothek zu gelten haben, 
bei deren Löſchung auch die Unterwerfungsklauſel der Löſchung 
verfallen iſt. In dieſem Falle wird bei der Wiedereintragung der 
aufgewerteten Hypothek auch die Unterwerfungsklauſel abermals 
mit einzutragen fein. Nur auf den Fall der Wieder eintragung 
bezieht ſich der Beſchluß Nr. 39 J der Grundbuch- und Aufwertungs⸗ 
richter Groß⸗Berlins. 

(RS, 1. 3S., Beſchl. v. 29. April 1926, 1 X 236, 26/44.) 


gerade infolge ihrer häufigen Verwendung in der Praxis nicht unter⸗ 
ſchätzt werden darf, können ſchon aus dieſem Grunde nicht ſtreng 
genug ausgelegt werden. Wenn der 1.36. ausführt, daß es die 
früheren Parteivereinbarungen ſeien, die nunmehr ihre Wirkung in 
dem dem Geſetz entſprechenden Umfange ausüben, ſo ſcheint mir doch 
weſentlich zu ſein, daß derartige Wirkungen bei der ſeinerzeitigen 
Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung nicht erkennbar geweſen 
ſind und daß es ſchwerlich der Vertragswille des Schuldners ge⸗ 
weſen iſt, ſeine Erklärung ſo elaſtiſch auslegen zu laſſen. Dem ſteht 
auch nicht der Hinweis darauf entgegen, daß der Anſpruch des Gläu⸗ 
bigers ohnehin eine Herabminderung erfahren hätte: denn dieſe Herab⸗ 
minderung iſt doch nur eine konſtruktive, da wirtſchaftlich die ur⸗ 
ſprüngliche Hypothek in ein Nichts zerronnen war und erſt infolge 
eines Umſchwungs der Rechtſprechung wieder zu Wert gelangt iſt; 
auch fehlt — trotz des 8 4 AufwG. — dem Auſwertungsbetrage die 
Unabänderlichkeit (58 Aufw Gh.). 

Entgegen der in der Entſch. vertretenen Auffaſſung muß ge⸗ 
leugnet werden, daß der Aufwertungsbetrag die in 8 794 Abſ. 1 
Ziff. 5 ZPO. geforderte beſtimmte Geldſumme darſtelle, und es muß 
weiter hervorgehoben werden, daß die BD. v. 22. Dez. 1923 (RG Bl. 
1239) einen numerus clausus der wertbeſtändigen Schuldtitel ent⸗ 
hält und daß für die aufgewertete Hypothek hierbei kein Raum iſt. 

Im Schrifttum it die Frage beſtritten: Quaſſowski, 
Abraham u.a. ſtehen auf dem hier vertretenen Standpunkt, Leh⸗ 
mann⸗Boeſebeck und Mügel auf demjenigen des 1. 36. Quaſ⸗ 
ſowski weiſt zutreffend darauf hin, daß es ſich hier um eine Frage 
des Zwangsvollſtreckungsrechts handelt: Das RG. ſcheint mir in 
dieſer Entſch. die Frage zu einſeitig vom materiellrechtlichen Stand⸗ 
punkt aus erwogen und entſchieden zu haben. 

RA. Dr. Wrzeszinski, Berlin. 
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Berlin. II. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


1. 8 28 AufwG.; § 202 BGB. Die Verjährung des 
Aufwertungsanſpruches iſt ſo lange gehemmt, wie er von 
der Rechtſprechung nicht anerkannt wurde. — 8 28 AufwG. 
iſt allgemein bei Aufwertungsanſprüchen anwendbar. 


Der Einwand der Verjährung für die Zeit bis Dezember 1922 
greift nicht durch. Es iſt zwar richtig, daß die Verjährungsfriſt nach 
§ 196 Ziff. 6 BGB. zwei Jahre beträgt und nach $ 201 BGB. mit 
Schluß des Jahres 1920 an ſich zu laufen begonnen Hätte. Da der 
Aufwertungsanſpruch nicht ein neuer Anſpruch iſt, der neben den 
urſprünglichen tritt, ſo beginnt die Verjährung des aufgewerteten 
Rechts alsbald mit der Entſtehung des urſprünglichen Anſpruchs, 
unterliegt alſo denſelben kurzen Verjährungsfriſten wie dieſer 
(Mügel I, 8 17). Aber das Recht auf Aufwertung iſt, wie ſchon 
geſagt, erſt im Laufe des Jahres 1923 von der Rechtſprechung all⸗ 
gemein anerkannt worden. Eine Klage auf Aufwertung hätte noch zu 
Beginn des Jahres 1923 der Abweiſung unterlegen. Die Gläubi⸗ 
gerin iſt alſo damals gehindert geweſen, ihr Recht geltend zu machen, 
der Schuldner iſt damals zweifellos berechtigt geweſen, die Leiſtung 
zu verweigern. Wenn man in dieſer Zeit gleichwohl die Verjährung 
laufen laſſen wollte, könnte es, namentlich bei kurzen Verjährungs⸗ 
friſten, dahin kommen, daß ein Anſpruch auf Aufwertung verjährt 
iſt, bevor er überhaupt erkennbar geweſen iſt. Um dieſes unbillige 
Ergebnis zu vermeiden, muß in einem ſolchen Falle in analoger An⸗ 
wendung des § 202 BGB. bis zu der Zeit, wo ein Aufwertungs⸗ 
anſpruch anerkannt iſt, eine Hemmung der Verjährung zugelaſſen 
werden (RG. 111, 1471). 

Der Goldmarkbetrag der Miete für dieſe Zeit beträgt, wenn 
man als Stichtag für die Berechnung des Goldwertes der vereinbarten 
Miete den Tag des Abſchluſſes des Vertrages, den 5. Juli 1922, an⸗ 
nimmt, nach dem Dollarſtande berechnet, etwa 500 Goldmark. Die 
bis zur E ebung der Klage aufgelaufenen Zinſen müſſen nach § 28 
AufwG. als erlaſſen gelten. § 28 muß trotz ſeiner Stellung im Ab⸗ 
ſchnitt über Aufwertung von Hypotheken bei feiner allgemeinen Faf⸗ 
ſung und der ratio legis, durch die Aufwertung Klarheit zu ſchaffen 
und alle Anſprüche durch ſie abzugelten, eine allgemeine Geltung zu⸗ 
erkannt werden (OLG. Köln JW. 1926, 202). Unter Berückſichti⸗ 
gung deſſen, daß die Bekl. die Wagen ihrerſeits auch vermietet hat 
und ebenfalls nur Papiermarkbeträge eingenommen hat, die ſie ſelbſt 
als größere Firma nicht reſtlos vor der Entwertung hat ſchützen 
können, erſcheint in Anrechnung der abzuziehenden geleiſteten Zah⸗ 
lungen eine Aufwertung auf 300 Reichsmark angemeſſen. 

(KG., 16. ZS., Urt. v. 19. Juni 1926, 16 U 1791/26.) 
Mitgeteilt von SenPraſ. Dullien, Berlin. 


* 


2. 88 242, 249 BGB. Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung unter Berückſichtigung der nach der Verurteilung 
zur Leiſtung fortgeſchrittenen Geldentwertung. f) 

Die Kl. iſt berechtigt zum Erſatz des Schadens, der ihr dadurch 
erwachſen iſt, daß die Bekl. innerhalb der ihnen geſetzten Friſt, alſo 
bis zum 4. März 1923, dem Verlangen auf Lieferung nicht genügt 
haben. Die erſte Folge dieſer Verſaumnis war, daß die Kl. ſich, 
wie unſtreitig, zum Preiſe von 2028000 % eingedeckt hat. Um ihren 
Schaden zu ermitteln, muß ſie von dieſer Summe denjenigen Betrag 
abſetzen, den ſie hätte aufwenden müſſen, wenn die Bekl. friſtgemäß 
erfüllt hätten. In dieſem Falle hätte ſie die im Urteil den Bekl. 
für die Lieferung zugeſprochene Summe von rund 10000 % zahlen 
müſſen; dazu einen angemeſſenen Zuſchlag für die ſeit dem 28. Okt. 
1922, dem Tage der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil 
erging, eingetretenen erheblichen Markentwertung. Die vor dem 
28. Okt. 1922 ſeit dem Tage des Vertragsabſchluſſes erfolgte Ent⸗ 
wertung der Mark muß außer Betracht bleiben. Ihre Berückſichtigung 
und eine dementſprechende Aufbeſſerung des den Bekl. zukommenden 
Preiſes ſcheitert an der Rechtskraft des Urteils, welches in einer für 
die Parteien und für ein ſpäter mit derſelben Frage befaßtes Gericht 
in bindender Weiſe feſtſtellt, daß die Bekl., nach dem am 28. Okt. 
1922 vorliegenden Tatbeſtand, zur Lieferung gegen Zahlung von rund 


1) JW. 1926, 154. 


Zu 2. Es handelt ſich um einen Möbellieferungsvertrag, aus 
dem die Bekl. in einem Vorprozeß auf die mündliche Verhandlung 
v. 28. Okt. 1922 zur Lieferung gegen Bezahlung von rund 10000 % 
verurteilt worden ſind. Dieſem Urteil haben die Bekl. trotz Friſtſetzung 
bis 4. März 1923 — offenbar gemäß 8 283 BGB. — nicht Folge ge⸗ 
leiſtet, weshalb ſich die Kl. zum Preiſe von 2028000 % anderweitig 
eingedeckt hat und nun ihren Schaden einklagt. Sie verlangt den kon⸗ 
kreten Schaden, und zwar nur das damnum emergens, das ihr durch 
den Deckungskauf entſtanden iſt. Hier ergeben ſich zwei Fragen, die 
die Entſch. behandelt: die Bemeſſung der im Wege der Vorteils⸗ 
ausgleichung vom Deckungskaufpreis abzuziehenden, eingeſparten Gegen⸗ 
leiſtung der Kl. und die Aufwertung des hiernach als Schaden ver⸗ 
bleibenden Reſtes des Deckungskaufpreiſes. In der erſten Frage lehnt 
das vorliegende Urteil eine Berückſichtigung der vor dem 28. Okt. 


10000 % verpflichtet find. Ebenſowenig wie die Bekl. der Voll 
ſtreckung des Urteils unter Berufung auf die vor dem 28, 997 
1922 eingetretene Markentwertung hätten widerſprechen können CH 
Abſ. II ZPO.), ebenſowenig können fie dieſe Tatſache im vorliegenden 
Zuſammenhang verwerten, um das Urteil wirkungslos zu machen. er 
Dagegen kann die nach dem 28. Okt. 1922 bis zum Ablauf — 
Nachfriſt erfolgte Markverſchlechterung zugunſten der Bekl. bert 
ſichtigt werden, obwohl ſie damals bereits im Lieferungsverzuge ware 
Auch der ſäumige Schuldner hat Anſpruch für ſeine Leiſtung, wenn 
ſchließlich erfolgt, die ihm zukommende und angemeſſene Gegenleistung 
zu erhalten; und dies iſt es, was mit der Aufwertung erreicht mn 
den ſoll. Bei Bemeſſung der Höhe der Gegenleiſtung iſt zu a 
ſichtigen, einerſeits, daß die vertragstreue Kl. dadurch keinesfall 
geſchädigt werden darf, andererſeits, daß anzunehmen iſt, daß " 
Bekl. bei rechtzeitiger Abwicklung des Vertrages auch nicht die ganz 
Summe würden wertbeſtändig erhalten haben. a3 
Die Mark galt am 4. März 1923 ungefähr 1/, von dem, w 
fie am 28. Okt. 1922 wert war. Bei voller Aufwertung hätte ſoude 
die Kl. anſtatt 10000 % 50 000 % zahlen müſſen. Das Gericht halt 
eine Aufwertung auf 28 000 % für angemeſſen. Danach betrug 
Schaden der Kl. 2000 000 . Was die Kl. bei Veräußerung de 
von den Bekl. geſchuldeten Möbel Hätte verdienen können, it unel 
heblich, da mit dieſer Klage nicht entgangener Gewinn, ſondern 
wachſener Schaden gefordert wird. 93 
Volle Aufwertung dieſes Schadens auf den Goldwert von 3 
Goldmark würde nur dann angemeſſen erſcheinen, wenn die K 
Tatſachen angeführt und notfalls bewieſen hätte, aus denen 9 
ergibt, daß ſie bei rechtzeitiger Zahlung einen Verluſt durch Gelbe 
entwertung nicht gehabt hätte. Dies hat fie jedoch nicht getan, troß 
dahingehender Frage. Ihr muß daher ein angemeſſener Anteil an 
dem Wertverluſt aufgebürdet werden. 7 
Das Gericht Halt unter Berücksichtigung aller Umſtände, ius 
beſondere der Tatſache, daß die Kl. im Sommer 1923 bereits einen 
Teilbetrag von 500000 % — 12,5 Goldmark erhalten hat, eine 
weitere Zahlung der Bekl. von 200 Goldmark nebſt Verzugszinſen 
für angemeſſen und hat dementſprechend erkannt. 
(KG., 26. 38, Urt. v. 9. Dez. 1924, 26 U 8556/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Erwin Reiche, Berlin. 


Frankfurt a. M. * 

3. 8 318, 138 BOB; PrGrVerkG. Schwarzverkauf 
liegt nicht vor, wenn nur der richtige Geſamtkaufpre! 
angeben iſt, mag auch die Verteilung des Preiſes fingik 
ſein. Die Einrede der Argliſt ſchlägt nicht durch, wenn die 
Argliſt ſich gegen den Steuerfiskus richtet, die Parteien 
ſelbſt aber im Einverſtändnis miteinander gehande 
haben. 1 

Die Parteien haben einen Grundſtückskauf der Inflationszeit in 
der Weiſe protokollieren laſſen, daß als Kaufpreis des Grund“ 
ſtücks 714000 4 eingeſetzt wurden, neben dem für überlaſſen! 
Grundſtückspläne außerdem noch 100000 Reichsmark angegeb 
wurden. Das geſchah, um Wertzuwachsſteuer und Grunderwerbſteuer 
zu ſparen. Das LG. hat in der Annahme, daß eine Falſchprotokollis“ 
rung vorlag und deshalb trotz Auflaſſung und Eintragung im Grund. 
buch das Eigentum am Grundſtück nicht übergegangen ſei, weil 2 
Magiſtratsgenehmigung nach dem GrVerkGG. v. 10. Febr. 1923 un 
wirkſam war, einen von ihm angeordneten Widerſpruch gegen 
die Richtigbeit des Grundbuchs beſtätigt; das OLG. hat di 
einſtweilige Verfügung aufgehoben. 5 

Aber auch der Hinweis auf die angeblich mangelhafte Ger. 
nehmigung des Magiſtrats gemäß dem Bodenſperrgeſeb 
v. 10. Febr. 1923 verſagt. 

Allerdings könnte die erfolgte Auflaſſung und Eintragung im 
Grundbuch, die nach Ausweis der Grundalkten und des Kaufvertrages 
erfolgt find und die die Heilung einer Falſchprotokollierung gem 
8313 BGB. bewirkt haben würden, dieſe mangelhafte Magiſtrats 
genehmigung nicht ebenfalls erſetzen. Denn ebenſowohl das Verpfli ö 
tungsgeſchäft wie die Erfüllungsgeſchäfte des Grundſtückskaufes IM! 
von der ordnungsgemäßen Magiſtratsgenehmigung abhängig. 


1922 eingetretenen Geldentwertung ab und beruft ſich hierfür auf die 
Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß. Das iſt jedenfalls dann richtig 
wenn ſchon im Vorprozeß die Aufwertungsfrage in Betracht gezog t 
wurde. Ob dies zutrifft, iſt aus dem mitgeteilten Urteilsinhalt nich 
deutlich zu erkennen, aber nach dem Stand der Rechtſprechung bi 
Oktober 1922 anzunehmen. Wäre es nicht der Fall, jo wäre 2 5 
Entſch. nach dem heutigen Stand des Rechtskraftproblems nicht w 
glatt. Jedenfalls ſchlüge die Parallele des § 767 II ZPO. hier, wo © 
ſich eventuell um Anrechnung der Nachforderung auf den Schadens 
betrag handelt, nicht durch. — Eine Berückſichtigung der nach dem 
28. Okt. 1922 eingetretenen weiteren Geldentwertung zugunſten der 9 
klagten Sachſchuldner trotz ihres Lieferungsverzugs entſpricht der 10 
kannten Rechtſprechung, ebenſo die Bemeſſung der Aufwertung des l 
hiernach ergebenden Schadeusreſtes von 2 Millionen Mark unter 
rückſichtigung des Entwertungsfaktors. 

Prof. Dr. Locher, Tübingen⸗Erlangen. 
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8. Jahrg. 1926 Heft 20] Rechtſprechung r 


fot Es liegt aber weder eine Falſchkontrollierung noch in⸗ 
Helfen eine unrichtige Genehmigung vor. Die Parteien 
0 den Kaufvertrag, ſo wie ſie ihn abgeſchloſſen hatten, 
Magſtrahmigung vorgelegt; dabei iſt nichts verſchwiegen worden. Der 
. rat hat alſo ſeine Genehmigung in voller Kenntnis deſſen, was 
eiubart war, gegeben. 
halb Der Standpunkt des Antragſtellers, wonach der Kaufvertrag des⸗ 
preis als falſch protokolliert anzuſehen ſei, weil der Geſamt⸗ 
ick" 814.000 % kein wirklicher Geſamtpreis, fondern nur der 
— lich vereinbarte Grundſtückspreis geweſen jei, demgegenüber 
ces reis von 100 000 % für die Pläne nur fingiert und zum 
beherde den Vertrag zu Täuſchungszwecken gegenüber der Steuer⸗ 
lichen eingeſetzt ſei, trifft weder tatſächlich zu, noch kann er die recht⸗ 
olgen haben, die ihm der Antragſteller zuſchreibt. 
tea 3 Kann zunächſt nicht angenommen werden, daß die den An⸗ 
gegnern nach der eigenen eidesſtattlichen Verſicherung des An⸗ 


t 
ohn ellera tatſächlich übergebenen und übereigneten Pläne 
diese. ud nur den geringſten Wert geweſen ſind. Die Raumeinteilung 


als läne, auch wenn ſie nicht genehmigt geweſen ſein ſollten, war 
A Drarbeit für einen neuen Plan ſelbſt dann von gewiſſem Wert, 
ſtönd auch wegen des hinzugekommenen Zwickels einige Zimmer voll⸗ 
zune 8 anders hätten projektiert werden müſſen. Allenfalls wäre an⸗ 
Damen, daß der Verkäufer die Pläne den Käufern geſchenkt 
on Dadurch würde aber an dem Geſamtinhalt des Verkaufes 
preif geändert worden ſein. Auch dann wäre die Einteilung des Kauf⸗ 
2 5 keine rechtliche, ſondern nur eine tatſächliche Erklärung der 
preis- n geweſen, mag dann auch von einem eigentlichen „Geſamt⸗ 
nicht mehr geſprochen werden können (RG. JW. 1925, 2602). 
Ban kaucchſclagend iſt, daß der Kaufvertrag mit allen ſeinen 
wor mungen der Genehmigung des Magiſtrats unterbreitet 
en iſt und fie gefunden hat, mögen auch die Parteien unter 
weie über die einzelnen Beſtimmungen eine vom Augenſchein ab⸗ 
Wuhende Anſicht gehabt haben, wie dann auch der Magiſtrat nach 
= der Zuwachsſteuerberechnung die Zuwachsſteuer vom Geſamt⸗ 
ag („einſchließlich Baupläne“) von 814000 % berechnet hat. 
zu allem Vorſtehenden wird auf RG. 111, 239 ff. verwieſen. 
Sat "Bei dieſer Rechtslage bedarf es des Eingehens darauf nicht, ob 
gun auch die Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis) zu⸗ 
de der Antragsgegner durchſchlüge. Immerhin mag geſagt wer⸗ 
In daß hier dem LG. zugeſtimmt wird. Die Argliſt, die vorhanden 
eſen fein mag, richtete ſich zutreffendenfalls nicht gegen die 
Randen partei, ſondern gegen den Steuerfis kus; eine Partei 
nich ſich deshalb der anderen gegenüber auf dieſen dolus 
e berufen, und zwar um fo weniger, als alles dafür ſpricht, daß die 
hab n Parteien im Einverſtändnis miteinander gehandelt 
= (RE. 107, 357). 
Goch. Frankfurt a. M., 5. ZS., Urt. v. 9. Juni 1926, 5 U 78/26.) 
Mitgeteilt von OSR. Geh. IR. Dr. Schulz, Frankfurt a. M. 


Lildesheim. Tandgerichte. 


Sehn, 5,1. GrVertch. v. 10. Febr. 1923; 8 894 BGB. Der 
pfl arzverkäufer iſt nach Auflaſſung und Eintragung ver⸗ 
1 tet, zur Herbeiführung der nachträglichen behördlichen 
Br migung mitzuwirken; feiner Berichtigungsklageſteht 
m die Einrede der Argliſt entgegen. +) 

halt 5 
mit d 
beſſen 


e Klage ſtützt ſich auf 8 894 BGB. Steht hiernach der In⸗ 
Grundbuchs in Anſehung eines Rechtes an dem Grundſtück 
er wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, ſo kann derjenige, 

echt nicht eingetragen iſt, die Zuſtimmung zu der Berichtigung 
richti nöbuches von denjenigen verlangen, deſſen Recht durch die Be⸗ 
gung betroffen wird. 


wie Ju 1. Dieſe Entſch. iſt m. E. ſehr begrüßenswert. Es klänge 
Hohn, wollte man dem Erwerber zwar zugeſtehen, daß ſein Erwerb 


ih nichtig, ſondern nur ſchwebend unwirkſam iſt, und wollte man 
an andererſeits den Anſpruch verſagen, mit dem er überhaupt erſt 
met ie Beſeitigung des Schwebezuſtandes herangehen kann. (Vgl. 
beiſt Ausführungen bei Gruch Beitr. 68, 276 und 278.) Zutreffend 
und das LG. darauf hin, daß der Vertrag infolge der Auflaſſung 
nichti er Eintragung des Erwerbers aus dem Stadium der Form⸗ 
ik, igkeit in das Stadium der ſchwebenden Nichtigkeit übergegangen 
here; ur vollen Wirkſamkeit fehlt ebenſo wie bei einem von vorn⸗ 
daß - formgültigen Geſchäft lediglich die Genehmigung. Hieraus folgt, 
bende er Erwerber zur Herbeiführung der Genehmigung des Kauf⸗ 
da ages mitzuwirken verpflichtet iſt. Man muß ganz allgemein ſagen, 
Teiter wenn jemand aus der ſchwebenden Unwirkſamkeit Rechte her⸗ 
Mu ne dann unter allen Umſtänden gegen ihn Anſprüche auf 
dur birkung bei der Schaffung der Vorausſetzungen für die Beendi⸗ 
oft 9 des Schwebezuſtandes gegeben ſind. Es hat dies nichts mit der 
ein erörterten und ſchließlich negativ entſchiedenen Frage zu tun, ob 
Sy Klagerecht auf Abgabe einer Verſicherung gemäß 8 6 des 
Anrrtgeſetzes beſteht. Man hätte vielleicht auch an die entſprechende 
Gene nbdung des 8162 BGB. denken können, da ja die fehlende 

ehmigung entſprechend zu behandeln iſt, wie eine fehlende Bedin⸗ 


2387 


Soweit die Kl. in dieſer Hinſicht Nichtigkeit des Kaufvertrages 
und der Auflaſſung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten (8 138 J 
BGB.) behauptet, iſt ihre Klage unbegründet. Es kann ſich, da andere 
ſittenwidrige Momente nicht vorgebracht find, nur um den Tatbeſtaud 
des Wuchers (§ 138 II BGB.) handeln, für den es aber bei einem 
die damals allgemein üblichen Grundſtückspreiſe mindeſtens 
erreichenden Kaufpreiſe, mag auch vom heutigen Standpunkte ein 
Mißverhältnis beider Leiſtungen vorliegen, jedenfalls an der erforder⸗ 
lichen bewußten Ausbeutung ſeitens des Bekl. fehlt. 

Der Auflaſſung, auf Grund deren hier die Eintragung des 
Bekl. als Eigentümer erfolgt iſt, liegt jedoch im übrigen nicht der 
notarielle Kaufvertrag v. 10. Juli 1923 mit der nur zum Schein ab⸗ 
gegebenen Kaufpreisangabe von 100 Millionen Mark, ſondern der 
durch dieſen Scheinvertrag (8 117 BGB.) verdeckte Vertrag mit dem 
wirklichen Kaufpreis in Höhe von 250 Millionen Mark zugrunde. 
Dieſer mündliche Kaufvertrag hat der Verwaltungsbehörde nicht vor⸗ 
gelegen und demzufolge nicht die nach 8 1 PrGrVerkG. v. 10. Febr. 
1923 erforderliche Genehmigung gefunden. Deshalb bedurfte nach 8 1 
a. a. O. die Auflaſſung ſelbſt zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmi⸗ 
gung. Dieſe iſt unſtreitig ausdrücklich nicht erteilt, insbeſondere aber 
auch nicht in dem Schweigen des Magiſtrats auf den nachträglichen 
einſeitigen Antrag des Bekl. zu erblicken, da $7 (Geſ. v. 10. Febr. 
1923) einen Antrag beider Beteiligten erfordert. An dieſer Tatſache 
der Nichterteilung können auch die Erörterungen des Bekl. über die 
Frage, ob ſie für den der Kl. günſtigeren Preis erſt recht erteilt wer⸗ 
den würde, nichts ändern. Eine nicht rechtswirkſame Auflaſſung 
aber überträgt nach § 925 BGB. kein Eigentum. 

Dieſer Zuſtand iſt jedoch kein endgültiger. Die Genehmigung 
zur Auflaſſung kann jederzeit noch nachträglich herbeigeführt werden. 
Die Rechtswirkſamkeit der Eigentumsübertragung und der ihr zu⸗ 
grunde liegenden Auflaſſung, iſt mithin in der Schwebe (RG. 103, 
106 1)). Es iſt die Frage, ob unter ſolchen Umſtänden trotzdem eine Be- 
richtigung verlangt werden kann, ſolange die Genehmigung zwar noch 
nicht erteilt, aber noch erreichbar und noch nicht endgültig verſagt iſt. 
RG. 111, 245 2) bejaht dieſe Frage für den Fall, daß der Eigentums⸗ 
übertragung ein formungültiger, alſo ohne Rückſicht auf das Ge⸗ 
nehmigungserfordernis der Wirkung unter den Parteien enkbehrender 
Vertrag zugrunde liegt. Daß dem ſo ſei, kann aber für den vorliegen⸗ 
den Fall nicht zugegeben werden. Richtig iſt zwar, daß der mündlich 
mit dem wirklich gewollten Kaufpreis geſchloſſene Kaufvertrag der 
Parteien nicht nur mangels Genehmigung nach 8 1 GrVerkG. uns 
wirkſam, und zwar wiederum ſchwebend unwirkſam iſt, ſondern zu⸗ 
nächſt auch mangels Beachtung der Form des § 313 BGB. nichtig 
war (8125 BGB.). Schwebend unwirkſam iſt nach dem Erörterten 
auch die Auflaſſung und heilende Kraft i. S. eines endgültigen Wirk⸗ 
ſamwerdens des urſprünglich formnichtigen Kaufvertrages kann ihr 
deshalb gemäß § 313 Satz 2 BGB. nicht zukommen. Damit iſt aber 
nach Anſicht des Gerichts nicht geſagt, daß dieſe ſchwebend unwirkſame 
Auflaſſung nun ohne jede Wirkung auf die Formgültigkeit des Kauf⸗ 
geſchäftes ſei. Es muß ihr vielmehr die im $313 Satz 2 BGB. vor⸗ 
geſehene heilende Kraft inſofern zuerkannt werden, als durch ſie in 
Verbindung mit der Eintragung das Kaufgeſchäft ſelbſt aus dem Sta⸗ 
dium der Formnichtigkeit in das der bloß ſchwebenden Nichtigkeit 
übergeleitet iſt. Denn es fehlt zur vollen Rechtswirkſamkeit nichts als 
die noch ausſtehende Genehmigung. Rechtlich iſt die Lage nunmehr 
keine andere als im Falle eines von vornherein formgültigen Kaufes 
in der Zeit zwiſchen Vertragsſchluß und Erteilung der Genehmigung. 
Das Kaufgeſchäft iſt bis zur Erteilung der Genehmigung ſchwebend 
wirkſam. 

Hiernach iſt aber die Kl. als Verkäuferin verpflichtet, noch 
heute zur Herbeiführung der Genehmigung des Kaufvertrages oder der 
Auflaſſung mit der wahren Preisangabe mitzuwirken. Dieſe Verpflich⸗ 


gung (RG. 108, 96). Aber auch die entſprechende Anwendung 
von 8 162 BGB. hat das NG. für Fälle, wie den vorliegenden, in 
IRdſch. 1926 Beil. Nr. 1232 verneint. Nicht beizuſtimmen vermag 
ich der obigen Entſch. darin, daß der Erwerber auch einen Anſpruch 
auf Auflaſſung mit wahrer Preisangabe gegen den Verkäufer hat. 
Für einen ſolchen Anſpruch ſcheint mir die Rechtsgrundlage zu fehlen. 
Der hingegen beſtehende Anſpruch auf Mitwirkung bei der Herbei⸗ 
führung der Genehmigung führt, wenn der Kl. (Verkäufer) dieſe Mit⸗ 
wirkung ablehnt, zur Abweiſung ſeines Anſpruches wegen argliſtigen 
Verhaltens. Es ſei noch darauf hingewieſen, daß der Erwerber wohl 
auch wegen nachträglicher Genehmigung an die Behörde in der Weiſe 
herantreten kann, daß er ſelbſt eine Verſicherung gemäß 8 6 abgibt, 
und als Verſicherung des Verkäufers beglaubigte Abſchrift einer eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung oder eines Schriftſatzes aus dem ſchwebenden 
Prozeſſe überreicht, in welchem der Verkäufer den wahren Inhalt 
des alten Kaufvertrages angibt. Damit dürfte die Vorausſetzung des 
8 6 des Sperrgeſetzes ebenfalls gegeben fein und ebenſo ausreichend, 
wie wenn der Käufer gegen den Verkäufer im Anſchluß an die neueſte 
Rechtſprechung ein Feſtſtellungsurteil über den wahren Inhalt des 


Vertrages erreicht. 
r RA. Dr. Paul Chone, Berlin. 


1) JW. 1922, 624. 2) JW. 1925, 2234. 
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tung ergibt ſich aus dem Kaufvertrage, wonach die Kl. dem Bekl. 
das Eigentum an dem Grundſtück übertragen muß. Hierzu iſt 
nötig, daß fie mit dazu beiträgt, daß die erforderliche Ge⸗ 
nehmigung erteilt wird. Daß der Bekl. hierauf einen Anſpruch hat, 
trotz der noch ſchwebenden Wirkſamkeit des Vertrages, kann nicht 
zweifelhaft ſein, da jeder genehmigungsbedürftige Vertrag dieſes Sta⸗ 
dium der Schwebe zwiſchen Abſchluß und Genehmigung durchmacht. 
Hat aber die Kl. die Pflicht mitzuwirken, daß die Genehmigung er⸗ 
teilt wird, ſo handelt ſie argliſtig, wenn ſie auf Grund ihres be⸗ 
ſtehenden Eigentums die Berichtigung des Grundbuches verlangt, ob⸗ 
wohl ſie auf der anderen Seite verpflichtet iſt, der äußerlich geſchehenen 
Eigentumsübertragung auf den Bekl. ihrerſeits durch Herbeiführung 
der Genehmigung die noch fehlende volle Rechtswirkſamkeit zu ver⸗ 
ſchaffen. Daß die Herbeiführung dieſer Genehmigung nicht unmöglich 
iſt, ergibt die Auskunft des Magiſtrats als der die Genehmigung er⸗ 
teilende Behörde, nach der auf Antrag und Zuſtimmung beider Ver⸗ 
tragsteile die Genehmigung möglicherweiſe noch heute erteilt wer⸗ 
den würde. 

Dem Klaganſpruch ſteht alſo die Einrede der Argliſt entgegen. 
Die Klage iſt daher abzuweiſen. Ob der Kl. die Einrede der Argliſt 
auch noch deshalb entgegenſteht, weil die Art, wie ſie bzw. ihr Ver⸗ 
treter bei Abſchluß nach der Behauptung des Bekl. die Formnichtig⸗ 
keit ſelbſt unter Irrtumserregung beim Bekl. verurſacht haben ſoll, 
die Berufung auf die Formnichtigkeit als ſittenwidrig erſcheinen läßt 
(RG. 107, 358), kann deshalb dahingeſtellt bleiben. 

(SG. Hildesheim, 2. ZR., Urt. v. 14. April 1926, 2 0 480/25.) 
Kiel. *. 

2. § 10 FernſprGeb O.; $ 242 BGB. Der einmalige 
Fernſprechbeitrag iſt mit 100 % aufzuwerten. f) 

Nicht zutreffend erſcheint es, daß die ſeitens der Bekl. auf Grund 
des Gef. v. 5. April 1923 über die Anderung des FernſprGebcZ. er⸗ 
folgte Rückzahlung des Nennwertes des Fernſprechbeitrages eine Auf⸗ 
wertung ausſchließt. Der Umſtand, daß den Fernſprechteilnehmern 
dadurch, daß ihnen durch die von ihrer Seite erfolgte Zurverfügung⸗ 
ſtellung der notwendigen Geldmittel die Aufrechterhaltung und Ver⸗ 
beſſerung des Fernſprechbetriebes gewährleiſtet und eine Erhöhung der 
Fernſprechgebühren vermieden wurde, eine gewiſſe Gegenleiſtung be⸗ 
reits zugefloſſen iſt, kann bei Beurteilung der Frage, ob eine Auf⸗ 
wertung ſtattzufinden hat, keine Berückſichtigung finden. Denn das 
Gef. v. 6. Mai 1920 in Verb. mit 830 FernſpO. v. 25. Aug. 1921 
(RG Bl. 1207) ſieht ohne jede Einſchränkung vor, daß der Beitrag 
an den Teilnehmer zurückzuzahlen iſt. Dieſe Rückzahlungspflicht, die 
damals nur für den Fall des Ablaufs des Teilnehmerverhältniſſes vor⸗ 
geſehen war, iſt durch das Gef. v. 5 April 1923 auf falle Fälle aus⸗ 
gedehnt worden. Die Bekl. hat ſie auch dem Kl. gegenüber durch 
Zahlung des Nennbetrages tatſächlich anerkannt. Die Rückzahlungs⸗ 
pflicht iſt nur durch die Beſtimmung eingeſchränkt worden, daß die 
Rückerſtattung nach Maßgabe der dem Reichspoſtminiſter durch den 
Haushaltsplan zur Verfügung geſtellten Mittel zu erfolgen habe. Dieſe 
Beſtimmung beruht aber lediglich auf ſtaatsrechtlichen Gründen. Sie 
hat zur Folge, daß die Fernſprechteilnehmer noch nicht auf Zahlung 
Klagen, ſondern einſtweilen, ſolange nicht Mittel zur Befriedigung der 
Anſprüche im Haushaltsplan ausgeworfen ſind, nur Feſtſtellung der 
Zahlungsverpflichtung des Reichspoſtfiskus verlangen können. Ins⸗ 
beſondere folgt aus der Beſtimmung nicht, daß Aufwertungsanſprüche 
ausgeſchloſſen ſein ſollten. Dazu hätte es einer ausdrücklichen ge⸗ 
ſetzlichen Regelung bedurft. Zwar iſt der Geſetzgeber bei Erlaß des 
Gel. v. 5. April 1923 zweifellos der Anſicht geweſen, daß die Behl. 
durch Zahlung des Nennbetrages ſich von ihren Verpflichtungen gegen⸗ 
über den Fernſprechteilnehmern, die ihr gezwungenermaßen in Zeiten 
der Not die zur Fortführung des Fernſprechbetriebes erforderlichen 
Geldmittel zur Verfügung geſtellt haben, endgültig befreien könnte. 
Dieſe Anſicht entſprach aber nur den damaligen Rechtsanſchauungen, 
denen eine Verpflichtung zur Aufwertung noch unbekannt war. Mit 
der Zahlung des Nennbetrages hat die Bekl. mithin den Fernſprech⸗ 
beitrag nicht zum Teil, ſondern in voller Höhe zahlen wollen. Dieſer 
Pflicht zur Ruckzahlung der ganzen Summe hat ſie nun aber nicht 
genügt, da ihre damalige Rechtsanſchauung irrig war und ihre Zah⸗ 
lung, die im vorliegenden Falle einen prüfbaren Vermögenswert über⸗ 
haupt nicht mehr beſaß, nach jetzt herrſchender Rechtsauſchauung nur 
als Teilzahlung anzuſehen iſt. 

Die Bekl. iſt demnach unter Anwendung des 8242 BGB. zu 
angemeſſener Aufwertung verpflichtet. Dieſe auf unter 100% des 
Goldwertes der Zahlung zu bemeſſen, liegt kein Anlaß vor, da die 
Fernſprechbeiträge in ganz überwiegendem Maße den Intereſſen der 
Bekl. gedient haben, deren Betriebsmittel verſtärkt und deren Ver⸗ 
mögen durch ſie vergrößert wurde, während die den einzelnen Fern⸗ 
ſprechteilnehmern zugefloſſenen Vermögensvorteile durchaus nebenſäch⸗ 
licher Natur geweſen ſind. 

(LG. Kiel, 2. 3 S., Urt. v. 18. Juni 1926, 2 8 74/26.) 
Mitgeteilt von RA. Peters, Kiel. 


Zu 2. Vgl. a. A. 28. München JW. 1926, 1482 und dazu 
Anm. Waſſermann und v. d. Trend. 


Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchriſt 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſchulden verwaltung. 


1. 5 32 AnlAblcc. Eine rückwirkende Aufwertung 
für Schuldſcheindarlehen an das Reich iſt nicht gegen 

Das Anl Abl. iſt, obgleich es zu den Anleihen auch die Scher, 
ſcheindarlehen rechnet, in ſeinen Grundzügen abgeſtellt auf die 
ſprüche aus Wertpapieren, d. h. auf abſtrakte Forderungen, für ug 
RG. 110, 404) den Grundſatz aufgeſtellt hat, daß eine Aufwerkun 
nicht verlangt werden könne. Andererſeits ſtellt das Geſetz für . 
Anſprüche aus den auf die frühere Währung lautenden öffentlichen 
Anleihen, wie dies in feinen 88 1 Abſ. 2, 30 Abſ. 2, 40 Abſ. 2 be 
Ausdruck gebracht ift, eine erſchöpfende Regelung dar, jo daß we 75 
gehende Anſprüche nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht kr 
geleitet werden können. Wenn hiernach in dem Geſetz eine allgem 915 
Beſtimmung dahin, daß während der Inflationszeit in Papierm gs 
vorgenommene Rückzahlungen eine Tilgung nicht oder nur unter de 
wiſſen Bedingungen bewirken konnten, ſich nicht vorfindet, fo beds e 
dies poſitiv, daß ſolche Zahlungen tatſächlich die Tilgung in 8 4 
des Nennwertes herbeigeführt haben. Dies muß auch für O1 
ſcheindarlehen gelten, da ein Unterſchied zwiſchen ihnen und 
papierforderungen nicht gemacht iſt. Eine Sondervorſchrift — 
ihr Vorhandenſein beſtätigt wiederum den im übrigen gelt Ge 
Grundſatz — beſteht lediglich in 8 32 und 8 40 Abſ. 3. Sie gilt . 
nur für die Länder⸗ und Gemeindeanleihen, kann alſo für das 9 
in Frage ſtehende, eine Markanleihe des Reichs i. S. des 8 2 Sul‘), 
darſtellende Schuldſcheindarlehen zufolge § 39 Ziff. 1 keine Anm 
dung finden. 

(Reichsſchuldenverwaltung, Entſch. v. 9. Aug. 1926.) 


enden 


II. Länder, 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 8 
1. 5 77 Allg. BauG. Die Erſtattung von Straßen, 
und Schleuſenbaukoſten, die vor Beginn des Währung 3 
verfalls aufgewendet worden find, hat im Falle ein / 


Schleuſen in der neuen Währung (Reichsmarh ein 
trag erhält, der der in Vorkriegsmark aufgewen 
Summe entſpricht. Setzt hierbei der Herſteller die 
kriegsmark der jetzigen Reichsmaßk gleich, jo liegt 
Zuvielforderung nicht vor.) h 
Die Gemeinde R. führte i. J. 1915 einen Straßenbau aus 15 
beſchleuſte die Straße. Die Kl. iſt mit dem Grundſtück Nr. 83⁴ iche 
Flurbuchs für R. Anliegerin und erhielt im Mai 1924 baupoligen en 
Genehmigung zur Errichtung einer Reihenhausgruppe. Die bereit? 
Oblaſtenbuche eingetragenen Straßenherſtellungskoſten im Betrage ge 
1731,74 6 wurden der Kl. in 1731,74 Reichsmark, bie Bejchleululihr, 
often unter Berückſichtigung eines am 3. Jan. 1924 für ſolche 


dete! 
Bor’ 
eint 


Zu 1. Das AnlAblG. ſollte urſprünglich eine Ablöſung be 
Rückwirkung überhaupt ausſchließen. Erſt während der Ausſchne, 
verhandlungen iſt eine Abweichung von dieſem Grundſatz dadur ung 
ſchaffen, daß der 8 35 AufwG., der eine aufwertende Rückwirk n 
für Induſtrieobligationen in engen Grenzen beſtimmt, faſt wärt 
als 832 AnlAblG. übernommen worden iſt. Der 8 32 bezieht, die 
aber nach ſeiner Stellung im zweiten Teil des Anl Abl. nur auf m 
Anleihen der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände. An? f. 
Ausſchluß jeder Rückwirkung für Reichsanleihen iſt nichts gel ſich 
worden. Aus den in der Entſch. erwähnten Beſtimmungen ergibt, 
mit Recht, daß die Gläubiger nur die Anſprüche haben, die 1 hen 
ausdrücklich im AnlAblGG. zuerkannt worden ſind. Unter Ante! en 
verſteht das AnlAblcg. auch Darlehen, die öffentliche Schuldner 9° 
Ausſtellung eines Schuldſcheins aufgenommen haben. Ä 

DObRegR. Dr. Neufeld, Berlin. 


1) JW. 1925, 1380. 


ich⸗ 
Zu 1. A. Das OVG. hat die umſtrittene Frage, ob öffentl 
rechtliche Anſprüche aufzuwerten find, nicht beantwortet. Im EHE e 
mit dem Miniſterium des Innern, mit dem es ſich wegen dieſer © nen 
ins Vernehmen geſetzt hatte, geht es davon aus, daß im vorliegengr⸗ 
Falle eine Aufwertung der Anliegerleiſtungen ausſcheidet, weil der u 
ſtattungsanſpruch erſt nach dem Währungsverfall entſtanden jet 4) 
dem Abdruck der Entſch. (Jahrb. des Sächſ. OVG. 29, 25) wird eine 
auf eine Auskunft des Sächſ. Gemeindetages hingewieſen, wonach on 
große Anzahl von Erſtattungsanſprüchen aus der Vorkriegszeit rl 
den Anliegern auf der gleichen Berechnungsgrundlage (Vorkrieg? ie 
— Reichsmark) ohne Weigerung erfüllt worden ſei. Iſt ſon agen 
Frage der Aufwertung öffentlich-rechtlicher Anſprüche in der vorl 


ahr. 1926 Heft 20 
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Uegerg. z 
j Infeiitungen ergangenen Gemeinderatsbeſchluſſes in Höhe von 30 % 
in 0 Be Meter des Anliegergrundſtücks für 63,5 m Anliegerlänge 
* von 1905 Reichsmark abgefordert. 
Abford ie Amtshauptmannſchaft wies den Rekurs der Kl. gegen die 
weſentliceng der Beträge zurück, auch die Anfechtungsklage blieb im 
> as ohne Erfolg. 
kracht, ine Aufwertung des Erſtattungsanſpruchs kommt nicht in Be⸗ 
a 3 es handelt ſich nicht darum, eine ſchon vor dem 
entſpr ungszerfall entſtandene Forderung zu erfüllen und dem⸗ 
977 An aufzuwerten. Der Anſpruch auf Rückvergütung beruht auf 
bedin Ag Bauch. und ſtellt fi als ein durch die künftige Bebauung 
des Anb Anſpruch dar. Die Tatſache des Anbauens löſt in der Perſon 
der An auenden die Verpflichtung zur Rückvergütung aus, wenn ſchon 
0 ſpruch auch vor der Bebauung gewiſſe Rechtswirkungen, wie die 
gungsfähigkeit des Bauaufwandes im Oblaſtenbuche, erzeugt. 
1924 egenſtand iſt vorliegendenfalls eine durch den Anbau im Mai 
mithin, niſtandene Verbindlichkeit der Kl. Dieſe Verbindlichkeit wird 
der or nicht vom Währungsverfall betroffen, und es iſt zu fragen, was 
Straße dende zu leiſten hat, damit der Herſteller der beſchleuſten 
den 9% einen der Anliegerlänge des Baugrundſtücks der Kl. entſprechen⸗ 
von eg des Bauaufwandes erſtattet erhält. Hiernach muß zwar 
den ll m tatſächlichen Aufwand i. J. 1915 ausgegangen werden, für 
rung Mfang der Rückvergütung iſt aber die nunmehr geltende Wäh⸗ 
nebſt den derzeitigen Geldverhältniſſen maßgebend. Der im 
1731 74 uch eingetragene Aufwand für den Straßenbau in Höhe von 
ſahrun % kann, da die Kaufkraft der Gold⸗ und Reichsmark er⸗ 
Vorkecmäßig im allgemeinen noch immer geringer iſt als die der 
von zegsmark, unbedenklich nunmehr in Reichsmark, d. h. in Höhe 
Fordern 1,40 Reichsmark, der Kl. abgefordert werden, eine Zuviel⸗ 
ng kann hierin nicht erblickt werden. 
der Pins 3 den Aufwand für den Schleuſenbau anlangt, fo darf nicht 
der M 15 Jan. 1924 feſtgeſetzte Pauſchalbetrag von 30 % je laufen⸗ 
zugrund er des Anliegergrundſtücks der Berechnung der Rückvergütung 
.J. 191 gelegt werden, denn es kommt auch hier auf den tatſächlichen, 
tab 15 entſtehenden Aufwand an. Damals galt noch der durch die 
ſender nordnung vom Jahre 1905 feſtgeſetzte Satz von 24% je lau⸗ 
dienen Meter. Dieſer Betrag mußte daher als Schätzungsgrundlage 
ae: ge Berückſichtigung der Kaufkraft der Vorkriegsmark und 
baugoßt gen Reichsmark kann ſonach die Gemeinde die Schleuſen⸗ 
63,5 5 9 bei 63,5 m Anliegerlänge für das Meter in Höhe von 
24 Reichsmark = 1524 Reichsmark erſtattet verlangen; der 


de 5 
(Openſch. unbeantwortet geblieben, fo iſt doch in einer anderen Entſch. 
ber Au J. Sen., Urt. v. 30. Juni 1925) jo viel klargeſtellt, daß auch 
Anſpruſwerkungsanſpruch dort, wo er beſteht, ein öffentlich⸗ rechtlicher 
erwalt iſt und wie der ihm zugrunde liegende Anſpruch im reinen 
Bauch kungsverfahren (3, B. bei Bauabgaben i. S. des 8 78 Alg 
frage) oder vor dem Verw. zu verfolgen iſt. Zur Aufwertungs⸗ 
doch ſelbſt hat das OVG. noch keine ſachliche Stellung genommen, 
Nahe id die Aufwertung von anderen Verwaltungsgerichten (z. B. 
Heimat VerwGöH.) bejaht. Das ABA. und das Bundesamt für 
ö en len lehnen die Aufwertung auf dem Gebiete des eigentlichen 
fat > en Rechts mangels geſetzlicher Beſtimmungen hierüber grund» 
ch ab. RA. Dr. Taeſchner, Leipzig. 


ohne B. Das Urteil iſt auch für die preuß. Verwaltungspraxis nicht 
28, 978 tereſſe, da nach der Überſicht von Friedrichs, PrVerwBl. 
ihr ee und nach ſonſtigen Ermittelungen das Preuß. OVG. über ent⸗ 
die in nde Fragen noch nicht geſprochen hat. Es mag richtig ſein, daß 
Geſtalt ntliche Aufwertung in ihrer den Gerichten meiſt vorliegenden 
aber u hier nicht zur Entſcheidung ſteht. Wirtſchoftlich betrachtet ſind 
18 10 weifelhaft hier gleiche Fragen zu entſcheiden, nämlich ob eine 
soll. 1015 gefeiftete Papiermarkzahlung, die der Eigentümer erſtatten 
r Goldmarkforderung entipricht, welche die 


Eintr 


nr eine geringere Kaufkraft beſitze als die Reichswährung der Vor⸗ 
Men ger K 

anten beachte z. B. demgegenüber die Reichsgeſetzgebung, die den Be⸗ 
Kraft gen ihrer Gehaltsrückſtände eine Berückſichtigung der Kauf» 
vb. 19 minderung der Mark verſagt (Art. 7 der 12. Erg. des Bejold®. 


bis g 
jez Enbe 1925 bekanntgewordenen Rechtſprechung und Rechtslehre und 


I fung RE. 113, 82). Selbſt bei der den Beamten günſtigen Auf⸗ 


* 
— Mark 


3 Warum ſoll es bei Straßenbeiträgen anders ſein? Hier müſſen 
Naufgratere Billigkeitsmomente in Betracht kommen als die ſog. 
Ihichen tt der Mark, die ja für alle Gegenstände des Bedarfs ver⸗ 
geweſen iſt. Für den Grundbejig dürfte insbeſondere, wenn 


am 3. Jan. 1924 beſchloſſene Pauſchalſatz von 30 % je Meter dagegen 
iſt zu hoch und nur ſo zu erklären, daß die Gemeinde nicht von dem 
tatſächlichen Aufwande i. J. 1915 ausgegangen iſt; die Gemeinde hätte 
bei richtiger Frageſtellung ebenſo wie bei den Straßenbaukoſten die 
Friedensmark der Reichsmark gleichgeſetzt und wäre demgemäß zu 
einem anderen Beſchluß gelangt. 

(Sächſ. OVG., I. S., Urt. v. 3. Febr. 1926.) 


Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 
1. Aufwertungsſteuer. 
Die Befreiung von der Auſwertungsſteuer nach $30 Nr. 3b der 
3. Steuer NotVO. (§ 9 Abi. 1 des Thür. Steuer NotG. vom 25. April 
1925) für Gebäude, die im Eigentum inländiſcher Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen, Stiftungen uſw. ſtehen, kann nur 
beanſprucht werden, wenn der betreffende Eigentümer die Gebäude 
(zu den die Befreiung begründenden gemeinnützigen, mildtätigen uſw. 
Zwecken) ſelbſt benutzt, nicht dagegen wenn er ſie nur für die 
fraglichen Zwecke dadurch nutzt, daß er ſie einem andern zur Be⸗ 
nutzung überläßt (vermietet). 
(ThürOVG., Urt. v. 5. Mai 1926, C 28/26.) 


C. Auslündiſche Gerichte. 


Obergericht Warſchau. 


1. 8 812 BGB.; 5 4 poln. BD. v. 14. Mai 1924. Der 
Fall des Zloty gibt keinen Grund für die Anwendung der 
Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereicherung. 

Das Höchſte Gericht konnte nicht anerkennen, daß die Vor⸗ 
ſchrift des 8812 BGB. verletzt ſei, da das Reſtkaufgeld im Ein⸗ 
klang mit den Beſtimmungen der VO. v. 14. Mai 1924 aufgewertet 
worden iſt. Dieſe Beſtimmungen haben gerade zur Aufgabe, der 
Bereicherung der Parteien durch die Entwertung der polniſchen Mark 
entgegenzutreten, wobei fie (8 4 1) eine Höchſtgrenze für die Auf⸗ 
wertung feſtlegen. Vorſchriften, welche eine analoge Aufwertung wegen 
des Zlotyſturzes geſtatteten, gibt es nicht. Der Mangel analoger Vor⸗ 
ſchriften weiſt aber darauf hin, daß die Anerkennung einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung infolge des Zlotyſturzes nicht zuläſſig iſt. 

(Obergericht Warſchau, 5. K., Urt. v. 26. März 1926, C 30/26.) 


man Billigkeitsgründe heranzieht, entſcheidend der Vorteil ins Ge⸗ 
wicht fallen, den die neue Straße und die Entwäſſerung dem Grund⸗ 
ſtück gebracht hat. Und dieſer Vorteil wieder wird rechneriſch ganz ver⸗ 
ſchieden zu bewerten ſein, je nachdem ein Wertzuwachs des Grund⸗ 
ſtücks zeitlich mit den Aufwendungen der Gemeinde zuſammenfiel. 
Wenn in der Inflationszeit die Stadt zur Beſſerung der Straße 
Papiermilliarden ausgegeben hat, jo müffen dieſe in wenige Goldmark 
umgerechnet werden. Ein weit höherer Wertzuwachs des Grundſtücks 
kann nach der Stabiliſierung in die Erſcheinung getreten ſein. Dann 
iſt volle Aufwertung gerechtfertigt. Umgekehrt können Aufwendungen, 
welche die Gemeinde in Friedensmark gemacht hat, nach der all⸗ 
gemeinen Entwertung der Grundſtücke für dieſe von ganz geringem 
Nutzen ſein, ja den ganzen Wert des Grundſtücks möglicherweiſe über⸗ 
ſteigen. Dann führt die Aufwertung zum Schaden des Anliegers zur 
Bereicherung der Gemeinde. Eine Schematiſierung i. S. des vorliegen⸗ 
den Urteils würde für die Einzelfälle alſo leicht zu Unbilligkeiten 
führen. Die Wohnungszwangswirtſchaft und die dem Grundbeſitz auf⸗ 
erlegten Steuern geſtatten, wenn man den Ausdruck „Kaufkraft der 
Mark“ auf Grundſtücke anwenden will, eine Erhöhung der Kaufkraft; 
ſie bewirken jedenfalls nicht, wie das Urteil will, eine Ermäßigung. 
Wenn jetzt zur Milderung der Erwerbsloſigkeit eine lebhafte Straßen⸗ 
bautätigkeit der Gemeinden einſetzt, ſo müſſen die Koſten zunächſt don 
der Allgemeinheit, vom Grundbeſitz aber nur nach Maßgabe des ihm 
erwachſenen Nutzens getragen werden. 
JR. Dr. Martin Lövinſon, Berlin. 


Zu 1. Das Urteil des Oberſten Gerichtes für Polen behandelt 
eine brennende Frage des polniſchen Aufwertungsrechtes. Polen macht 
nach der Stabiliſierung ſeiner Währung eine zweite Inflation durch. 
Der Zloty hat gegenwärtig einen internationalen Kurs, alſo einen 
Goldmarkwert, von knapp 50% feines Nenubetrages, nachdem er 
zeitweiſe ſogar bis auf ein Drittel ſeines Goldmarkbetrages ge⸗ 
fallen war. 

Die nach der Poln. AufwVO. v. 14. Mai 1924, in der Faſſung 
der Bekanntmachung v. 25. März 1925 feſtgeſetzte Aufwertung der 
Hypotheken von 15%, würde, wenn der Schuldner Kapital und 
Zinſen nach dem gegenwärtigen Goldmarkwert des Zloty zahlt, 
faktiſch auf etwa 7% herabgemindert ſein. Iſt dies mit der Poln. 
Aufw O. vereinbar oder nach der VO. geboten? Das Oberſte Ge⸗ 
richt in Warſchau bejaht dieſe Frage mit einer Begründung, die 
nicht nur nicht überzeugend iſt, ſondern der VO. direkt widerspricht. 

Wenn das Oberſte Gericht — in einem Falle, der, wie die 
Bezugnahme auf das BGB. erkennen läßt, die abgetretenen Gebiete 
betrifft — feine Auffaſſung darauf ſtützt, daß 8 812 BGB. nicht 
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anwendbar fei, jo iſt der Geſichtspunkt der Bereicherung jedenfalls 
der letzte, der für die Aufwertung von Forderungen herangezogen 
werden kann. Der Hinweis des Gerichtes darauf, daß die AufwVoO. 
die Aufgabe habe, der Bereicherung der Parteien durch die Ent⸗ 
wertung der polniſchen Mark entgegenzutreten, ſpricht auch nicht 
gegen, ſondern für die Zulaſſung der Aufwertung. Denn durch die 
tatſächliche Herabſetzung des geſetzlichen Aufwertungsbetrages findet 
eine wirtſchaftlich nicht zu rechtfertigende weitere Entſchuldung, alſo 
eine ungerechtfertigte Bereicherung des Schuldners ſtatt. Dies tritt 
bei der Hypothekenaufwertung beſonders deutlich in Erſcheinung, da 
der Wert des belaſteten Grundſtückes bei einer Geldentwertung ſich 
zahlenmäßig in einem höheren Nennbetrage auswirkt, während es 
dem Schuldner geſtattet ſein ſoll, die Kapital⸗ und Zinſenſchuld 
durch eine Zahlung zu tilgen, die infolge der Geldentwertung nur 
einen Bruchteil ihres zahlenmäßigen Wertes darſtellt. 

Wenn das Oberſte Gericht in Warſchau ausführt, daß es keine 
Vorſchriften gebe, die eine analoge Aufwertung wegen des Zkoty⸗ 
ſturzes gejtatteten, und daß der Mangel analoger Vorſchriften die 
Aufwertung ausſchließe, ſo erſcheint auch dies nicht zutreffend. Denn 
die Zubilligung des Aufwertungsſatzes nach ſeinem 
Goldmarkbetrage ergibt ſich direkt und unmittelbar 
aus der Poln. Aufw O., fo daß es einer analogen Anwen⸗ 
dung — deren Zuläſſigkeit übrigens zu bejahen wäre — nicht bedarf. 

Die Poln. AufwVoO. hatte ihr Vorbild in der deutſchen 
3. SteuerNotVO. Sowohl die 3. Steuer Not VO. als auch das deutſche 
AufwG. hat mit voller Abſicht nicht die durch die Stabiliſierung ge⸗ 
ſchaffene deutſche Reichsmark, ſondern den Goldmark betrag zum 
Maßſtab gewählt. Dies iſt auch in der Poln. Aufw VO. geſchehen, 
obwohl fie das Wort „Goldmarkbetrag“ nicht enthält. Nach 8 2 
Poln. BD. erfolgt die Umwertung des Zloty nach einer in das Geſetz 
aufgenommenen Tabelle, wonach der Zloty für die Vorkriegszeit und 
Nachkriegszeit in ein beſtimmtes Verhältnis zu der deutſchen 
Mark, der polniſchen Mark, der öſterreich⸗ungariſchen Krone und des 
ruſſiſchen Rubels geſetzt iſt. Dieſe Währungen werden aber nach ihrem 
Goldmarkkurſe berechnet. Wenn es 4 B. im 8 2 Nr. 2 Poln. 
AufwVO. heißt, ein Zloty ſei bis zum 1. Aug. 1914 — 0,81 deutſcher 
Mark, ſo bedeutet dies die Friedensmark. Demgemäß iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe der Zloty für Januar 1919 auf 1,08 deutſche Mark, für 
Dezember 1919 auf 7 deutſche Mark, für Dezember 1922 auf 950 
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deutſche Mark beſtimmt. Die Pol n. Aufm®d. ſetzt — buen 
die Bezugnahme auf den Goldmarkbetrag derjen ke 
Währungen, in denen die umzurechnende Schuld ER. 
gegangen iſt — den Goldmarkbetrag als Mapftab I” 
Dieſe Auslegung, die ſchon nach dem Wortlaut zwingend 
wird allein dem Zweck der AufwVO. gerecht. Die Umwertung cen 
einen Goldmarkbetrag iſt in den deutſchen wie in den polniſ 
Aufm®. gerade deshalb gewählt worden, weil nach den Erfahrunm 
der Inflationsjahre bei einer noch nicht gefeſtigten und wirtſchaf 
erprobten neuen Währung das Schickſal der Aufwertung van fi 
Schickſal der neuen Währung nicht abhängig gemacht, und desde 
ein feſter unerſchütterlicher Maßſtab aufgeſtellt werden ſollte e 
dieſer Maßſtab iſt derjenige angenommen worden, der in dem! 
nationalen Verkehr allgemein als ſolcher anerkannt iſt, nämlich t 
Gold. Gerade die Erfahrung mit der polniſchen Währung beit 
die Richtigkeit dieſes geſetzgeberiſchen Standpunktes. ie 
Die Poln. AufwVO. Hat im übrigen in weitgehendem Me 
dem Geſichtspunkte von Treu und Glauben Rechnung getragen 
ſeine Beſtimmungen in voller Abſicht beweglich geſtaltet, u affen 
materiellen Gerechtigkeit ſoweit wie möglich Geltung zu verſch aden 
Dieſer anerkennenswerten Tendenz wirkt das Urteil des Obe als 
Gerichtes in Warſchau entgegen. Es überraſcht dies um ſo mehr on 
die palniſche Rechtſprechung, auch des Oberſten Gerichtes, in ‚ir 
Fragen der Geldentwertung ſich bisher durch eine weitgehende Be dem 
ſichtigung des aequum et bonum ausgezeichnet und in einer ver’ 
Rechtsbewußtſein entſprechenden Weiſe die Tendenz des Geſeßes 5 in 
wirklicht hat. War es doch das Oberſte Gericht in Warſchau, dag 
dem bahnbrechenden Urteil v. 26. Febr. 1922 (vgl. JW. 1923, Ar 
als erſtes höchſtes Gericht den Gedanken der Aufwertung zur 
erkennung gebracht hat. acht 
Es iſt daher mit Spitzer, der in ſeiner Anmerkung (Seen 
1926, 937) das Urteil gleichfalls ablehnt, zu hoffen, daß mit DET, 
Urteil die Frage noch nicht endgültig entſchieden iſt. Dies darf unge 
mehr erwartet werden, als das Oberſte Gericht in Warſche del, 
Frage lediglich unter dem Geſichtspunkte der Bereicherung beha kie 
und, foweit der Auszug erkennen läßt, die ſonſtigen Geſichtspun 
die für die Aufwertung zu beachten ſind, noch nicht geprüft hat. 


RA. Dr. Berthold Haaſe, Berlin; 
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. 23602 

Gru N 276 BGB.; Bek. v. 15. März 1918 üb. d. Verk. m. landw. 
Bei einem der behördlichen Genehmigung bedürftigen Rechts⸗ 

nahme „kommt zwar kein Erfüllungsanſpruch, aber auch ohne An⸗ 
9276 Scher Argliſt, eine Haftung für bloßes Verſchulden i. S. von 
RG, * B. aus der gegenſeitigen rechtlichen Gebundenheit in a, 
te „ 8 


88 242, 326, 554 BGB. 1. Zu den Vorausſetzungen, unter denen 
die Verweigerung der Anerkennung einer vom Verpächter geforderten 
beſtimmten Aufwertung bei grundſätzlicher Anerkennung der Auf⸗ 
wertungspflicht i. J. 1924 für den lediglich die entwertete Papiermark⸗ 
ſumme als Pacht zahlenden Pächter Verzug mit der Zahlung dar⸗ 
ſtellt. 2. Bei Pachtverträgen ſteht dem Verpächter wegen veränderter 
wirtſchaftlicher Verhältniſſe der Rücktritt ſo lange nicht zu, als ein 
gütlicher Ausgleich im Wege der Pachtzinserhöhung oder Aufwertung, 
nötigenfalls unter Anrufung des Gerichtes möglich iſt. RG. 2365“ 

$ 242 BGB.; 98 328 Nr. 4, 722, 767 ZPO. Die Klage auf Voll⸗ 
ſtreckung eines ausländiſchen, die Aufwertung einer Hypothek ableh⸗ 
nenden Urteils muß abgewieſen werden; die Widerklage auf Auf⸗ 
wertung iſt unzuläſſig. RG 23675 

88 242, 249 BGB. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung unter 
Berücksichtigung der nach der Verurteilung zur Leiſtung fog 
8242 BHB.; § 10 FernſprGebO. Der einmalige Fernſprech⸗ 
beitrag iſt mit 100% aufzuwerten. LG. Kiel. 23882 
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tenen Geldentwertung. KGõ ... 2386? 
88 276, 242 BGB.; Bek. v. 15. März 1918 üb d. Verk. m. landw. 
Grundſt. Bei einem der behördlichen Genehmigung bedürftigen Rechts⸗ 
geſchäft kommt zwar kein Erfüllungsanſpruch, aber auch ohne An⸗ 
nahme einer Argliſt, eine Haftung für bloßes Verſchulden i. S. von 
8276 BGB. aus der gegenſeitigen Gebundenheit in Frage. RG. 
23667 

88 313, 138 86 B.; PrGrVerkch. Schwarzverkauf liegt nicht vor, 
wenn nur der richtige Geſamtkaufpreis angegeben iſt, mag auch die 
Verteilung des Preiſes fingiert ſein. Die Einrede der Argliſt ſchlägt 
nuicht durch, wenn die Argliſt ſich gegen den Steuerfiskus richtet, die 
Parteien ſelbſt aber im Einverſtändnis miteinander gehandelt haben. 
OLG. Frkff ti.. n 2386 
8 315, 242 BGB. Die Vereinbarung, im Falle der Markver⸗ 
beſſerung oder »verſchlechterung den Kaufpreis zu erhöhen oder zu 
mindern, iſt nicht nur Vereinbarung der Aufwertung des Kaufpreis⸗ 
reſtes, ſondern der Neufeſtſetzung des ganzen Kaufpreiſes. Für die 
Berechnung der Höhe bleibt aber auch hier maßgebend, ob billig oder 
FFF ee ee 2361? 
88 326, 242, 554 BGB. 1. Zu den Vorausſetzungen, unter 
denen die Verweigerung der Anerkennung einer vom Verpächter 
geforderten beſtimmten Aufwertung bei grundſätzlicher Anerkennung 
der Aufwertungspflicht i. J. 1924 für den lediglich die entwertete 
Papiermarkſumme als Pacht zahlenden Pächter Verzug mit der 
Zahlung darſtellt. 2. Bei Pachtverträgen ſteht dem Verpächter 
wegen veränderter wirtſchaftlicher Verhälkniſſe der Rücktritt ſo lange 
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nicht zu, als ein gütlicher Ausgleich im Wege der Pachtzinserhöhung 
oder Aufwertung, nötigenfalls unter Anrufung des Gerichtes mög⸗ 
lich iſt. RG. % , a RE 23650 
§§ 326, 242 BGB. Ein Rücktritt wegen verweigerter Auf⸗ 
wertung iſt dann nicht gegeben, wenn der Erwerber zur Aufwertung 
gezwungen werden kann. RG. 23602 
SS 364, 1164 BGB.; 5 10 Abſ. 1 Ziff. 5 Aufn. Die Über⸗ 
nahme einer Fremdhypothek durch den Käufer in Anrechnung 
auf den Kaufpreis tilgt die Kaufgeldforderung. Dies gilt auch in dem 
Falle, daß ſich der Verkäufer bereits im Kaufvertrage zum ſpäteren 
Erwerbe der Fremdhypothek verpflichtet und mit dem Käufer für den 
Fall des Erwerbs neue Bedingungen wegen dieſer Hypothek ver⸗ 
einbart hat. KG., ), ²7—d? N: 2371¹⁰ 
§ 415 BGB.; 58 9, 69, 72 Abſ. 1, 75 AufmG. 1. Der Schuldner 

iſt durch die Aufwertung der Hypothek auf einen von ihm ſelbſt dem 
Gläubiger zugebilligten Betrag nicht beſchwert. 2. Eine Entſcheidung 
der Aufwertungsſtelle, mit der ſie ihre Zuſtändigkeit überſchreitet, hat 
keine bindende Kraft ($ 75 AufwG.). 3. Der von Schuldnern, die die 
Schuld in der Inflationszeit übernommen haben, häufig vertretene 
Standpunkt, daß ſie die Schuld nur in Höhe des Goldmarkbetrages 
zur Zeit der Übernahme übernommen haben, iſt verfehlt. 4. Die 
Übernahme einer Schuld, für die eine Hypothek beſtelltiſt, iſt in der 
Regel eine beende 23705 
§ 515 BGB.; § 2 Abſ. 1 S. 2 AufwG.; Art. 18 Abſ. 3 DurchfVO. 
Grundſätze für die Aufwertung, je nachdem Kauf⸗ oder Tauſchvertrag 
VOLLE , ee ee 23681 
§§ 554, 326, 242 BGB. 1. Zu den Vorausſetzungen, unter 
denen die Verweigerung der Anerkennung einer vom Verpächter 
geforderten beſtimmten Aufwertung bei grundſätzlicher Anerkennung 
der Aufwertungspflicht i. J. 1924 für den lediglich die entwertete 
Papiermarkſumme als Pacht zahlenden Pächter Verzug mit der Zah⸗ 
lung darſtellt. 2. Bei Pachtverträgen ſteht dem Verpächter wegen 
veränderter wirtſchaftlicher Verhältniſſe der Rücktritt ſo lange nicht zu, 
als ein gütlicher Ausgleich im Wege der Pachtzinserhöhung oder Auf⸗ 
wertung, nötigenfalls unter Anrufung des Gerichtes möglich iſt. 955 
2365 


8 812 BGB.; § 4 poln. VO. v. 14. Mai 1924. Der Fall des Zlot. 
gibt keinen Grund für die Anwendung der Vorſchriften über die un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung. Ob. Warfhau .. 2389! 

8$ 812, 818, 242, 792BGB.; 862 AufivG. Wenn die Verpflich⸗ 
tung zur Aufwertung einer zurückzuzahlenden Kaufpreisanzahlung 
als Rechtsfolge der Nichtigkeit des geſchloſſenen Kaufvertrags beſteht, 
entfällt fie, ſoweit der Verkäufer nicht mehr bereichert iſt. KG.. 23592 

8894 BGB.; 5 1 GrVerkG. v. 10. Febr. 1923. Der Schwarz⸗ 
verkäufer iſt nach Auslaſſung und Eintragung verpflichtet, zur Ertei⸗ 
lung der nachträglichen behördlichen Genehmigung mitzuwirken; ſeiner 
Berichtigungsklage ſteht deshalb die Einrede der Argliſt entgegen. LG. 
Hilde. p òͤͤAA ̃ ̃ ̃ÿ 23871 

§ 1105 BGB.; § 31 AufwG.; Art. 184 EGBGB. Dinglich ge⸗ 
ſicherte, wiederkehrende Geldleiſtungen, die aus Ablöſungsrezeſſen ge⸗ 
ſchuldet werden, ſind Reallaſten i. S. des $ 1105 BGB. und auch dann 
nach § 31 AufwG. aufzuwerten, wenn fie vor dem Inkrafttreten des 
BGB. ins Grundbuch eingetragen worden find. KG.. . . . 237415 

88 1380, 1400 BGB.; 5 73 AufwG. Bei dem geſetzlichen Güter⸗ 
ſtand iſt der Ehemann zur Prozeßführung für die Frau in dem gegen 
ſie als Schuldnerin gerichteten Aufwertungsverfahern nicht legitimiert. 
Bayhsds ce, ER Pe 23794 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

Art. 184 EGBGB.; 831 Aufm®. 5 1105 BGB. Dinglich ge⸗ 
ſicherte, wiederkehrende Geldleiſtungen, die aus Ablöſungsrezeſſen 
geſchuldet werden, find Reallaſten i. S. des § 1105 BGB. und auch 
dann nach § 31 AufwG. aufzuwerten, wenn fie vor dem Inkrafttreten 
des BGB. ins Grundbuch eingetragen worden ſind. KG. 23745 


8 
7 
7 


Auſwertungsgeſetz. 


5 2 Abſ. 1 S. 2 AufwG.; Art. 18 Abs. 3 DurchfVo.; 8 515 BGB. 
Grundſätze für die Aufwertung, je nachdem Kauf- oder Tauſchvertra 
vorliegt. K... 23681 

8 2 AufwG.; Art. 117 DucHfVD.; 8 794 ZPO.; 89 13, 14 GBG. 
Die Aufwertungsſtelle iſt zur Beurkundung der dinglichen Unter⸗ 
werfung unter die Zwangsvollſtreckung unzuſtändig. le = 

2 

88 3, 9 Aufw®.; Die perſönliche Kaufgeldforderung ift nach dem 
Tage des 1 aufzuwerten. KK. 23716 

§ 3 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufiv6. Werden bei Auflöſung einer Sparkaſſe 
zugunſten einer anderen die Spareinlagen und Hypotheken reſtlos der 
anderen Sparkaſſe zugeführt, jo iſt die Vorſchrift des 9 3 Abſ. 1 Ziff. 8 
Aufm®. entſprechend anzuwenden. Dies gilt auch in dem Fall, daß 
der Reſervefonds nicht mitübertragen wird. K õ m. 23682 

88 6, 22 Abf. 2 AufwG.; Die einmal eingetragene Buchung 
wird des Schutzes des öffentlichen Glaubens teilhaftig, ſo daß ſich 
an ſie ein gutgläubiger Erwerb anſchließen kann. Bei Abtretung 
eines in der Zeit vom 14. Febr. 1924 bis 1. Okt. 1924 begründeten 


1 


Curiſtiſche Wochenſchrift 


Rechts nach dem 1. Okt. 1924, aber vor dem Inkrafttreten des Auſwel, 
ſteht 595 neuen Gläubiger ein Vorrang gemäß $ 6 Abſ. 2 Auf w nh 
au . ee u ar © Ei 
87 Aufin®.; 5 133 BB. Wortlaut des Verzichts auf den 99515 
borbenata G , ie. ee 
ss 8 Abſ. 1, 15 S. 2, 16 Ai. 1 S. 3 AufwG.; 16 
Eigentümer und perſönliche Schuldner die Einſpruchsfriſt des irte⸗ 
AufwG. verſäumt, fo verliert er zwar das Recht, ſich auf die 4 ſic 
klauſel des § 15 S. 2 AufwG. zu berufen, ift aber nicht gehinberh dos 
auf die Härteklauſel des $8 Abſ. 1 zu berufen, KW . zu 
85 8, 15, 17, AufwG.; Die Härteklauſel gegenüber dem Set 
110 iſt 75 den gleichen Vorausſetzungen gegeben, wie für > 37075 
iger d I 
88 8, 9, 10 AufwG.; § 22 GBD.; Art. 5 Durchf VO. Die, wee 
lichkeit, daß auf Antrag des Eigentümers oder Schuldners eine teile 
Rückgängigmachung der Normalaufwertung eintritt, ſteht der gen. 
tragung des Aufwertungsbetrages im Grundbuch nicht ente 380 
SGBraunſch sd Re ee fu 
88 9, 10 Aufiv®. Fälligkeit und Verzinſung haben keinen si 
auf den Aufwertungsbetrag. RW. „sr 
88 9,69, 76 Abi. 1 75 AufwG.; 9 415 BGB. 1. Der Sch 
ner iſt durch Aufwertung der Hypothek auf einen von ihm eu 
dem Gläubiger zugebilligten Betrag nicht beſchwert. 2. Eine aber 
ſcheidung der Aufwertungsſtelle, mit der fie ihre Zuſtändigkeit ul 
ſchreitet, hat keine bindende Kraft (8 75 AufwG.). 3. Der von S 
nern, die die Schuld in der Inflationszeit übernommen haben, y ar 
vertretene Standpunkt, daß ſie die Schuld nur in Höhe des So 
betrages zur Zeit der Übernahme übernommen haben, iſt verſe in 
4. Die Übernahme einer Schuld, für die eine Hypothek beſtellt for 
der Regel eine befreiende. Kdt. air 
8 f. 62, 63, 14 15 Mufin®.; Nach Rüczahlung der Fee 
derung und Löſchung der Hypothek beſteht kraft Rückwirkung des 
Vorbehalt die „durch Hypothek geſicherte Forderung“ in Höhe . 
Aufwertungsbetrages fort. Ein vor der Rückzahlung erfolgter . 
behalt iſt auch als Vorbehalt „bei“ der Annahme der Leiſtung aue 
ſehen. In der Löſchungsbewilligung liegt nicht ein Verzicht auf N 
Aufwertung der Hypothek. Zum Begriff der Vermögensanlage. J 
1 r 
§ 10 Abſ. 1 Ziff. 5, Abſ. 3 AufvG. Das KG. hält an jeinet ger 
herigen Auffaſſung feſt, daß bei zeitlich auseinanderfallenden pas 
tragsanträgen und -annahmen die Forderung erſt mit der Annah ee we 
Vertragsantrags begründet wird. Die Anſicht, daß die Kaufgel be, 
rung mit der Abgabe eines bindenden Vertragsantrags wenigſtens an 
dingt begründet werde, wird abgelehnt, und zwar auch für en gas 
eines ſogenannten Offextvertrags K.. 
§8 9, 3 AufwG. Die perſönliche Kaufgeldforderung 
dem Tage des Kaufabſchluſſes aufzuwerten. K.. len, 
8 10 Abſ. 1 Ziff. 6 AufwG. Auf Vauhandwerkerfordern 6 
die durch Verkehrshypotheken geſichert find, findet der $ 10 Abf. 1 90 ! 
Aufw®. keine Anwendung. KO... .. 2.22.00. sur: 
810 Ziff. 2 Aufivb. Aufwertung bei Erbauseinandenſ ung 
Vom Schuldner verſchuldete Wertminderung der belaſteten e 
iſt dem feſtzuſtellenden heutigen Werte hinzuzurechnen. KG. il be⸗ 
8 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. Der Grundſtückswert muß m und 
ſonderer Sorgfalt ermittelt werden. Steuerliche Bewertungsggein 
ſätze ſind für die Ermittlung des wahren Grundſtückswertes nich 9971 
maß gehend nahme 
5 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG.; 89 364, 1164 BGB. Die Ubern auf, 
einer Fremdhypothek durch den Käufer in Anrechnung auf den 
preis tilgt die Kaufgeldforderung. Dies gilt auch in dem Fal, der 
ſich der Verkäufer bereits im Kaufvertrage zum ſpäteren Ges Er⸗ 
Fremdhypothek verpflichtet und mil dem Käufer für den Fall go. 
werbs neue Bedingungen wegen dieſer Hypothek vereinbart Baba 


zue tale 
88 14, 15, 16 AufwG.; Art. 128 Durchf VO. z. AufwG. Eine bei 
ſame rechtzeitige Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs iſt 5 dent 
vereinbarter Aufwertung erforderlich. Anmeldungen, die vor 
Inkrafttreten des Aufw. G erfolgten, find ausreichend. KZ.. derung 
88 14, 15 9 ff., 62, 63 Aufw®.: Nach Rückzahlung dei Vorbeſel 
und Löſchung der Hypothek beſteht kraft Rückwirkung oder 0 
die durch „Hypothek geſicherte Forderung“ in Höhe des Aufwe⸗ auch 
betrages fort. Ein vor der Rückzahlung erfolgter Vorbehalt 7 
als Vorbehalt „bei“ der Annahmed er Leiſtung anzuſeßer ng der 
Löſchungsbewilligung liegt nicht ein Verzicht auf die Aufwe 2357 
Hypothek. Zum Begriff der Vermögensanlage. a. Has pet 
8815 S. 2, 16 Abſ. 1 S. 3, Aufiv®.; g 8 Abſ. 1 AufwGG. Aufwe 
Eigentümer und perſönliche Schuldner die Einſpruchsfriſt dess nr RT; 1 
verſäumt, ſo verliert er zwar das Recht, ſich auf die Härteklauſel nulla 
S. 2 Aufwch. zu berufen, ift aber nicht gehindert, ſich auf die Har , 
e ab⸗ 
88 15, 16, 17 Aufio®. Beantragt der frühere Gläubiger ee 
au und Schuldner Abwertung auch gemäß $ 15 Aufw®. berg 


an 1 


j—ͤ—— 2 ee % 


ah 


— 
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i us 15,17 AufwG., $ 8. Die Härteklauſel gegenüber dem Zedenten, 
. er den gleichen Vorausſetzungen gegeben, wie für den Glaubiger. 


.. 
r hieran uhe hal a ie 5 0 In 


Aukafkut ) I 
dom 14 der Erwerb anſchließen kann. Bei Abtretung eines in der Zeit 
1. Ort Febr. 1924 bis 1. Okt. 1924 begründeten Rechts nach dem 

0. 1924, aber vor dem Inkrafttreten des AufwG., ſteht dem neuen 


Mbiger ein Vorrang gemäß $6 Abſ. 2 AufwG. nicht zu. KG. 23801 
eich nz 
ich nicht auf die perſönliche Forderung. Kw. 


pruches i 


erkannt w 5 25 x PR 
urde. — 8 2 5 : 
anwendbar. 85 0 828 AufwG. iſt allgemein bei Aufwertungsanſprüchen 


Neherte, wiederkehrende Geldleiſtungen, die aus Abloſungsrezeſſen ge⸗ 
nach z werden, ſind Reallaſten i. S. des $ 1105 BGB. und auch dann 
Bs 
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E f 
Sa ngeficherten Forderung zu begnügen, muß vielmehr ſogleich den 
A0 ner zur Zahlung des Aufwertungsbetrages e 
due Aufwch. : 88 242, 792, 812 BGB. Wenn die Verpflichtung zur 
folge 3 einer zurückzuzahlenden Kaufpreisanzahlung als Rechts⸗ 
ſomei t er Nichtigkeit des geſchloſſenen Kaufvertrags beſteht, entfällt fie, 
9 7 Verkäufer nicht mehr bereichert iſt. Raw. 23592 
N 62, 63, 9ff., 14, 15 Aufm®. Nach Rückzahlung der Forderung 
behalt rung der 


w 

auch 1 @betrages fort. Ein vor der Rückzahlung erfolgter Vorbehalt iſt 
öf * 0 Vorbehalt „bei“ der Annahme der Leiſtung anzuſehen. In der 

ddpether dewil gung liegt nicht ein Verzicht auf die Aufwertung der 


Über de Abſ. 2 S. 2 AufwG. : 8 1 Ab. 1, Ab. 2 Ziff. 3 5008. ; 5 15 Rcheſ. 


erſicher N 1 1 B 
d ungsverein auf Gegenfeitigfeit iſt an ſich nicht Kaufmann i. © 
39% Abſ. 2 S. 2 Aufwch. KG. 237417 
19248 67, 78 
dle eine 8 

mch angenommen, jo kann eine Zuſatzaufwertung nach $ 78 AufwG. 
ſchaft d. 
1032 fal 
werden 


d 
ni durch das Mufiv®, gewährten Mehranſpruchs nach $ 78 Aufwch. 
Otentgegen. K A: 


für ga Aufws, Die Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle kann auch 


au 

kön dete, fo hat fie ſich, da inſoweit die rechtskräftige Entſcheidung 

ein 

vielmel 

berugte 

fand iſt d 

ie 

0 Schuldnerin gerichteten Aufwertungsverfahren nicht 0 
. 2379 


73 AufwG.; 5 22 RFGG. Bei Verſchulden des Rechtsanwalts 
eine Wiedereinſetzung nicht ftatt. K. 2376 21 


. 


finde 


au 
wer Werten, fo hat fie ſich, da infoweit die rechtskräftige Entiheidung 
einer en ungeſicherten Anſpruch aus 8 75 vollſtreckbar ift, nicht mit 


dermahr ſogleich den Schuldner zur Zahlung des Aufwertungsbetrages 
teilen. K 


thek b Aufwcz. Der Schuldner iſt durch die Aufwertung der Hypo⸗ 
niche 900 einen von ihm ſelbſt dem Glaubiger zugebilligten Betrag 
fie jveſchwert. 2. Eine Entſcheidung der Aufwertungsſtelle, mit der 
Aufwch Zuſtändigkeit überſchreitet, hat keine bindende Kraft ($ 75 

). 3. Der von Schuldnern, die die Schuld in der Inflationszeit 
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übernommen haben, häufig vertretene Standpunkt, daß ſie die Schuld 
nur in Höhe des Goldmarkbetrages zur Zeit der Übernahme über⸗ 
nommen haben, iſt verfehlt. 4. Die Übernahme einer Schuld, für die 
eine Hypothek beſtellt ift, iſt in der Regel eine befreiende. KG.. . 23705 

§§ 78, 7 Aufw. Hat der Gläubiger nach dem 13. Febr. 
1924 eine Zahlung auf Grund eines nach 8 67 Aufw®,. wirkſamen Ver⸗ 
gleichs angenommen, jo kann eine Zuſatzaufwertung nach $ 78 AufwG. 
nicht beanſprucht werden. — Haben ſich die Parteien unter der Herr⸗ 
ſchaft der 3. SteuerNot VO. dahin geeinigt, daß an Stelle des am 1. Jan. 
1932 fälligen Aufwbetrages von 15% ein geringerer Betrag ſofort 
gezahlt werden ſoll, ſo ſteht die Annahme dieſer Leiſtung der Geltend⸗ 
machung des durch das Aufm®. gewährten Mehranſpruchs nach 9 78 
AufwG. nicht entgegen. KG. 0 e 


Durch führungsverordnung zum Auſwertungsgeſetz 
v. 29. Nov. 1925. 


Art. 2 Durchf V.; 88 16, 19, 22, 71 GBO. Grundſätze für die 
Auslegung des Art. 2 Durchf VO. Eine grundbuchrechtliche Zwiſchen⸗ 
verfügung iſt mit der Beſchw. anfechtbar. Die Eintragung der 
Aufwertung iſt eine Berichtigung des Grundbuchs und erfordert die 
Bewilligung aller von der Eintragung Betroffenen, falls die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs nicht nachgewieſen wird. KG. .. 23834 

Art. 3 DurchfVD. Iſt die Eintragung bereits auf Grund der 


TT 


V ff.. IC 


Art. 18 Abſ. 3 Durchf V.; § 2 Abſ. 1 S. 2 AufwG.; 8 515 BGB. 
Grundſätze für die Aufwertung, je nachdem Kauf- oder Tauſchvertrag 
Borliegt e e 23681 


LEN oo. . 


Bei Eintragung 


damit auch die Unterwerfungsklauſel im Grundbuch bereits gelöfcht 
o 0 ae ra ee 

Art. 32 Durchf.; 537 AufwG. Gläubiger von Induſtrieobli⸗ 
gationen erhalten ein Genußrecht auch nach Umtauſch vom Jahr 1922. 
OLG. Stuttg 23801 


Art. 1264 Durchfbd. Die Beſcheinigung nach Art. 1260 
Durchf VO. iſt rein tatſächlicher Natur und hat ſich auf die An⸗ 
gaben über den Eingang der Anmeldung zu beſchränken. — lber 
Einwendungen gegen die durch den Gerichtsſchreiber erteilte Beſcheini⸗ 
gung nach Art. 1262 Durchf VO. hat die Aufwpſtelle zu entſcheiden; erſt 
gegen deren Entſcheidung findet die Beſchwerde ſtatt. R. 237722 

Art. 128 Durchf.; 8g 14, 15, 16 AufwG. Eine wirk⸗ 
ſame rechtzeitige Anmeldung des Aufwertungsanſpruchs iſt auch bei 
vereinbarter Aufwertung erforderlich. Anmeldungen, die vor dem In⸗ 
krafttreten des AufwG. erfolgten, ſind ausreichend. KG. . . 23823 


Anleiheablöſungsgeſetz. 


$ 32 Anl Abl. Eine rückwirkende Aufwertung für Schuldſchein⸗ 
darlehen an das Reich iſt nicht gegeben. RSchuld Verw. . . 23881 


Handelsgeſetzbuch. 

81 Abf. 1, Abſ. 2 Ziff. 3 HGB.; 8 67 Abſ. 2 S. 2 Aufw.; 
§ 16 RGeſ. über die privaten Verſicherungsunternehmungen v. 12. Mai 
1901. Ein Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit iſt an ſich nicht 
Kaufmann i. S. des 5 67 Abſ. 2 S. 2 AufwGG. KG. 237417 


Reichsgeſetz über die privaten Verſicherungsunternehmungen. 


1 RGeſ. über die privaten Verſicherungsunternehmungen v. 
12. Mai 1901; §67 Abſ. 2 S. 2 AufwG.; § 1 Abſ. 1, Abſ. 2 Ziff. 3 
HGB. Ein Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit iſt an ſich nicht 
Kaufmann i. S. des 5 67 Abſ. 2 S. 2 Aufv®. KG.. . . „237417 


Eiſenbahnverkehrsordnung. 


2396 


II. Verfahren. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 


88 13, 14 686. Rechtsnatur der AufwStelle. BayOboG. 23795 
§ 136 GVG. Sit ein Ziv Sen. von der Rechtſprechung der anderen 
Senate abgewichen, ohne das Plenum anzurufen, ſo beſteht für die 
anderen Senate, die an ihrer Rechtſprechung feſthalten, kein Anlaß 
zum Plenum. RG 2362 


Zivilprozeßordnung. 


88 328 Nr. 4, 722, 767 ZPO.; 5242 BGB. Die Klage auf 
Vollſtreckung eines ausländiſchen, die Aufwertung einer Hypothek ab⸗ 
lehnenden Urteils muß abgewieſen werden; die Widerklage auf Auf- 
Ferkung iſt unzulaſſg ??; 8 23678 

8 722, 328 Nr. 4, 767 3 PD.; § 242 BGB. Die Klage auf Voll⸗ 
ſtreckung eines ausländiſchen, die Aufwertung einer Hypothek ableh⸗ 
nenden Urteils muß abgewieſen werden; die Widerklage auf Auf⸗ 
Wertung it unzuliſſg 23675 

8 794 ZRD.; 8 72 AufwG.; Art. 117 DurchfVO.; 88 13, 14 GVG. 
Die Aufwertungsſtelle iſt zur Beurkundung der dinglichen Unter⸗ 
werfung unter die Zwangsvollſtreckung nicht zujtändig. Bay Obo, 

2379 

SS 794, 800 3 PD.; Art. 24 Durchf VO. z. AufwG. Bei Eintragung 
des Aufwertungsbetrages einer aufgewerteten Hypothek iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckungsklauſel nur dann einzutragen, wenn die Hypothek und 
damit auch die Unterwerfungsklauſel im Grundbuch bereits gelöſcht 
e l e e 8 238556 


eo... 


Freiwilliges Gerichts barkeitgeſetz. 


§ 22 R.; 573 AufwG. Bei Verſchulden des Rechtsanwalts 
findet eine Wiedereinſetzung nicht ſtatt. Ke. 23762¹ 


Grundbuchordnung. 


88 16, 19, 22, 71 GBD.; Art. 2 DurchfVO. z. AufwG.; Grund⸗ 
ſätze für die Auslegung des Art. 2 Durchf VO. Eine grundbuchrechtliche 
Zwiſchenverfügung iſt mit der Beſchw. anfechtbar. Die Eintragung 
der Aufwertung iſt eine Berichtigung des Grundbuchs und erſordert 
die Bewilligung aller von der Eintragung Betroffenen, falls die Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs nicht nachgewieſen wird. KG.. . 23834 

§ 22 GBBD.; 58 8, 9, 10° Aufw ö.; Art. 5 DurchfVO. Die Mög⸗ 
lichkeit, daß auf Antrag des Eigentümers oder Schuldners eine teil⸗ 
weiſe Rückgängigmachung der Normalaufwertung eintritt, ſteht der 
Eintragung des Aufwertungsbetrages im Grundbuch nicht entgegen. 
De Braunſch ,,, Don 0 0.0 0.0 5 Belle 


[Quriftiige Wogenkhrit_ 


B. 
Öffentliches Recht. 
I. RKeichsrecht. 
Fernſprechgebührenordnung. 


10 gernſprcebd. 3242 BOB. Der einmalige Fernſpreche 
trag iſt mit 100% aufzuwerten. LG. Kiel. te 


II. Preußen. 
Grundſtücks verkehrsgeſetz. : 
Pr6rBcrt®.; 88 318, 138 BEL. Schwarzverkauf liegt nicht DON 
wenn nur der richtige Geſamtkaufspreis angegeben iſt, mag auch it 
Verteilung des Preiſes fingiert fein. Die Einrede der Argliſt ſchlägt nen 
durch, wenn die Argliſt ſich gegen den Steuerfiskus richtet, die Ache 
ſelbſt aher im Einverſtändnis miteinander gehandelt haben. DE 


$1 GrBert®. v. 10. Febr. 1923; 9894 BGB. Der Schwar 
verfäufer iſt nach Auflaſſung und Eintragung verpflichtet, zur Herbe 
führung der nachträglichen behördlichen Genehmigung mitzuwirten; 
ſeiner Berichtigungsklage ſteht deshalb die Einrede der Argliſ Sri 
gegen e idee „ 2 


Bekanntmachung über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken. 25 

Bek. v. 15. März 1918 üb. d. Verk. m. landw. Grundſt.; 88 2 

276 BGB. Bei einem der behördlichen Genehmigung bedürftige. 
Rechtsgeſchäft kommt zwar kein Erfüllungsanſpruch, aber auch — 
Annahme einer Argliſt, eine Haftung für bloßes Verſchulden i. S. 1 
9 276 BGB. aus der gegenfeitigen rechtlichen Gebundenheit in 99500 


hierbei der Herſteller die Vorkriegsmark der jetzigen Reichsmark 993881 
fo liegt eine Zuvielforderung nicht vor. Say. OVG... 23 
C 


Ausländiſches Recht. 

8 4 poln. VD. v. 14. Mai 1924; 5 812 BGB. Der Fall des A 
gibt keinen Grund für die Anwendung der Vorſchriften über die ke 
gerechtfertigte Bereicherung. ObG. Warſchau. 230 
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